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Inhalts-Verzeichniß. 





1. Vermiether. Pfandrecht. Invecta et illata. 


Der Bermiether hat wegen feines-Zinfes und anderer Forderungen 
aus dem: Miethöverhältniffe die Rechte eines Pfandgläubigers blos 

auf diejenigen, vom Miether eingebrachten Sachen, welche diefem 
: eigenthümlic gehören, nicht auf bie eingebrachten Sachen drit⸗ 


ter Eigenthümen. -. = 2. 2 0% a ee S. 1 
#2. Pupillar-Subſtitution. Eltern. Großeltern As— 
eendenten. 


Die Befugniß zur Anordnung einer upltar-Subftitution Reht nur 
den Eltern, nicht den Großeltem und den entfernteren Werwandten 
in der auffteigenden geraden Linie, zu. . . G. 14. 

#3. Altentheil Leibſucht. Heirath. Ehefrau. Kind. 

Ein Atfiger, welcher eine anderweitige Ehe eingeht, iſt berechtigt 
feine Ehefrau und demnächſt die, ‚mit ihr. erzeugten Kinder in deu 
Altenfig aufzunehmen, fofern ihm eine abge nderte Wohnung ein 
geräumt und zu feinem Interhalt befondere Präftationen oder Fän- 
dereien überwieſen worden. 2 2.2... N EEE © 


A 4. Poſen. Erbrecht, Inteſtaterbfolge. Ascendenten. 
AAltpolniſches Recht. 


NRach altpblniſchen Rechten Haben Ascendenten keinen Erbanſpruch 
auf den Nachlaß ihrer kinderlos und ohne Teſtament verſtorbenen 
‚Descendenten. ... re . 0.08 “_ ©: 3% 


1. zu.ben Landestheilen, weiche zum ehemaligen Großherzogthum Berg 
| 
des 


eeret Geſetzeskraft erhielt, ein vererbliches Beftgrecht 
Hr ua nn ch — * 


vi 


II. Ein erbliches Beſitzrecht iſt bei dagut anzunehmen, 


einem Kurmu 
wenn bie Kurmud als Realabgabe von dem Gute entrichtet ren 


HI, Du, bei Kurmudsgütern in den Gewinnbriefen fich findende Vor⸗ 
ehalt: \ 

‚daß der Hof nach dem Abjterben der Pächter Ins und ledig zur 
fie Dispofition wieder anheim fallen und ihre Kinder oder ſon⸗ 
ige Erben Fein weiteres Recht daran haben follen, als dasjenige, 
welches fie aufs Neue wiedergewinnen und ihnen alsdann geſtat⸗ 


tet wir 
fehlieft ein vererbliches Beſitzrecht an dem Grundftücke nicht aus, ©. 51, 


6.6. Münzſorte. Groſchen. Eourant. Silbergeld. 

1. Die Allerhöchfte Cabinetsorder vom 25. Drtober 1825, nad) wel⸗ 
cher bei Fünftigen Verträgen und Rechnungen unter der Bezeich- 
nung von Grofchen, nur Silbergrofchen verftanden fein follen, bes 
zieht: fich nur auf den Fall, wenn in Verträgen die Bezeichnung: - 
Grofchen, ohne ‚nähere Angabe der Münsforte, gebraucht ift. ©. 65. 

U. Haben * mündlich eontrahirt, fo muß bei entſtehendem 

treit durch Beweisaufnahme ermittelt werden, über welche Art 
von Grofchen fie einig geworden. » » ı . » . ... ©. 65. - 


A 7. Ceffion,  Sorderung, Schuldurkunde. Beſitz. Gu⸗ 
ter Glaube. 


J. Zur Gültigkeit der gänzlichen oder theilweiſen Ceſſion einer Forde⸗ 
ar ift die Übergabe der, über die Dee A Urkunde nicht 
ne DEE RE A ER A E SAERR SRH ©. 70, 


11. Wenn jedpch ein Activum, ganz oder theilmeife, Mehreren cedirt 
worden, und diefe ihren Titel insgeſammt yon einem und demſel⸗ 
ben Autor herleiten, fo fchließt derjenige, welcher den Beſitz der 
Schuldurkunde im guten Glauben eingeräumt erhalten hat, auch 
die, durch frühere Eeffionen erworbenen Anfprüche der 88 * 


MM 8. Teſtament. Dorfgericht. Schöppen. Vertretung. 
Regreß. 


I. Ein Dorfgericht iſt zur Aufnahme eines Teſtaments hinreichend bes 
ſetzt, wenn daffelbe, außer dem Gerichtöfchreiber, von dem Schul: 
jr und zweien vereideren Schöppen gebildet wird, obgleich bei 
em Dorfgerichte 9— mehrere Schöppen vorhanden ſind. S. 80. 
II. Die Vertretungsverbindlichkeit der Mitglieder eines Dorfgerichts, 
welche bei Aufnahme eines Teſtaments die —— Förmlichkeis 
ten verabfäumen, en fih auf ni wenn fie unterlaffen 
das aufgenommene Teſtament dem Gerichtähalter ohne Zeitverlu 
einmhändigen. » von 2 en «660. 
#9. Ereditiren. Militairperfon. Portepeefähnrich 
—— Nützliche Verwendung. Vater, Bär 


terlie Gewalt. 
J. Sp weit Militairperſonen ohne Conſens ihrer Borgefegten Feine 


* 





vu 


Darlehne aufnehmen Eönnen, bürfen ihnen auch Forderungen der 
Speifewirthe mit rechtlicher. Wirkung nicht erebitirt —— 93, 
Il. Yortepeefähnriche find in Rückficht der Fähigkeit, Darlehne au 
— — den Unterofficieren gleich zu Ära N ex je S. 8 
III. Darlehnsforderungen, welche gegen eine Militairperſon, ſelbſt au 
den Grund nützlicher Verwendung, nicht —— — 
konnen, geben aus dieſem Fundament auch gegen den DBater des 
Schuldners Fein Klagerecht. Das Nämliche gilt von Forderungen 
für ereditirte Sehen. - - 2 0 0 0 00. . G. 9. 


A 10. Schwängerung. Eheverfprechen. Beifchlaf. Eder 
selöhnik. | 


I. Kann eine, unter dem Verſprechen der Ehe Gefchwächte auch dann 
bie Vollsichung der Ehe oder, falls der Schtwängerer diefe verwei⸗ 
gert,. alle Rechte einer gefchiedenen, für den unfchuldigen Theil ers 

Härten Ehefrau verlangen, wenn das Eheverfprechen mehrere Jahre 
vor erfolgter Schwängerung abgegeben worden if? . . &. 102. 

II. Verliert die Gefchwächte die gedachten Anfprüche an deu Schwän⸗ 
gerer durch eine fpätere Verlobung mit einem Andern? ' &. 103 

„# 11. Hausoffieiant. Gefinde, 

Die Rechte und Pflichten der Hausoffieianten find, fo weit die 
Ss Te & 5. 11.08 A. 8. R. nicht befanbere 

immungen für dieſelben enthalten, * Emanation der Geſinde⸗ 
Ordnung vom 8. November 1810 nach den Vorſchriften dieſer letz⸗ 
en, nicht nach den $$. 1—176. des A. L. R. a. a. D. zu * 


1 12. Pachtvertrag. Landgut. Übergabe. 


Wenn über ein Landgut ein Pachtvertrag, in welchem ein jährlicher 
Pachtzins von 200 Thlen. oder mehr vorbedungen if, nicht gericht: 
Jich oder notariell, fondern nur fchriftlich errichtet worden, % gilt 
die Pacht auch anf Ein Jahr nur dann, wenn die Übergabe des 
verpachteten Landgutes an den Pächter erfolgt ift. 

Ohne diefe Übergabe kann ‘weder die Erfüllung auf Ein Sehr, 


noch Entfchädigung gefordert werden. - 2 2 2... ©. 
6 18. Bibeicommifforife Subfitution. Erbe. Legatar. 
ransmiffion, 


Bei der fideicommiffarifchen Gubftitution tritt der Erbe des Sub⸗ 
fituten an deffen Stelle, auch wenn der Subftitut den Subſtitu⸗ 
tionsfall nicht erlebt bat. > 2 2 2 nn S, 126. 


A 14. Hppothefenforderung. Coneurs. Erbfehaftlicher 
Liquidationsproceß. 


an Eoneurfe und, bei Unzulänglichfeit der Maffe, im erbfchaftlis 
chen gi ift auch ein hypothekariſcher Gläubiger 
befugt, die Gültigkeit eines ihm vorftehenden Hypothekenrechts ans 
äufechten, ..e ©. 135. 


. Tr Tr 88 er . 


VIII 


* 15. Kirchenpatron. Kirchenvorſteher. Geiſtliche 
Obern. Staatsoberaufſichtsrecht. Proceßlegi— 
timation. 

I. Kirchenpatrone find nicht ermächtigt, Proceffe wegen des Kirchen = 
und —— für ſich allein zu führen, wenn die Kitchen- 
vorftcher unter Zuftimmung der geiftlichen Obern ihren Beitritt zu 

benfelben verweigern. - - > - 2 0 0 0 0 eo, . 
11. Im Fall einer folchen Weigerung haben die Königlichen Provin- 
eials Regierungen, vermöge des Oberauffichtsrechtes des Staats über 
das Kirchen und Pfarrvermögen, blos die Befugniß, die geiftlichen 
" DHbern zur Wahrnehmung der Rechte der -betheiligten Kirchenge— 
meinde im Verwaltungswege zu veranlaffen, nicht aber den Proceß 
felbft zu führen. - . 2.2... DEE 8 


3% 16. Münfter. Gütergemeinfchaft. Ehegatte. Wer: 
äußerung. 
Im Fürftenehum Münfter ift ein, in der dort geltenden Güterge- 
meinfchaft lebender Ehegatte nicht berechtigt, den ganzen Inbe— 
griff des gemeinfchaftlihen Vermögens ohne Zuftimmung des an 
- dern u vrlußen. > 0 000 een. .'®&. 148. 
3 17. Subhaſtation. Kauflufiger. Caution. . | 
Die Befugniß, im Bietungstermine von Kaufluftigen, deren Zah⸗ 
lungsfähigkeit nicht für genügend erachtet wird, Eautionsbeftellung 
zu verlangen, bevor fie zum Mitbieten zugelaffen werden, ſteht nur 
den Subhaftationgs Intereffenten zu. Der Richter iſt nicht befugt, 
von Amts wegen einen Kaufluftigen, welcher Feine Gaution be: 
ftellt, vom Mitbieten auszufchließen. . En 
N 18. Verjährung. Beſitz. Grundgerechtigkeit. u 
» Die Vorfchrift des $. 14. Tit. 22. Th. T. des A. 8. R., daß bei 
der Ermwerbung einer Grundgerechtigkeit durch Verjährung , nachge- 
wieſen fein muß, daß der Beſitzer des berechtigten Grundftückes die 
ftreitige Befugniß als ein wirkliches Recht, und nicht vermöge einer 
bloßen Vergünftigung in Befig genommen habe, enthält Feine Ab— 
meichungen von den allgemeinen. gefeglichen Beftimmungen über 
den Beſitz und die Verjährung von Rechten, und findet daher. auch 


auf die dreigigjährige Verjährung Anwendung. . . ©. 169. 


28 19. Kurmark. Altmark. Neumark. Lehn. Allodifi— 
eation. Allodialgläubiger. Conſens. Agnat. 
Priorität. | | 

Wenn bei Märfifchen Lehnen in dem Hypothekenbuche Feine Agna- 
ten vermerkt find, fo hat auch ein Allodialgläubiger, deſſen For— 
‚ derung ohne Confens der Agnaten eingetragen tt, bei der Concur⸗ 
renz mit gefeglichen Lehnsſchulden auf Befriedigung aus der Sub: 
ftanz des Lehns, nad) der, durch die Zeit der Eintragung. beſtimm⸗ 
ten Drdnung Anfpruh. - » 2 2 2 S. 182. 
A 2. Vertrag. GSubferiptionslifte. Verleger. Firma. 
In welcher Art ift in einer Subferiptionslifte ‚der Verleger zu. ber 


IX. 





zeichnen, damit zwiſchen ihm und den Subferibenten ein rechtsgül- 
tiger Vertrag zu Stande komme? Genügt dazu — außer dem Falle 
einer Handlungsfirma — ‚eine, mit dem Namen des Verlegers nicht 
zufanmmentreffende Bezeichnung? . » 2 2 2.2... &. 19. 


24. Erbunterthänigfeit. Grundzins. Schlefien. 


Ein Grundzins, welcher vor Publication des Ediets vom 9. Detp- 
ber 1807 den Gutsheren für die Aufhebung des Unterthänigkeits- 
verbandes verfprochen worden, iſt nicht in Folge des gedachten Ediets 
und des Publicandunmg vom 8. April 1809 für aufgehoben zu er- 
FEN ©. 201. 


3 22. Compenfation. Appellations-Inſtanz. 
Der Einwand der Compenfation ift in zweiter Inſtanz noch zu⸗ 
läffig, und der Appellationsrichter über denfelben materiell zu er 
kennen verpflichtet. on nn nenn. 207. 
323. Schriftlicher Vertrag. Analphabet. 


Wenn ein Vertrag, welcher zu feiner Nechtögültigkeit der fchriftli- 
chen Abfaffung bedarf, nur von dem einen Contrahenten gehörig 
unterfchrieben, von dem andern, des Schreibens und Lefens unkun⸗ 
digen Gontrahenten dagegen blos mit Kreuzen unterzeichnet ift, und 
deshalb für den Legteren Feine verbindliche Kraft hat, fo kann der 
Erftere fich auf diefe mangelhafte Vollzichung des Vertrags nicht 
berufen, und von demfelben ohne weiteres nicht zurücktreten. Er 
hat nur das Recht, von dem andern Contrahenten zu verlangen, 
dag diefer entweder ebenfalls den Vertrag in rechtsgültiger Form 
vollziehe, oder fich die gänzliche Aufhebung gefallen laffe. S. 214. 


6 24. Ereeution. Aetivum. Affignation. Ceffion. 


Der Gläubiger, melcher im Wege der Ereeution durch richterliche 
Verfügung ermächtigt worden, eine Forderung des Schuldners mit 
den Rechten eines Afignatars felbft einzuklagen, und bis zum Be- 
trage feiner, Forderung einzuziehen, iſt berechtigt, die, aus der ges 
richtlichen Überweifungs-DVerfügung erworbenen Rechte zu — 


A 3. Vormaliges Königreich Weftphalen. Apotheker: 
Privilegium. RealsÖewerbeberechtigung. Erbzins. 


In denjenigen Landestheilen, welche zu dem vormaligen Königreiche 
alen eine Zeit lang gehört haben, ift die Vererblichkeit der 
Apotheker» Privilegien auch da, mo fie früher beftand, fo mie die 
Pflicht zur Entrichtung von Abgaben für die Ausübung folcher 
Privilegien aufgehoben, felbft wenn diefe Abgaben als Erbjins für 
die Verleihung des Privilegiums vorbedungen waren. . ©. 226. 


A 2%. Münfter. Ehemaliges Großhersogthum Bers. 
Colonat. Mahljähriger Wirth. 


Das Eigenthum eines, , in dem zum ehemaligen Großherzogthum 
Derg gehörigen Theile des Fürſtenthums Münfter belegenen, font 





öigenbehörigen, zur Zeit der Verfündigung des Deckets vom 12. Des 
cember 1808 von einem Mahlzähler befeffenen Colonats if ſchon 
mit Eintritt der Geſetzeskraft diefer Verordnung, nicht erſt mit dem 
Ablauf der fpäter beendigten dahljahre des Mahlzählers, den Er: 
ben des früheren Eolonen anheimgefallen. - +» +» ©. 243. 


3 27. groceh  Wollmaiht. Revifion. Nichtigkeitäber 
chwerde. 


— ee ne 


28. Wechſel. Anweiſung. Annahme. Eigene Order. 
* PH ’ B E 


1. Ein, an die Order des Ausftellets gegogener, von einem Nicht: 
mwechfelfähigen neceptirter Wechfel gilt ald Anmeifung. . S. 299. 
IL Der Aceeptant wird dem Indoffatar aus der Annahme eines ſol⸗ 
chen Wechfels felbft dann verhaftet, wenn zur Zeit der Teteren Das 
Giro noch nicht erfolgt war.. ©. 259. 
I. Doch muß auch in diefem Falle der Indoffatar, wenn der Aus⸗ 
fteller das Befchäft in feinem Auftrage gemacht hat, fich —— 
Einwendungen gefallen laſſen, welche dem Acceptanten gegen den 
Ausfteller zuftehen. .» . EBENEN . 259. 


29. Nichtigkeitsbefhwerde. Juſtizeommi rius. in: 
— Städtiſche Deputation: ———— 
Commifſſion. Behörde 


Stadtiſche Deputatlonen und Commiſſionen, welche zur Verwal⸗ 
tung eingelnet Gefchäftsteige des Gemeinweſens aus Mitgliedetn 
des Magiftrats und der Bürgerfchaft gebildet find, gehören zu den 
öffentlichen Behörden, und find daher befugt, Nichtigkeitsbe⸗ 


ſchwerden ohne Zuziehung eines Juſtizeommiſſarius — 


6 30. Verzugszinſen. Verjährung. 
Berzugszinfen find der zehnjährigen Verjährung nicht untersitteh. 


2 31. Erbpacht. Gemährleiftung: 


Die geſetzlichen Vorſchriften über die Verjährung des Rechts, Ge: 
toäheleiftung su fördern, finden in den Sale Feine Antvefidung, 
wenn eine, in Erbpacht verlichene Sache zwar volltändig dem Ders 
trage gemäß übergeben ift, aber fpäterhin durch, irgend ein Ereigs 
nig einen Nachtheil erleidet, für welchen der Erbpächter von dem 
Vverleiher auf den Grund des Vertrages Entſchädigung — 


# 


en xi 


x 39. Erbfchaft. Miterbe. Erbe ohne Vorbehalt: Ber 
nefieialsErbe. Erbfchaftsgläubiger. Solidarität. 

1. Bor erfolgter Theilung der Erbfchaft haften mehrere Miterben den 
Erbfchaftsgläubigern nicht folidarifch, fondern blos nach Verhältniß 
ihrer Erbtheile, fie Fönnen jedoch nur gemeinfchaftlich, d. h. zus 
fammen, nicht einzeln, belangt werdet. . 2 «+. ©. 302. 
II. Es ändert hierin nichts, wenn auch die mehreren Miterben für Er⸗ 
ben ohne Worbehalt zu achten find, letztere mögen mit Beneficials 


en 
Erben coneurriten, oder nicht. - 0 nn * ©. 303 
IH. Die Erben ohne Bank > aber fir denjenigen Betrag 
der Nachlaffchulden, en fie nach Verhältniß ihres Erbtheils 


Perſon.. Zr a — 


2% 33. Erbe. Aetivum. Nachlaßtheilung. Schuldur— 
kunde. Ceſſion. 


Nach getheilter Erbſchaft kann der Schuldner an denjenigen Erben, 
welcher fich im Beſitze der, über eine Nachlaßforderung fprechenden 
Schuldurfunde befindet, Ace jahlen, wenn gleich von —— 
eine Ceſfion oder Überweifung Seitens det Übrigen Miterben nicht 
vorgelegt WILD. - - » nenne ©. 325. 


MM 34. nn Zinfen. Quittung. Zahlung. Ver: 
| muthung. 
Die über die Zahlung eines Capitals ohne Vorbehalt ausgeftellte 
Quittung begründet zu Gunften des Schuldners nur die Vermu⸗ 
thung, daß die vorbedungenen Zinfen bezahlt oder erlaffen find, der 
Rachweis des Gegentheild wird durch dieſe Bermuthung nicht aus⸗ 
geihlffen - a 00a een nn. ODE 


M 35. Nechnungslegung. Verwaltet. Bevollmächtig-⸗ 

ter. Verjährung durch Nichtgebrauch. 

1. Die fünfjährige Friſt, binnen welcher von einem Verwalter Rech: 
nungslegung zu fordern iſt, eig diefelbe für erlaffen erach⸗ 
tet werden foll, ift als eine Art ber Verjährung durch Nichtgebrauch 
amgufehe 2 Sl 

11. Diefe Art der Verjährung durch Nichtgebrauch wird auch durch 
aufergerichtliches Abfordetn der Rechnung unterbrochen: ©. 342. 

HT. Die Befugniß eines Machtgebers, vor feinem Bevollmächtig: 
ten über die Ausführung des Auftrags Rechenfchaft zu fordern, 
unterliegt diefer Verjährung niht. . : a 0. ©: 34. 

"35 36. Bergbau. Schade. Gruündeigenthum. | 
Die, Bergbauenden find verpflichtet, den Grundeigenthümern allen, 
an ihren Grundftücken durch den Betrieb des Dergbaued tinmit- 
telbar verurfachten Schaden zu erfegen. 

Diefe Verbindlichkeit wird au alsdann nicht ausgeſchloſſen 

1. wenn die Anlage, wodurch die B ne herbeigeführt worden, 

nicht unter ben befchädigten Grundftücken felbft gemacht find, noch) 


x 


2. die Befchädigung bei gehöriger Aufmerkfamkeit fich vorherfchen Tief, 
und eben fo wenig | 
3. aus dem Schaden des Grumdeigenthümers ein DVortheil für den 
Bergbauenden erwähll: - - = 2 2 2 2 2 0.2. ©. 354. 


3 37. Münfter. Minden. Ravendberg. Eolonat. Mahl: 
jahre. Peeulium. 
Der mahliährige Befiger eines, in den Fürftenthümern Münfter und 
Minden „oder in der Graffchaft Ravensberg belegenen Eolonats, 
welcher entweder felbft, oder deſſen vorverfiorbener Ehegatte fchon 
zur Zeit der Aufhebung des Leibeigenthums durch das Bergifche 
Deeret vom 12. December 1808 und besiehungsweife durch das 
Weftphälifche Deeret vom 23. Januar deffelben Tahres fih im Eo- 
Ionatsbefige befunden hat, ift nicht verpflichtet, das, beim Ablaufe 
der Mahljahre vorhandene, aus den Mitteln der Stätte erworbene 
Peeulium zurückzulaſſen » » 2 2 2 0e20. ©. 367. 


#38. Stromfchiffer. Fracht. 
Der Stromfchiffer ift, eben fo wie der Geefchiffer, die Zahlung der 
acht fogleich nach — —22 Wearen a * im 
onnoiſſement beſtimmten Empfänger derſelben zu fordern u 


3 39. Haufiren. Gemwerbefchein. Kaufmann. Reifen: 
der Handlungsdiener. 
Kaufleute und Handlungsgehülfen derfelben, welche im Umherreiſen 
Waarenbeftellungen fuchen, ohne fich über die Befugniß dazu durch 
einen Gemwerbefchein ausmeifen zu Fünnen, haben, wenn ihnen auch 
bei gehöriger Meldung der Gemwerbefchein fteuerfrei zu ertheilen war, 
doch den vierfachen Betrag des Steuerfages von zwei Thalern als 
Strafe zu entrichten, und überdies die Eonfiscation. derjenigen Ges 
genftände verwirkt, die fie wegen ihres Gewerbes bei fich re. 


FR 40. Nichtigkeitsbeſchwerde. Appellationsrichter. 
Wenn auf eine, bei dem Gerichte zweiter Inſtanz angebrachte Nich⸗ 
tigkeitsbefchwerde das weitere Verfahren bei demfelben Richter ver- 
anlaft worden, fo ift Dies allein Fein Grund, um die definitive Ent- 
—— auszufegen und die Aeten dem Gericht erſter Inſtanz zur 

erichtigung des Verfahrens zuzufertigen. . » » » » ©. 411. 

3 4. Wefipreußen. Provineialreht. Gemeines Recht. 
Beftimmungen des gemeinen Rechts, welche in ein, als Geferbuch 
publicirtes Prosincialrecht herübergenommen worden, find als Pro- 
vincialgefege zu betrachten, und Eommen vor den Allgemeinen 
Landrechte zur Anwendung. 

Namentlich gilt dies von denjenigen Beftimmungen des gemeinen 
Nechts, die in das Preußifche Landrecht vom Jahre 1721 herüber 
genommen find... » » . . « EEE ©. 422. 


N 1. u 
DBermiether. Pfandrecht. Invecta et illata. 





Der Vermiether hat wegen feines Zinfes und 
anderer Forderungen aus dem Mierhsverhältniffe die 
Rechte eines Pfandgläubigers blos auf diejenigen, 
vom Micther eingebrachten Sachen, welche diefem 
eigenthuͤmlich gehören, nicht auf die eingebrach— 
ten Sachen dritter Eigenthümer ?). 

A. L. R. Th. J. Tie 21. 6. 395., vgl. 
Tit. 20. 66. 15. 73—75. 80. 89., Tit. 
15. 66. 25. 26. 

Bol. ferne U. © O. Th. I. Tit. 44. 
66. 56. 60, Tit. 50. $. 382. a. 


.— 





In dem, Band I. M 17. ©. 151. u. flgd. vor 
gefragenen Nechtsfall hatte das Geheime Ober: Tri: 


1) Bol. Entfheidungen Bd. I. 3 17. ©. 151. u. flgd. Der 
dort in der Note 1) nachgemwiefenen Literatur find noch der Auffag 
von Bielig, jurififche Zeitung, Sahrgang 1834. ©. 804, u, figd. 
und die Entgegnung eines Ungenannten, ebend. ©. 897. u. flad., fo 
wie Schröter, Handbuch de3 gemeinen Rechts mit den wichtigſten 
Gegenfägen der preuß. Gefepgebung, Lief. 1. S. 140. hinzuzufügen. 

Bd. IV. > 
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bunal den, in der Überſchrift enthaltenen Rechtsgrundſatz, 
unter Vernichtung des, auf die entgegengeſetzte Anſicht ge⸗ 
gründeten Urtels der Deputation des Inſtructions— 
Senats des Kammergerichtes, anerkannt, in der 
Hauptſache aber die Aufnahme des Beweiſes über das, 
von dem Kläger behauptete Eigenthum an den, von dem 
Verklagten für die Miethszinsſchuld eines Dritten retinirten 
Weinen verordnet. Auf dieſe Weiſe gelangte jene Cache 
an die Richter der erfien und zweiten Inſtanz zurück, 


welche fich jedoch, dee Vernichtung der früheren Erkennt: 


niffe ungeachtet, nicht abhalten ließen, ihrer frühern An— 
ſicht getreu zu bleiben, und nach erhobenem Beweiſe den 
Kläger abermals abzumeifen. Kläger legte auch gegen dag 
anderweitige Appellationg - Urtel die Nichtigkeitsbeſchwerde 
ein, und der erftie Senat des Geheimen Ober: Tri: 
bunals war bei der Berathung in der Gißung vom 


5. Februar 1833 der Meinung, daß, unter Fefthaltung . 


de8 früher angenommenen: Grundfaßes, die Nichtigkeit des 
angefochtenen Urtels auszufprechen fei. 


Inzwiſchen kam am 2. Dezember 1837 die Frage - 
über den Umfang des Pfandrechts des Vermiethers 


auch bei dem dritten Senate des Geheimen Ober: 
Tribunals zur Erwägung. Gegen eine Entfcheidung des 
Dber:Appellations- Senats des Kammergerichtg, 
welcher in feinen Anfichten mit denen der Deputation 
de8 Inſtructions-Senats übereinftüunmte, war nämlich 
die NichtigkeitSbefchtwerde eingelegt. Diefe wieg der dritte 
Senat des Geheimen Ober-Tribunals als unbegrün: 
det zurück, und fprach feine Anficht durch einen, in dag 
Präjudicienbuch eingetragenen Nechtsfag dahin aus: 
„Das Pfandrecht des Wermiethers und Verpächters 
entſteht mit dem Zeitpunkt der Sllation der Ef: 


Es 


+ 
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fecten des Miethers und Pächters, und nicht erft zur 
Zeit der wirklichen Zurückbehaltung berfelben. Es er: 
ſtreckt fich nicht blos auf die, dem Micther oder Päch- 
ter zur Zeit der Illation eigenthlimlich gehörigen 
Effecten, fondern bat hinfichtlidy der inferirten frem⸗ 
den Effecten die Wirkung, welche der $. 80. Tit. 20. 
TH. I. des U. 2 R. mit dem reblichen Befige ei- 
ned Pfandes verbindet, fo daß alfo der Wermiether 
und Verpächter, wenn er die Effecten zur Zeit der 
Illation redlicher Weife für Eigenthum des Mierhers . 
und Pächters gehalten Hat, zur Ausantiwortung derfel- 
ben an den wahren Eigenthümer nur gegen Entrichtung 
feiner, aus dem Mieths⸗ oder Pachtverhältnig entfpruns 
genen Forderungen angehalten werden Fann. 

Bei diefem, in Beziehung auf das Pfandrecht des 
Vermiethers auf die, in bag Miethslocal eingebrachten Sa⸗ 
chen dritter KEigenthümer fih äußernden MWiderfpruche 
fand fi) der erfte Senat, in Gemäßheit der Allerhöchften 
Eabinetsorder vom’ 1. Auguft 1836. 7 3. (Gefeß: Samm⸗ 
lung, S. 219), veranlagt, vor der Abfaffung des Erkennt 
niffes in- dem vorermähnten Rechtoſnreit die Frage au dag 
Plenum zu bringen: 

ob und‘ eventuell mit welcher Wirkung das Pfandrecht 
des Verpächters und Vermiethers ſich auch auf die, von 
dem Pächter oder Miether inferirten, nicht ihm, fondern 
einem Dritten gehörigen Effecten erſtrecke? 

In der Plenarverfammlung vom 12. März 1838. 
entfchied fich das Geheime Ober» Tribunal für die 
Anficht des erften Senats dahin, 

daß das Pfandrecht des Vermiethers und Werpäch 

ters aus $. 395. Tit. 21. Ch. I. des AU. L. R. auf 

die ei genen an und Effecten des Miethers und 
42 


beziehungsweiſe Pächters befchränft fei, und fich nicht 

auf die, dritten Perfonen gehörigen, in dem Mieths- 

und beziehungsweife Pachtlocal befindlichen Sachen und 

Effecten erfirede. —F 

F Sründe. 

- Nach) den Grundfägen des Nömifchen Nechts haffe der 
Vermiether eines praedium urbanum wegen feiner, aus 
dem Miethscontracte herrührenden Forderungen ein fpe- 
cielles gefegliches. Pfandrecht an allen Sachen, welche von 
den Miether, damit fie zum Zweck der Miethe in dem 
Grundftüc bleiben follten (quae, ut ibi sint, illata fue- 
rint), in Daffelbe eingebracht waren, jedoch nur nn 
fie Eigenthum des Miethers find; | 

l. 4 pr. 1.7. & 1..D. in — caussis 
pignus vel aypalheon ‚tacite opntrahilur 
(RX. 2.)°). 

l. 4. pr. D. de paetis da. 14. DW .. 

1. 5. C. de localo et conducto (1V. 65) 9. 





2) ]. 4. pr. 1. c.: „Eo jure utimur, ut, quae in praedia ur- 
bana indueta, illata sant, pignori esse credantur, quasi id tacite 
ctonvenerit; in rusticis praedüs contra observatur.” 

1.7.9.1. 1. c.: „Videndum est,:ne non omnia illata vel 
‚inducta, sed ea sola, quae, ut sibi sint, illata (uerint, pignori 


sint. Quod magis est.” \ D. H. 


3) 1.4. pr. l. e.: „Item quia eonvenifiones etiam tacitae valent, 
placet in urbanis habitationibus locatis invecta et illata pignori 
esse lacatori, etiamsi nihil nominatim convenerit,” _ 

| DH. 
4)1.5.1.c.: „Certi juris est, ea, quae volantale dominoram co- 
‚ loni in fandum conduetum induxerint, pignoris iare dominis prae- 
dioram teneri. Quando aulem domus loeatur, non est netessa- 
ria in rebus inductis vel illatis scientia domini; nam ea quogue 
Pignoris jure tenentar,” D. H. 
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Diefe Hypothek war urfprünglic eine ausdrückliche 
Eonventionalhppothek, und bei der großen Menge armer 
Miethsleute in Nom, die blog von ihrer Hände Arbeit 
lebten (proletarii homines), : und, außer einem fchlech: 
ten Hausrath (frivola, wie Ulpian ®) foldyen nennt), nichte 
befaßen, das gewöhnliche Sicherheitsmittel für die Vermie 
tber der Wohnungen. „Die VBerpfändung des Hausraths,“ 
fagt Glück, Erläuterung der Pandekten Bd. XVIIF. $. 1087. 
©. 408., „und was fonft der Miethsmann der Wohnung 
wegen mit fich brachte, zur Sicherheit des Miethszinſes, 
ward daher bei Hausmiethen fo gewöhnlich, daß man zus 
letzt glaubte, fie verſtehe fich von felbft *), auch wenn man 
fie im Contracte nicht ausgedrückt hätte, weil zu verm 
then fei, es werde niemand ohne dies Gicherheitsmittel 
einen Miethscontract haben. abfchliefen wollen. Das 
bloße Einbringen der Sachen des Miethsmanns, und die 
Bermuthung; daß der Kontract unter Feiner andern Bes 
dingung gefchloffen fei, als daß die invecta et illata dem 
Vermiether für den Miethszins haften follten, wurde da- 
her zur Entfiehung und Begründung dieſer Hypothek nach 
dem Gerichtsgebrauche ſchon für hinreichend gehalten. 4 

Diefes Römifche Pfandrecht fete nothwendig einen 
Miethscontract voraus; es erftreckte fich auf diejenigen, 
in das Grundſtück (praedium urbanum) eingebrachten 
(lebendigen oder Ieblefen) Gachen — invecta et illata —, 
welche dem Micther gehörten, und in Beziehung auf die 
Miethe, zum Zweck derfelben (ut ibi sint), dahin ge 


5) 1. 11.8.5. D. de pignerat. aclione (XII. > 
6) Man vgl. — in der Note 3) nn l. 4. pr. .D. de 
pactis (11.14) v D. H. 
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bracht worden. Es waren daher nur diejenigen barunter 
begriffen, deren der Miether beim Wohnen bedurfte, und 
die er deshalb im dem gemietheten Locale hatte. Die Wi: 
fenfchaft des Vermiethers war biebei nicht nöthig; Die 
Sachen hafteten ohne Weiteres, fobald fie eingebracht wa⸗ 
ren. So mie die Jllation auf der einen Seite ſtets mit 
dem Zweck der Miethe verbunden fein mußte, fo blieben 
andererfeit8 von diefem Pfandrechte immer ausgefchloffen 
alle diejenigen Sachen, welche Andern als dem Miether 
gehörten. | 
‚Hellfeld, jurisprudentia forensis, $. 1087.,: hat 
die Regel über die Gegenftände diefes Pfandrechtd Furz 
dahin zufammengefaßt: 
„Pignus speciale leges tribuunt locatori praedii 
urbanı in rebus conductoris, eo animo, ut ibi sint, 
in praedium conductum invectis et illatis, a mo- 
mento illationis, non pro mercede solum, sed quo- 
que ob reliquas praestationes, quae ex contractu 
lboeationis debentur.” | 
Konnte auch die Verpfändung fremder Sachen sur 
Vertrag, Verpflichtungen zwiſchen den Contrahirenden 
nach fich ziehen, fo erftreckte fich doch dag gefegliche 
Pfandrecht nicht auf fremde Sachen; waren daher Diefe 
nicht ausdrücklich ald Pfand (pignoris nomine) in dag . 
gemiethete Local, eingebracht, fo konnte fie auch der Ver: 
miether zu feiner Sicherheit wegen des Miethszinſes nicht 
inne behalten; 
| 1.1. $. 5. D. de migrando (XLIN. 32.). 
Bol. Sintenis, Handbuch des gemeinen Pfand: 
rechte. ©. 298. 
Weftphal, fuftematifche Erläuterung ber Römi⸗ 
ſchen Geſetze vont Pfandrecht. ©. 155. 
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Macdeldey, Lehrbuch des heutigen Nömifchen 
Nechtd. Ausg. 10. $. 314. 
Gefterding, Lehre vom Pfandrecht. S. 97. 
Thibaut, Syſtem des Pandektenrechts. Ausg. 7. 
§. 642. 
Glück, a. a. O. 35. XVIII. ©. 405. 
Auch die.vornehmften, fchon zur Zeit der Emanation 
des A. L. R. in den Preußifchen Staate geltenden Pro: 
vincialrechte flimmten in dieſer Beziehung mit dem gemei: 
nen Mechte überein. Das Preußiſche Landrecht vom 
Sabre 1721. verordnete Buch IV. Tit. 5. Art. 10. $. L.:* 
n Wann einer jemand ein Hauß vermiethet, oder ein 
Land: Gut verpachtet hat: So follen dem Herrn des 
Haufes, Vorwercks oder Land: Guts, wegen des Hauß⸗ 
Zinfes, oder Pacht-Geldes, fo wol des Schadens hal⸗ 
ber, ftillfchtweigend verpfändet feyn alle des Coloni, 
Mieth- oder Paht-Manns Güter, fo er in dag 
Hauß, auch ohne Vorwiſſen des nn eingeführet 
und gebracht hat;“ 
das Lübif he Recht Part. IH. Tu. VII. 
Art. XIV.: 
„Wäre er (der Miether) auch heimlicher Weiſe aus | 
der Stadt gewichen, fo ift der Hausherr zu feinem 
im Haufe binterlaffenen Gute mit einem Jahr 
Hüre der nechfte vor allen andern Gläubigern;“ 
toobei Mevius in feinem Commentar, summarium 17. 
die Bemerfung macht: 
„Et quidem jure communi locator habet iz bo- 
nis inguilini in praedium urbanum illatis tacıtam 
hypothecam, si ideo ıllata sint, ut ibidem. exi- 
sterent.” Ä 


8 | 
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Beide Gefeßgebungen haben das Nömifche Necht kei⸗ 
neswegs ohne Prüfung und ohne Modificationen aufge: 
nommen; das Preußische Landrecht hat auch dem Ber: 
pächter eined Landgutes das Pfandrecht auf die Illaten 
beigelegt, worin ihm das A. L. R. gefolgt ift; das Lü— 
bifche Necht dagegen hat das Vorrecht des Wermiethers. 
nur wegen eines einjährigen Zinsrückftandes anerkannt. In 
Beziehung auf den Grundfaß aber, daß nur des Mies 
thers Effecten haften, find fie. dem gemeinen Recht 
treu ‚geblieben. 

DENE N. berorbnet in dem s. 395. Tit. 21. 

HL: 
nÜbrigens hat der Wermiether oder Verpächter, we⸗ 
gen feined Zinfes und anderer Forderungen, auf die 
von dem Miether oder Pächter eingebrachten, und zur 
Zeit der Endigung des Eontractd in dem Haufe oder 
Gute noch vorhandenen Sachen und Effecten, die Rechte 
eines Pfandgläubigers.“ 

Es entſteht nun die Frage: ob dag A. L. R. beab⸗ 
ſichtigt hat, abweichend von den bisherigen Rechten, die 
Rückſicht auf das Eigenthum des Miethers oder 
Pächters gänzlich auszuſchließen, und vielmehr dem ge 
ſetzlichen Pfandrechte des Vermiethers oder Verpächters 
alle Effecten zu unterwerfen, die der Miether oder Pächter 
in das Grundftück gebracht hat, ohne Unterfchied, ob fie 
ihm felbft oder einem Dritten gehören? Der $. 395. 
bedient fich zwar des Ausdrudes: „die von dem 
Miether oder Pächter eingebrachten Effecten,“ und 
nicht: „die Effecten des Miethers oder Pächters;“ 
hieraus allein kann indeß eine fo bedeutende Abweichung 
noch nicht gefolgert werden. Suarez fagt in feinen amt- 
lichen Vorträgen bei der Schlußrevifion des A. L. R., 
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in denen er befanntlich die Abweichungen von dem gemeis 
nen Mechte befonders herausgehoben und motivirt bat, 
von einer beabfichtigten Anderung der Art nichts; und auch 
bei. der gegenwärtigen Nevifion des Landrechts ift aus 
den Materialien deffelben nichts beigebracht, was darauf 
hindeuten könnte. 

Ebenfo wenig wird die Bermuthung einer folchen vor: 
fäglichen Abweichung durch Paralelftellen begründet. Der 
$. 56. Tit. 44. der Proceß- Ordnung fpricht nur davon: 

„wenn der Verpächter dem Pächter feine in dag Gut ge: 
brachten Effecten und Habfeligkeiten ‚zurückhalten will; 
der $. 60. ebend. beſtimmt: 
„intoiefern der Vermiether fich eine Metentiongrechte 
auf die eingebrachten. Mobilien des Miethers anmaa— 
gen könne;“ 
und nad) 6. 382. a. Tit. 50. werden * Pfandgläubi⸗ 
gern diejenigen gleich geachtet: 
„welche dem Gemeinſchuldner ein Grundſtück vermiethet 
oder verpachtet haben; — inſofern die zur Zeit der Con: 
curseröffnung in dem vermictheten oder verpachteten 
Grundftücke befindlichen Effecten des Gemeinſchuld— 
ners zur Befriedigung des Vermiethers oder Verpäch: 
ters hinreichend find. | 

Es läßt ſich zwar aus diefen Stellen der Proceß— 
Drdnung eine beftimmte Vorſchrift für das Gegentheil 
nicht entnehmen; die $$. 56. und 60. Tit. 44. enthalten 
nur hiftorifche Erwähnungen, und der $. 382. a. Tit. 50., 
welcher von der Rangordnung mehrerer Gläubiger eines 
Schuldners handelt, kann felbftredend nur von dem Ber: 
mögen diefes Schuldners fprechen, läßt aber die Frage un- 
berührt, ob dem Vermiether, außer dem Anfpruche gegen 
feinen unmittelbaren Schuldner, auch noch ein Recht ges 
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gen den Dritten zuftehe, deſſen Eigenthum fich in dem ver: 
mietheten Locale vorfinde. Go viel ift indeß gewiß, daß, 
- wenn durch den $. 395. Tit. 20. Th. L des N. L. R. 
eine Änderung des gemeinen echtes beabfichtigt worden 
wäre, aud die angeführten Stellen jedenfals eine andere 
Faſſung erhalten mußten. 

Allerdings würde das bisher Angeführte nicht ent 
fcheiden, wenn bie jeßige Wortftielung des $. 395. Feine 
andere Deutung zuließe, als daß alle, zur Zeit der Endi⸗ 
gung des Gontracts in dem Gewahrfam des Miethers 
oder Pächters befindliche Effecten, fie mögen ihm oder ei- 
nem Dritten eigenthümlich gehören, dem Pfandrechte des 
Vermietherd unterworfen fein. Diefe Vorausſetzung tritt 
aber nicht ein. Man darf nicht überfehen, daß der $. 395. 
nur der „von dem Miether oder Pächter eingebrachten 
Sachen und Effecten“ erwähnt, und daß diefe Bezeichnung 
nicht gleichbedeutend ift mit der: „von dem Miether oder 
 Bächter auf das Grundftück gebrachte Sachen,’ wie doch 
der Fall fein müßte, wenn auch das Eigenthum eines 
Dritten damit ‚gemeint fein follte. Vielmehr wird gerade, 
nach - der juriftifch »technifchen Bedeutung des Begriffes: 
„einbringen — „inferre” — oder „Eingebrachtes“ — 
„ıllatum” — dag Eigenthum des Einbringenden an der 
eingebrachten Sache vorauggefeßt. Dies wird beftätigt 
durch die Theorie von dem Vermögen der» Ehefrau, bei 
‚ welchem jene Ausdrücke ebenfalls vorkommen. Es wird 
niemand bezweifeln, daß wo in dem fünften Abfchnitt des 
erften Titel im zweiten Theile des A. 2. R. von dem 
Eingebrachten der Frau die Rede ift, nur das der- 
felben eigenthümlich zugehörige Vermögen gemeint fei, und 
die Nechte des Mannes am Eingebrachten fich nicht auf 
Sachen erſtrecken, die der Frau nicht gehören, fondern - 


en. © ii 


No 
ie fie nur als geliehen, gemiethet, oder fonft ale das Ei- 
genthum eines Dritten im Befige hat. Mag auch ber 
$. 247. Tit. 1. Th. II. verordnen: | 
nÜber die eingebrachten Mobilien hat ber Mann die 
freie Berfügung,! /“ | 
fo wird man doc) den Ehemanne auf feinen Fall die Bes 
fugnig zugeftehen, auch eine von der Ehegattin gemie- 
thete Sache zu veräußern. Nun ift aber nicht abzufe 
ben, warum man demfelben Ausdruck im Tit. 21. Th. 1.: 
„die von dem Miether oder Pächter eingebrachten Ea- 
chen und Effecten!! 
einen, tweitern Begriff unterlegen will. Unläugbar haben 
beide Verhältniſſe eine nicht zu verkennende Ähnlichkeit; 
die Frau tritt durch Eingehung der Ehe in eine häusliche 
Verbindung zum Manne, und räumt ihm damit ſelbſt ſtill⸗ 
fchweigend Nechte auf ihr Vermögen ein; der Miether oder 
Pächter zieht nicht minder in dag Haus oder auf dag 
But des Wermiethers oder Verpächters, und auch durch 
diefe Verbindung erhält Letzterer vermöge des Geſetzes 
Rechte auf das Eigenthum des Erſteren. Freilich ſind 
dieſe viel beſchränkter als die Rechte des Ehemannes; ſie 
erſtrecken ſich nicht über das ganze Vermögen, ſondern 
nur über die Effecten des Miethers oder Pächters, und 
enthalten nicht ein freies, Dispoſitions⸗, ſondern nur ein 
Pfandrecht. Dies ift in der anderweitigen, allerdings fehr 
erheblichen Werfchiedenheit beider Verhältniſſe begründet. 
Hier Handelt es fid) indeg nur um den Begriff vom Ein: 
gebrachten, und in diefer Beziehung liegt Fein Grund 
vor, denfelben für das eine ober das andere Verhältnig 
in einer verfchiedenen Bedeutung zu nehmen. 
Es mar aber auch bei Abfaffung des U & N. 
feine Beranlaffung zur Abweichung in dieſer Beziehung 
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- vorhanden. Zroifchen dem Verpächter oder Vermiether und 
demjenigen Dritten, welcher feine Sache vermöge eines, 
nicht das Eigenthum übertragenden Titeld dem Miether 
oder Pächter zum Gebrauche oder fonft zum Befige über- 
läßt, befteht durchaus Fein contractliches Verhältniß; es 
ift daher nicht abzufehen, wie diefer Dritte mit feinem Ei- 
genthum für die Schulden eines Andern haften fol. 
Freilich Fanı nach der, dem U. 2. R. eigenthümlichen 
Bindicationg: Theorie (Th. I. Tit. 15. $$. 25. 26.) der 
Eigenthümer einer, ihm abhanden gekommenen Sache die 
felbe von demjenigen Dritten, welcher fie von einer un: 
verdbächtigen Perſon durch einen läſtigen Vertrag an fich 
gebracht, nur „gegen Erftattung alles deffen, was ber 
Dritte dafür gegeben oder geleiftet hat,“ zurückfordern, und 
eben diefer Grundfag foll zufolge des $. 80. Tit. 20. 
auch für das Verhältniß zwilchen dem Pfandgläubiger 
und dem Eigenthümer einer verpfändeten fremden Sache 
maafgebend fein. Allein beide Vorfchriften fegen einen, in 
Beziehung auf die fragliche Sache von dem Gläubiger fpe- 
ciell abgefchloffenen Vertrag voraus; fie finden Feine An⸗ 
wendung bei einem nur ftillfchweigend angenommenen, und 

deshalb von dem Gefeß im Abficht der Wirkungen einer 
ausdrücklichen Verpfändung gleichgeftellten Pfandrechte, weil 
die ſtillſchweigende Übereinkunft nicht vorausgeſetzt werden 
kann in Beziehung auf Gegenftände, über welche dem Mie- 
ther oder Pächter Fein Dispofitionsrecht zufteht. 

Bornemann, Preußifches Civilrecht Bd. 1V. ©. 503. 

‚u. flgd., führt aus, daß es auf die Abficht des Verpfän⸗ 
ders und deffen Nedlichkeit hier gar nicht anfomme, daß 
vielmehr das Vfandrecht des Pfandnehmerg, hier des Ver: 
pächters, in feinem Titel, verbunden mit feinem guten 
Slauben, beruhe. Allein Legteres leuchtet nicht ein. Was 
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den Titel betrifft, fo wird bei jener Meinung gerade bag, 
tag ertwiefen werben. fol, ſchon als unbeftritten vorausge⸗ 
fest; nach der. bisherigen Ausführung kann in Beziehung 
auf folche Effecten, die nicht dem Miether oder Pächter, 
fondern einem Dritten gehören, und die nicht ausdrücklich 
‚verpfändet worden, ein Pfandtitel nicht beftehen. Der 
gute Glaube dagegen ift nur in fofern erheblich, als deſ— 
fen Mangel jedenfalls das Pfandrecht aufhebt; für fich 
allein aber kann derfelbe ein Recht nicht begründen. Ob: 
nehin ift nicht abzufehen, wie dem guten Glauben des Ver: 
pächters oder Vermietherd bei Beantwortung der in Nebe 
fiehenden Frage ein erheblicher Einfluß eingeräumt werden 
fann. Der Eigenthümer, welcher fein Grundftüc vermie- 
then oder verpachten will, wird, ehe er den Contract ab» 
fchliegt, fi) im Allgemeinen nach den Vermögensverhält- 
niffen des Miethers oder Pächter erkundigen; fchmerlich 
aber bekümmert derfelbe fich fpeciell um die einzelnen Ef 
fecten, welche der Miether in das Haus bei dem Einzuge 
einbringt, und noch weniger um folche, melche im Der: 
laufe der Zeit einzeln in das Haus gebracht werden. In 
Anfehung diefer hat der Wermiether in der Megel weder 
guten, noch böfen Glauben; er weiß gar nichts von ih: 
nen; erft bei dem Abzuge kommt das Anrecht zur Sprache, 
und der Umftand, ob. alsdann der Wermiether dieſe oder 
jene Sache für dag Eigenthum feines Miethers Hält, kann 
unmöglich tiber fein Necht entfcheiden. 


Schließlich führt die Anficht, daß auch fremde Sa: 


hen dem Pfandrechte des Verpächters oder Vermiethers 
unterworfen find, zu erheblichen Schwierigkeiten in der prak— 
tifchen Anwendung. Wenn jemand im Falle des $. 25. 
Tit. 15. SH. I. U. L. R. von einer unverbächtigen Per: 
ſon eine Uhr Fauft, oder im Fall des $. 80. Tit. 20. 
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ebend. einer folchen Perſon gegen Verpfändung einer Uhr 
ein Darlehn giebt, fo ſteht ‘in beiden Fällen dag Gege- 
bene feft, und die Auseinanderfegßung zwiſchen den Käu— 
fer oder Pfandgläubiger und demjenigen, der fich hienächft 
als Eigenthiimer der Uhr ausweift, hat feine Schtwierig- 
keit. Wird dagegen die Beftimmung des $. 80. a. a: D. 
auf das gefegliche Pfandrecht des Vermiethers oder Ver: 
püchter8 angewendet, fo ift auch die dem Miether gelie— 
bene Uhr dem Vermiether als Pfand verhaftet; darf der 
Gläubiger (Wermierher) fih nun wegen feiner Forderung 
an jedes einzelne Stück des ihm ſtillſchweigend verpfände- 
sen" Inbegriffs von Sachen halten, fo wird auch ber 
Dritte, der Eigenthümer der Uhr, fie nicht anders zurück 
befommen, als wenn er den Dauswirth wegen feiner gan: 
zen Forderung, wenn fie auch den Werth der Uhr noch 
fo fehr überfteigt, vollftändig befriedigt. Ein geſetzlicher 
Maaßſtab der Auseinanderfegung ift wenigſtens fir Ban 
Fall nicht vorhanden. 





2. 
Pupillar⸗Subſtitution. Eltern. Srofeken. 
Ascendenten. | 





Die Befugniß zur Anordnung einer Pupillar- 
Subftitution ſteht nur den Eltern, nicht den Groß. 
eltern und den entfernteren Verwandten in der ni 
fteigenden geraden Linie, zu '). | 

1) 1. Die handfchriftlichen Materialien zum A. L. R. geben 


über die Nechtöftane: ob auch den Großeltern die Befugniß zur 
PBupillar-Subftitution zuficht, folgende Ausfunft: 
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A.L. R. Th. I. Tit. 2. 6. 5911— 523. 544. 
Bol. ebend. Th. 1. Tit. 1. $. 40, 


Die verwittwete Milifch, geborne Baatz, zu Bred- 
lau fireckte ihrem Sohne, dem Kretſchmer Mil iſch da 


Siatt der SS. 521 — 523. Lit. 2. Th. IL des A. L. R. enthielt 
der gedruckte Entwurf im Th. 1. Abth. 1. Tit. 2. ©. 223. fol 
gende Beſtimmungen: 
$. 358. ‚Eltern find berechtigt, über das Vermögen, welches die 
Kinder von ihnen erben, auf den Fall, wenn legtere die Jahre 
der Mündigkeit nicht erreichen follten, letztwillig zu verordnen.“ 
$. 389. „Nur der Vater Fann dergleichen Verordnungen auch 
über das eigenthümliche Vermögen des in der Unmiündigfeit fterz 
benden Kindes treffen.’ 
“ Eine, dem $. 544. des A. L. R. a. a. D. entfprechende Be⸗ 
fimmung fehlte gänzlich. zu $. 389. ward monirt (Materialien 
Bd. 73. Bl. 539. 539v. und Bd. 74. Bl. — daß die Befugniß 
zur Pupillar⸗Subſtitution 
1. der Mutter und 
2. auch dem Großvater 

beizulegen ſei. 
Von Grolmann bemerkte (a. a. O. * 

zu 1. „Da es ungerecht iſt, über ein Vermögen, was mir nicht 
gehöret, zu disponiren, ſo läßt ſich die Extenſion des, in den Rö— 
miſchen Geſetzen dem Vater gegebenen Rechts auf die Mutter und 
andere Verwandte noch weniger rechtfertigen.“ 

Zu 2. wird auf das zu 1. Geſagte Bezichung genommen, mit 

dem Beifügen? 

„Der Großvater kann nach Römiſchen Rechten nur fubftituiren, 
wenn die Kinder in feine Gewalt zurückfallen. Der Großvater 
mütterlicher Seite Eonnte nie fubftituiren.’ 

Über diefe Monita äußerte fih Suarez folgendergeftalt (Bd. 80. 

Abfchrift Th. II. BL. 575. flg.): 

„Zu $. 389. . 

1. Ungemein viele Monenten, auch ſtändiſche, ſi find der Mei— 
nung, daß die Befugniß auch der Mutter einzuräumen fei; ich 
kann aber denfelben nicht beitreten. Denn 


- 
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felbft, die Summe von 1150 Thlr. ald Darlehn vor. 
Der Schuldner farb; Erbe deffelben unter der Rechtswohl⸗ 
that des Inventars ward fein unmündiger Sohn, Bor 
namens Johann Fulius. Robert. Über den Nach- 
laß des Vaters wurde der erbfchaftliche Liquidations⸗Pro— 
ceß eröffnet; die Verlaffenfchaft reichte zur Befriedigung der 
‚ Erbfchaftsgläubiger nicht hin, und die Mutter des Ge 
meinfchuldnerg, Wittwe Milifch, fiel bei der Vertheilung 
der Ereditmaffe mit ihrer Forderung von 1150 Thlr. aus. 
Später ging die vermwitfwete Milifch ebenfalls mit Tode 
ab. Sie hinterließ acht Kinder und einen Enkel, den vor: 
gedachten Johann Julius Robert Milifch. In dem 
von ihr errichteten Teftamente hatte fie ihre acht Kinder 
| . und 


a) ift die Pupillar - Subftitution in das eigne Vermögen des 
Kindes ein praeter naturale, und verdient alfo nicht ertendirt zu 
werden; 

b) Wenn die Mutter zuerft ftirbt, fo Fann fie doch dem Va⸗ 
ter in ſeinem Rechte, dem Kinde pupillariter zu ſubſtituiren, nicht 
vorgreifen. Iſt aber der Vater zuerft verftorben, und hat nicht 
fubftituirt, fo ift zu vermuthen, daß er feinen Nachlaß, woraus 
doch in der Regel immer der größte Theil des eignen Vermögens 
des Kindes beftehen wird, eventualiter den Inteftat- Erben des Kins 
des habe gönnen wollen. Da nun übrigens die Mutter das Necht 
hat, in das, mas fie dem Kinde verläßt, gleich jedem andern, 
auch pupillariter zu fubftituiren, fo fehe ich nicht, warum man 
ihr mehr Recht, als fie bisher fchon gehabt hat, einräumen foll. 

2. Die faculiatem substituendi auch auf weitere As— 
cendentenzuertendiren, dazuiftvollends fein Grund.“ 

11. Bol. auch Suarez, amtliche Vorträge bei der Schlußrevi=- 

fion des A. 8. R. (Jahrbücher Bd. 41. ©. 142. 143.). | 

II. Erelinger bemerkt in feinem Syſtem des Preuß. Erb- 

rechts, ©. 173: „Auch fteht daffelbe (das Necht zur Pupillars Sub- 
ftitution) den Großeltern nicht zu, felbft wenn der Water der Enkel, 
was indeß nicht leicht vorkommen kann, fich noch in der väterlichen 
Gewalt befinden oder bereits verftorben fein ſollte.“ 


- 
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und den genaunten Eakel zu Erben eingeſetzt, dem Enkel 
— außer den, von ihr feinem Water darlehnsweiſe gezahl⸗ 
gen, nach dem Willen der Erblaſſerin der Anrechnung uns 
terworfeiren oben erwähnten k150 Thlrn. — die Summe 
von 600 Chlrn. als großmütterliches Erbe beſtimmt, dabei 
bemerkt, daß der Enkel mehr, als den Pflichteheil, erhalte, 
und ihm für den Fall, wenn er während des Min 
derjährigfeit verfterben follte, ihre Kinder oder 
deren Nachkommen fubfituirt. Die Bormundfchafts 
behörde nahm die 600 Thle. für den Enfel mit Vorbe . 
halt au, und leitete eine Ermittelung darüber ein: ob jes 
ner Betrag den Pflichttheil erreiche, oder nicht. Bevor je 
doc eine Beſchlußnahme über die unbedingte Erbesantres 
tung oder die Wahl des Pflichttheils ſtatt gefunden, ftarb 
aud) der Johann Julius Robert Milifch in der 
Unmündigkeit, und hinterließ als Erbin feine Mutter, bie 
verwittwete Kretſchmer Milifch, fpäter verehelichte Se imm. 
Die Rinder und Erben der Großmutter des verftorbenen 
Pflegebefohlenen verlangten, auf Grund der. vorgebachten 
Beftimmung ihrer Erblafferin, die Erftattung der, an die 
Bormundfchaftsbehörde gezahlten 600 Thlr., welche auch 
erfolgte. Die Mutter de8 Johann Julius Robert 
Milifch war hiermit unzufrieden. Sie behauptete, daß 
ihrem Sohne von deffen Großmutter der gefegliche Pflicht: 
theil unbefchräuft, ohne Anrechnung der dem Vater vor— 
geliehenen 1150 Thle. und ohne Anordnung einer Gubftt 
&ution, Habe Hinterlaffen werden müffen, und daß bie ihs 
vem Sohne ausgefeßte Summe von 600 Ihlen den Pflicht 
theil nicht erreiche. Demgemäß richtete fie in ihrer, gegen 
die Kinder und Erben der Witwe Milifch, gebornen 
Baatz, angeftellten Klage den Antrag auf 

Aufhebung der Subftitution, Verurtheilung der Verklag⸗ 

Bb. IV, BB. 


18 | — 


ten zur Rückzahlung der 600 Thlr. mit Zinſen, und 
Ergänzung des Pflichttheils ihres Sohns. 

Die Berklagten verlangten die Abmweifung der Kläge- 
rin. Sie erflärten die angeordnete Subftitution für eine 
Pupillar-Subftitution, wozu der Erblafferin auch in 
Beziehung auf den, von ihr dem Enkel ausgefegten Pflicht 
theil die Befugniß gefeglich zugeftanden habe, und erachte 
ten deshalb‘ die Frage: „ob eine Verlegung im Pflichttheil 
ftattgefunden oder nicht,“ bei dem erfolgten Eintritt der 
Subfitution für unerheblich. Eventuell beftritten Verklagte 
die behauptete Verlegung im Pflichttheil, und die Unzuläſ— 
figfeit der, von der Erblafferin vorgefchriebenen Anrechnung 
des dem Kretfchmer Milifch a Capitales von 
1150 Thlen. 

Das Stadtgericht zu Breslan wies unterm 
%6. Juni 1837 die Klägerin mit ihrem Klageantrage ans 
gebrachtermaaßen ab. 

Das Gericht nahm den Fall einer Pupillar: Subftis 
fution als vorhanden an, hielt dafür, daß durch eine folche 
denjenigen, denen ein Pflichttheil aus dem Nachlaffe deg 
Kindes gebühre, hier alfo der Klägerin in Beziehung auf 
ihren Sohn, diefer Pflichttheil nach Worfchrift des A. 2. R. 
Th. I. Tit. 2. $. 530. nicht entzogen werden Fönne, und 
erachtete deshalb die Klägerin zu dem Anfpruche auf Ge- 
währung deffelben für berechtigt. Sie wurde aber ange- 
brachtermaaßen abgemiefen, weil fie, nach der Meinung des 
Gerichts, nur aus eigenem Rechte Elagen könne, und 
im gegenwärtigen Procefle ihre Auiprüche als Erbin beg 
Sohnes verfolgt habe. 

Die Klägerin appellirte; eine neue Inſtruction fand 
nicht flatt. Der zweite Senat des Oberlandegges 
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richte zu Breslau entſchied am 4. November 1837 abs 

ändernd dahin: 
daß die Klägerin zwar mit bem Antrage auf Aufhebung 
der Subftitution und Rückzahlung der 600 Thlr. ans 
gebrachtermaaßen abzuweiſen; dagegen die Werklagten 
f(huldig, den dem Johann Aulius Robert Mis 
lifch aus dem Machlaffe feiner Großmutter, der Wittwe 
Milifch, gebornen Baatz, gebührenden Pflichttheil der 
Klägerin, al8 der Erbin ihres Sohnes, zu gewähren, 
die Ausmittelung des Betrages diefes Pflichttheild jes 
doch einem befondern Verfahren vorzubehalten. 

Das Gericht zweiter Inſtanz erklärte die, von ber 
Wittwe Milifch angeordnete Subftitution für Feine Pu— 
pillars, ſondern für eine fibeicommiffarifche Subftitution, 
und als folche, ſoweit fie eine Befchränfung des dem En: 
fel der Erblafferin gebührenden Pflichttheils in ſich ſchließe, 
für unmwirkfam. Die Klägerin twurde, als Erbin des En: 
fels, deshalb zwar nicht zu dem Antrage auf Aufhebung 
der Subftitution, wohl aber zu dem Anfpruche auf Ge 
währung bes Pflichttheils des Enkels für berechtigt ange: 
ſehen. Ferner ward die, von der Erblaſſerin vorgefchries 
bene Anrechnung der, von ihr dem Vater des Enkels dar⸗ 
geliehenen 1150 Thlr. auf den Pflichttheil für ungültig er⸗ 
klärt; eine Verletzung des Enkels im Pflichttheil auch für 
beſcheinigt angenommen, der Nachweis dagegen, daß der 
Pflichttheil gerade die, von der Wittwe Miliſch dem 
Enkel ausgeſetzten 600 Thlr. erreiche, als nicht geführt 
erachtet. 

Die Verklagten legten gegen dieſe Entſcheidung die 
Reviſion ein. Das Geheime Ober⸗-Tribunal beſtä⸗ 
tigte indeß am 25. Juni 1838. das Urtheil zweiter Inſtanz. 

J 82 


Gründe 

Die, von der Wittwe Miliſch, gebornen — in 
ihrem Teſtamente angeordnete Subſtitution enthält keine 
Pupillarz, ſondern eine fideicommiſſariſche Subſtitution. 

Es kommen die Grundſätze bes A. L. R. Th TI 
Sit. 12. 86. 50 — 60. von Subſtitutionen überhaupt und 
TH. IL Tit. 2. 66. 521. u. flgd. über die NND 
ftitution zur Anwendung. 

Die Befugniß zur Errichtung einer Pupillar» Subftis 
tution erſtreckt ſich nur auf die Eltern eines Kindes, 
nicht auf die Großeltern und entfernteren Verwandten 
in der auffteigenden geraden Linie. Hier bat die Groß» 
mutter die Subflitution angeordnet. 

Die Pupilar- Subftitution ift ferner in der Kegel — 
mit Ausnahme der a. a. O. Th. II. Tit. 2. 606. 545. 
u. figd. beſtimmten Fälle bei Wahn und Blödſinnigen — 
auf die Jahre der Unmündigkeit beſchränkt. Die hier 
errichtete Subſtitution ſoll erſt mit Eintritt der Groß⸗ 
jährigkeit des Enkels erlöſchen. 

Die Vorſchrift des A. L. R. Th. I. Tit. 1. $, 40.: i 
„Wenn von Familienverhältniffen die Rede ift, fo wer⸗ 
den unter Eltern und Kindern die Verwandten in aufs 
oder abfteigender Linie, ohne AI des Grades, 
verſtanden; 

kann Hier nicht zur Richtſchnur dienen. Die Pupillar⸗ 
Subftitution ift ein Rechts-Inſtitut ganz eigenthümlicher 
Art. Sie Hat ihre Quelle im NRömifchen Necht und zwar 
in dem Verhältniffe der väterlichen Gewalt, als ein, durch 
den früheren. Zuftand der Sitte und des Nechts hervorges 
rufenes Mittel zur Fürforge des Waters für feine Kinder. 
Zwar ift diefe Grundlage der Pupillar » Subftitution im 
heutigen Nechte, der Strenge nach, für weggefallen zu ach: 
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ten, und auch im A. L. R. tritt dieſe, nicht mehr auf ben 
Vater befchränfte, ſondern zugleich der Mutter eingeräumte 
Befugnig zur Anordnung einer folchen Subftitution im er 
meiterten Umfange hervor, Allein die Gefege enthalten 
feine Andeutung darüber, daß nicht blos den Eltern, fon 
dern auch den entfernteren Verwandten in ber aufſteigen⸗ 
den geraden Linie eine Befugniß der Art zuftchen fol. Der 
Nichter darf daher, wenn er nicht von dem rechtlichen We⸗ 
fen der Pupillar: Subftitution ſich ganz entfernen will, der 
ren gefeßlich beftimmte Grenzen durch Hülfe der Auslegung 
und der Analogie nicht erweitern. 
Die Subftitution im vorliegenden Falle ift demgemäß 
nach Vorfchrift des A. L. R. Th. J. Tit. 12. $. 53. für 
eine fideicommiffarifche zu erklären. Die Erblafferin war 
befugt, eine folche anzuordnen; fie Eonnte aber durch bie 
felbe ihrem Enfel den Pflichttheil, der Negel nach, weder 
ganz entziehen, noch befchränfen, und ein Fall der Auge 
nahme ift Hier nicht vorhanden; a: a. D. Th. H. Tit. 2 
6. 391. u flgd. Dem. Enkel fand das Recht zu, dag 
ihm von der Erblafferin beftimmte Vermächtniß mit ber, 
von der Lesstern angeordneten Befchränfung, ber Subftitus 
tion, anzunehmen, ober den Pflichtheil zu fordern. Diefes 
Necht Hat der Vormund unter Leitung des vormundſchaft⸗ 
lichen Gerichts geltend gemacht. Die Wahl hat jedoch 
noch nicht unabänderlich ſtattgefunden, vielmehr iſt nur die 
vorläufige Prüfung, ob eine Verlegung im Pflichttheile an⸗ 
zunehmen fei, angeftellt worden. Das Necht, den Pflichts 
heil zu verlangen, ift auf bie Mutter des Enkels, als deſ⸗ 
fen Erbin, übergegangen. Der Klageantrag ſchließt nun 
such den Antrag auf Gewährung Biefeg Pflichttheils in 
ſich. Juſoweit iſt Daher der Anfpruch begründet. Dar« 
auf, daß die Klage ohne Grund zugleich auf die Aufhe⸗ 
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bung ber Subftitution und auf Erftattung ber, von ber 


vormundſchaftlichen Behörde den Verklagten zurückgezahl⸗ 


ten 600 Thlr. gerichtet worden iſt, kommt es nicht an, 
Die Entſcheidung zweiter Inſtanz erſtreckt ſich hiernach auf 
den rechten Punkt, nämlich auf die Verbindlichkeit der 
Verklagten zur Gewährung des Pflichttheils. | 

Auch der Antrag der Klägerin, ihr diefen Pflichteheil 
unverkürzt und ohne Abzug der, von der Erblafferin auf 
denfelben angerechneten 1150 Thlr., zuzufprecheny ericheine 
begründet. Der Pflichttheil muß, der Negel nach, unvers 
kürze und unbelaftet gewährt werden. Nur der Betrag 
der erhaltenen Ausftattung, der Gefchenke gewiſſer Art und 

der Schulden, die ein Erblaffer für den Erben bezahlt hat, 
ohne daß er zu deren Anerkennung gefeglich verpflichtet 
war, kommen in Anrechnung; $$. 393 — 398. a. a. O. 
Bon folder Befchaffenheit find die erwähnten 1150 Thlr. 
nicht; die Erblafferin hat diefe ihrem Sohne ald Darlehn 
gegeben; der Enkel aber hat feinen Water nur unter der 
Rechtswohlthat des Inventars beerbt, und aus der Vers 
laffenfchaft des Waters nichts erhalten; er ift. mithin nicht 
‚ verpflichtet, deffen Schulden zu bezahlen. Der Fall ei 
ner Ausgleihung unter den Erben wegen gemiffer Zus 
wendungen nach Vorfchrift der $$. 303. u. figd. und 359. 
a. a. D., der auch in Beziehung auf den Pflichttheil fonft 
eintreten würde, liegt daher hier nicht vor. 

Die Behauptung der Klägerin endlich, daß die, von 
der Wittwe Milifch dem Enfel beftimmten 600 Thlr. den 
Pflichttheil nicht erreichen, ift — abgefehen davon, daß Die 
Erblafferin auch diefed Vermächtniß durch Anordnung der 
Subftitution mit einer Beſchränkung belaftet hat — mit 
Niückficht auf dag, von den Verklagten felbft angefertigte 
und eingereichte Inventarium über die Verlaffenfchaft der 
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Wittwe Milifch wenigſtens für fo weit befcheinigt zu ach» 
ten, daß Die Klägerin mit ihrer Forderung jet noch nicht 
auf die Summe von 600 Thlen. befchränft werden Fann. 
Auf die Höhe des Pflichteheild iſt die Ermittelung erft 
künftig in einem befondern Verfahren zu richten. 

Hiernach war dag Erfenntniß zweiter Inſtanz zu bes 
ftätigen. | 





M 3. 
Altentheil. Leibzucht. Heirath. Ehefrau. 
Kind. Perſoͤnliches Gebrauchsrecht. 





Ein Altſitzer, welcher eine anderweitige Ehe ein— 
geht, iſt berechtigt, ſeine Ehefrau und demnaͤchſt die, 
mit ihr erzeugten Kinder in den Altenſitz aufzuneh⸗ 
men, ſofern ihm eine abgeſonderte Wohnung einge— 
raͤumt und zu feinem Unterhalt beſondere Praͤſtatio— 
nen oder Ländereien überwiefen worden ?). | 


1) Bol. I. Stengel, Beiträge, Bd. IV. S. 121: 
„Das Altentheil der Bauerwittwen geht durch deren anderweitige 
Heirath nicht verloren; Krause, de jurib. rustie, Cap. ult. $, 5. 
Es fei denn, daß an einzelnen Orten befondere Dbfervanzen vor: 
handen wären; Krause, eit. loc, — Erfannt vom Kammerger 
richte in &. Wienſtrakin wider Gerife, im J. 1784, 

I. Merckel, Kommentar zum U. 8. R., Bd. L. ©. 870, zu 
. 602. Zit. 11. Th. L.: | 
„Freie Herberge involoirt weniger, ald freie Wohnung oder 
eine Auszüglerwohnung, und wenn der Übernehmer einer Bauer: 
nahrung feinem Bruder, der lahm, oder fonft kränklich ift, lebens⸗ 
lang freie Herberge verſprochen hat: ſo hört ſolche, wenn jener ſich 
verheirathet, in Gemäßheit des $. 25. Tit. 19. Th. J. A. LR. 


un 
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HM Th. L Tit. tt. 66. 602. 605, 
Zr. 19. 6.9. | 





Mittelft des, am 21. September 1827 ——— dem 
Altſitzer Teßmer und ſeiner Ehefrau Sophie, gebornen 


ne EEE Er. 


“wohl auf, und kemmt feiner Sram und Kindern nicht zu ſtatten, 
befonders wenn es an Dlag fehlt.” 

IT, Bielitz, Commentar zum U. L. R., Bd. IT. ©. 602.: 
„Die niit dent Auszuge verbundene Wohnung kann der Auszügler- 
ehne Zuftimmung des Wirths an einen Andern nicht abtreten; bei 
ben übrigen Auszugsleiftungen fteht ihm aber die. Abtretung ders 
felben allerdings. frei, nur darf dadurch die Verpflichtung des Wirths 
‚sicht erfchwert werden. 

„In die zum Auszuge beftimmte Wohnung Fann dem Auszüge 
ber nicht vermehrt werden feinen Ehegatten, feine Kinder und ans 
dere Anverwandte, deren Unterhalt ihm obliegt, aufzunehmen; jes 
doch müſſen die Sumilienglieder des. Auszüglers’ mit dent ihm bes. 
ſtimmten Wohnungsraume ſich begnügen.“ 

Derſelbe bemerkt in der neuerlich erſchienenen Schrift! Dar⸗ 
Bellung der Nechtsverhältniffe. beim Auszuge oder Altentheile, beſon⸗ 
ders uach Preußischen Nechten, Leipzig 1838. 6, 18. ©. 35.1 

„Daß der Auszügfer die ihm von. dem Wirthe zu Jiefernden Nas, 
turalien und zu zahlenden Gelder an einen Andern, der fie an feis 
ner Statt in Empfang nimmt, abtreten ann, leidet feinen Imei- 
£L, da dieſer Empfang nicht an die Perfon des Auszüglers gebuns 
den iſt (J. L. R. Th. 1. Fit. 11. 8. 382.), und die Verpflichtung 
des Wirths Durch eine folche Abtretung nicht erſchwert wird (ebend. 
zit, 19. 8. 23.) Aber auch die Benutzung ausgezogener Grund» 
ſtücke und die Wohnung in dent Aussugshaufe oder der befondern 
Auszugsſtube, it der Anszügler einem Andern zu überlaffen berech⸗ 
tigt (ebend, Tit. At. 8. 110) Hingenen ſteht dent Auszügler, 
welcher fein Wohnungsrecht in der Mohnftube des Wirths hat, 
nicht frei, einen Andern an feine Stelle zu fegen oder auch Je— 
nanden, felbft feine nächften Anverwandten (obend. Tit. 19. $. 26.), 
dahin zu ſich zu nehmen; weil die Verhältniſſe zweier im Einer 
Stube: zufammenwohnenden Perfonen ſo individuell find, daß eine 
Reränderung hierbei dem andern Theile nicht gleichgültig fein kann, 
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Treptow, auf der einen und ihren Kindern auf ber am 
dern Seite gefchloffenen Erbvergleiches erhielt der Ehris 
kian Gottlieb Bonneß den, im Hypothekenbuche uns 
ter As VI. verzeichneten Bauerhof zu Jasde im Colberg⸗ 
fchen Amte, mit der, unter andern Gegenleiftung übernom« 
menen Berbindlichfeit, aus demſelben den Teßmer’fchen 
Ehelenten Tebenslänglich den, im Orte üblichen Altentheik 
zu verabreichen. Im der Verhandlung vom 25. Januar 
1828 murde der Altentheil näher beſtimmt, und. insbeſon⸗ 
dere fefigefeist, daß den Teßmer’fchen Eheleuten cine freie 
Wohnung im. Thorfpeicher und Die Benugung der dazu 
gehörigen Ställe überlaffen werde; auch, wach dem Tode 
des einen der Ultfiger, dem Letztlebenden die Wohnuug und 
Senerung ganz, vom den übrigen Atentheilg + Präftationen 
aber die Hälfte verbleiben folk. 

Die, zwiſchen dem Teßmer und feiner genannten. . 
Ehefrau zur Zeit des Abfchluffes der gedachten Verträge 
beftandene Ehe ward durch Scheidung aufgehoben. Teß—⸗ 
mer heirathete twieder, und eim Gleiches gefchah von feis 
wer gefchicdenen Ehefrau. Über die Verbindlichkeit des 
Hofwirths Bonneß zur Aufnahme der zweiten Ehefrau 
de8 Teßmer und der mit dieſer erzeugten Kinder in die 
geibsuchtsmohnung entſtanden Streitigkeiten, die zu einer. 
Klage des Tefmer gegen den Bonneß Deranlaf: 
fung gaben. | 

Das Land: und Stadtgeriht zu Colberg wies 








und mithin der Wirth dadurch befſchwert werden würde (ebend. 8. 23, 

u. a. a. O. Kir. 11. 8. 408.). Außerdem fcheint auch der Aus—⸗ 

zügler, wenn er ſich das Holzungsrecht in der zum Gute gehöri— 

gen Waldung vorbehalten hat, nicht befugt zu fein, deſſen Auss 

Übung auf einen Andern zu übertragen. (ebend. Tit. 22. $. 203.),” 
| D. N. 
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den Kläger mit dem. Untrage, feine jegige Ehefrau und 
die, mit derfelben erzeugten Kinder in die Altentheilswoh— 
nung bringen zu dürfen, durch das Erkenntniß vom 1. Mat 

1837 gänzlich ab. 

Kläger appellivte; die Deputatio n für Appellations⸗ 
ſachen des Oberlandesgerichts zu Cöslin beſtätigte 
indeß in der Sitzung vom 19. September 1837. das 
erſte Urtel. 

Der Appellationsrichter nahm an: nach den Verträ⸗ 
gen vom 21. September 1827 und 25. Januar 1828 ſei 
das ſtreitige Wohnungsrecht nur dem Kläger und ſeiner 
erſten, jetzt von ihm geſchiedenen Ehefrau, und zwar nur 
für ihre Perſon und zu ihrer Nothdurft eingeräumt; dafs 
felbe Eönne nach $. 22. Tit. 19. TH J. des A. ER. 
ohne Einwilligung des DVerpflichteten auf andere Perfonen 
nicht ausgedehnt werden; die jegige Ehefrau des Klägers 
fo mie die, mit ihr erzeugten Kinder feien daher von ber 
Mitbenugung der Altentheilswohnung auggefchloffen. 

Kläger erhob die Nichtigfeitsbefchtwerde. Er griff das 
AppellationgzUrtel wegen unrichtiger Anwendung des $. 22. 
a. a. D. an. Diefe Vorfchrift verordne: 

„Rechte, welche nur zur Nothdurft einer beftimmten 

Perfon oder Sache bewilligt worden, können auf ans 

dere Verfonen oder Sachen einfeitig nicht übertragen 

werden. oo. 

Im vorliegenden Falle folle feine jeige Ehefrau bie 
Wohnung nicht ftatt feiner nugen, fondern nur an fei: 
nem Nußgungsrechte Theil nehmen; dies aber fei vom - 
Gefege nicht unterfagt; auch dürfe der $. 22. a. a. O. 
nur von dem Falle einer Abtretung des Nechts felbft 
an einen andern bergeftalt, daß ber urfprünglich Berech-⸗ 
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tigte fein Recht aufgebe, und einem Andern übertrage, ver, 
fanden werden. 

Das Geheime Dber + Tribunal änderte am 
2. Mai 1938, unter Vernichtung des Appellations: Ers 
kenntniſſes, das erfte Urtel dahin: daß Kläger nicht, mie 
gefchehen, abzuweiſen, vielmehr der Verklagte für verbuns 
den zu achten, den Kläger mit feiner jegigen Ehefrau und 
den, mit diefer erzeugten Kindern in die ihm verftragsmäs 
Big zuftehende Altentheilswohnung aufzunehmen und ihm 
freie Feuerung, leßtere jedoch nur in fo meit zu gewähren, 
als Kläger diefelbe, nach den zur Zeit des Contracts bes 
fiandenen Berhältniffen, für fih und feine Frau würde 
haben fordern können. 

Sründe 

Um die Nichtigkeit des zweiten Urtels darzuthun, führe 
Kläger an, daß es einem Altfiger nicht unterfagt fei, im 
Fall der DVerheirathung feine Ehefrau in bie Leibzuchte« 
wohnung zu bringen. Diefe Behauptung berührt nicht die 
eigentliche Befchmwerde, daß der $. 22. Tit. 19. TH. I. des 
A. L. R. unrichtig angewendet worden. Gie hat vielmehr 
nur die Nechtsfrage zum Gegenftande: 

ob der Altſitzer auf bie Leibzucht heirathen, und ben 
neuen Ehegatten fo tie die, mit demfelben erzeugten 
Kinder an dem MWohnungsrecht Theil nehmen Taffen 
dürfe. 

Die Beurteilung dieſer Nechtsfrage nach den, von 
dem Inſtitute der Feibzucht im Allgemeinen geltenden recht: 
lichen Grunbdfägen lag allerdings dem Nichter od. Sie 
ift aber von ihm umgangen, und flatt deffen die blos 
tharfüchliche Frage erörtert: men, nach den, unter den 
Parteien geichloffenen Verträgen, im vorlicgenden befon; 
bern Falle ein Necht auf die Leibzucht eingeräumt worden? 
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Diefe Frage ift dahin eutſchieden, daß das Altentheildrecht 
nur dem Kläger und feiner feparirten Frau beftellt ſei; es 
kann daher eine Prüfung der, vom Kläger behaupteten Bes 


fugniß, feine zweite Frau und die, mit derſelben erzeugten 


Kinder ar dem Wohnungsrechte Theil. nehmen zu Faffen, 
welches nach dem, vom vorigen Richter angenommenen und 


nicht angefochtenen Sachverhältnig ihm nur für feine Pers 


fon zufteht, nicht mehr zu dem Zweck erfolgen, um dw 


durch eine Nichtigkeit des zweiten: Urtels darzuthun. Die 


Beurtheilung muß ſich vielmehr darauf befchränken, ob. bei 
dem feftgeftellten, fo eben angegebenen Sachverhältniß, nach. 
der ferneren Behauptung des ‚Klägers, eine untichtige Aus 


‚wendung des $. 22. a. a. D. anzunehmen fei? 


Dies ift zu bejahen. | 

Die 66. 22 —26. a. a. D. beziehen fi) auf eine 
Klaffe von Nechtsverhältniffen, die nach dem Nömifchen 
Hechte mehr dem usus, d. h. dem dinglichen Nechte eis 
nes, auf ‚die nothwendigen Bedfirfniffe des Berechtigten 
eingefchränften, ohne Fruchtnutzung möglichen Gebrauchs. 


> einer fremden Sache, angehören, als dem usus fruclus, 


d. i. der Befugniß zur vollen Benußung einer fremden. 


Sache ?). Auch Famen gerade in der Lehre vom usus und 


der damit verwandten Lehre van der habitatıo. diejenigen 


2) Es iſt hier abfichtlich die ältere gewöhnliche Theorie vone 
usus zum Grunde gelegt, weil die Redactoren des A. L. R. derſel⸗ 
ben gefolgt find. Über den Begriff des usus nach den übereinftim-. 
menden Meinungen der neneren Nechtsichrer vgl. man: Thibaut, 
Berfuche über einzelne Theile der Theorie des Rechts. Bd. I. m 3.; 
Glück, Erläuterung der Pandeftey. Bd. IX. &. 431 f.; Thibaut, 
Syſtem des Pandektenrechts (8. Ausg.). $.. 761.5 Mackeldey, Lehrs. 


buch des heutigen Nömifchen Rechts (7. Ausg.). $. 253.5 Weber 


zu Höpfner's Commentar über die Inſtitutionen. $. 380. 
D. H. 





9 


Sragen vor, welche durch die gedachten Beſtimmungen bes 
A. L. R. entfchieden find. "Sinsbefondere wird es dem 
Ufuar unterfagt, die Ausübung feines Nechtes einem An— 
dern käuflich zu überlaffen oder zu vermiethen, ohne felbft 
einen Theil zu behalten. Go heißt «8 1. 4. pr. D. de 
usu et habitatione (VII. 8.): 

„Caelerum sine eo ne hos (sc. hospites, libertos 

et Clienles; 1. 2.9. 1. 1. 3. ibid.) quidem habitare 

posse,” — 
und 1. 8. ibid.: 

„Sed neque lecabunt seorsum, neque concedent 

habitationem sine se, nec vendent usum.” 

Es fonnte mithin weder das Recht des usus ſelbſt, 
noch deſſen Ausübung einem Andern dergeftalt übertragen 
werden, daß biefer ganz an bie Stelle des urfprünglich Bes 
techtigten trat. Wenn nun der $. 22. a. a. D. verordnet: daß 
Rechte, melde nur zur Nothdurft einer beſtimmten Pers 
fon oder Sache bewilligt worden, auf andere Perfonen 
oder Sachen einſeitig nicht übertragen werden ſollen: 
fo iſt dies im der That nur die Anerkenuung und Wieder⸗ 
holung jenes, aus dem Römifchen Nechte fich ergebenden 
und vor dem Erfcheinen des U. 2. R. durch die Prarig 
anerkannten Principe. Unter dem einfeitigen Übers 
tragen, welches der $. 22. unterfagt, kann daher nur 
der Fall verftanden werben, wenn der Berechtigte das, ihm 
zu feiner Nothdurft eingeräumte Necht oder deffen Aus; 
übung ohne Zuftimmung des DVerpflichteten einem Andern 
dergeftalt überläßt, daß er felbft gang augfcheidet und der 
Andere an feiner Stelle Inhaber des Rechtes wird, | 
Bon einer folhen Aufgebung des fireitigen Rechts 

Seitens des Klägers und einer Übertragung deffelben anf 
feine Ehefrau und Kinder ift nach dem feftgeftellten Sad) 
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verhältniß gar nicht die Rede. Der Kläger will dad ihm 
zuftehende Wohnungsrecht felbft ausüben, und feine Fran 
und Kinder daran nur Theil nehmen laſſen. Wenn der 
Appellationsrichter gleichwohl entfchied, daß ſolches nad) 
$. 22. a. a. D. nicht zuläffig fei: fo wandte er diefe Vor⸗ 
ſchrift auf einen Fall an, wofür diefelbe nicht beftimmt iſt. 
Eeine Entjcheidung muß daher vernichtet werden. 

In der Sache felbft ift auf die Appellation des Klä⸗ 
gers das erfte Urtel abzuändern. 

Weder der Erbvergleih vom 21. September 1827, 
noch der Vertrag vom 25. Januar 1828 befiimmt, daß 
die Altentheilswohnung im Thorfpeicher des Bauerhofes 
des Verklagten dem Kläger und feiner damaligen, jeßt fer 
parirten, Ehefrau nur für ihre Perſon, wie der erſte Rich⸗ 
ter annimmt, zugeſichert werde. Jene Verträge übergehen 
vielmehr dieſen Punkt ganz mit Stillſchweigen, und die 
Entſcheidung der Sache iſt daher von der Frage abhängig: 
ob nach den geſetzlichen Vorſchriften ein Altſitzer auf 
die Leibzucht heirathen, und den neuen Ehegatten ſo wie 
die, mit demſelben erzeugten Kinder an dem Wohnungs- 
rechte Theil nehmen laſſen darf? 

Das A. L. R. enthält für diefe Frage Feine Ent- 
fcheidungsquelle, da es die näheren Beſtimmungen wegen 
des Altentheiles den Provincialgefegen vorbehalten hat; 
$. 605. Tit. 11. Th. I. Für den vorliegenden Fall find 
indeg auch Feine provincialvechtlichen Vorſchriften vorhan- 
den, und die Entfceheidungsnormen müffen daher aus all- 
gemeinen Nechtsgrundfägen und der Natur ber gaibzucht 
entnommen erden. 

Nach gemeinem Rechte ift Die aufgetvorfene Stage 
fireitig. Mehrere Nechtslehrer beantworten fie, zum Theil 
ſchon wegen der Parömie: „ein Leibzüchter darf nicht züch— 
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ten; db. i. nicht zeugen, hauptfächlich aber deshalb vers . 
neinend, weil durch eine anderweite Verheirathung des 
Altſitzers das, zur Zeit der Beftellung der Leibzucht bes 
fiandene Verhältniß fich ändere, und darauf, daß an die 
Stelle deffelben nur ein Ähnliches trete, um fo teniger 
Rückſicht genommen werden dürfe, als fich keinesweges 
annehmen laffe, daß das eingegangene Verhältniß in jeber 
Beziehung dem frühern gleich fei, und den Verpflichteren 
nicht mehr beläftige als dieſes; 
Mirus, de reservato rustico. VI. 

Andere bejahen die Frage fchlechtiveg ; 

Biener, Opusc. Vol. II. Cap. 24. 

Zachariae, Libr. quaest. Qu. 21. $. 1. 

Hommel, Rhaps. quaest. Vol. II. Obs. CCLIN.;. 
und zwar mit auf den Grund der 1.4. $.1. D. de usu 
et habitatione (VII. 8.), in fo fern bei Eingehung der 
Leibzucht nur nicht die Perfönlichkeit des verftorbenen Ehe 
gatten in Anfchlag gekommen ift, was dann angenommen 
werden foll, wenn Eltern ihr Grundftück an ihre Kinder 
abgetreten haben; 

Hänfel, von dem Auszuge. §. 16. M 9. 

©. 150. 151. 

Noch andere unterfcheiden: ob dem Leibzüchter nur 
der freie Sinfig im Gute zuftehe, und er im übrigen Be 
Föftigung und Pflege von dem Gutsannehmer erhalte, oder 
ob ihm eine abgefonderte Wohnung eingeräumt und zu 
feiner Unterhaltung befondere Präftationen oder Ländereien 
ausgefegt feien. Im erften Falle foll der neue Ehegatte 
zur Theilnahme an dem MWohnungsrecht nicht befugt fein, 
wohl aber im legten. 

Diefer Unterfchied ift richtig, Nahm der Leibzüchter 
nur Theil an der gemeinfchaftlichen Wohnung, und. erhielt 
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er nur bie nöthige Pflege von dem Gutsannehmer, fo’ ver 
ändert ſich durch den Tod eines der Berechtigten die Ver 
bindlichkeit des Werpflichteten wefentlich. ‘Der Anfpruch 
des einen Theilnehmers ift erlofchen, und dag, nur noch 
auf das individuelle Bedürfniß des Überlebenden befchränfte 
Verhältniß geftattet durchaus feine Theilnahme eines Drit: 
ten, die in der That eine vertragswidrige Ausdehnung der 
bewilligten Nechte fein würde Kann man gleich dem 
Leibzüchter nicht wehren, zu heirathen, fo folgt doch nicht, 
dag er Nechte, Die ihm für feine Perſon allein zuftchen, 
auch für den neuen Ehegatten und die, mit demielben er» 
zeugten Kinder verlangen dürfe, wie dies auch in den Ge 

fegen verschiedener Landestheile verordnet ifts 
Münfterfche Eigenthumsordnung vom 10. Mat 
1770. Th. 2. Zit. 10. $. 13.) | 
Miünfterfche Erbpachtsordnung vom 2ı. Sp 

tember 1783. $. 160. H. | 
Thomas, Syſtem aller Fuldiſchen Privat« Rechte. 

$. 526. 

Au⸗ 





3) Abgedruckt in Schlüter, Provincialrecht der Provinz Be 
phalen. Bd. I. ©. 288. Der $. 13, verordnet: 
„Bann ein Erbe oder Kotte fo gering und fchlecht ware, daß rs 
von Feine ordentliche Leib = Zucht beſtimmet, und mitgetheilet wet⸗ 
den Fönte, fo müffen die Alte bey denen jungen Leuten die Koft 
und Wohnung verlieb nehmen, und denenfelben, fo weit und fo 
lang Alter und Kräften es gefintten, Hülf und Beyſtand leiſten, 
jedoch ift auf diefem Falle dem einen Ehegatten auf Abfterben des 
andern fich mieder zu verheyrathen und die geheprathete Perfon 
‚aufn Erbe oder Kotten zu bringen, nicht erlaubt, wann ſchon dies 
felbe fich eigen gebeit wolte.“ | D. H. 


4) A. a. O. S. 378. Der $. 160. ſtimmt mit dem 8. 18. der 
Eigenthumsordnung bis auf bie int $. 160. fehlenden Worte: A 
ſchon — ſich zu eigen geben wolte“ übererin. D. H. 
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- Anders verhält fich die Sache im zweiten alle, wenn 
dem Leibzüchter eine abgefonderte Wohnung mit beſtimm⸗ 
ten Präftationen oder Ländereien gewährt werden muß. 
In diefem Falle ift daS Wohnungsrecht untheilbarz weder 
dem einen noch dem andern Ehegatten ift ein beftimmter 
Theil der Wohnung, ein abgemeffener Raum bderfelben, be: 
fimmt; es läßt fich daher auch nicht annehmen, daß durch 
den. Tod des einen Leibzüichter8 ein Theil der Wohnung 
dem DVerpflichteten zur Dispofition anheim gefallen‘ wäre. 
Der Überlebende ift und bleibt Inhaber des Wohnungs: 
rechts, und die ihm noch zuſtehenden Altentheilg - Präfta- 
tionen find feiner Verfügung unterworfen; die Laft des 
Verpflichteten wird mithin durch die Aufnahme des neuen 
Ehegatten in die Leibzuchtswohnung auf Feine Weife ver 
mehr. Es ift daher auch in dem angenommenen Falle 
nach Varticulargefegen dem Leibzüchter unter Modificatios 
nen verftattet, auf bie Leibzucht zu heirathen; 

Minfterfche Eigenthumsordnung a.a.D. $. 11.9). 

Münfterfche Erbpachtsordnung $. 158. ©). 

Minden: Ravensbergfhe Eigenthumsordnung 
vom 26. November 1741. Cap. 12. $. 12. °). 


5) A. a. O. ©. 287. Der $. 11. beftimmt: 
„Wann aber von den abgeftandenen Ehe-Leuten einer auf ber 
Leib Zucht verfiirbet, und der andere fich darauf mieder verhey: 
rathen will, muß folches mit Belieben des Wehrfefteren gefchehen, . 
und von dem Guts⸗Herrn vergenehmet werden, und hat alsdann, 
fonft aber nicht, der eingefommene Ehegatt, mann er der Leptzler _ 
bende ift, die mit dem Werftorbenen vorhin gehabte halbe Leibzucht 
ferner zu genieffen, welche jedoch auch, fobald derfelbe fich wieder 
verheyrathet, völlig aufhören fol.” . H. 
6) A. a. O. S. 378. Der $. 158. iſt dem $. 11. der Eigen⸗ 
thumsordnung mörtlich gleich. D. 9. 
7) Rabe, Samml. Bd. 1. Abth. 2. ©. 174. Der $. 12. a. 
a. D. lautet: 
IV. 3b. | u C 
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Os nabrückſche Eigenthumsordnung von 1722. 
Cap. 7. 6. 16. 9). | | 

Bol. auch Struben, — Bd. II. 
JE 145. 

Runde, von der Leibzucht. $. Ad. II. 

Hänfel, a. a. O. ©. 150. 

Die Anwendbarkeit der entwickelten Grundfäße auf 
den vorliegenden Fall unterliegt keinem Bedenken. Nach 
dem Schluſſe des Vertrages vom 25. Januar 1828 ift 
- ausdrücklich verabredet, daß dem überlebenden Leibzüchter 
die Wohnung und Feuerung bleiben fol, und fich die 
Rebduction des Altentheils beim Abfterben eines der beiden 
Altfiger nur auf beftimme angegebene Präftationen erftrecft. 
Jenes hätte aber in der Allgemeinheit, wie gefchehen, nicht 
ausgedrückt werden Fönnen, wenn nach dem Tode des eis 
nen Leibzüchters der Überlebende in feinem Wohnungsrechte 
und den, aus demfelben fließenden Befugniffen hätte be 
fchränfe werden follen. Ebenfowenig waltet endlich bar- 
tiber ein Zweifel ob, daß die. dem Leibzüchter eingeräumte 
Wohnung im Thorfpeicher und die dazu gehörigen Ställe 
für fich beftehende, zum ausfchlieglichen Gebrauch der Leib: 
züchter beflimmte Räume find. 

Mit der, in Hinficht des Feuerungsbedarfs hinzuge: 


„Sollte ein Leibzüchter ad secunda vota fchreiten, fo muß es mit 
Einwilligung des Gutsheren und gebührender Qualification gefche: 
hen; es genießet aber dennoch ein Leibzüchter nichts defto weniger 
nur die halbe Leibzucht, und wenn er ftirbt, bleibt fie bei dem ein- 
fommenden Ehegatten, fo lange diefer lebt, und fich nicht verhei⸗ 
rathet; thut er das aber, fo iſt er der Leibzucht verluftig.” 
2.89: 


8) Cod. Const. Osnabr. Th. I. Bd. 1. ©. 232. 
D. 9. 
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fügten Maafgabe twar daher, nach dem begründeten Ans 
trage des Klägers, wie gefchehen, zu erfennen. 


— — 


MA 
Poſen. Erbrecht. Inteſtaterbfolge. Ascenz 
denten. Altpolnifches Recht. 


Nach altpolnifhen Mechten haben Ascendenten 
feinen Erbanfpruh auf den Nachlaß ihrer Finderlos 
und ohne Teſtament verftorbenen Descendenten ?). 

Declaration des Edicts vom 28. März 1794 
wegen der in Suͤdpreußen geltenden Ge- 
feße und Rechte; vom 30. April 1797. 


1) Die Frage, welche Beftimmungen in Betreff der Erbfolge 
nach altpolnifchenm Rechte früher in denjenigen Provinzen des Preus 
fiihen Staates gegolten haben, aus welchen jest das Großherzog⸗ 
thum Pofen und die, zu Weſtpreußen gehörigen Diftricte des Kulmer 
und Michelauer Kreifes beftehen, hat noch gegenwärtig um fo grös 
Bere praftifche Bedeutfamkeit, als jenes altpolnifche Necht in den ge: 
nannten Provinzen nicht nur bis zum Jahre 1806 als Provincialrecht, 
fondern vom Sahre 1807 bis zum 1. Mai 1808 im damaligen Herz 
zogthum Warfchau fogar als allein recipirtes Recht gegolten hat, und 
aus jener Zeit noch viele Streitigkeiten, und zwar vorzugsmeife in 
Bezug auf das Eibrecht, zur Entfcheidung der Gerichte gelangen. 
Außerdem ift auch die Feftftellung deffen, mas polnifchen Rechtens fei, 
bei dem gänzlichen Mangel eines redigirten Geferbuchs und den fich 
oft widerfprechenden einzelnen Verordnungen und Reichstagsbefchlüf- 
fen, von erheblichem, vechtögefchichtlichen und legislatorifchen Inter 
efe. Die ermittelten Rechtsnormen find endlich oft fo abweichend 
von andern Rechtsſyſtemen, daß auch diefe Eigenthümlichkeiten des 
polnifchen Nechts die Befanntfchaft mit bemfelben für die Wiſſenſchaft 
gewinnreich erſcheinen laſſen. 

€ 2 
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6.1. (N. C. C. %. X. A 36. — 
1797. ©. 1159) 2). 

Tranſitoriſches Gefeß vom 10. October 1809. 
Art. 2. 6. und 7. (Laube, Geſetz ⸗Samm⸗ 
lung des vormaligen Herzogthums War- 
(hau. Bd. II. ©. 52.). 

Patent wegen Einführung der Preußifchen 
Gefege in das Großherzogtum Pofen; 
vom 9. November 1816. $. 3. (Geſetz⸗ 
Sammlung ©. 225.). 


Der nachmalige andfchaftsrath Laurenz von Star: 
zenski zu Wierzeja bei Samter heirathete im jahre 1805 
die Scholaftifa von Szczaniecka, ohne bei Einge 
bung der Ehe durch Vertrag Beltimmungen für die ber: 
einftige Erbfolge zu treffen... Im Fahre 1806 gebar ihm 
feine Ehefrau eine Tochter, Anaftafia; im September 1807 
ging die Frau mit Tode ab, und fchon im October def: 
felben Jahres folgte die Tochter nach. Das nicht unbe 
deutende väterliche Vermögen der verehlicht getwefenen von 
Starzenska wurde durch ihr Ableben auf ihre Tochter 
vererbt, und nach deren Tode blieb der Water der Leßteren 
im unangefochtenen Befige deffelben. Erft im Jahre 1828 
traten die Gefchwifter und Gefchtwifterfinder feiner Ehefrau, 
bie Splvefter von Szczanieckiſchen Erben, mit ber 
. Behauptung auf, daß fie die gefeglichen Inteſtaterben der 
Anaftafia von Starzenska feien, und deren Vater auf 
ihren Nachlaß Fein Erbrecht geltend machen könne. Hier: 
durch hinderten die von Szczanieckiſchen Erben bie Er: 


2) Rabe, Samml. Bd. IV. &. 106. D. 9. 
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theilung eines, von dem Lauren; von Starzenski bei 
ber Nachlaßbehörde, dem vormaligen Landgericht zu Pos 
fen, nachgefuchten Erbeslegitimations⸗Atteſtes in Bezug auf 
den Nachlaß feiner Tochter. Von Starzenski wurde 
daher gegen die von BSicizanieciſchen Erben klagbar, 
und trug dahin an: 

die Verklagten mit ihren Erbanſprüchen auf den Nach- 

laß feiner Tochter Anaftafia abzumeifen und benfelben 

ihm, als dem allein berechtigten Inteſtaterben, zuzu⸗ 


ſprechen. 

Der Kläger ging hierbei von der Anſicht aus, daß 
der Erbfall, welcher ſich im October 1807 ereignet, gemäß 
der Beſtimmung des tranſitoriſchen Geſetzes dom 10. Oc⸗ 
tober 1809 nur nach altpolniſchem Rechte entſchieden mer: 
den könne, und daß als ſolches das Jus terrestre nobi- 
litatis Prussiae correctum ®) recipirt geweſen, nach beffen 


3) Bol. I. von Kamps, die Provincialz und flatutarifchen 
Rechte der Preuß. Monarchie. Bd. I. ©. 284. $. 124, und Bd. IU. 
©. 717. $. 998. 

UI. Über das Jus terrestre nobilitatis Prussiae correctum, nebft 
einem Abdrucke deffelben aus des Anton Trembicki Prawo Poli- - 
tyczne i Cywilne, T. I. W. Warszawie 1789. T. H. 1797 (fol 
heißen 1791) in Klein’s Annalen Bd. XXI. ©. 297. u. fid. 

Noch einige Bemerkungen über dad Jus terrestre nobilitatis 
Prussiae correctum, zur Aufflärung der alten polnifchen Erbfolge 
des Adels, von einem, in dent Kaiferlich- Königlichen Antheile des. 
ehemaligen Polens bei einer Dber- Behörde angeftellten Rechtsgelehr⸗ 
ten; in Klein’s Annalen Bd. XXI. ©. 3. u. flgd. 

Das Jus terrestre enthält über die Erbfolgeordnung nach dem 
a. a. D. enthaltenen Abdruck S. 308. (vergl, Trembicki’s ange⸗ 
führte Sammlung Bd. I. S. 137.) folgende Vorfchriften: 

„Suecessionum autem haec erit ratio. Primo per directam li- 
neam descendentes suecedent. — — — Si neque filios filiasve, 

neque ab iis descendentes quis reliquerit, fratres autem, vel 

fratribus non existentibus, sorores germanae defunctorumve fra- 
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unzweifelhaften Worfchriften die Eltern ihre, ohne Descen⸗ 
deng verftorbenen Kinder und Enkel beerben. Sollte in- 
deß jenes Gefe unzureichend oder deffen Gültigkeit zwei⸗ 
felhaft gefunden werden, fo Fomme, nach der augsbrückli- 
chen Beftimmung des tranfitorifchen Geſetzes, das Preu⸗ 
ßiſche A. 2. R., als fubfidiäres echt, zur Antwendung, 
nach welchem der Anfpruch um fo mehr begründet fei. 

Die Verklagten widerſprachen nicht blog dem, wider 
fie erhobenen Anfpruche des Klägers, ſondern verlangten 
auch ihrerſeits: 

daß ihnen das ausſchließliche Erbrecht in den Nachlaß 
der Tochter des Klägers zugeſprochen, und dieſer zu deſ⸗ 
fen Herausgabe nach einem eidlich zu erhärtenden In⸗ 
ventarium verurtheilt werde. 

Sie beftritten, daß dag Jus terrestre nobilitatis 
Prussiae correctum in den ehemaligen Kronprovinzen 
Polens, wozu dag jegige Großherzogthum Pofen gehörte, 
jemals Gefeßesfraft gehabt habe, wie dies bereit zur Zeit 
der Gübdpreußifchen Regierung, durch Vernehmung Polnis 
fcher Suriften, ermittelt und bei Entfcheidbung von Nechte- 
fireitigfeiten immer angenommen worden fei. . Dagegen ga⸗ 
ben fie zwar zu, daß der vorliegende Fall nur nach dem 
Polnischen Nechte beurtheilt werden Fönne, behaupteten aber, 
daß gefchriebene Gefege tiber die Erbfolge des Adels aug 

der Polnifchen Zeit nicht vorhanden feien, vielmehr darüber 


tram aut sororum liberi descendentesque extiterint, — — suc- 
cedant. — Si neque per directam lineam, neque a fratribus et 
sororibus descendentes extiterint, proximi successores, ascen- 
dentes per directam lineam sint, in qua linea hi gradus sunt, 
Pater, Mater, Avus, Avia, Pro-Avus, Pro-Avia, Abavus, Aba- 
via caeterique omnes qui in jure parentum nomen obtinent." 


©. 9. 
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nur ein Gewohnheitsrecht beftanden habe, welches * dem 

Grundſatze beruhe: 

Successio non äscendit, sed — 

und: | | 
Successio refluit, unde defluit. 

Auch das Beftehen diefes Gemohnheitsrechts hielten 
die Werklagten durch die Gutachten älterer Juriften, bie 
fie indeg nicht näher nahmhaft machten, für fo vollftän- 
dig Dargethan, daß die Thatfache ſelbſt für notorifch ans 
gefehen werben Eönne, und es eines näheren Beweiſes dar; 
über nicht bedürfe. | 

Der Kläger beftritt die Eriftenz des behaupteten Ge: 
wohnheitsrechtes, und feßte der Berufung auf daffelbe die 
Behauptung entgegen, daß es für die Zeit vom 24. Fe 
bruar 1807 big zum 1. Mai 1808, für welche das tran: 
fitorifche Gefeg vom 10. Dctober 1809 die altpolnifchen 
Gelege wieder hergeftelle habe, auf Gewohnheitsrechte über; 
haupt nicht anfommen könne, weil die tranfitorifche Wer: 
ordnung ausdrücklich nur der Polnischen Gefege, unter nas 
mentlicher Angabe der Quellen, aus denen fie entnommen 
werden follten, erwähne; hiernach alfo nur das Jus seri- 
ptum unter jenen Gefeßen verftanden werden könne, und 
in deffen Ermangelung das Permpune A. L. R. angewen⸗ 
det werden ſolle. 

Das vormalige Landgericht zu Poſſen erkannte 
durch das, am 6. Juni 1831 verkündigte Urtel ganz nach 
dem Antrage des Klägers, unter Verwerfung der entgegen: 
gefeßten Enbanfprüche der Verklagten. ö 

Das Gericht führte aug, daß zwar der Einwand bed 
Klägers ‚gegen die Anwendbarkeit von Gewohnheitsrechten 
auf die Periode vom 24. Februar 1807 bis 1. Mai 1803 
wicht begründet, Dagegen aber auch von den DVerflagten 
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die Eriftenz des behaupteten Gewohnheitsrechts nicht er- 
tiefen fei, indem es an jeder Angabe fpecieller Thatfachen 
darüber mangle. Verklagte feien mithin bemweisfällig ge 
blieben und der Anfpruch des Kläger8 um fo mehr be 
gründet, als derſelbe ſowohl nach dem Jus terrestre no- 
bilitatis Prussiae correctum, deffen Gültigkeit allerdings 
zweifelhaft fei, ald auch nach dem U. 2. R., welches bei 
dem Mangel Polnifcher Gefeße angewendet werben müſſe, 
gerechtfertigt erfcheine. | 

Die Verklagten appellirten. Sie tiefen die, in Be⸗ 
zug genommenen älteren Gutachten Polnifcher Szuriften in 
Südpreußifchen, im Jahre 1797 verhandelten Acten in der 
Sache des Caftelans von Malczewski wider den Ea- 
ftellan ‚Grafen von Gurowski nad, ‚und ſchlugen zu: 
gleich über das behauptete. Gewohnheitsrecht zwei neue 
Sachverftändige in der Perfon des ehemaligen Kaliſcher Tri- 
bunals+ Präfidenten von Stablemski und des Tribunale- 
Richters von Daleszynski vor, deren Vernehmung in 
zweiter Inſtanz erfolgte. Kläger ſtarb im Laufe der Sins 
fang, und feinem Nachlaß wurde ein Curator beftellt. Das 
Dber:Appellationsgericht zu Poſen erkannte mit 
telft des, am 4. September 1837 eröffneten Urtels, unter 
Abänderung des erften Erkenntniffeg: 

daß der Kläger, jest deffen Nachlaß» Eurator, mit feis 

nem Erbanfpruche an den Nachlaß der Anaftafia von 

Starzenska völlig abzumeifen, Diefes Erbrecht vielmehr 

den Verklagten, Sylveſter von Szezaniecifchen 

Erben, mit Vorbehalt der — unter ſich, zu⸗ 

zuſprechen. 

Diefe Entſcheidung beruht auf der Annahme, daß 

das Jus terrestre nobilitatis Prussiae correctum, wel⸗ 
ches gewöhnlich Jus correctum oder Correctura genannt 


41 


wird, nach ben Ausſagen der betvährteften, darüber in äls 
terer und neuerer Zeit vernommenen Polnifchen Juriſten 
in Polen niemals Gefeßeskraft gehabt habe, und höchſtens 
in einzelnen Fällen bei gänglihem Mangel einheimifcher 
Gefege und Getvohnheiten zur Anwendung gebracht wor: 
den fei; im vorliegenden Falle aber um fo mehr unbe 
rückſichtigt bleiben müffe, als die Verflagten bie, von ih: 
nen behauptete Gewohnheit wirklich nachgetwiefen hätten. 
Der Einwand des Klägers, daß unter den Polnifchen Ge: 
fegen, welche nach dem tranfitorifchen Geſetz vom 10. De 
tober 1809 auf den vorliegenden Fall anzumenden, nur 
geſchriebenes Necht zu verftehen, wurde als unbegrün- 
det verworfen, weil unter Gefeß im meiteren Sinne aud) 
die Gewohnheitsrechte begriffen werden, diefe auch in dem 
teanfitorifchen Gefeß nicht für unanwendbar erklärt feien. 

‚Der Eagende Nachlaß » Curator wandte gegen diefe 
Entfcheidung die Nevifion ein; dag Geheime Ober: 
Tribunal erkannte indeß unterm 9. Juli un auf Be: 
ßatiguns des Appellationsurtels. 

Gründe. 

Bei der, zwiſchen den Parteien obwaltenden, nur den 
Recechtspunct betreffenden Verſchiedenheit der Anſicht, hat 
die richterliche Beurtheilung es vor Allem damit zu thun, 
die Rechtsquelle feſtzuſtellen, aus welcher die Entſcheidung 

zu ſchöpfen iſt. 
Der Todesfall der Anaſtaſia von Starzenska 
hat ſich im October 1807 im damaligen Herzogthum War⸗ 
ſchau, und zwar in demjenigen Theile deſſelben ereignet, 
der jetzt das Großherzogthum Poſen bilde. Es kommen 
daher zunächſt das Patent vom 9. November 1816, me 
gen Wiedereinführung der Preußifchen. Gefee in den ge 
dachten Landestheil, und das, zur Herzoglich Warſchaui⸗ 
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fchen Zeit ergangene tranfitorifche Gefes vom 10. Octo⸗ 
ber 1809 bier in Betracht. | 
Das Patent vom 9. November 1816 beftimmt im $. 3., 
daß das A. 2. NR. auf die, vor dem 1. März 1817 
während ber Geſetzeskraft ber fremden Rechte vorgefal- 
lenen Handlungen und Begebenheiten nicht angewendet 
werden folle. 


Das tranfitorifche Geſetz vom 10. October 1809 ver- - 


“ordnet Art 6. und 2.: 

daß das, in Südpreußen geltend geweſene A. L. R. in 

dem bier in Rede fiehenden Diftricte mit dem 24. Fe 

bruar 1807 feine Gültigkeit verloren habe, und vom 

1. Mai 1808 an das Franzöfifche Geſetzbuch an feine 

Stelle getreten fei; 
für die Zwoifchenzeit vom 24. Februar 1807 bis zum 
1. Mai 1808 follten, nach dem angeführten Art. 6, 

die Polnifchen Gefeße und, in deren Ermangelung, die 

Geſetze der vorigen Regierung zur Anwendung gebracht 

werben. 

Nach dieſen eben fo” deutlichen als unzweifelhaft zur 
Anwendung Eommenden Beltimmungen fragt e8 fih nur: 
ob für den vorliegenden Fall Polnifche Gefege vorhanden 
find, und melche Vorfchriften diefelben enthalten. Der 
Kläger beruft fi auf das Jus terrestre nobilitatis 
Prussiae correctum als recipirtes Provincialrecht, die 
Verklagten dagegen wollen ein angebliche Gewohnheits⸗ 
recht zur Anwendung gebracht miffen, während der Klä⸗ 
ger die Gültigkeit von Getwohnheitsrechten für die bezeich⸗ 
nete Periode vom 24. Februar 1807 bis 1. Mai 1808 
gänzlich beftreitet. 

Der Art. 7. des tranfitorifchen Geſetzes verordnet: 
daß in Anfehung der Polnifchen Gefege allein zur Nicht 
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ſchnur dienen follen bie authentifche Geſetzſammlung, bie ° 

‘ unter dem Titel: Volumina legum bekannt ift, die 
Reichstags » Eonftitutionen und die Verordnungen der re: 
gierenden Commiffion; twogegen andere Werke, als dag 
des Herburtus de Fulftein und das des Anton 
Trembici, welches in den Provinzen Süd⸗ und Neu: 
oftpreußen Autorität gehabt, dergleichen Anfehen ferner: 
weit nicht haben follen. 

Das Jus terrestre, worauf fih Kläger ſtützt, wird 
durch diefe Vorſchrift um fo gewiſſer befeitigt, als es ſich 
in den, als authentiſch bezeichneten Sammlungen nicht vor 
findet, fondern nur in der Trembickifchen Sammlung ent: 
halten ift, deren Anmwendbarfeit unterfagt wird, Abgefehen 
biervon ift die Einführung des Jus terrestre in den ehe: 
maligen Kronprovinzen Polens auch fonft nicht nur nicht 
dargethan, fondern vielmehr das gerade Gegentheil davon 
eriwiefen, indem von den, zur GSübdpreußifchen Zeit ver: 
nommenen GSachverftändigen, deren Ausfagen in Sten: 
gel’S Beiträgen Bd. XVII. ©. 72. flgd. abgedruckt find, 
der ehemalige Tribunal: Richter von Skrzypinski, der 
Grod:Gerichtsfchreiber von Jaraczewski, die Notare 
von Brodnicki und von Rogowski, fo wie der Kam⸗ 
merherr von Jonemann, einftimmig bekundet haben, daß 
die gedachte Eorrectur in Polen niemals Gefegesfraft ges 
habt habe, oder vorfchriftsmäßig recipirt worden fei. 

Zwar bemerkt der, im jeßigen Proceß vernommene ehe 
malige Polnifche Zribunals » Präafident von Stablemgfi 
in feinem fchriftlich ausgearbeiteten Gutachten, daß König 
"Sigismund II. die Preußifche ECorrectur im Jahre 1998 
ſowohl in den Preußifchen Provinzen (den Woiwodſchaf— 
ten Mafovien, Kulm und an der See — Pomorsko, 
Pommern —) als auc) in den Kronprovinzen - eingeführt 
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habe; und es ſtimmt hiermit auch das Publications: Pa- 
tent vom 12. April 1593 überein, welches in der, zu Thorn 
1599 und zu Danzig 1736 veranftalteten Ausgabe des 
Jus terrestre vorgedruckt ift, indem es darin heißt: 

Ut secundum leges in ea (scil. Correctura) descri- 
ptas omnia equeslris ordinis negotia in quibuscun- 
que judiciorum subselliis, ubivis, tam intra quam 
extra Prussiam, post hac judicentur atque deci- 
dantur.. 

Gleichwohl kann diefe Publication für gehörig bemirft 
und dag Jus terrestre in den Kronprovinzen für recipirt 
nicht erachtet twerden, weil es an dem Nachmeife fehlt, daß 
‚ die Eorrectur, wie mach der damaligen Verfaſſung erforder - 
lich war, von dem Neichstage angenommen und durch 
eine Eonftitution den Gerichten zur m vorgefchries 
ben worden. 

Der, zur Südpreußifchen Zeit — damals bei 
der Hypotheken⸗-Commiſſion angeſtellte Seraphin von 
Smielowski behauptet freilich %), daß eine ſolche An- 
nahme auf dem Reichstage von 1726 erfolgt fei, und auch 
der von Stablewski bemerkt, es fei dies unter "dem 
Könige Auguft IL zmwifchen 1726 und 1736 gefchehen. 
Der Franz von Mikorski führe indeß dagegen an >), 
daß fich die Conftitution von 1726 nur auf die oben ge 
nannten Preußifchen Provinzen Polens erſtreckt habe. Da 
nun auch das Ober: Appellationsgericht zu Po: 
fen in feinem, unterm 27. April 1835 an das Königliche 

Auftisminifterium erftatteten Berichte über das altpolnifche 
Erbfolgerecht (Jahrbücher, Bd. XLVIII. ©. 1. u. figd.) 


4) Stengel, a. a. O. 38. XVH. S. 80.1. fd. D. 9. 
5) Stengel, a. a. O. ©. 88. u. figb. D. 9. 
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fich gegen bie Anficht ansgefprochen hat, daß bag Jus 


terresire nobilitatis Prussiae correctum in den Frons 
provinzen recipirt geweſen, und die Conftitution vom Fahre 
1726 überdies nicht beigebracht if, fo Fan der Nachweis 
der Gültigfeit jenes Nechts als Polnifches Provincialrecht 
nicht für geführt erachtet werden. Nur fo viel ift nach 
den Ausfagen des ehemaligen Landgerichts: Präfidenten von 
Roznewski) und des jegt vernommenen Tribunals- Rich: 
ters von Daleszynski, fo wie des von Stablewski als 
feftftehend anzunehmen, daß fich einzelne Gerichte, bei gänz⸗ 
lihen Mangel aller gefchriebenen und Gewohnheitsrechte, 
der Eorrectur als Ausfunftsmittel in ihren Entfcheidbuns 
gen bedient haben; dies genügt aber nicht, die Anwendung 
der Correctur auf den vorliegenden Fall zu rechtfertigen. 
Es entficht nunmehr die Frage: 

ob auf das, von den Verklagten behauptete Gewohn⸗ 

heitsrecht bei Entfcheidung der Sache Rückficht genom: 

men werden barf. 

- Das tranfitorifche Gefeß nennt als diejenigen Polni- 
chen Gefeße, welche für die Zeit vom 24. Februar 1807 
bis 1. Mai 1808 allein zur Richtſchnur dienen follen, 
ausdrücklich nur gefchriebenes Necht, und erwähnt 
nirgend des Getwohnheitsrechts. Eine folche Erwähnung 
war aber um fo mehr unerläßlich, da die Gewohnheits⸗ 
vechte bereitS vor Emanirung des tranfitorifchen Geſetzes 
durch die, am 1. Mai 1808 erfolgte Einführung bes 
Code Napoleon abgefchafft waren, ihre Gültigkeit für 
die Zwiſchenperiode mithin ausdrücklich hätte Ana 
werden müffen. 

Allein wenn auch durch jene Vorfchrift die directe Ans 


6) Stengel, a. a. O. S. 72. u. flgd. D. H. 
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wendbarfeit des Gewohnheitsrechts in Erbfällen befeitigt 
fcheint: fo iſt doch damit für den Kläger noch Fein er 
ſprießliches Nefultat gewonnen. "Bei den Mangel aller 
Polnifchen Gefege, muß, mac) der Vorfchrift der mehrge: 
dachten tranfitorifchen Verordnung, auf die Gefege der vo- 
rigen, d. h. der Sübdpreußifchen Regierung zurückgegangen 
werden. Sofern nun nach diefen Gemohnheitsrechte zus 
läffig find, gelangt man auf einem Umwege wieder zu ber 
Stage zurück, ob für den vorliegenden Fall ein Gewohn⸗ 
heitgrecht ſich gebildet habe. 

Unter den, Gefeßen der vorigen Regierung, auf welche 
nach dem tranſitoriſchen Geſetze zurückgegangen werden ſoll, 
ſind nämlich, wie Art 6. verordnet, zu verſtehen: 

die Preußiſchen Geſetze in der Ausdehnung, wie ſolche 
durch das Patent vom 28. März 1794 und durch die 
Declaration vom 30. April 1797 für Sübdpreußen in 
Kraft gefeßt waren. 

Hiernach find zunächft die drei erften Titel im zwei⸗ 
ten Theil des U. 8. R., worin die Gefeße tiber die Erb- 
folge enthalten find, ganz fuspendirt; ſodann aber heißt 
e8 in der, am 30. April 1797 ergangenen Declaration des 
Edictd vom 28. März 1794 wegen der in GSüdpreußen 
geltenden Gefeße und Nechte, $. 1. wegen der Succeffions- 
ordnung: 

daß bis zur Reviſion der darüber vorhandenen Geſetze, 
auch nach dem 1. September 1797 die ſich ereignenden 
Erbfälle ab intestato, noch fernerhin nach den bisher 
in jedem Diftricte beftandenen Gefegen und Gewohn- 
heiten beurtheilt und regulirt werden follen. 

Es muß daher auf Gewohnheiten, foweit fie erweis⸗ 
lich zu machen find, allerdings Nückficht genommen werden. 

Die, von den Berklagten. behauptete Gewohnheit, 
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daß Ascendenten in dem Nachlaffe ihrer Defeenbenten Fein 
Erbrecht gehabt, und daß vielmehr das Erbrecht durch den 
Urfprung des Vermögens bedingt worden, ift aber durch 
die hierin völlig übereinftimmende Ausfage ſowohl der. äl- 
teren, -ald ber im gegenwärtigen Proceß vernommenen 
Sachverftändigen, vollftändig dargethan. Sämmtliche ab: 
gehörte Perfonen find viele Fahre praktifche Juriſten ges 
weſen, und befunden, daß jene Grundfäge zum leitenden 
Princip in allen, ihnen bekannten Erbfolgefachen gedient 
haben. Der Kammerherr von FJonemann bezeichnet in 
feinem, unterm 7. April 1806 an die Regierung zu Po- 
fen erftatteten Gutachten, welches er bereits in der Sache 
von Malczewski wider von Gurowski am 20. Dc- 
tober 1797 7) gerichtlich abgegeben, mehrere Proceffe na⸗ 
mentlich, in denen nach biefen Grundfäßen erfannt wor: 
den, und der von Stablewski fügt die Bemerkung hinzu: 
dag während feiner vieljährigen Praris als Polnifcher 
Juriſt Fein, dem vorliegenden ähnlicher Nechtsftreit ges 
ſchwebt, wiewohl viele Fälle vorgekommen, daß der 
Ehemann feine Ehefrau und Kinder überlebt habe. Nies 
mand — fagt er — hätte es gewagt, einen folchen 
Proceß anzuftrengen; denn er würde nicht blos zur 
Tragung ſämmtlicher Koften verurtheilt worden, fondern 
auch dem öffentlichen Vorwurf der Chikane ausgefeßt 
geweſen fein. 

Die Ausftellungen des Klägers gegen die Glaubwür: 
digkeit dieſes Sachverffändigen wegen feines Verwandt 
[haftsverhältniffes zu der einen Mitverklagten find. theils 
unermwiefen geblieben, theils aber auch um deshalb ohne 
Einfluß auf die Sache, weil, außer dem von Stablewski, 


7) Stengel, a. a. D. ©. 94. u. flgb. 
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die große Anzahl der übrigen Ausfagen den erforderlichen 
Beweis für die Eriftenz des behaupteten Gewohnheitsrechts 
ſchon vollſtändig liefert. 

Das, hiernach für erwieſen anzuſehende Gewohnheits⸗ 
recht enthält auch an ſich keine ſo abnorme Feſtſetzung, als 
es vielleicht auf dem erſten Blick ſcheinen möchte. Biel 
mehr erkennt man darin, tie dies auch der Kammerherr 
von Fonemanı ausdrücklich erwähnt, eine Anwendung 
der Grundfäge des Lehnrechts °) auf die Allodial» Succef 
fion. So wenig im Lehnrecht .eine Succefjion in der auf 
fteigenden Linie vorkommt, ebenfo. wenig ließ fie. der Pol- 
nifche Gerichtsgebrauch in der gewöhnlichen Erbfolge zu- 
Die Nückfiht auf den Urfprung des Vermögens fchloß 
endlich felbft die Möglichkeit einer Erbfolge der Ascenden- 
“ten aus, da menigfiens bei dem, durch Erbfall auf den 
Erblaffer ſelbſt gediehenen Vermögen, wenn e8 von einem 
Ascendenten herrührte, diefer fchon früher verftorben fein 
mußte, alfo felbft nicht Erbe feines Erben werden Eonnte, 
und wenn Leßterem aus der GSeitenlinie Vermögen zuges 
falten mar, ſolches wieder an die Seitenlinie zurückkehrte. 
Etwanige befondere Fälle, wo Ascendenten gleichwohl hätten 
erben können, mußten fich der allgemeinen Regel unterords 
nen. Auf diefe Weife bildete fich die Polnifche Succeſſions⸗ 
Ordnung zu einem abgefchloffenen, überall gehörig moti⸗ 
virten Syſteme aus. 

Ihre 


8) Bol. I. Feud. 50.: 

„Successionis feudi talis est natura, quod ascendentes non suc- 
cedunt, verbi gratia pater filio.” 

G. L. Boehmer, principia juris feudalis, $. 146.; Schnau⸗ 
bert, Erläuterung des Lehnrechts ©. 641.3 Pätz, Behnrecht. $. 99. 
©. 236. u. figd.; Eichhorn, Einleitung in das — Privatrecht. 
(4. Ausg.) $. 352. ©. 846. u, flgd. D. H. 
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Ihre Anwendung auf den vorliegenden Fall 
die EM des Urtels unbedenklich). 





N 5. 

Ehemaliges Großherzogthum Berg. Kurmuds⸗ 
gut. Eigenthumsverleihung Vererbliches 
Beſitzrecht. Zeitpacht. Kurmud. Real⸗ 
abgabe. Gewinnbrief. Vorbehalt des 
Heimfalls. | 


LE In den Landestheilen, welche zum ehemaligen 
Großherzogthum Berg eine Zeit lang gehört ha- 
ben, gebührt den Befigern der, im $. 11. des 
Decrets vom 13. September 1811 wegen der 
abgefehafften Rechte und Abgaben *) erwähnten 





1) Das Kaiferlihe Deeret, die im Großherzogthum Berg abger 
ſchafften Rechte und Abgaben betreffend, vom 13. September 1811, 
befindet fich im Gefeg- Bülletin des Großherzogthums Berg, Stück 15. 
3 43. ©. 238-1. flgd. Die Art. S— 11. lauten: 

Art. 8. „Dem zu Folge wird dafür gehalten, daß das volle Ei- 
genthum einer jeden unbeweglichen Sache, biefelbe mag vorhin lehn⸗ 
bar oder urfprünglich allodial geweſen fein, in den Händen deifen, 
welcher das nibare Eigenthum davon hat, beruhet.’ 

Art. 9. „Jene nutzbaren Lehens- oder herrfchnftlichen und em⸗ 
dhpteutifchen Nechte, welche gemäß den hiernach- folgenden Beſtim⸗ 
mungen bis zur Ablöfung beftchen bleiben, werden den bloßen Grunds 
tenten und Grundlaften gleichgeftellt.’ 

Art. 10. „Der Schuldner diefer Rechte kann die Güter, worauf 
folhe haften, ohne Einwilligung des Gläubigers veräußern, verpfan⸗ 
den oder mit Hypotheken beſchweren.“ 

Bd. IV. D 


Kurmudsguter ein Anſpruch auf das volle Eigen- 
thum nah $. 15. des Geſetzes vom 21. April 
1825 nur dan, wenn die, in jedem einzelnen 
Falle befonders vorzunchmende Prüfung ergiebt, 
daß ihnen bereits zur Zeit, mo das gedachte 
Decret Sefegesfraft erhielt, ein vererb- 
liches Veſitzrecht an dem Grundſtuͤcke zuftand. 
Geſetz über die, den Grundbeſitz betreffenden 
Rechtsverhaͤltniſſe und über die Realbe— 
rechfigungen in den Landestheilen, welche 
zu dem ehemaligen Großherzogthum Berg 
eine Zeit lang gehört haben; vom 21. April 
1825. 55. 1. 15. 21. (Gefeg- Sammlung 
©. 94. 97.) 


Art. 11. „Die Verfügungen der drei vorftehenden Artikel find 
auf bie, in dem Großherzogthum Berg unter den bier nachfolgenden 


. Benennungen befannten Güter anwendbar; nämlich: 


> 


. Erbpachtgüter; 
2. Emphyteutiſche Güter; 
3. Leib⸗ oder Erbleibgewinnsgüter; 
4. Erbbehändigungsgüter; 
5. Hobs⸗ und 
6. Erbzinsgüter; 
7. Lathengüter; 
8. Kurmudgüter; 

9. Kurmedige Güter; 

10. Sattelgüter; 

11. Sreigüter; 

12. Stuhlfreie Güter; 

13, . Erblehen; 

14. SHerrengüter; 
und auf alle andere von gleicher Natur, wie fie auch immer genannt 
werden mögen.“ 
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Bol. Allerhoͤchſte Eabinetsorder vom 21. April 
1825, in Bezug auf die, unter demfelben 
Dato erlaffenen Geſetze über die gutsherr- 
lich-bäuerlihen Verhaͤltniſſe im vormali- 
gen Königreih Weftphalen, Großherzog. 
thum Berg und franzöfifch « hanfeatifchen 

oder Lippe» Departement (Gefek - Samm- 
lung ©. 73.). 

I. Ein erblihes Beſitzrecht ift bei einem Kurmuds- 
gut anzunehmen, wenn Die Kurmud als Meal- 
abgabe von dem Gute entrichtet worden. 

Angeführtes Geſetz 65. 10. 21. (a. a. O. 
©. 97. 98.). 

HI. Der, bei Kurmudsgütern in den Sewindbriefen 
ſich findende Vorbehalt: 

„daß der Hof nach dem Abſterben der Paͤch⸗ 

ter los und ledig zur freien Dispoſition wieder 
anheim fallen und ihre Kinder oder ſonſtige 

Erben kein weiteres Recht daran haben ſollen, 

als dasjenige, welches fie auf's Neue wieder⸗ 
gewinnen und ihnen alsdann geſtattet wird,“ 
ſchließt ein vererbliches Veſitrecht an dem Grund⸗ 
ſtuͤce nicht aus. 


| Zwiſchen dem Freiherrn von V. und der Wittwe 

des Heinrich Wilhelm Görgens, gebornen Reuel, 

Beſitzerin des ſogenannten Reuelshofes zu Byfang im 

Stifte Eſſen, entſtand darüber Streit, ob die Letztere nur 

Zeitpächterin des Hofes ſei, oder ihr daran ſchon vor der 

fremden Geſetzgebung erbliche Rechte zugeſtanden haben. 
D2 


- 


592 ln | e 


Der Freiherr von V. behauptete das Erftere, erhob ge: 

gen die Witwe Görgens Klage, und trug dahin an: 
der Verklagten bie ER Nußungsrechte am Hofe 
abzufprechen. 

Die Verflagte bezog fich auf die, ihr und ihren Vor- | 
fahren ertheilten Gemwinnbriefe, mwonac die Reuelscolo: 
nie als ein Kurmudsgut befeffen werde, und behauptete, 
daß. hieraus ein erbliches Befigrecht folge. Sie verlangte 
die Abmweifung des Klägers, und — eine Bier 
lage an mit dem Antrage: 

ihr an dem Reuelshofe dag volle Eigentum, mit 
Vorbehalt der Realantprücge des Wiederverklagten, zu: 
zuerkennen. 

Das Land- und Stabtgericht zu Eifen entfchicd 
in der Gigung vom 2. März 1836 auf dig Klage nach 
dem Antrage des. Klägers und bei der Wicderflage auf 
Abmweifung der Verflagten und Wiederklägerin. | 
Letztere appellirte, und der Civil-Senat des Ober— 
landesgerichts zu Hamm änderte dag erſte Erkennt: 
niß durch das, am 20. Januar 1837 publicirte Urtel da⸗ 
hin, daß 

— af die Klage ber Kläger mit feinem Anfrage, der 
Vetklagten das, an dem Reuelshoͤfe zu Byfang in 
Anſptuch genommene erbliche Nebingeragt — | 
lediglich zurückzumeifen, und Er 

2. in der MWiederkläge der Wieberflägern er volle 


Eigenthum an! dem gedachten Hofe, mit Vorbehalt der 


Realauſprüche des Wiederverklagten, zuzuerfennen.- 
Auf die, von den Erben des verſtorbenen Klägers 
und Wiederverklagten eingelegte Reviſion beſtätigte das Ge⸗ 
heime Ober-Tribunal in der Sitzung vom 11. Mai 
1838 das — Urtel. 
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J —Gründe. 

Der Appellationsrichter hält die Verklagte von jeder 
Beweisführung über ihr Beſitzrecht befreit, weil fie kein 
gemöhnliches Leibgewinnsgut, fondern ein eigentliches Kurs 
mudsgut im Befig babe, die Kurmudsgüter aber fchon 
durch das Kaiferliche Decret- vom 13. September 1811 in 
das Eigentum der Colonen übergegangen und die, den 
Gutsherrn daran zuſtehenden Rechte den bloßen Grund: 
renten und Grundgerechtigfeiten gleichgeftellt fein. Das 
Geſetz vom 21. April 1825 habe hierin nichts geändert, 
vielmehr. diefen Nechtszuftand im $. 15. ausdrücklich bes 
ftätigt. Daffelbe habe zwar die, im Art, 11. des vorge 
dachten Decrets gefchehene namentliche Bezeichnung einsel: 
ner Güter, welcher demnächft der Zufag: „et A tous 
autres de m&me nature” folge, nicht wieder aufgenom: 
men, vielmehr im $. 15., dem Geift de8 Decrets gemäß, 
zugleich aber umfaffender und mehr den deutfchen Rechts⸗ 
begriffen angemeffen, durch die Worte: 

njeber bäuerliche Beſitzer, welchem ein vererbliched Be 
fitrecht an einem Grundſtücke zuſtand;“ 
den Sattungsbegriff ausgefprochen. _ 

In der, das Gefeg einleitenden Allerhöchften Cabinets⸗ 

„order vom 21. April 1825 fei indeß ausdrücklich gefagt, 
daß die fremde Gefeßgebung einen unzweifelhaften Nechte- 
zuftand begründet habe. 

Es müffe daher auch angenommen werden, daß das 
Geſetz, wo nicht das Gegentheil erhelle, es bei. diefem 
Nechtszuftande habe laffen, alfo auch unter dem Ausdruck 
nvererbliches Beſitzrecht“ die in dem Bergiſchen Des 
cret namentlich genannten bäuerlichen Güter begrei- 
fen wollen. Died werde noch mehr außer Zweifel geftellt, 
wenn man. beriickfichtige, daß der $. 22. des Geſetzes die 


54 


Theorie des Art. 12,2) über die Leib⸗ und Zeitgewinns⸗ 
güter wörtlich wiedergebe, alſo nur da eine Ausnahme 








2) Der Art. 12. des angeführten Deerets verordnet: 

„Die, in einigen Theilen des Großherzogthums unter. dem Namen 
Leib» und Zeitgewinnsgüter befannten Güter follen nad) den nänts 
lichen Grundfägen behandelt, und es foll in den hier nachfolgenden 
Fällen dafür gehalten werden, daß fie den Inhabern dem vollen 
Eigenthum nach, jedoch mit Vorbehalt der, durch das gegenmärtige 
Decret big zur Ablöfung beibehaltenen Abgaben, zugehören, nämlich: 

Wenn die Inhaber beweifen werden, 1ſtens, daß die Gebäude 
ihnen zugehören; 2tens, daß ihre Familien vom Vater auf den Sohn, 
während drei Generationen menigftens, diefe Güter benutt haben; 
gtens, daß der Pachtfchilling mährend dieſer Zeit gleichförntig ges 
weſen ift, oder daß die Erhöhungen oder Verminderungen deffelben 
weder in dem Steigen oder allen des Preifes der Lebensmittel, 
noch in dem bloßen Willen des Verpachters, fondern in außeror⸗ 
dentlichen Ereigniffen, wodurch der Umfang oder der Ertrag des 
Gutes vermehrt oder vermindert worden ift, ihren Grund gehabt 
haben; 4tens, daß fie allein alle gewöhnliche und außergemöhnliche 
Auflagen bezahle haben. Worausgefert jedoch, daß ſie mit dem 
Beweife diefer vier Umftände noch den Beweis eines ber folgenden 
Umftände verbinden: 

1ftene, Daß die Güter ihnen mit der Beſtimmung, ſolche nicht 
ohne Einwilligung des Verpashters zu veräußern, zu verpfänden oder 
mit Hypotheken zu befchweren, übergeben worden; 

Diens, Daß der Verpachter fich die Befugniß vorbehalten hat, 
zur Beftimmung des Brautfchages oder der Verſorgung der Kinder 
mitzuwirken; 

Itens. Daß im Falle der Heirat des Vachters, deſſen grau ein 
Gewinngeld zu zahlen verpflichtet war; 

4tend, Daß die Eltern oder der Überlebende von ihnen, nach 
Übertragung biefer Güter an eins ihrer Kinder, fortgefahren ha— 
ben,.einen Theil der in dem Pacht begriffenen Güter unter dem 
Titel von Leibzucht zu benugen. 

Altes jedoch mit Vorbehalt des Gegenbeweiſes, melcher für den 
Verpachter entweder aus einem rechtöfräftigen Erfenntniffe oder 
aus einer fürmlichen BEE von Seiten des Pachterd entſte⸗ 
ben konnte.“ 8.9. 
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und Befchräufung mache, two diefelbe fich auch in dem 
Bergiſchen Decrete finde. | 

Das Hauptargument für diefe Ausführung entnimmt 
der Appellationsrichter hiernach aus den Worten ber Als 
lerhöchften Cabinetsorder vom 21. April 1825. Es wird 
jedoch das daraus NHergeleitete durch diefelben nicht erwies 
fen, weil’ fie nur den Grund angeben, weshalb des Ks 
nigs Majeftät die, von der Geſetzgebung über benfelben 
Gegenftand in den übrigen Provinzen abweichenden Be 
fimmungen zu genehmigen geruht haben. Es heißt näms 
lich in der Allerhöchften Order wörtlich: 

„Wenn gleich manche, aus der fremden Gefeßgebung übers 
gegangene Bellimmungen mit den, von Mir während 
des gleichen Zeitraums erlaffenen Gefegen, wodurch bie 
Erbunterthänigfeit aufgehoben und über die Verhältniffe 
des Grundbefites verfügt worden ift, nicht völlig übers 
einftimmen; fo habe ch dennoch, weil die fremde Ges 
feggebung, fomeit fie während ihrer Eurzen Dauer zur 
factifchen Wirklichkeit gelangt war, einen unzweifel— 
haften Rehtszuftand begründet hatte, im fibris 
gen aber die Forderungen der Gerechtigkeit, wie folche 
durch die, in den Älteren Provinzen der Monarchie über 
die Verhältniffe des Grundbefiges feit dem Jahre 1807 
erlaffenen Vorſchriften anerkannt und in Anwendung 
gebracht worden, überall berückfichtige find, den, vom 
Staatsrath begutachteten Entwürfen Meine Zuftimmung 
ertheilt.“ 

Hiernach find es die, in der Allerhöchſten Order 9% 
dachten Geſetze felbft, nach. welchen zu beurtheilen ift, in 
wie fern ber factifche Nechtszuftand beibehalten morben. 
Das Gefeß fiber die, den Grumdbefig betreffenden Rechte: 
verhältniffe und über die Nealberechtigungen in den Lan: 


56 

destheilen, welche zu. dem ehemaligen Großherzogthum Berg 
eine Zeit lang gehört haben, vom 21. April 1825 fegt 
aber im $. 1. daß Decret vom 13. September 1811 gänz 
lich außer Kraft, und es follen danach von diefer Auf 
bebung nur diejenigen Beftimmungen ausgenommen fein, _ 
welche, wie e8 im $. 1. wörtlich heißt, „in Unfern eigenen 
Gefegen ausdrücklich erwähnt und beflätige werden. Zu 
diefen Beftimmungen gehört nun Feinestweges der Art. 11. 
des gedachten Bergifchen Decrets, worin die Güter nam: 
haft gemacht werden, auf welche die drei vorhergehenden 
Artikel wegen Verleihung des Eigenthums anwendbar find, 
und unter denen A? 8. und 9. die Kurmudsgüter — 


furmedige Güter — ausdbrücklich genannt werden. 
Vielmehr ift. ſtatt deſſen im $. 15. des Geſetzes vom 
21. April 1825, verfügt: , 


„Jeder bäuerliche Befiger, melchem zu ber Zeit, wo 
dieerlaffenen fremden Gefege für ihn Geſetzes— 
fraft erhielten, ein vererbliches Befigrecht an einem 
Grundftiick zuftand, hat daran jedenfalls, die $. 21. bes 
ftimmeten Säle ausgenommen, dag volle Eigenthum er: 
worben. 4 | 
Es fommt daher auf den. Zuftand an, twelcher zur 
Zeit der ergangenen fremden Geſetze bereits beftand, 
Feinesweges auf einen neuen, durch diefe fremden Gefeße 
erft eingeführten Rechtszuſtand. 
| Über dag urfprüngliche Kechtöverhältnik, worauf dag 
Befisrecht der Verklagten und deren Vorfahren beruht, 
fehlt es nun am allen Nachrichten. . Nach dem Gewinn⸗ 
briefe vom Jahre. 1738. führte bereits damals, der Jo— 
haun Heinrich „ufm Reul,“ als er. mit feiner Ehe 
frau, Auna Katharina von der Deyfel, den Hof 
wieder gewonnen, den Namen vom Hofe. Die hieraus 


\ 


57 


fich ergebenden Umftände, nämlich die Benennung nach dem 
Hofe und das Wiedergeminnen deffelben, führen zu 
‚der Überzeugung, daß das Befigrecht des Johaun Hein: 
rich ufm Reul ſchon an ein, zwiſchen feinen Vorfahren 
‚und dein Gutsherrn beftandenes Rechtsverhältniß geknüpft - 
ward. Daffelbe ergiebt der neueſte Gewinnbrief vom 24. Au⸗ 
guft 1796, wonach damals der Hof den Befigern, mie 
folchen ihre Vorfahren von jeher untergehabt, Don 
und verpachtet wurde. 

- Ein Zeitpachtsverhältnig nachzuweiſen, ift ben Rlägern 
nicht gelungen. Es ſteht ihnen dabei zuvörderſt entgegen, 
dag der flreitige Hof die Eigenfchaft eines Kurmudsgutes 
hat. Die Kläger beftreiten zwar, daß aus der, von dem 
Gute zu entrichtenden Kurmud etwas gegen das Zeitpachts- 
verhältniß folge, weil jene Abgabe bald eine dingliche, bald 
eine perfönliche Leiftung fei, auch bei Grundftücken, bie 
niemals in einem gutsherrlichen oder Eigenbehörigfeitsver: 
hältniß geftanden haben, vorfomme, und daher Fein fiche- 
res „Merkmal der ehemals beftandenen- Leibeigenfchaft fei, 
auch öfters von Zeitpächtern, als Theil der Pacht, entrich- 
tet worden. Allein diefe allgemeinen Säge, welche Kläger 
aus den Gründen früher ergangener Entfcheidungen entnom⸗ 
men haben, geben feinen Anhalt zur Feſtſtellung der Be 
fchaffenheit eines beftimmten. Gutes; vielmehr muß, wenn, 
wie fie behaupten, die Abgabe bald von Leibeigenen, bald von 
freiem Grundbefigern, ja felbft von Pächtern entrichtet wor: 
den, und mithin ebenfo wohl eine dingliche wie eine per- 
fönliche Laft fein Fanı, gerade in jedem concreten Fall Ur: 
fprung und Befchaffenheit der Abgabe erforfcht merden, 
um zu einem fichern Refultate zu gelangen. 

Im Allgemeinen ift außer Zweifel, daß das Morkuas 
rium und chenfo die Kurmud (Kurmede) ihren Urfprung 


58 je 38 
in der Leibeigenfchaft ober einer ähnlichen ſtrengen Dienft- 
verpflichtung, Hörigkeit, hat; 
von Buri, Erläuterung des Lehnrechts. Forts 
fegung IV. Cap. 3. ©. 137. 
Danz, Handbuch des Privatrechtd. Bd. IV. 
$. 549. 550. 
‚Runde, Deutfches Privatrecht, $. 549. 

Den Gutsherren war es läftig geworden, für jebes 
Feine Bedürfniß ihrer Leibeigenen zu forgen, oder durch 
ihre Haushaltungsbeamten forgen zu laflen. Sie hatten, 
theils aus Bequemlichkeit, theils um den Fleiß ihrer Bauern 
mehr anzufpornen, diefen geftattet, fich ein Peculium zu 
fammeln, über welches diefelben jedoch nicht letztwillig vers 
fügen fonnten, dag vielmehr nach ihrem Tode dem Herm 
zufiel. Mit der Zeit ward das Mecht des Lebteren an+bem 
Nachlaß feines Leibeigenen indeg auf das befte Stück Vieh 
oder daß befte Gewand eingefchränft, 

Bodmann, vom Beſthaupte. ©. 6. 

Danz, a. a. O. $ 549; 
und in Folge der ſpäter aufkommenden Hofhörigkeit oder 
Erbunterthänigkeit auch ſonſt mannigfach modificirt. So 
wurde die Abgabe bei erfolgter Freilaſſung vielfältig vor⸗ 
behalten; Andere, obgleich Freigeborne, verpflichteten ſich 
gegen Gewinnung eines Colonats, erblich oder auf gewiſſe 
Jahre, nicht ſelten zu dieſer Abgabe; endlich wurde die⸗ 
ſelbe _im ſechszehnten Jahrhundert nach Art beftändiger 
Hof: und Grundzinfen gar häufig auf Güter gelegt; 

Danzı a. a. D. : 

Schwarz, von NReallaften. $. 20. 

Dunker, von Reallaften. $. 55., vgl. mit 

Kindlinger, von der Hörigkeit. $. 32. ff. | 

Erft infomeit die Abgabe auf geiviffen Gütern haf—⸗ 
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tete, bekamen die letzteren nach derſelben befondere Benen⸗ 
nungen: Kurmudsgüter, Köhrgüter; der Inbegriff 
der, auf die Abgabe anwendbaren Rechtsbeſtimmungen hieß 
Kurmudsrecht; | 
von Buri, Abhandlung von ben Banergütern. 
©. 138. 139. | | 

Wenn Zeitpächter eine Abgabe unter dem Namen: 
Kurmud entrichten, fo läßt fich eine dingliche Beſchaffen⸗ 
heit derſelben nicht annehmen. Der Pächter iſt vielmehr 
ein unvollſtändiger Beſitzer Namens des Gutsherrn, und 
eine Reallaſt, der das Gut gegen den Verpächter unter⸗ 
worfen fein könnte, nicht denkbar. In einem ſolchen Falle 
iſt daher ein Kurmudsgut nicht vorhanden, und das Kur⸗ 
mudsrecht findet Feine Anwendung. — 

Es wird fodann ausgeführt, daß die, von dem ſtreitigen 
Hofe zu entrichtende Kurmud eine dingliche Abgabe 
ſei. Hiernächſt heißt es weiter: 

Iſt hiernach erwieſen, daß die auf dem Gute der Ver— 
Flagten haftende Kurmudsabgabe eine Reallaſt ift, fo kann 
auch die Erblichfeit des Hofes keinem Zweifel unterliegen.‘ 

Von Eramer, Weplarfche Nebenftunden, führt nach 
dem Zeugniß von Ludolf, a. a. O. Th. IV. S. 37, an: 

Curmodalia bona in ducatu Juliacensi et abbatia 
Essensi sita, qualitatem feudalem habere. 
| Rive, über dag Bauergüterwefen $. 126. S. 332, 
bemerkt von den, im Effenfchen belegenen Kurmudsgütern, 
daß mit denſelben ein anerkanntes Erbrecht verbunden ge⸗ 
weſen. 

Ebenſo legt von Buri, Erläuterung des in Deutſch⸗ 
land üblichen Lehnrechts, Fortſetzung IV. Cap. 3. S. 139. 
140., den Beſitzern der Kurmudsgüter zwar kein volles Ei— 
genthum, aber ein unbedingtes Erbrecht bei, mit dem Hin⸗ 
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zufügen, daß ber Eünftige Kurmudsmann fich von feinem 


Herrn in den Beſitz des Gutes feßen, ſich ee — 
den und übergeben laſſen müſſe. 

Müller, über das Güterweſen S. 243., bemerkt in 
Beziehung auf die Ausdrüde: Pacht und Gewinn, daß 
die zu Behandigungspacht und Kurmudsrechfen verliehenen 
Güter zu- Erbrecht ftehen. 


Welter, das gutsherrlich » bäuerliche RN 


S. 270., endlich fagt: 
„Daher muß in allen Fällen, wo ber Seftimmte Ster: 
befall nur: bei dem Abfterben eines Colonatsbefigers zu 
entrichten tar, derſelbe ald eine, für den vorgehabten 
Erbnießbrauch zu leiftende, mithin als eine, auf dem Co⸗ 
lonat haftende fortdauernde Abgabe angefehen werden.“ 
Diefer, von fo vielen Nechtslehrern beffätigte Rechts» 
zuftand liegt auch der Gefeßgebung zum Grunde. Das 
Großherzoglich Bergifhe Deeret vom 13. September 1811 
fett die erbliche Qualität der Kurmud- — -Eurmedigen — 
Güter dergeftalt al bekannt voraus, daß es die fo be 
nannten Güter im Art. 11. unbedingt zu denjenigen zählt, 
deren nußbares Eigenthum in volles verwandelt werde. 
IE gleich dieſe Beſtimmung als Gefeß, wie vorhin ge 
seigt, wicht mehr antwendbar,. fo bat. doch das Gefeg vom 
21. April 1825 eine twichtige hierher gehörige Beftimmung 
aufgenommen. In dem Art. 29. des vorgebachten De 
crets 3) ift nämlich der Sterbefall und dag, unter. dem 


3) Der Art. 29. a. a. D. befiimmt: — — 
„Der Sterbfall, vermöge welchem der Grundherr oder Verpachter 
einen mehr oder minder beträchtlichen Antheil aus der Mobiligr⸗ 


Nachlaſſenſchaft des verſtorbenen Pachters erhielte, ift ohne Ent 


ſchädigung abgeſchafft. 
Das Nämliche iſt der Fall mit dem, unter dem Namen. Beſt⸗ 


’ 
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Namen Befthaupt, Köhrrecht; Kurmud oder Kurmede be: 
fannte Recht, das befte Stück zu nehmen, ohne Entfchäs 
digung abgeſchafft, diefes letzte Recht jedoch infofern  bei- 
behalten, als e8 auf einem Colonate ruht. Diefe Anorb⸗ 
nung iſt im $. 10. des Geſetzes vom 21. April 1825 
ebenmäßig enthalten; wenn das Necht nicht auf einen alis 
quoten Theil der Erbfchaft, fondern auf ein -einzelnes Stück 
derfelben (Berthaupt, Kurmede, Sterbebette ꝛc. ꝛc.) gerich- 
tet ift, und zugleich auf einem Bauergute haftet, 
fol daſſelbe ausnahmsweiſe fortdauern. Hierdurch ift vom 
Gefeßgeber anerkannt, daß die Abgabe, wenn fie auf ei 
nem Bauergute ruht, als eine Nealabgabe angefehen wer: 
den foll, welcher der Befiger unterworfen bleibt. Ein. 
Zeitpachtverhältniß bei Gütern, von denen- eine Ab⸗ 
gabe der in Rede ſtehenden Art entrichtet wird, ift dadurch 
von felbft ausgefchloffen, indem die Nechtsverhältniffe der 
Zeitpächter nach $. 21. überhaupt durch das Gefeß nicht 
verändert- worden find, in Beziehung auf dieſe alfo eine 
Beſtimmung über fortdauernde Nechte der Gutsherrn gar 
nicht eintreten konnte. Vielmehr folgt die Erblichkeit des 
Gutes’ von ſelbſt daraus, daß, wie im vorliegenden Fall 
erwieſen iſt, die Kurmud als eine Realabgabe von demſel⸗ 
ben entrichtet wird, und auf dem Gute ſelbſt haftet. 

Was Kläger Aus dem Inhalt der Gewinnbriefe zum: 
Nachweis eines Zeitpachtverhãltniſſes in Bezug genommen: 
haben, iſt nicht erheblich, am —— die, — a | 
— GR, & 

Baupe;“ gohrrecht Kurmud oder Kurmebe befannten Rechte, * 

befte Stück zu nehmen. 

Dieſes letzte Recht wird jedoch infofern beibehalten , als es auf 


einem Colonate haftet; in dieſem Falle ſoll es aber in der hier⸗ 
nach beſtimmten Art ablösbar ſein. * 
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führten für die Erblichkeit fprechenden Beweiſe zu widerlegen 
geeignet. Kläger beziehen ſich auf den, in die Getwinnbriefe 
aufgenommenen Vorbehalt, daß die Erben der Pächter Fein 
anderes Necht haben follen, alg was fie wieder von dem 
Butsherrn getvinnen mögen; insbefondere, aber auf fol, 
gende, in dem Getoinnbriefe vom. 24. Auguft 1796 enthalt" 
tene Stelle: 
„Nach diefer beiden Pächter Abſterben aber ſoll dieſer unſer 
Hof uns oder unſern Erben los und lediglich zur freien 
Dispoſition wieder anheim fallen, und ihre Kinder oder 
ſonſtige Erben kein ferneres Recht, es ſei wegen vor» 
zuſchützender Obſervanz des Beſitzſtandes oder 
fonſtigen Ausflüchten, wie fie auch immer ers 
dacht werben können, daran haben, als was fie 
aufs Neue von ung ober unfern Erben ms und 
ihnen alsdann geftattet werden wird.“ 
Es darf: jedoch den Worten; 
„es ſei wegen vorzuſchützender Obſervanz des — 
des oder ſonſtigen Ausflüchten, wie ſie auch immer er⸗ 
dacht. werden können,“ 
welche in den früheren Gewinnbriefen nicht enthalten: find, 
eine. befandere Erheblichfeit nicht beigelegt terden. ; Auf. 
den Beſitzſtand komme es jetzt nicht am, und ein allgemeis 
mer Verzicht: auf „Ansflüchte, wie fie auch immer gedacht 
werben. können,“ bat ſowohl nach. gemeinem. Recht als 
nach Preußiſchen Gefegen. enttgeder gar Beine ‘ober doch 
nur eine fehr befchränkte Wirkung; | 
Shibaut, Syſtem des Pandeltenrechts. $. 74, 
A. L. R. TH. J. Tit. 16. 9. 404. | 
Die Schlußtworte aber 
„und ihnen alsdann geftattet werden wird," 
können nicht Rechte hervorbringen, wodurch die Befugniffe 
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der Erben des Pächters vereitelt werden. Überdies ent 
halten jene Worte Feine befondere neue Befchränkung; denn 
vorausgeſetzt, daß die Erben des Pächters eine Befugniß 
haben, das Gut wieder zu gewinnen, fo ift bie Bemerkung, 
bag ihnen der Gewinn nach dem Ableben der bisherigen 
Pächter geftattet werden fol, ihrer Befugniß nicht nach» 
theilig. Die leßtere wird aber überhaupt durch ben ges 
machten Vorbehalt nicht auggefchloffen. In den Worten, 
Daß die Erben der Pächter Fein anderes Necht haben fol 
len, als was fie wieder von dem Gutsherrn gewinnen, iſt 
für die fämmtlichen Erben der Pächter in ununterbroche 
ner Reihe nicht die Befugniß begründet, dag Gut nach 
dem Tode der Befiger bei der Concurrenz mit andern Pers 
fonen, welche daſſelbe an fich zu bringen beabfichtigen, übers 
haupt, oder unter gleichen Bedingungen, vermöge eines ih⸗ 
nen bewilligten perfönlichen Näherrechts zu erwerben. Es 
ift ihnen vielmehr allgemein gerade zur Ausfchliegung des 
Heimfallsrechts die Befugniß eingeräumt, dag Gut mie 
der zu gewinnen, mithin anerkannt, daß ihnen auf den Ges 
winn des Guts ein Mecht zuſtehe. Wo dieſes Recht vor: 
handen iſt, da muß auch die Verbindlichkeit begründet ſein, 
den Gewinn zu ertheilen. Es iſt dies nur das Correlat 
jener Befugniß, und der Gutsherr kann ſich der Gewinn⸗ 
ertheilung nicht entziehn, wenn die Erben von ihrer Be⸗ 
fugniß Gebrauch machen wollen. Da nun durch den Ge⸗ 
winn und die Gewinnertheilung nicht erſt das dingliche 
Recht am Hofe erworben, ſondern dabei vielmehr voraus⸗ 
geſetzt wird, daß daſſelbe ſchon vorhanden ſei, und deshalb 
die Gewinnertheilung nur zur Erhaltung und Sicherheit 
deſſelben dient: ſo muß die anerkannte Befugniß zur Ge⸗ 
winnung auch als Ausfluß des, den Beſitzern an dem 
Hofe zuftehenden dinglichen Rechts betrachtet werben. Eine 
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Befugniß des Gutsherrn, den Gewinn den Erben zu ver 
weigern, läßt fi) aus dem gedachten. Vorbehalt daher 
nicht ableiten. 

Müller, über das Güterweſen ©. 243, findet fogar 
darin, wenn bei Leibgewinnsgütern jedesmal nach dem Ab: 


‚ fterben eine Leibe ein neues gewonnen und angefegt wer: 


den muß, was auch in den Behandigungs> und Leibge: 
winnsbriefen ausgedrückt wird, wie z. B. bei dem Leibge⸗ 
winnd- und Kurmidsgut Ober-Bornfcheid, einen Be 
weis der Erblichkeit. Nive, über. das Bauergüterweſen 
S. 329., bezeugt, daß die Behandigungsbriefe bei den 
Hob8: und Behandigungsgütern in der Provinz Effen 
fämmtlich die Clauſel enthielten: 
daß die Behandigten feit Lebens dieſes Gut min 
und gebrauchen ſollen,“ E 
und die meiften überdies mit dem Zufaß: i 
„und nach WVerfterb der Hand Fein Necht an dem Gut 
haben follen, als was fie von uns in Gnade wieder 
winnen und-werben würden. 4. 
Alein diefe Claufeln hatten: gar Feine Wirkung, ba 


ungeachtet ihrer nach dem Atteſt der Hobskammer vom. 


3. Dctober 1772 den ae bie SEIN er 
werden mußte. Ä 

Mit: der- Ausführung, daß. der in’ Rede ſtehende Bor. 
behalt: zur: Ausſchließung des Erbrechts des Befigerd an: 


” 


. feinem Gut nicht geeignet fei, ſteht auch Die, von den Klä⸗ 


gern angeführte Entfcheidung in der Proceßſache ihres Erbe. 
laffers wider Butenberg nicht in Widerfpruch, da die 
Nückfallsclaufel, welche diefer Entfeheidung zum Grunde 
liegt, dahin lautete, daß mach Abfterben der Pächter dag 
Gut dem Berpächter zur anderweitigen Digpofition und 
Verpachtung verfallen ki; der Erben der Pächter aber 

darin 


6b 


darin nicht gedacht war. Was dagegen dag jegt in Rede 
fiehende Gut betrifft, fo enthält der $. 5. des Gewinn: 
briefes vom 24. Auguft 1796. eine Beflimmung, woraus 
hervorgeht, daß an ein Necht, den Gewinn, wenn er ge: 
ſucht werde, zu vertweigern, nicht gedacht worden. Es ift 
nämlich dafeldft beftimmt: | 
„Wenn einer der Pächter mit Tode abgeht, fo foll ber 
oder die noch lebende fich nicht wiederum verheirathen, 
es fei dem, daß ung folches zuvor angezeigt, der Con 
fens dazu erlangt und den uns abermals verfallenen 
halben Gewinn bezahlt. 

Der oben angeführte Borbehalt kann daher den Be 
weis für Sein Zeitpachtverhältnig, mie Kläger kehanpten, 
keinesweges liefern. 

Hiernach rechtfertigt ſich die Beſtätigung des Appel: 
lations⸗Urtels. 





| N 6 
Muͤnzſorte. Grofchen. Courant. Silbergeld. 





I. Die Allerhoͤchſte Cabinetsorder vom 25. Octo⸗ 
ber 1825, nach welcher bei Fünftigen Verträgen 
und Nechnungen unter der Bezeichnung von Gro⸗ 
fchen, nur Silbergroſchen verftanden fein follen,. 
bezieht fih nur auf den Fall, wenn in Vertraͤ⸗ 
gen die Bezeichnung: Groſchen, ohne nähere An⸗ 
gabe der Münzforte, gebraucht if. ! 

II. Haben die Parteien mündlich contrahire, fo muß 


bei entſtehendem Streit durch Beweis aufnahme 
Bd. IV. E 
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ermittelt werden, über welche Art von —— 


ſie einig geworden. 
Angefuͤhrte Cabinetsorder vom 25. October 


1825 (Geſetz Sammlung ©. 227.) '). 


Der Hkonom 2. verpflichtete fich durch ein, mit dem 
Hkonomen 3. mündlich gefchloffenes Abkommen, den, auf 
dem Hofe des Z. fich fammelnden Dünger gegen eine, die: 
fem zu zahlende, tagweiſe bedungene Vergütigung abzunch- 
men. 2. erhielt den Dünger in der Zeit vom 3. Dcto: 


1) Die angeführte Allerhöchfte Order beftimmt wörtlich: 

„Da der Umlauf der alten Scheidemünge nunmehr nicht weiter 
ſtatt findet; fo fege Ich feft, daß bei jeder Art von Verträgen, fo 
wie bei Rechnungen unter der Bezeichnimg von Grofchen, jedes: 
mal Silbergrofchen ald Dreifig Theile eines Thalers, fo wie unter 
Pfennigen Zwölf Theile eines GSilbergrofchens oder Dreihundert 
Sechzig Theile eines Thalers zu verftehen find. Der Preisfteller 
ift verbunden, die Zahlung hiernach anzunehmen, fo daß fernerhin 
eine Rechnung auch nicht in ihren einzelnen Pofitionen in Grofchen 

. nach der Eintheilung von „; Thaler geftellt und etwa nur die Haupt⸗ 
fumme auf Silbergrofchen redueirt fein darf, vielmehr der Zahlungs: 
pflichtige berechtigt fein fol, jede in Courant aufgefü ihrte Untere 

eintheilung eines Thalers als GSilbergeofchen nder ; und dieſe 
a 12 Pfennige zu rechnen und zu zahlen. 

Vgl. 1. Gefeg über die Müngverfaffung in den Preufifchen Staa- 
ten; vom 30. September 1821 (Gefeg-Sammlung ©. 159.). 

2. Alterhöchfte Eabinetsorder vom 25. November 1826 wegen 
Verbreitung der nenen Scheidemünge in die mweftlichen Provinzen der 
WMonarchie (Geſetz⸗ Sammlung ©. 115.). 

3. Allerhöchfte Cabinetsorder vom 30. November 1829 über 
die Anwendung der vorfiehend gedachten Order auf die öftlichen Pro- 
vinzen (Geſetz⸗ Sammlung 1830. ©. 3.). 

4. Allerhöchfte Gabinetsorder vom 28. Februar 1830, betreffend 
die Beſtimmungen wegen der, in Neuvorpommern und Rügen noch 
im Umlauf hefindlichen Münzen (Geſetz⸗ Sammlung ©. 22.). 
| D. H. 
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ber 1835 bis 5. September 1836, alfo 333 Tage hin: 
durch, und an den beiden erfien Tagen des October 1836. 
3. ftellte ihm hierauf eine Rechnung zu, welche wört— 
lich lautet: | 
„Der Okonom Hr. Auguft 2. erhielt den Mift vom 3. Oc⸗ 
tober 1835 bis 5. September 1836 in Summa 338 Tage 
a7 Gr. 3 Pf. Eour., beträgt . . 102 Thlr. 2 Gr. 3 Pf. . 
Bom-1. bis 3. October 1836 
noch 2 Tage à 8 Gr..... re ni 
| 102 Thle. 18 Gr. — Pf. 
Darauf erhalten 100 Thle. — = — « 
bleiben 2 Thlr. 18 Gr. — Pf. 
H. den 3. December 1836. Auguft 3.0 
8. zahlte nicht, 3. Elagte daher wegen des Rückſtan— 
des von 2 Thlen. 18 Grn. (eigentlich 2 Thlrn. 13 Grm. 
3 Pfn.), indem er behauptete, daß der Preis des Düngers 
auf fo hoch, wie er im der Rechnung angegeben, und zwar 
in Courant mit dem L. verabredet fei, und un hierüber 
den Eid zufchob. 
| L. verlangte die Abweiſung des —— Er beſtritt 
den, von demſelben angeſetzten Preis, und wollte mit Bes 
zugnahme auf die Allerhöchfte Cabinetgorder vom 25. Oc⸗ 
tober 1825 die Aufüge der Rechnung von 7 Gr. 3 Pf. 
und beziehungsweife 8 Gr. nicht von Courant=, fondern - 
von Sitbergrofchen verftanden miffen. Hierdurch ermäßigte 
fich der Betrag der Rechnung auf 82 Thlr. 6 Sgr. 6 Pf., 
fo daß Kläger bereits 17 Thlr. 23 Ser. 6 Pf. zu viel 
erhalten hatte. Den, vom Kläger über den Preis ihm zus 
gefchobenen Eid nahm Werflagter zwar am, hielt denfelben 
jedoch für unerheblich. 
Die Deputätion des Land- und Stadtgerichts 
E2 
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zu. Halberftadt erkannte indeß am 19. October 1837 

auf Ableiftung diefes Eides durch den Verklagten; im 

Schwörungsfalle wurde Kläger abgewieſen, im Nichtſchwö⸗ 
‚ rungsfalle Berklagter zur Bezahlung von 2 Thlen. 22 eam. 
6 Pfn. verurtheilt. 

Sn dem Erkenntniß ward ausgeführt, daß die Aller⸗ 
höchfte Cabinetsorder vom 25. Dctober 1825 auf den 
vorliegenden Fall Feine Anwendung finde. 

Verklagter erhob die Nichtigkeitsbefchtwerde ?), welche 
durch das Erfenntniß de8 Geheimen Ober - Tribu: 
nals vom 15. Mai 1333, ald ungerechtfertige verwor⸗ 
fon wurde. | 

Gründe. 

Die Allerhöchſte Order vom 25. October 1825, welche 
Verklagter durch bie ergangene Entſcheidung für verletzt hält, 
bat den Fall vor Augen, daß in einem Vertrage die Be 
zeichnung von Grofchen ohne nähere Beflimmung der 
Münzforte gebraucht ift, mithin Zweifel dariiber entſteht, 
welche Grofchen gemeint find, und deshalb die Auslegung 
einer, verfchiedenen Deutungen unterliegenden Willenserklä- 
rung nothwendig wird. 

Iſt dagegen der Vertrag ausdrücklich auf Groſchen 
nach der frühern Münzeintheilung geſchloſſen, alſo ein 
höherer Werth der Vergütigung als in Silbergroſchen ber 
" dungen, fo findet jene Order nicht Anwendung. Es ent: 
fcheidet vielmehr alsdann zunächſt der Vertrag, durch Def 
ſen deutliche Faffung jede weitere Auslegung von felbft 


2) Die Nichtigkeitsbefchwerde mar zuläffig, weil Kläger außer 
der oben gedachten Forderung noch eine andere im Betrage von 
90 Thlr. geltend gemacht hatte, und deshalb eine Bagatelfache nicht 
vorlag; vgl. Refeript vom 15. März 1834. (Jahrbücher Bd. XLIII. 
©. 133— 135.) D. 9. 
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ausgefchloffen wird. Die Allerhöchfte Order hat auch of: 
fenbar nicht beabfichtigt, feſtſtehende Wertragsrechte aufzu: 
heben, und die Übervortheilung dadurch zu begüinftigen, 
daß einem ‚Contrahenten, der zu einer Zahlung in Grofchen 
nach der Altern Münzeintheilung fich verpflichtet hat, un: 
ter dem Schuge jenes Gefeßes geftattet werde, fich dieſer 
Verbindlichkeit zu entziehen, und den andern Theil mit ei- 
ner geringern Leiftung in der neuen Münzſorte abzufinden. 

Nur dann, wenn die Kontrahenten es ungewiß ge 
lafien haben, welche Grofchen in ihrem Vertrage verabre: 
det worden find, kann die Zahlung in Silbergrofchen ge 
Ieiftet werden. Es kommt folglich die gedachte Cabinets— 
order namentlih bei fchriftlichen Verträgen, die auf 
Zahlungen „in Groſchen“ ohne weitern Beifag lauten, 
zur Anwendung, weil eine Ermittelung über die Bedeu: 
tung der Münzforte: „Groſchen,“ welche durch die Cabi- 
netsorder beſtimmt wird, gefeßlich unzuläffig if. Eben 
daffelbe muß gelten, wenn bei einem mündlichen Vertrage 
nach dem Zugeftändnig beider Theile oder dem Nefultate 
der Beweisaufnahme nur auf Srofchen, ohne nähere Ver: 
abredung der Münzforte, contrahirt worden. Im vorlie 
genden Falle haben dagegen die Parteien, nach ber Be 
bauptung des Klägers, ausdrücklih auf Courantgros 
ſchen contrahirt. Die Frage, über welche Grofchen fie ei- 
ig geworden find, betiifft den Haupfgegenftand der Der: 
abredung; fie muß daher bei entfichendem Streite durch 
Beweis ermittelt, und die Verbindlichkeit des, zur Zahlung _ 
verpflichteten Contrahenten nach dem Nefultate der Be 
weisaufnahme feftgeftelle werden. Der dem Verklagten au: 
getragene Eid über die, zur Beſtimmung des Preifes ver: 
abredete Münzſorte ift deshalb mit Recht sur Grundlage 
der Entfcheidung gemacht worden. 
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Der Umftand, dag Kläger dem Verklagten über feine For⸗ 
derung noch eine beſondere Rechnung zugeſtellt hat, iſt auf 
das Rechtsverhältniß nicht von Einfluß. Denn jene Rech⸗ 
nung ſchließt ſich lediglich dem, unter den Parteien befie- 
henden Vertrage an, nach deffen inhalt allein die Rechte 
unbd Verbindlichfeiten beider Theile zu beurtheilen find. 
Es muß daher die Nichtigkeitsbefchtwerde, wie gefches 
ben, als ungerechtfertigt verworfen werben. 





| Me 7. | 
Ceſſion. Forderung. Schuldurfunde. Befig. 
Outer Glaube. 





I. Zur Gültigfeit der gänzlichen oder  theilweifen 
Eeffion einer Forderung ift die Übergabe der, 
über die letztere ſprechenden Urfunde niche north. 
wendig !). 

A. L. R. Th. L Tit. 11. 66. 393. 394. 
vgl. 6. 395 —397. | 

Hypothefen- Ordnung Tit. 2. 66. 203. 200. 
208. 

Verordnung vom 9. December 1809 wegen 
Mortification der, an einen gewiffen In— 
haber und megen des Öffentlichen Aufgebo- 
tes der, an jeden Inhaber ausgeftellten Pri- 
vat- Schuldverfhreibungen und Urkunden. 

1) Dal. Entfcheidungen des Geheimen Ober⸗Tribu— 


nals Bd. I. X 34. ©. 332, u. flgd. und die dort ©. 333. Note 1) 
u. flsd. angeführte Literatur. D. H. 
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65. 1. und 2. (Geſetz⸗Sammlung von 
1806 — 1810. ©. 621.) 2). 

II. Wenn jedoch ein Activum, ganz oder theilweiſe, 
Mehreren cedirt worden, und diefe ihren Titel 
insgefammt von einem Und demfelben Autor 
‚herleiten, fo fließt derjenige, welcher den Befig 
der Schuldurfunde im guten Glauben eingeräumt 
erhalten hat, auch die, durch frühere Eeffionen 
erworbenen Anfprüche der übrigen aus. 

A. L. R. Th. J. Tit. 10. 66 21 — 9. 
25. ?), vgl. ebend. Tit. 2. 6. 7. 


Auf dem Haufe in der D.⸗Straße AP 106. in B. 
fiehen aus der notariellen Obligation vom 16. Novem: 
ber 1830 für den Maurer- und Zimmermeifter 8. 600 Thlr. 
eingetragen. K. cedirte dieſes Capital nebft fämmtlichen 
rückftändigen Zinfen in der Notariatsurfunde vom 29. Dec: 
tober 1835 dem Gutsbefiger E., konnte demfelben jedoch 
die Obligation nicht aushändigen, weil angeblich der Zim: 
merpoliver ©., dem er folche zum Verkauf übergeben, fie 
dem Holzhändler P. eigenmächtig als Unterpfand tberlies 
fert habe, und diefer fie wegen einer Forderung an ihn, 
den Eedenten K., retinire. P. erftritt auch wirklich bei 
dem Stadtgerichte zu S. gegen den K. eine Forderung 
von 383 Thlen. 12 Syn. 10 Pfn.; brachte demnächft auf 
das vorermähnte Activum des K. einen Arreft aus, und 
. erhielt auf daffelbe durch das Atteft vom 8. October 1836 


2) Auch bei Rabe, Samml. Bd. X. ©. 217. u. figd. 
D. H. 
3) Über den 8. 25. ur a. D. vgl. man Bornemann, ſyſtema— 
tiſche Darſtellung 5 ul. ©. nie Note * D. H. 
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eine gerichtliche Überwweifung. E., welcher aus biefem Grunde 

nicht zum Befige der ihm cedirten Obligation gelangen 

fonnte, erhob nun wider den P. Klage; behauptete, daß 

feine Rechte aus der Eeffion durch bie fpätere Überweifung 

nicht haben gefchmälert werden Fönnen, und trug dahinan: 
den Verklagten 9. zu verurtheilen, fein Eigentum an 
dem in Rede ftehenden Ackivum anzuerkennen, und dem: 
gemäß den, auf daffelbe für den Verklagten gelegten Ar 
reſt aufzuheben. 

Durch) das Confumasialerfenntniß des hieſigen Stadt— 
gerichts vom 21. März 1837 wurde Verklagter nach dem 
Antrage des Klägers verurtheilt. Verklagter appellirte und. 
führte an: er habe die in Rede ſtehende Obligation im 
Jahre 1834 von dem Schiffseigner R. in C., nicht von 
dem Zimmerpolirer G., erhalten. Dem R. ſei dieſelbe von 
dem G. eingehändigt worden, um ſie zu veräußern, und 
ſich aus dem Erlöfe wegen einer Forderung von 200 Thlen. 
bezahle zu machen; N. habe aber die Veräußerung nicht bes 
wirken können, da es am der hierzu erforderlichen «Eeffion 
von Geiten de8 K. gefehlt. Er, Verklagter, habe ſich da- 
ber mit dem R. dahin geeinigk,‘ daß er die Obligation in 
Verwahrſam nehmen und den K. auffordern folle, ihm die 
ſelbe zu cediren, damit er demnächft ihren Verkauf bewir: 
fen, aus dem Erlöfe feine eigene Forderung an den K. 
berichtigen und den verbleibenden Überreft an den R. zah— 
fen könne. Auf feine diesfällige Aufforderung an den 
K. habe. diefer unterm 17. Juni 1835 geantwortet, daß 
der Commiffionair F. von ihm mit dem Verkaufe der 
Dbligation beauftragt fi, und aus dem Erlöfe feine, des 
P., Befriedigung erfolgen werde. Er, Verklagter, habe je 
doc) Bedenken getragen, dem F. die Obligation auszuhän: 

digen; Die letztere fei Daher in feinen Händen geblieben. 





73 


Auch durch eine fpätere Correſpondenz fei K. nicht zu ber 
gewünſchten Ceffion zu bewegen geweſen, und habe viel 
mehr nur unterm 15. Juli 1835 gefchrieben, daß er in 
zwei bi drei Wochen nach B. kommen, und feine Sache 
mit ihm, dem Verklagten, abmachen tverde, bis wohin diefer 
die Dbligation in Verwahrung behalten möge. Im Laufe des 
von ihm, dem Verflagten, gegen den K. angeſtellten Proceffeg 


habe der jegige Kläger E. in einem Briefe vom 19. Te 


bruar 1836 dem Werklagten zwar wegen feiner Befriedi- 
gung einen Antrag gemacht, und bei diefer Gelegenheit auch 
von einem Abkommen mit dem K. gefprochen, einer an 
ihn gefchehenen Eeffion der in Rede ftehenden Obligation 
aber nicht erwähnt. Der Verklagte folgerte aus dieſer 
Darftellung des Sachverhältniffes, daß K. ihm an dem 
Activum ſchon früher ein Eigenthumsrecht zugefprochen 
habe, und verlangte die Abmweifung des Klägers. 

Der Dber: Appellations» Senat de8 Kam: 
mergerichts beftätigte am 20. Juli 1837 dag erfte Ur: 
tel. Das Gericht nahm an, daß, da K. am 29. Octo⸗ 
ber 1835 in feiner Dispoſitions-Befugniß über die in Rede 
fiehende Forderung nicht befchränft gemefen, der Kläger 
durch die, an jenem Tage gefchehene Eefjion derfelben dag 
Eigenthum daran erlangt habe. 

Verklagter legte die Nichtigkeitsbefchtwerde ein; Diefelbe 
wurde indeg durch dag Erkenntniß des Geheimen Ober: 
Tribunals vom 5. Mai 1838 ald unbegründet verworfen. 

Gründe 

Der Verklagte führt in der Nichtigkeitsbeſchwerde aus: 

1. Kläger habe big jetzt an den ihm cedirten 600 Thlrn. 
weder Eigenthum, noch überhaupt irgend ein dingliches Recht 
erlangt. Hieraus folge, daß derfelbe zur Klage gegen ihn, 
den Verklagten, mit dem er im keinem Nechtsverbältniffe 
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ſtehe, und zu dem Autrage auf Anerkennung feines Eigen: 
thums an den 600 Thlen. nicht legitimirt feiz Kläger habe 
vielmehr nur einen perfönlichen Anfpruch an feinen. Ceden⸗ 
ten, und diefen möge er verfolgen. Wenn deffen ungeach: 
tet. der Appellationsrichter dem Kläger das Eigenthum an 
dem Xctivum zugefprochen habe, fo werde dadurch der, aus 
den $$. 395 — 397. Tit. 11. TH. J. des A. L. R., 66. 203. 
206. 208. Zit. 2. der Hypotheken: Ordnung und 66. 1— 2. 
der Verordnung vom 9. December 1809 fich ergebende Rechts: 
grundfag verlegt, daß die bloße Ausftellung der Ceſſion eis 
ner bppothefarifchen Forderung ohne Übergabe des Hypothe⸗ 
Een: Documents Fein Eigenthum an der Forderung gewähre. 

Dieſe Ausführung kann nicht für begründet erach— 
tet werden. 

Der Verklagte giebt zu, daß der, nach feiner Anficht 
verlegte Nechtsgrundfag mit ausdrücklichen Worten im 
Gefeße nicht ausgefprochen fei, und fucht deshalb benfel- 
ben aus dem Sinne und Zufammenhange der Geſetze her: 
suleiten. Aus den, von ihm angesogenen Vorfchriften folgt 
indeß jener Nechtsgrundfag nicht. 

Die $$. 395 — 397. Tit. 11. TH. J. des AU. N, 
verorönen: | 

„Der Schuldner Fann nur einem folchen Eeffionario 

mit Sicherheit zahlein, welcher fich durch den Beſitz des 
Inſtruments, und einer fchriftlichen, auf ” gerichteten 
Eeffion zugleich legitimirt.“ | 
„Nach geleiftefer Zahlung muß er fich dag Inſtru⸗ 
ment ausantworten, oder wenn es nur eine Abfchlags- 
sahlung war, diefelbe auf dem Inſtrumente vermerfen 
laffen. 4 . 
„Hat der Schuldner diefe Worfchriften ($$. 395. 
396.) vernachläffigt, fo kann er fich mit der geleifteten 
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Zahlung gegen einen dritten veblichen Inhaber der For⸗ 
derung nicht fchügen. 

Sie befinden fih, dem -Marginal zufolge, allerdings 
da, wo von der, Form der Ceffion die Rede ift; allein fie 
belehren nur den Schuldner der cedirten Poſt über Die, bei 
der Zahlung an den Eeffionar zu beobachtende Vorſicht. 
Hier handelt es fich aber, wie der Kläger richtig entgeg: 
net, nicht darum, ob ihm mit Sicherheit gezahlt werden 
könne; auch berührt dieſe Frage nicht den Verklagten, weil 
er nicht der Schuldner ft, welcher zahlen fol, ſondern 
toeil von ihm nur verlange wird, daß er den Anfpruch des 
Klägers auf das fragliche Activum anerfenne. Der $. 394. 
a. a. D. beftimmt zwar noch, da die Ceffion einer Schuld⸗ 
forderung, worüber briefliche Urkunden vorhanden find, 
fchriftlich erfolgen muß; es gefchieht jedoch der gleichzeiti- 
gen Übergabe der Urkunde an den Eeffionar keine Erwäh— 
nung, vielmehr geht nach der allgemeinen Worfchrift des 
$. 393. ebend., durch die Erklärung des Cedenten, daß 
der Andere das abgefretene Necht von nun an als dag 
feinige auszuüben befugt fein fol, und durch die Annahme 
diefer Erklärung, das Eigenthum des Nechts felbft auf 
den neuen Inhaber über. 

Die, von dem Verklagten in Bezug genommenen Be 
fiimmungen der Hppothefen: Ordnung Tit. 2. $$. 203. 
206. und 208. wegen des Verfahrens bei der Eeffion ein- 
getragener Forderungen, haben, zufolge des $. 209. ebend., 
nur den Zweck, dem Ceffionar, Sicherheit zu gewähren, 
daß der Eedent mit dem Original: Fnftrumente feine, zu fei- 
nem Nachtheile gereichende Dispofition vornehmen könne *); 


4) Dgl. Refeript vom 7. Februar 1835, Ergänzungen und Erläus 


| terungen ber Preußifchen Nechtsbücher von Graf ꝛc. ꝛec. Bd. IV. 
S. 304. 305. D. H. 


! 
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e8 ift aber nicht absufehen, wie daraus ber, von dem Ver⸗ 
klagten behauptete Rechtsſatz folgen foll. 

Gleich erfolglos feheint die Bezugnahme auf die SS. 1. 
und 2. der Verordnung vom 9. December 1809, wegen 
Mortification der, an, einen gewiſſen Inhaber, und wegen 
des öffentlichen Aufgebots der, an jeden Inhaber ausge 
ſtellten Privat: Schulöverfchreibungen 'und Urkunden, in de- 
ven. $. 4. nur vorgefchrieben wird, 

daß die, auf einen beftimniten Inhaber Tautenden Ders 
ſchreibungen und Urkunden nur auf eben die Weiſe ver⸗ 
pfändet werden können, wie fie nach Vorſchrift des 
A. L. R. TH. J. Tit. 11. * 394. bis 417. abgetreten 
werden müſſen, 
während der $. 2. von der Sefanntmachung einer folchen 
-Berpfändung an den Ausfteller der Urkunde, zum Beften 
und zur Sicherheit des Pfandgläubigers, handelt. 

In feinem von allen angeführten Gefeßen iſt daher. 
verordnet, daß bei der Eeffion einer Forderung aus einer 
brieflichen Urkunde, die letztere felbft dem Eejfionar, bei 
Strafe der Ungültigkeit der Ceffion, mit überge 
ben werden. müffe, und diefer ohne die Übergabe der Urs 
funde das Eigenthum an der ihm abgefretenen Forderung 
nicht folle erlangen Eönnen. 

2. Behauptet Verklagter, daß er, abgefehen von dem 
erften Nichtigkeitsgrunde, dem Kläger um deswillen vorge: 
ben müffe, weil ihm der Beſitz der Schuldverfchreibung 
vom 16. November 1830 nebft dem Hppothefenfchein 
durch das angeheftete Überweifungs-Decret vom 8. Dcto: 
ber 1836 gerichtlich eingeräumt, auch die überwieſene For 
derung felbft bei dem Hypothekenbuche auf feinen Namen 
umgefchrieben worden ſei. Er bezieht fich Hierbei auf die 
Vorſchriften des A. L. R. Th. I. Tit. 10. $. 23. und 
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Tit. 2. $. 7., und behauptet deren Verlegung durch den 
Appellationsrichter. 
Abgeſehen davon, daß dieſer Nichtigkeitsgrund zum 
Theil auf einer thatſächlichen Behauptung beruht, die in 
den früheren Verhandlungen und Schriften nicht vorgekom⸗ 
men iſt, und die mithin in der Nichtigkeits-Inſtanz keine 
Berückſichtigung verdient, find auch die, von dem Ber 
Elagten angeführten Gefege nicht geeignet, die behauptete 
Nichtigkeit des zweiten Urtels zu rechtfertigen. 
Der $. 7. Til. 2. TH. 1. des A. L. M, verordnet: 
„Rechte werden als bewegliche Sachen betrachtet ;« 
und der $. 23. Tit. 10. ebend. mit den vorhergehenden 
$$. 21. und 22., fo wie dem folgenden $. 25. beſtimmen: 
d. 21. „Bei beweglichen Sachen hat unter mehreren, 
welche auf das Eigenthum aus einem an fich rechte: 
gültigen Titel Anfpruch machen, derjenige, deffen Titel 
von dem bisherigen: wahren Eigenthümer berrührt, der 
Negel nach, den Vorzug. 

$. 22. „Haben die Prätendenten inggefammt ihren 
Titel von einer und eben derfelben Perfon, fo entfcheider, 
auch bei beiveglichen Sachen, der Zeitpunkt der früheren 
Entſtehung dieſes Titels ($. 20.).“ 

$. 23. „Iſt aber einem unter dieſen mehreren Prä- 
tendenten ber Beſi itz der Sache eingeräumt worden, ſo 
ſchließt dieſer die Eigenthumsanſprüche der übrigen aus, 
ohne Rückſicht auf die Zeit, wenn dieſelben entſtanden 
find (Tit. 7. 66. 74. 75. 76. ).“ 

$. 25. „Auch der, welcher zur Zeit der Eintragung 

ober Übergabe den früher entftandenen Titel eines An 
dern weiß, kann zum Nachtheile deſſelben die früher er⸗ 
haltene Eintragung oder Übergabe nicht vorſchützen.“ 

Der Colliſionsfall zwiſchen mehreren Prätendenten, 


78 — F 

4 
welche auf das Eigenthum einer heweglichen Sache ans 
einem an fich rechtsgültigen, von einer und derfelben Per⸗ 
fon herrührenden Titel Anfpruch machen, wird demnach 
im $. 23. dahin entſchieden, ‚daß derjenige den Vorzug ba- 
ben foll, welchem der Beſitz eingeräumt, worden. 

Nach diefem Grundfage würde es nun freilich ohne 
Einfluß fein, daß die Forderung der 600 Thlr. dem Klä⸗ 
ger früher cedirt worden, als die Überweiſung an den 
Berklagten Statt gefunden hat, vielmehr der Umftand, Daß 
dem Letzteren ber Beſitz des hypothekariſchen Documentes 
eingeräumt iſt, zu deſſen Vortheil entſcheiden. 

Der $. 23. a. a. O. kommt jedoch nur unter dem 
Koransfegungen zur Anwendung, daß erfteng beide Prä⸗ 
tendenten ihren Anfpruch aus einem an fi) rechtsgültigen 
Titel - von einem und bdemfelben Autor herleiten ($. 22. 
ebend.), und zweitens der, den Vorzug in Anſpruch neh⸗ 
mende zur Zeit der Übergabe. den früher entflandenen Ti: 
tel de8 Anderen nicht gekannt habe. ($. 25.). 

Die erfte Vorausfegung ift zwar als vorhanden Ans 
zunehmen. Denn wenn auch mach dem eigenen Vor—⸗ 
trage des Verklagten ihm die Obligation von dem ur: 
ſprünglichen Gläubiger K. nicht übergeben und noch ter 
niger verpfändet worden ift, Verklagter dieſelbe vielmehr 
durch einen Dritten ‚empfangen und R. ihm nur geftattet 
hat, fie einftweilen in Verwahrung zu nehmen, hierdurch 
aber kein Titel zur Übertragung des Eigenthums begrüns 
det wird: fo liegt doch ein folcher unzweifelhaft in der ges 
sichtlichen Verfügung, wodurch dem Verflagten die Forder 
rung im Wege der Erecution überwieſen ift, und zwar lei: 
tet der Verklagte dieſen Titel, ebenſo wie der Kläger den 
ſeinigen, von dem K. her, da das Gericht die überweiſung 
nur anſtatt des urſprünglichen Gläubigers ausſpricht. 
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Dagegen fehlt es an der zweiten Vorausſetzung. Der 
Verklagte hat nämlich mit feiner, bei dem Stadtgerichte 
su ©. wider den K. angeftellten Klage beglaubigte Ab: 
fchrift einer Erklärung des K. vom 17. October 1835 
felbft überreicht, worin der Leßtere bemerkt: 

er fei nicht mehr im Stande, dem P. die gewünſchte 
Eeffion über 357 Thlr. 17 Sgr, 11 Pf. auszuftellen, 
da. er bereits dem Gutsbeſitzer E. diefe Eeffion zuge 
fichert habe. | 

Diefe Erklärung besieht fich ohne Zweifel auf bie 
Ceſſion der in Rede ftehenden Obligation über 600 Thlr., 
welche hiernächſt auc) einige Tage fpäter wirklich an den €. 
erfolgt iſt. Der Verklagte war mithin davon unterrichtet, 
daß KR. über die Obligation zu Gunften des Klägers ander: 
weitig verfügt hatte. Wenn er deffenungeachtet die Fordes 
rung im.Wege der Erecution fich übermeifen ließ, fo be 
fand er fich bei dem hierauf gerichteten Antrage und fo- 
mit auch zu der Zeit, wo ihm ber Befig des Hypotheken: 
Documentes mit dem Übertveifungsdecrete eingeräumt wurde, 
nicht in gutem Glauben. Die Anwendung des $. 23. a. a. D. 
auf den vorliegenden Fall wird daher durch die Vorfchrift 
de8 $. 25. ebend. ausgefchloffen 5). 

Hiernady mußte die Beſchwerde vertvorfen werden. 


= 


5) Die Entfcheidungsgründe, welche fich auf zwei unerhebliche, 
die erläuterten NRechtöfäge nicht berührende Nichtigkeitsgründe besies 
ben, find fortgelaffen worden. F 

H. 
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M 8. 


Teſtament. Dorfgericht. Schoͤppen. Pers 


tretung. Regreß. 





1. Ein Dorfgericht iſt zur Aufnahme eines Teſta⸗ 


ul. 


ments hinreichend befegt, wenn daſſelbe, außer 
dem Gerichtsfhreiber, von dem Schulen und 
zweien vereidefen Schöppen gebildet wird, ob» 
gleich bei dem Dorfgerichte noch mehrere Schöp- 
pen vorhanden find 1). | 
A. L. R. Th. 1. Tie 12. BEN 
Zit. 7. . 79. 


Die — 77 der Mitglieder 
eines Dorfgerichts, welche bei Aufnahme eines 
Zeftaments die gefeglichen Förmlichfeiten verab- 
faumen, befchränft fih auf den Fall, wenn fie 
unferlaflen, dag aufgenommene Teftament dem 

Gerihtshalter ohne Zeitverluft einzuhändigen 2). 
A.8. R. Th. I. Tit. 12. 66. 93. 95. 140.; 
wi 


1) Bol. die Neferipte der Ober-Amtsregierung zu Breslau von 


22. Februar 1805 und des K. Juſtizminiſteriums vom 27. März 1805 
IE 4. (Neues Archiv Bd. IV. ©. 2. u. flgd. und Rabe, Samml. 
Bd. VII. ©. 264. u. flgd.), fo wie das Nefeript des Kammerge— 


richts vom 29. April 1805 (Mathis, juriſtiſche N Bd. J. 
D. H. 


S. 149.). 


2) Vgl. Über Dorfgerichte; juriſtiſche Zeitung Jahrgang 1834. 


S. 442. u. flgd., beſonders ©. 443. unten, 444. 445. D. H. 


\ 
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Th. II. Tit. 7. 66. 83. 84.; vgl. ebenb. 
6. 82. und A. G. O. Th. I. Tit. 2. 5. 8. 
A. L. RTh. IL Tit. 10. 66. 88. 89. 


Die Ehefrau des Ackermanns Schulze zu Klietz 
bei Sandau, Wilhelmine Sophie Eliſabeth ge 
borne Schmidt, welche ſchwer erkrankt war, wünſchte 
ihren legten Willen zu errichten. Zu dem Ende befchieb 
ihr Ehemann am 16. März 1830 die Dorfgerichte und 
den Ortsprediger B. an ihr Krankenbett. Der Leptere ver 
trat die Stelle des Gerichtsfchreiberg, und nahm eine Ver 
handlung auf, datirt Klieg, ben 16. März 1830, worin 
es wörtlich heißt: 

„Wir gingen Nachmittags halb drei Uhr zu ihr,“ — 
ber Ehefrau des x. Schulge — „fanden fie zwar 
im Bette, doch aber bei völligem Verſtand und Überle 
gung. Gie erklärte fich dahin: ich habe an 800 Thlr. 
meinem Ehemanne zugebracht, und feße hiermit feft und 
beftimme, daß er von biefem meinen Eingebrachten nur 
200 Thle. und noch 30 Thlr. zu einem Bette, in 
Summa alfo 230 Thlr., an meinen jüngften Bruder 
Chriſtian Schmidt herausgeben fol; das übrige Ca: 
pital, was ich meinem Ehemann szugebracht habe, alfo 
570 Thlr., fol mein: Ehemann Andreas Schulze be 
halten, welches ich ihm hiermit vermache, nebſt Ehe⸗ 
bette ꝛc. ꝛc.“ | 

Abgefchloffen ift die Verhandlung mit den Worten: 

nborgelefen, genehmigt und unterſchrieben;“ 
ſtait der Unterſchrift der Erblaſſerin finden ſich aber drei 
Kreuze, bei welchen der Prediger B. bemerkt hat: 
„Handzeichen der Wilhelmine Sophie —— 
— nn u 
Ö 
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Hierauf folgen die Unterfchriften bed Prediger B. 
und des Schulzen Baack, fodann, flatt der Unterfchrift 
des mit antvefenden Schöppen Gennrich, von der Hand 
des Predigerd DB. die Bemerkung: 
„der Schöppe Chrifiian Friedrich Gennrich, der 
zugegen war, wollte nicht unterfchreiben 
und endlich die Unterfchriften de3 Schöppen. Heitzw edel, 
fo wie der Schöppen. Wifcher: und Ebel. Die beiden 
Letzteren waren jedoch bei der Teftamentsaufnahme felbft 
nicht gegenwärtig, fondern hatten ihre Unterfchriften fpä- 
ter beigefügt, ohne daß fich hierüber in der Verhandlung 
ein Vermerk vorfindet. 

Der Schule Baad nahm das Teſtament der ver⸗ 
ehaichten Schulze an ſich, übergab es dem Ehemanne 
derſelben, und dieſer überbrachte es am andern Morgen, 
den 17. März 1830, bald ſieben Uhr dem Land⸗ und 
Stadtgeriht in Sandau. Der Nichter begab fich fo- 
fort nach Kließ, um die, von der verehelichten Schulze 
vor den Dorfgerichten getroffene letztwillige Beſtimmung 
von ihr anerkennen zu. laffen; allein als derfelbe Morgens 
um neun Uhr in Kließ anlangte, war die verehelichte 
Schulze inzrifchen bereits um fünf Uhr verfchieden. 

Ihre drei Brüder, melche, außer dem Wittwer, die 
nächſten gefeglichen Erben waren, griffen das errichtete 
Teftament als nichtig am, und in dem deshalb gegen den 
Wittwer erhobenen Proceffe ward daffelde wirklich, und 
zwar ‚hauptfächlich um deswillen, rechtskräftig für nichtig 
erklärt, weil zur Atteſtirung der Handzeichen der verehelich- 
ten Schulze nicht zwei Zeugen zugezogen, und bie legt: 
willige Verordnung nicht von den Dorfgerichten felbft dem 
Gerichtshalter überbrächt worden. 

Der Wittiver befaß ein größeres Vermögen, als ſeine 
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verftorbene Ehefrau; er hätte daher, falls er dieſelbe auf 
Grund des, an feinem Wohnorte ?) unter Eheleuten befte: 
henden Märkifchen Erbfolgerechtes beerben wollte, fein ei- 
genes Vermögen in die zu theilende Mafle einmwerfen müſ— 
fen. Um dies zu vermeiden, entfagte er der Erbfchaft feiner 
Ehefrau, und mar deshalb: verpflichtet, diefelbe ihren Ver⸗ 
wandten su liberlaffen. Dagegen ftellte er wider die ſämmt⸗ 
lichen Mitglieder des Dorfgerichts in Klieg, namentlich 
gegen den Schulen Baack, fo wie die Schöppen Genn: 
rich, Heigmwebel, Wifcher und Ebel, eine Regreßklage 
an. "Er behauptete, daß Tediglich durch die ihrerfeits un: 
terlaffene Beobachtung der gefelichen Vorſchriften bei Auf: 
nahme des Teftaments die Ungültigkeit deffelben, und fo: 
mit der Verluft der ihm darin zugedachten 570 Thlr. ber: 
beigeführt worden fei. Seinen Antrag richtete er dahin: 
die Verklagten für fchuldig zu erkennen, ihn gegen bie 
Inteſtat⸗Erben feiner verftorbenen Frau wegen Zahlung 
der vorerwähnten 570 Thlr. außer Verbindlichkeit zu 
ſetzen, eventuell ihm dieſe 570 Thlr., fobald folche von 
ihm den gedachten Erben gezahlt fein — ſofort zu 
erſtatten. 
Die Verklagten widerſprachen dem Anfrage des Klä⸗ 
gers, indem fie unter andern folgende Einwendungen ?) 
geltend machten: | 


3) Klieg gehört zum zweiten Serichomfchen Sreife; in det 
beiden Jerichowſchen Kreifen und dem Kreife Ziefar aber gilt das 
Eurmärfifche Provincialrecht; vgl. Schols, das jest befichende 
Provineinlvecht der Kurmark Brandenburg. Abth. U. Th. I. ©. 75. 
76. und yon Kamptz, die —— und Provincialrechte der 
Preuß. Monarchie. Bd. I. ©. 5 D. 9. 

“ 4) Die Übrigen Einreden _ auf die zu erläuternden Rn 
füge feinen Bezug, und find daher er erwähnt. - D. H. 


# 
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2 Es fei, behaupteten fümmtliche Verklagte, zwar 
richtig, daß von ihnen ſelbſt das Teftament dem Gerichte 
nicht übergeben worden; dies habe indeß feinen Grund 
darin, daß der Prediger B., nachdem das Teſtament von 
den, bei deffen Aufnahme Anmefenden, namentlich dem B. 
felbft, dem Schulgen Baac und dem Schöppen Heitz⸗ 


webel, durch Unterſchrift vollzogen worden, zu dem Schul⸗ 


zen Baack geäußert habe: 
„Nehme Er das Teſtament, und laſſe Er die andern 
Schöppen unterfhreiben, und ſchicke Er dann das Te⸗ 
ſtament mit Andreas Schulze — dem Kläger — 
nach Sandau; dann iſt die Sache gut.“ 

Demzufolge habe der Schulze Baack die andern Schöp⸗ 
pen nachträglich unterſchreiben laſſen und das Teſtament dem 
Kläger zur Überbringung nad) Sandau eingehänbdigt. Sei 
dies unftatthaft geweſen, fo habe Kläger die Annahme des 
Seftaments verweigern follen, und da er dies nicht gethan / 
die Ungültigkeit des legten Willens ſelbſt mit verfchulder. 

2. Der verflagte Schöppe Gennrich machte insbe: 
fondere für fich geltend, daß er das Teflament nicht mit 
unterfehrieben habe, weil er dafür gehalten, daß die Erb- 
fafferite ſich nicht mehr bei völligem Verſtande befunden. 

3. Die verklagten Schöppen Wifcher und Ebel 
endlich beriefen fich darauf, daß fie bei der Teſtaments auf⸗ 
nahme gar nicht zugegen geweſen ſeien, vielmehr den letzten 
Willen erſt nachher in der Wohnung des Schulgen unterzeich- 
net, mithin bei der Handlung ſelbſt nichts verſehen hätten. 

Daß Land» und Stadtgericht zu Sandau er 
kannte am 6. Detober 1834 auf Abweiſung des Klägers. 

Kläger appelirte; der zweite Senat des Dber: 
landesgerichts zu Magdeburg änderte auch am 
22. Juli 1836 dag erſte Urtel in Betreff des Schulgen 





| 85 
Baad, ſo wie ber Schöppen Gennrid und Heitz we⸗ 
bei dahin, daß dieſe Verklagte für ſchuldig erklärt wur⸗ 
den, den, dem Kläger durch die Nichtigkeits + Erklärung 
des Deſtaments feiner verftorbenen Ehefrau verurfachten . 
und in einem befondern Verfahren zu ermittelnden Scha⸗ 
den zu erſetzen; hinſichtlich der beiden andern Verklagten, 
ber Schöppen Wifcher und Ebel; warb dag * Er⸗ 
kenntniß beſtätigt. 

In den 

Gründben 

ward in ang Auf die, oben fpeciell angegebenen Einen 
dungen ausgeführt: 

Auf keinen Fall: kann der Kläger die Schöppen Wis 
fher und Ebel mit in Anfpruch. nehmen. Diefe- find 
bei Aufnahme des. Teftaments ‚gar nicht zugegen geweſen, 
fondern haben, daffelbe nur nachträglich in der Wohnung 
des Schulen Baack unterfehrieben. Sie waren hiernach 
außer Stande, für die gefegliche Aufnahme des Teſtaments 
zu forgen, und können deshalb auch fir die dabei vorge 
fallenen Verſehen nicht verantwortlich fein. Daß fis- übris 
gend das Teftament fpäter mit untergeichnet haben, bann 
‚einen Negreßanfpruch gegen fie nicht begründen. Denn 
wenn fie auch durch die nachträgliche Unterfchrift amtlich 
etwas Unrichtiges bezeugt haben, und deshalb eine Nüge 
verdienen mögen: fo find fie in der bier in Betracht Foms 
menden Beziehung nur wie jeder: Dritte zu betrachten, der 
das Teftament nach deffen Aufnahme unterfchrieben hätte; 
fo. wenig hierdurch gegen dieſen Dritten Werbindlichkeiten 
entſtehen würden, ebenfo wenig ift dies hinſichts der beis 
den gedachten Werklagten der Fall. 

E8 entfieht nun zwar das Bedenken, ob nicht Klä⸗ 
ger auch gegen die übrigen Verklagten deshalb abgewie⸗ 
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fen werden müſſe, weil nicht fümmtliche Schöppen. bei, der 
Aufnahme des Teftaments zugegen waren, und dag letztere 
daher ſchon aus. diefem Grunde ungültig ſei; Die anwe⸗ 
fenden ‚Mitglieder des Dorfgerichtes. e8 aber nicht zu ver 
treten haben; daß die. übrigen nicht . einheimifch geweſen 
find. Das A. L. R. Th. I. Tit. 12. $. 93. erfordert ins 
def zu einem gehörig befegten Dorfgerichte nur einen Schul 
zen und zwei vereidete Schöppen. Wenn es daher auch 
im $. 79. it. 7. Th. I. a. a. O. im Allgemeinen heißt: 
„Schulze und ke machen: zuſammen die Dorfe 
gerichte aus," 
fo muß man doch annehmen, daß zur Aufnahme eines Te 
ſtaments, außer dem Schulen, zwei Schöppen ‚genügen. 
Darauf, daß nicht ſämmtliche Schöppen. bei Aufnahme 
einer letztwilligen Verordnung zugegen geweſen * kann 
mithin nichts ankommen. — 
»Die Verklagten hatten num die Verpflichtung f dafür 
zu ſorgen, daß der letzte Wille der Erblaſſerin, den geſetz⸗ 
lichen Borfchriften und Formen gemäß, aufgenommen und 
den ordentlichen Gerichten ohne Zeitoerluft von. ihnen über 
geben werde. Gegen diefe Verpflichtung fehlten fie jedoch, 
indem fie einmal die Handgeichen der Erblafferin’ nicht durch 
zwei glaubwürdige Zeugen afteftiren ließen, und zweitens 
das Teſtament nicht ungefäumt felbft dem ordentlichen Ges 
richte überbrachten; ohne Beobachtung diefer Förmlichkeis 
ten,. deren Nichtkennenig den Verklagten nicht zur Ent 
fchuldigung gereicht — Einleitung zum A. L. R. $. 12. — 
konnte aber das Teftament niemals Gültigkeit erlangen; 
ebend. Th. I. Tit. 12. $$. 115. 95. 139. | 
Jeder Beamte ift verbunden, auf bie pflichtmäßige 
Führung feines Amtes die genauefte Aufmerkfamfeit zu 
verwenden, a. a. D. Th. II. Tit. 10. $. 88,, und muß 
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jedes dabei begangene Verſehen, welches bei gehöriger 
Aufmerkſamkeit und nach den Kenntniffen, die bei der Wer: 
waltung des Amtes erfordert werben, hätte vermicben wer⸗ 
den Eönnen, vertreten, ebend. $. 89. Insbeſondere folk der 
Nichter, welcher fich bei Aufnahme eines Teftamentes ei; 
nes groben oder. mäßigen Verſehens fchuldig gemacht hat, 
- denjenigen, welchen in dem ZTeftamente ein Erbtheil ober 
Legat zugedacht war, wegen bes, durch feine Schuld entftes 
henden Verluſtes gerecht werden; a. a. D. Th. L Tit. 12. 
$: 140. Dieſe Vorfchriften finden unbedenklich auf die 
Dorfgerichte Anwendung. Hätten die Verklagten nur eis 
nen gewöhnlichen Grad von Aufmerkfamfeit angewandt, fo 
würden diejenigen Mängel; welche das Teftament ungültig 
machen, von ihnen vermieden worden fein. Sie haben 
ſich daher: jedenfalls eines. mäßigen Verſehens fchuldig ge⸗ 
macht, und find deshalb dem’ Kläger zur Entſchädigung 
verbunden; a. a. O. Th. I. Tit. 3. 66. 20. 21. 
Zweifelhaft möchte es inzwiſchen auf den erften Blick 
noch fcheinen, ob auch der Schöppe Genmrich, welcher 
das Teftament zu unterfchreiben fich geweigert Hat, eben: 
falls vegreßpflichtig fei._ Als Weigerungsgrund giebt der 
Gennrich jeßt an, daß er bie Exrblafferin: nicht mehr für 
dispofitionsfähig gehalten habe. Schien ihm indeß bie. 
Erblafferin damals nicht willensfähig, ſo mußte er die übri⸗ 
gen Mitglieder des Dorfgerichts, unter Angabe der, von ihn. 
wahrgenommenen - Thatinnftände, darauf aufmerkſam ma- 
chen, damit zuvor die Dispofitionsfähigfeit der Erblaffe 
rin näher geprüft und fefigeftellt „werden konnte. Er hat 
indeß nicht einmal behauptet, gefchtveige erwiefen, daß er 
feine Bedenken den übrigen Gerichtsmitgliedern eröffnet 
habe. Die bloße Verweigerung der Namensunterfchrift 
kann ihn daher von der Negrefpflichtigkeit nicht befreien. 
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Nunmehr Iegten :die Verklagten Baack, Gennrich 
und Heigmwebel die Revifion ein. Das Geheime Ober; 
Tribunal ſtellte am 13. Mär 1038 dag ne —— 
niß wieder her. | 
Ä ———— ee 

Der zweite Richter hat auszuführen: gefücht, beß 5 bie 
Mitglieder eines Dorfgerihtd, da fie bei der Aufnahme 
eines Teſtaments dag richterliche Amt ausüben, auch den, 
von dieſer Function ungertrennlichen Pflichten, : fo wie übers 
haupt den. allgemeinen Gefeßen über die Vertretungsver⸗ 
bindlichkeit der Beamten für die, von ihnen bewirkten 
Amtsverrichtungen (U. L. R. Th. II. Tit. 10. $$. 88. 89.) 
ebenfalls unterworfen, inabefondere abet, wenn fie bei. Auf⸗ 
nahme eines Teftaments bie geſetzlichen Förmlichkeiten ver⸗ 
abfaumen, und dadurch die Nichtigkeit des legten Willens: 
verurfachen, nach demſelben Grundfage, welcher in Anſe⸗ 
bung der richterlichen Juſtizbeamten im: $..140. Tit. 12.: 
Th. 1. a. a. D. vorgefchrieben iſt, wegen der, von ih⸗ 
sten begangenen Verſehen den Sarpelligien Dunn Schadens⸗ 
erſatze verhaftet ſeie. 

Allein in dieſer Allgemeinheit ik die Verantwortlich⸗ 
keit der Dorfgerichte in den Geſetzen nicht angeordnet. 
Dieſelbe iſt vielmehr auf den; im §. 83. Tit. 7. Th. H. 
a. a. D. ausdrücklich beftimmten Fall befchränft °), wenn 

5) Val. $. 82. a.a.D. mit Bornemann, ſyſtem. Darftellung 
des Preuß. Civilrechts. Bd. VI. S. 60., mofelbft es heißt: 

„Man hat aber auch anerfannt, daß die Übertragung der richter⸗ 
lichen Zunetionen an die Dorfgerichte, die in casu nicht blos 
einen Yet zu beglaubigen, ſondern auch den Geiftess, 
zuftand bes Teſtators zu prüfen, die abgegebene Erklä— 
rung deutlich zu faffen, und verfchiedenes Andere zu 


beachten haben, nicht un DIBENEIIGEEINEN n “ 
D. H. 
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die Dorfgerichte unterlaffen, die aufgenommene Verhand⸗ 
fung zur Beurtheilung - ihrer Geſetzmäßigkeit oder näheren 
Berichtigung dem ordentlichen GerichtShalter ohne Zeitz 
verluft vorzulegen, vgl. $. 84. ebend.; weil anzuneh⸗ 
men iſt, daß bie Mitglieder eines: Dorfgerichts die, zur 
vorfchriftsmäßigen Vollendung folcher gerichtlichen Hand» 
lungen - erforderliche Sähigkeit und ai Ausbil 
dung. nicht befigen. - 

‚Hieraus folgt, daß die Valagten nicht — alt er 
Sornmängel, die. an dem letzten Willen der verehelichten 
Schulze wahrgenommen werden, und wegen deren bie 
Ungültigkeit deffelben rechtskräftig ausgefprochen ift, fon- 
dern. nur dafür’ verantwortlich find, dag ſie die Vorſchrift 
des $. 95. Til. 12. TH. I. a. a. D., wegen ungefäums 
ter Aushändigung des Teſtaments an * ia ei 
unbefölgt gelafien haben ©). 

Aber. auch bie Wirkung diefer. Beranttoortlichtit wird 
im vorliegenden Falle durch die Rückficht auf einen, von 
den DVerklagten nicht "verfchuldeten, die Gültigkeit des Te⸗ 
fiaments ſchon in — Entſtehen zerſtörenden — 
aufgehoben. 

Denn es kann — die Vertretungsverbindlichkeit der 
a = — daß von den vier — 


6) Die unterlaſſene Beobachtung der $. 95. Tit. 12, Th. I. bes 
A. L. R. enthaltenen Vorſchrift bewirkt die Nichtigkeit der letztwilli⸗ 
gen Verordnung; Rechtsfall in Mathis juriſtiſcher Monatsſchrift 
Bd. J. S. 147. Derſelben Anſicht iſt Crelinger, Syſtem des Preuß: 
Erbrechts ©. 68. Litr. a. — Bielig, Commentar zum U. L. R. 
CTh. 1. ©. 47. (zu $. 97. Tit. 12, Th. I) und Th. VI. ©. 8. 
(iu $$.83. 84. Tit. 7. Th. II) vertheidigt die entgegengeſetzte Mei⸗ 
nung, der wir indeß Bi beitreten können. ©.9 
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zwei bei der Errichtung des Teftamentes nicht zugegen wa⸗ 


ten, teil, wie von dem vorigen Richter 'mit Recht. bemerkt 


wird; zur Bildung des Dorfgerichts Behufs der Teſta⸗ 
mentsaufnahme, nicht nothwendig das ganze, in Klietz 

angefiellte Perfonal von einem Schulgen und vier Schöp⸗ 
pen. gehörte, vielmehr. der $::93. a. a. O. ausdrücklich 
nur ein Dorfgericht, beftehend, aus. einem. Schulgen und 
zwei Schöppen, erfordert, die Mitwirkung diefes Perſo⸗ 
nals alſo für ‚hinreichend erklärt, und ‚deshalb die Abwe⸗ 


fenheit der beiden Schöppen Wifcher und Ebel der Gül⸗ 


tigkeit de letzten Willens nicht geſchadet hat. - 

Dagegen muß der Einwand: der Verklagten für ers 
beblich erachtet werden, daß das Teſtament der verehelich⸗ 
ten Schulze am: fich fchon um deswillen nichtig geweſen 
ſei, weil die daffelbe - enthaltende. Verhandlung auch; von 
denjenigen beiden Schöppen, melche dabei mitgewirkt. has 
ben; nicht gehörig vollgogen worden, vielmehr der Schöppe 
Gennricd dem Protocol die Unterfchrift wertweigert. hat. 


Die Unterfchrift des Gerichtsperfonals. in derjenigen 


volftändigen Anzahl der Mitglieder, welche dad Geſetz zu 
der Handlung erfordert, -ift, mie überhaupt, fo auch inſon⸗ 
berheit bei dei Aufnahme. eines Teſtaments, weſentlich und 
unerläßlich; 4. G. O. Th. II. Tit. 2. $. 45. Sie ge 
bört zu den Erforderniffen einer gerichtlichen Verhandlung, 
die ohne folche gar nicht exiſtirt. 

Da nun die Schöppen Wifcher und Ebel bei der 
Teftamentshandlung nicht perfönlich zugegen geweſen -find, 
und ihre Unterfchriften erſt, nachdem der Act ſchon vorbei 
war, in der Wohnung des Schulen Baack — alſo au⸗ 
Berhalb der Zeit und des Orts — hinzugefügt haben, fo 
ift die Unvolfftändigkeit der Unterfchrift und der dadurch 
begründete Mangel der äußern Form des Protocolls, mit: 


- 
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hin die hieraus entſtehende Hinfälligkeit des Teſtaments, 
keinem Zweifel unterworfen. 

Für dieſen Mangel kann aber keinem * Verllagten 
die Verantwortung aufgebürdet werden; dem Schulzen 
Baack und Schöppen Heitzwebel nicht, weil ſie, die 

ihrerſeits beide unterzeichneten, keine Mittel beſaßen, den 
die Unterſchrift verweigernden Schöppen Gennrid) zu des 
ren Hinzufügung zu zwingen, auch die Geſetze keine Aus⸗ 
kunft an bie Hand. geben, wie ein Wibderfpruch der Art zu 
befeitigen fei; dem Gennrich nicht, weil es jetzt nicht 
mehr an ber Zeit ift,. den Grund feiner Weigerung, der 
im Protocol ‚nicht. verfautbart — zu unterſuchen, und 
es daher zweifelhaft bleibt, ob ſolcher blos in Eigen⸗ 
finn und Parteilichkeit des Gennrich für bie Inteſtater⸗ 
ben der Erblaſſerin, oder, wie er jetzt behauptet, in einem 
Zweifel über die Dispoſitionsfähigkeit ber Letzteren beru⸗ 
hete. Lag der angegebene Grund wirklich der Handlungs⸗ 
weiſe des. Gennrich zum: Grunde, fo hat derſelbe zwar 
darin gefehlt, daß er die Unterfchrift verfagte, ſtatt fie viel⸗ 
mehr mit: Eröffnung feiner Zweifel, Behufs deren Erledis 
gung, hinzusufügen ; allein! feine Überzeugung durfte er der 
Meinung der übrigen: nicht aufopfern; dies verlangt. das 
Gefeß nicht. In dem einen wie in dem andern: Falle 
wurde indeß der Teftamentsact zerftört; es Fam ein Teſta⸗ 
ment gar nicht zu Stande, und dieſer Umftand allein iſt 
e8,..der Die Entbindung der Verklagten von der Klage zur 
Folge haben muß. Es hätte nach der fehlgeſchlagenen 
Verhandlung zwar eine neue begonnen, und allenfalls ein 
anderes Mitglied des Dorfgerichts herbeigerufen werden 
können, um die geſetzlich erforderliche Anzahl zu beſchaffen. 
Die Verklagten ſind aber deswegen, weil ſie eine ſolche 
anderweitige Verhandlung unterlaſſen haben, hier nicht in 
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Anſpruch genommen, fondern- es ift nur von der. Vertre⸗ 
tung desjenigen Acts die Rebe, der von ihnen nn 
—— worden. 

Der zweite Richter hat. den Mangel der Unterfehrift 
des Gennrich noch in einer andern Beziehung in Erwä⸗ 
gung genommen. Er wirft nämlich die Frage auf: 

ob der Gennrich, da er nicht unterſchrieben habe, nicht 
hierdurch der Regreßpflicht überhoben werde? 
und verneint dieſelbe, weil. es Pflicht des Gennrich ge 
weſen ſei, ſeine Bedenken über die Dispoſitionsfähigkeit der 
Erblaſſerin den andern Dorfgerichtsperſonen mitzutheilen, 
und auf nähere Ermittelung anzutragen. Allein bei dieſer 
Erörterung des vorigen Richters iſt nicht berückſichtigt, 
daß wegen der mangelnden Unterſchrift des Gennrich das 
Seftament an einem: Gebrechen der äußeren Solennität 
leidet, welches die Eriftenz des letzten Willens felbft aufhebt. 

Wenn hiernach dag Teftament der verehelichten Schulze 
von Haufe aus nichtig. war, fo Eonnte auch eine völlig 
sorfhriftsmäßige Ablieferung deffelben an den Nichz 
ter, wenn folche wirklich Seitens ber Verklagten erfolgt 
wäre, eine Heilung ber vorwaltenden Mängel ‚nicht: ber- 
beiführen. Es ift daher dasjenige, worin noch weiter ge _ 
fehlt wurde, von Feiner Wichtigkeit, und nicht geeignet, den 
Verklagten die ferneren Mängel eines, aus unverfchuldeten 
- Gründen fchon nichtigen Teftaments anzurechnen. In Er⸗ 
mwägung dieſes Grundes mußte auf Befreiung fünmtlicher 
° ‚drei Verklagten von der Klage erkannt und unter Abän- 
derung des zweiten Urteld das: erfie, den Kläger. abwei- 
fende Erkenntniß wieder hergeftelt werden. 


— —— 
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Creditiren. Militairperſon. Portepeefaͤhnrich. 
Speiſewirth. Nuͤtzliche Verwendung. Va⸗ 
ter. Kind in vaͤterlicher Gewalt. 





I. Soweit Militairperſonen ohne Conſens ihrer 
Vorgeſetzten Feine Darlehne aufnehmen fönnen *), 
dürfen ihren auch Forderungen der Speifewirthe 
mit rechtlicher Wirkung nicht creditirt werden. 

A. L. R. Th. J. Tit. 11. 66. 861—864. 

II. Portepeefaͤhnriche find in Ruͤckſicht der Zähig- 
Feit, Darlehne aufzunehmen, den Unterofficieren 
gleih zu achten ?). 





1) Bol. Entfiheidungen des 8. Geheimen Ober⸗Tribu— 
mals Bd. I. ©. 360. u. figd, Note 1). 8 I und IV. { 
2) Srävell, Eommentar zu den Ereditgefegen Bd. m. ® 74, 
$. 219. fagt: 
„Junker und ortepeefähnriche find in Nückficht der Fähigkeit, 
Darlehne nufjunehmen, den Gubaltern + Officiers — 
gleich zu achtenʒ⸗ 
und in der Note **) zu dem angeführten $.: 
m Im A. L. R. fieht zwar: „Adliche Fahnenjunker, welches aber 
auf die jetzige Verfaſſung der Armee nicht mehr paßt.“ 
Bielig, Eommentar zum A.ENR. Bd. H. ©. 631. (su $. 697. 
Tit. 11. Ch. I.) bemerkt in Übereinfimmung hiermit: 
„Da nach dem Reglement vom 6. Auguft 1808 bloß die gehöri- 
gen Kenntniffe einen Anfpruch auf. Officierftellen geben, und alfo 
auch Nichtadliche Fahnen: und Standartjunfer werden Fönnen: fo 
ift das Beiwort „„adelich““ in dem gegenwärtigen $. heutzutage 
überfüff ig. 74 


9 
A. L. R. aa O. $ 697.5 vol. ebend. 
$. 700. 

III. Darlehnsforderungen, welche gegen eine Mili- 
tairperfon felbft, auf den Grund nüglicher Ver⸗ 
wendung, nicht geltend gemacht werden koͤnnen, 
geben aus diefem Fundament auch gegen den 
Vater des Schuldners. Fein Klagercht. Das 
Nämliche gilt. von Sorberungen für creditirte 
Sachen. > 





Diefe Bemerkung if jedoch fchon um desmillen unrichtig, weil 
die adlichen Fahnen- und Standartenjunfer, von denen der 
$. 697. fpricht, nicht mehr eriftiren, und die Portepeefähnriche 
nach der jegigen. Verfaffung der Armee den Unterofficieren zuge: 
rechnet werden. Man vgl., außer dem im Tert angeführten Mili- 
tairrecht von Rudloff, Einleitung $. 13., das Schreiben des Kos 
nigl. Kriegsminifteriums an des Herrn Juſtizminiſters Excellenz vom 
25. November 1838. (Hinſchius, juriſtiſche Wochenſchrift. Jahr⸗ 
gang 1839. ©. 128.), worin es heißt: 

„Erw. Ereellenz beehre ich mich, zu erwiedern, daß Fähnriche, wel⸗ 

chen alle Rechte und Pflichten des Dffieierftandes beigelegt find, 

worauf der $. 165. des Anh. zur Allgent. Gerichtsordnung Bezug 
nimmt, in der Preußifchen Armee gegenwärtig nicht mehr eriftiren. 

Die in der Armee jest angeftellten Portepeefähnriche gehören in ihr 

ren Nechtöverhältniffen zu der Claſſe der Unteroffieiere, welches in 

der Cabinetsorder vom 19. Juli 1809, betreffend den Militairge- 
richtöftand unter 7° 5.*) befonders angedeutet, auch fihon daraus 
zu entnehmen ift, daß über diefelben fandrechtlich und auf Degra⸗ 
dation erkannt werden kann. Das Einkommen derſelben iſt gerin⸗ 

— , als das Einkommen des Feldwebels.“ 

S. auch Bornemann, foftematifche Darſtellung des Pag 
Civilrechts. Bd. I. ©. 277. und Note *). D. H. 

*%) Rabe, Samml. Bd. X. ©. 122. Vgl. den, aus der — 
genen Allerhöchſten Order entnommenen 5. 13. bes Anh. zur all⸗ 
gem. Gerichtgorbnung. 

3) Auch Bornemann, a. a. D. Bd. V. ©. 310. äußert ſich 
dahin; 
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A. L. R. Th. J Tie. 11. 6. 708., Tit. 13. 
$. 262., Th. I. Tit. 2. 66. 127. 129 
vgl. ebend. Th. I. Tit. 14. $. 254. 


Der Sohn des Majors N. N. war ald Porteper 
fähnrich zur Divifionsfchule in Königsberg commandirt, 
und bier dem Speifewirth R. in einem Zeitraum von feche 
Monaten für verabreichtes Frühſtück, Mittag: und Abend» 
brod 27 Thlr. 15 Ser. ſchuldig geworden. X. klagte dieſe 
Forderung gegen den Major N. N. ein, weil dieſelbe durch 
Verabreichung der nothwendigſten Lebensbedürfniſſe entſtan⸗ 
den ſei. Der Verklagte hielt die Schuld für ungültig, 
nicht blos, weil ſein Sohn noch minorenn ſei, und unter 
väterlicher Gewalt ſtehe, ſondern auch, weil demſelben als 
Portepeefähnrich ohne ſchriftlichen Conſens ſeines Vorge⸗ 
ſetzten nicht mit rechtlicher Wirkung habe Credit gegeben 
werden können. Die Vorſchrift des A. L. R. Th. J. 
Tit. 11. 6. 708. erachtete der Verklagte auf den vorlie⸗ 
genden Fall nicht für anwendbar, weil er ſeinem Sohne 
monatlich eine Zulage von 7 TIhlen. gezahlt, der Letztere 
daher die Forderung des Klägers nicht ohne feine Schuld 
unberichtigt gelaffen habe. 

Der Commiſſarius für Bagatellſachen des Ober⸗ 
landesgerichts zu Inſterburg verurtheilte am 15. Juli 
1837 den Verklagten auf Grund des 6. 129. Tit. 2. 
TH. II. des A. L. R. zur Zahlung der eingeflagten Summe. 


„m jmeiten dalle,“ — wenn nämlich der in väterlicher Gewalt 
fiehende Sohn ausdrücklich oder ſtillſchweigend in eigenem Na- 
men handelt — „haften. der Vater und großiährige Sohn für die, 
von dem Letzteren contrahirten Schulden, injofern en, 
überhaupt gültig find, in solidum,” | 
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Verklagter appellirte, und die Deputation des gedach⸗ 
ten Oberlandesgerichts für die fummarifchen Proceſſe 
zweiter Inſtanz erkannte am 11. December 1837 auf Ab⸗ 
weiſung des Klägers. | 

Der Appellationgrichter hielt den angeführten $. 129. 
im vorliegenden Falle nicht für entfcheidend , weil derfelbe, 
als ‚allgemeines Gefeß, durch die, in den $$. 678. u. figd. 
zit. 11. Th. I. des U. L. R. wegen der Darlehne ber 
Militairperſonen gegebenen befonderen Beſtimmungen, des 
nen der $. 862. ebend. wegen bes Ereditgebens fich an: 
reihe, alsgefchloffen werde. Der $. 708. a. a. D. komme 
dem Kläger nicht zu flatten, weil der Sohn des Verklag⸗ 
ten Sold bezogen habe, und aus biefem bie nöthigen Aug: 
gaben zu feinem Lebensunterhalte zu beftreiten im Stande 
geweſen fei, es mithin darauf, ob bderfelbe noch nebenher 
von den Vater eine monatliche Zulage erhalten, nicht eins 
mal anfomme. 

"Kläger legte nunmehr die Nichtigkeitöbefchtwerde ein. 
Er behauptete, daß die $$. 678. u. flgd. und 862. a. a. O. 
auf einen Fall angewendet worden, für den fie nicht ge 
geben feien, indem es fich hier nicht um ein Darlehn oder 
um Entnehmung von Sachen auf Erebit, fondern um Verab⸗ 
yeichung des nothdürftigen Lebensunterhalts handele. Die 
zur Antvendung fommenden gefeßlichen Vorfchriften feien 
vielmehr die $$. 127. und 129. Ti. 2. Th. II. und $. 262. 
Sit. 13. Th. I. des A. 2. R.; wenn dem Sohne des 
Verklagten nichts zu effen verabreicht worden, hätte der⸗ 
felbe weder fein Leben erhalten, noch feinen Pflichten als 
Soldat genügen Fönnen. 

Das Geheime Ober: Tribunal wies indeß die 
erhobene Beſchwerde am 21. Su 18383 als unbegrün⸗ 
det zurück. 

Gründe. 
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Be Gründe. 

Der $. 862. Tit. 11. SH. J. des A. L. R. verordnet: 
„So weit jemand unfähig ift, eigentliche Darlehne aufs 
zunehmen, fo weit bürfen ihm auch nicht Sachen auf 
Credit gegeben werden. 

Es frägt fih, ob diefe Vorfchrift auf die creditirte 
Bezahlung für Speifen bezogen werden kann? Dies muß 
bejahet werden. Durch dag, bei dem $. 861. a. a. O. 
befindliche Allegat der 66. 224—227. darf man fich nicht 
zu der Annahme verleiten laffen, als fei in den $$. 861. 
und figd. nur von dem, in dem Allegat bezeichneten Falle 
die Rede, wenn bei einem Kaufe baare Zahlung bei der 
Übergabe Horbedungen und nicht geleiftet, die Klage aber 
nicht binnen acht Tagen. nach der Übergabe angeftellt iſt. 
Das Gegentheil bemweifen die, den $$. 861. und 862. un⸗ 
‚mittelbar fich anfchliegenden Beftimmungen der $$. 863. 
und flgd. über crebitirtes Lohn ꝛc. Vielmehr handeln die 
$%. 861—868., wie [hon dag Marginale, ergiebt; vom 
Erebitiren im Allgemeinen, wohin denn allerdings auch der 
in dem Allegat gedachte Fall, keinesweges aber diefer allein, 
gehört. Die $$. 863. und 864. fchreiben nun zwar vor: 
„Creditirtes Lohn für wirklich gelieferte Arbeit, oder ges 

leiftete Dienfte, find auch folche Perfonen (Darlehnsun⸗ 
 fähige) zu ‚entrichten verbunden. 

„Ein Gleiches gilt wegen der, bei folchen Gelegen⸗ 
heiten von dem Arbeiter gemachten baaren Auslagen, 
infofern die Sachen zum eigenen Gebrauche des Schuld⸗ 

ners erforderlich waren.“ 

Dieſe Ausnahmen von der Regel des §. 862. finden 
aber auf den vorliegenden Fall Feine Anwendung. Denn - 
auf Eredit verabreichte Speifen find weder gelieferte Arbeis 
ten, noch geleifiete Dienfte. Könnte in diefer Beziehung 

IV. Bd. & 


! . 
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ein Zweifel obwalten, fo würde berfelbe jebenfalld durch bie, 
den Tandrechtlichen Beftimmungen zum Grunde liegende Ent⸗ 
fcheidung der Gefeß-Commiffion vom 8. Juli 1788 (Klein, 
Annalen Bd. II. ©. 267. %) gehoben werden, welche das 
hin geht: 
„daß die Ebdicte wegen des verbotenen Schulbenmas 
chens der Dfficiere zwar auf crebitirte Waaren, es mö⸗ 
gen Confumtibilien oder Kleidungsſtücke ober 
andere Sachen fein, nicht aber auf Handwerks: und Ars 
beitslohn für Schneider, Fahnenfchmiede und dergleichen 
anzuwenden.“ 

Kann hiernach die Bezahlung für Speiſen den Mili⸗ 
tairperſonen, welche zur Contrahirung von Darlehnen des 
Conſenſes ihrer Vorgeſetzten bedürfen, ohne einen ſolchen 
mit rechtlicher Wirkung nicht creditirt werden: ſo iſt fer⸗ 
ner zu unterſuchen: ob nicht deſſen ungeachtet die, gegen 
den Vater des eigentlichen Schuldners angeſtellte Klage 
nach ‘$. 262. Tit. 13. Th. I. und 66. 127. und 129. 
Sit. 2. Ch. II. des A. & R. zuläffig fei, weil der Sohn 
des Verklagten fich, außerhalb des väterlichen Haufes, als 
Portepeefähnrich auf der Diviftonsfchule befand, und der 
Gegenftand der Schuld die nothwendigſten Lebensbebürfs 
niffe betrifft. Diefe Frage iſt indeß zu verneinen. Der 
Appellationgrichter hat ‚gang richtig ausgeführt, daß bie 
Vorfchriften im 11. Titel des I. Theils wegen der Dar» 
Ichne der Militairperfonen hier vorzugsweiſe zur Anwen⸗ 
dung kommen müffen. Der Frage: ob der Verklagte für 
bie Schuld des Sohnes verantwortlich gemacht werben 


4) ©. auch Rabe, Sammlung Sb. XII. ©. 158. — Bol. 
u. des 8. Geheimen Ober» Tribunals. Bd. II. 
S. 360 ff. Note 1) III. . H. 
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dürfe, muß immer erft die Frage voraufgehen: ob bie 
Schuld an fi gültig fei. Denn iſt Die letztere zu ver 
neinen, fo hat der Gläubiger Fein Klagerecht gegen ben eis 
gentlichen Schulöner, und ſteht ihm folches gegen ben 
Sohn nicht zu, fo kann in Beziehung em ben Vater nur 
ein Gleiches ftatt finden. 

Der Umftand nun, daß ber Sohn des Verklagten 
minderjährig ift, und unter väterlicher Gewalt fteht, würde 
für fich allein nach $. 675. Tit. 11. Th. J. a. a. O. 
nur auf die, im 2. Titel des II. Theils enthaltenen Be 
fimmungen zurückgeführt haben, und hier der $. 129. dem 
Kläger allerdings zur Seite ſtehen. Es tritt aber noch 
hinzu, daß der Sohn des Verflagten Portepeefähnrich ift. - 
Als folcher fteht er, nach der gegenwärtigen Verfaſſung der 
Armee, den Unterofficieren gleich, und die, in bem $. 697. 
Sit. 11. Th. J. a. a. D. gedachten „ablichen Fahnen⸗ und 
Standartenjunfer " welche in der eben gedachten Gefeßftelfe 
in Rückſicht der Fähigkeit, Darlehne aufzunehmen, den Sub; 
altern Dfficieren gleich geachtet werden, eriftiren nicht mehr: 

von Rudloff, Handbuch des Preußifchen Mill: 
tairrechts. Th. J. Einl. $. 13. ©. 5. 6. 
Schulden der Unterofficiere und Portepeefähnriche, in 
welche der Compagnie- oder Eskadron⸗Chef nicht fchrift- 
lich eingewillige hat, find nad) $. 700. Tit. 11. Th. 1. 
a. a. D. nicht nur ungültig, fondern nach $. 1314. Tit. 20. 
Th. II. ebend. fogar für den Eredit gebenden Gläubiger 
ſtraffällig; 
vgl. namentlich in Beziehung auf Yortepeefährts 
riche: von Rudloff, a. a. .D. Th. J. —. 251. 
©. 122. 

Es kann daher ein Klagerecht des Imploranten nicht 

anerkannt erben. * Appellationsrichter ignorit zwar 
. 62 
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jene, in dem Merhältniß der Armee eingetreten Berändes 
rung, und behandelt den Sohn des Verklagten nach 
. 697. Tit. 11. Th. I. a. a. O. mit Unrecht als einen 
Dfficier; es führt indeß auch diefe Annahme auf daffelbe 
Kefultatz die, von dem Kläger verlangte Anwendung des 
$. 129. Zit. 2. Th. II. ebend. bleibt in dem einen, toie in dem 
andern Falle ausgefchloffen. Da nämlich das Geſetz bie 
Gültigkeit der, von gewiffen Militairperfonen contrahirten 
‚Schulden von dem Eonfenfe ihrer Vorgefegten abhängig 
macht: ſo würde es ein offenbares Umgehen des Gefeged 
fein, wenn dem Gläubiger geftattet fein follte, unter dem 
Vorwande der nüglichen Verwendung gegen den Vater 
des Schuldners diejenige Forderung geltend zu machen, 
welche er gegen den Schuldner felbft nicht einklagen kann. 
Es läßt fich hiergegen auch nicht einmwenden, daß nach 
§. 254. Tit. 14. TH. I. a. a. D., doch der Bürge bes 
zahlen müffe, wenn die Ungültigkeit des Hauptvertrages 
blos aus der perfönlichen Eigenfchaft des Verpflichteten 
entfteht, und der Lettere Deshalb nicht in Anſpruch genom⸗ 
- men werden Fan. Denn in diefem Falle entfpringt dag 
Verhältniß zwiſchen dem Gläubiger und dem Bürgen, mit 
Einwilligung des Leßteren, aus einem DVertrage, und dem 
Släubiger kann die Unfähigkeit des Hauptfchuldners nicht 
entgegengefeßt werden, meil er in Beziehung auf das Bürg 
fchaftsverhältnig mit einem Fähigen contrahirt hat. 
Übrigens hat das Gefeg auch folche Fälle, wo für 

dergleichen darlehnsunfähige Perfonen nothwendige Ausgas 
ben beftritten worden, Feinestweges unberückfichtigt gelaß 
fen, vielmehr im $. 708. Zit. 11. Th. J. a. a. D. ver 
ordnet: | 

„So weit der einem fonft unfähigen Schuldner gege 

bene Vorſchuß zu nothwendigen oder nüglichen Ausgaben 
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beſſelben, welche derſelbe ohne ſeine Schulb aus eigenen 
Mitteln nicht beſtreiten können, wirklich verwendet wor⸗ 
den, iſt der Gläubiger in der Regel die Wiedererſtattung 
zu fordern berechtigt.“ 

Dieſe Vorſchrift auf den vorliegenden Fall zur An⸗ 
wendung zu bringen, konnte indeß, auch abgeſehen von den 
hier eigentlich entſcheidenden $$. 711. und 690. a. a. O., der 
Appellationsrichter Feine Veranlaffung finden, teil der. Kläs 
ger den ihm obliegenden Beweis, daß der Sohn des Ver 
Elagten ohne feine Schuld in Verlegenheit gerathen fei °), 
nicht einmal angetreten hat, und es daher auf den, von 
den Verklagten angebotenen Gegenbeweis, daß er feinem 
Sohne zu der Befoldung noch einen, das ganze Koftgeld 
überfteigenden monatlichen Zufchuß gegeben habe, gar nicht 


weiter anfam. Sa, der Umftand allein, daß der Sohn de 


Verklagten die feiner Stelle etatdmäßig gebührende König 
liche Befoldung bezog, fchloß für den Verklagten die Vers 
pflichtung aus, auf Grund des, von dem Kläger zu feinen 
Gunften in Bezug genommenen $. 127. Tit. 2, Ch. U 
a. a. O., diejenigen Verträge des Sohnes zu genehmis 
gen, ohne welche derfelbe die ihm von dem Water an 
getviefene Beſtimmung nicht erfüllen konnte. Denn eben 
jener Sold mußte alle, für die Beſtimmung zum Militair 





5) Bornemann, a. a. O. Th. UI. ©. 281. Note *) bemerkt: 
„Die Worte: „„ohne feine Schuld dürfen nicht fireng ges 
nommen werden, indem die ganze Stelle überhaupt aus den allges 
meinen Grundfägen der versio in rem zu interpretiren iſt.“ 
| Wir tragen Bedenken, diefer Anficht beizutreten. Es läßt fich 
nicht annehmen, daß die gedachten Worte ohne Grund beigefügt find; 
auch würde, wenn man fie für unmefentlich anfleht, der Zweck bes 
Gefeggeberd, welcher bei ben. Beſchränkungen der Darlehnsfähigkeit 
oewiſer — —— iſt, in vielen Fällen vereitelt werden. 


D. H. 
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nöthigen Ausgaben decken. Auch war der Verklagte Feis 
nesweges gehalten, fich durch befondere Maßregeln und 
Einrichtungen dagegen zu fchügen, daß der Sohn den 
Sold und die väterliche Zulage nicht zu beliebigen andern 
Zwecken verwandte, und dagegen durch Nichtbesahlung der 
nothwendigſten Bedürfniffe den Vater in die Gefahr brachte, 
den creditirenden Gläubigern dafür noch nebenher gerecht 
werden zu müffen. Hiergegen fchügten vielmehr den Vers 
Flagten fchon die beftehenden Geſetze wegen des Creditge⸗ 
bens an Militairperfonen. Die, von dem erften Richter 
angenommene entgegengefeßte Meinung würde leicht dahin 
führen, daß junge, zur Verſchwendung geneigte Leute, dars 
auf bauend, dag Wohnung, Koft u. dgl. von den Vätern 
doch unter allen Umftänden bezahlt werden müßten, es fich 
zur Regel machen würden, die Bezahlung für dergleichen 
nothweudige Bebürfniffe fich creditiren zu laffen, und die 
ihnen zw Gebote ftehenden Geldmittel dagegen zu andere 
toeitigen Zwecken zu verwenden, was doch im Ginne des 
Geſetzgebers nicht gelegen haben kann. 





Je 10. | 

Schwängerung. Cheverfprechen. Boſhlaß 
Ehegeloͤbniß | 
I. Kann eine, unter dem Berfprechen der Ehe Ge⸗ 
ſchwaͤchte auch dann die Volziehung der Ehe 
oder, falls der Schwängerer biefe verweigert, 
ale Mechte einer gefchiedenen, für den unfchuldi- 
gen Theil erflärten Ehefrau verlangen, wenn 
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das Eheverfprechen mehrere Jahre vor erfolgter 
Schwaͤngerung abgegeben worden iſt? 1). 
A.L. R. Th. U. Tie. 1. $. 1035. (1047). 
II. Verliert die Geſchwaͤchte die gedachten Anfprüche 
an den Schwangerer durch eine fpäfere Verlo—⸗ 
bung mit einem Andern? ?). 





1) Vol. Motive zu dem, bei der jegigen Gefetreuifion vorgelegten 
Entwurf des Th. IL Tit. 1. de8 U. 2. R. Penfum XV. ©. 527. 
Hier heißt es: 

„Ferner lautete der Entwurf ($. 766.) blos dahin: 

Hat der Verführer der Gefchwächten die Ehe verfprochen, und 

weigert fich dennoch der Vollziehung; fo muß die Gefchwächte, 

diefer Weigerung ohnerachtet, durch Nrtel und Recht für feine 

Ehefrau erklärt werden. 

Es murde daher in den monitis dad Bedenken aufgemworfen, ob 
der $. auch dann gelte, 

wenn ber Beifchlaf mehrmals volljogen, das Eheverfprechen aber 

nicht vor dem erftien, fondern erft hinterdrein erfolgt fei (Extr. 

mon. ad $. 766. mon. 6. Mat. Bb. 73. £. 399.). 

Suarez erwiederte: 

quod non? denn eine folche Perſon iſt nicht unter dem Ehever⸗ 

ſprechen zum Beiſchlaf verführt worden; 

und wählte deshalb die jetzige Faſſung: 

Sat er fie unter dem Verſprechen der Ehe geſchwängert ꝛc. ꝛc. 

(Rev. mon, Bd. I. f. 434. et v-), 

Indeſſen hat auch diefer Ausdruck noch zu Zweifeln Anlaß gege⸗ 
ben; das O. L. G. zu Frankfurt ſchlägt deshalb vor, zu ſagen: 

Iſt ſie durch das Verſprechen der Ehe verführt worden, wel⸗ 

ches allemal angenommen werden ſoll, wenn ein ſolches Ver⸗ 

ſprechen dem erſten Beiſchlaf vorhergegangen iſt (Gutachten des 

O. L. ©. zu Frankfurt f. 8 v-), 

und diefer Worfchlag fcheint der Natur der Sache und der eben an: 
geführten erklärten RR des Gefengebers völlig > zu fein. 
E D. H. 


2) Dal. I. in Betreff des gemeinen Rechtes: Berger, Oecono- 
mia juris. Libr. III. Tit. 11. $. 4. Nota 7. (Pag. 825.): 
„Electio autem, ducere uxorem, an dotare stupratam velit, 
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A. a. O. s$; 1080. 1081. 11092. 1093.); 
vgl. ebend. $. 135. 





Die unverehelichte Elifaberh W. trat zu Michae 
lis 1827 bei dem NRufticalbefiger Johann 8. u N. N. 





est rei, sive stupratoris, at haec amittitar mora, a reo in eli- 
gendo eontracta. ergo liberum deinceps fuerit actrici, reiecta 
illa conditione, alii nubere, et nihilosecius petere dotationem. 
Quid autem, si ea iterum stuprum commisisse dicatur, utrum 
nihilo minus dotem petere poterit? distinguendum videtur, 
ante, an post moram denuo se stoptandam curarit: prioro 
casu, amittit jus exigendi dotem, propterea quod aufert reo 
eleclionem, utpote qui eam, — alio stupro, jure reiicit: 
iam, extincta obligatione principali, ad ducendum, extinguitur 
sabordinata, ad dotationem; posteriore vero casu, adhuc exigit 
dotem, quia jus, ipsi semel quaesitum, subsequente alio stupro 
iterum auferri, nusquam legimus. Leges, quae poenam priva- 
‚tionis decernant, prorsus deficiaunt. Quod autem hic obiici 
possit, moram non magis obesse matrimonio, quam sententiam; 
intelligendum est de matrimonio promisso, cujusmodi hic deest. 
Finge, stupratorem ante institutam actionem, nec contradicente 
stuprata, aliam duxisse uxorem, proptereane stupratae denega- 
bitur actio pro consequenda dote? negalur neque obstat, quod 
. »stupratori demtum sit arbitrium, ducendi stupratam; responde- 
tur enim, stupratorem, ducendo aliam uxorem, usum esse ar- 
bitrio, ipsoque facto .declarasse, quod nolit ducere uxorem: 
ergo eandem dotare debebit.” 
Serner vgl. II. die Note 1. angeführten Motive. S. 557.: 
„S. 1080. d. &. Ein Gleiches (nämlich Verluft der Klage auf 
Ehelihung oder Ausftattung) findet fatt, wenn fie fich vor ange⸗ 
fiellter Klage gegen den Schwängerer mit einem Andern wirklich 
verheirathet. 
Hiebei gedenkt das J. A. zu Prenzlau eines Falles, 
mo eine Perfon die Schwängerungsflage eingereicht, und unmittel⸗ 
bar nachher, noch vor dem Inſtructionstermin, ſich anderweitig ver⸗ 
heirathet habe. 
Nach der wörtlichen Faſſung des — konne fie deffenungeachtet 
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in den Dienft, und wurde Bald barauf mit dem Pflege 


fohn ihres Brodheren, dem Franz K., näher befannt. 
Michaelid 1831 verließ fie diefen Dienft wieder, und etwa 


drei Jahre nachher, am 17. Juli, 1334, gebar fie einen 
Knaben. Als Vater deffelben nahm fie, in Gemeinfchaft 
“mit dem Vormunde des Kindes, den Franz K. in Ans 
ſpruch. Sie behauptete, daß bald nach Antritt ihres Diens 
fies im Jahre 1827 der Verklagte mit ihr, unter Geneh⸗ 
migung feines Pflegevaterd Johann K., fi) verlobt, und 
Letzterer dje Abficht gehabt, ihrem Verlobten und ihr fein 


Ausftattung fordern, gleichwohl Fönne dies nicht die Abficht des Ge⸗ 


‚feges gemefen fein. 

Umgekehrt wurde eine Perſon mit der Klage auf Ausſtattung, un⸗ 
geachtet ſie ſich erſt im Lauf des Proceſſes anderweitig derbeiretuetc 
abgewieſen, 


weil fie dem Beklagten doch immer die Wahl zwiſchen Ehellchung | 


und Ausftattung, die ihm einmal gefeglich zufiche, unmöglich ge 
macht habe. 

Dies wurde — — in ‚beiden folgenden Inſtanzen abgeändert 

(Mathis, Monatsſchrift. Bd. J. ©..436 — 439.), weil der Bes 


Hagte in der Inſtruction beſtimmt erklärt hatte, die Ehe nicht voll⸗ 


ziehen zu wollen.“ 
Ebendaſelbſt (Motiv S. 558.) wird ferner wo bemerkt: 
„Das monitum, welches die Vorſchrift (F. 1080.) veranlaßte, gab 
als Grund an, 
weil durch die anderweitige Heirath dem stuprator die Wahl 
gwifchen der eigenen Heirat) und der Abfindung benommen mors 


den (Extr. mon. ad $. 761. mon. 2. a. Mat. Bd. 73. f. 395, 


unten); 
und Hr. v. Grolmann und Suarez traten dent Antrage bei, 
weil durch die anderweitige Heirat der Schade ſchon vergütigt 
fei, und darin zugleich eine Begebung des Anfpruches an ben 
Schwängerer liege (ibid. in marg. und Revis. mon. Bd. I. 
f, 431.).“ 2 
II. Bielig, Commentar Bd. V. &. 373. und Bornemann, 
Soſtem des — — Bd. V. S. 406. 407. 


D. H. 
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Grundſtück abzutreten; in Folge des ihr gemachten Ehe⸗ 
verſprechens habe fie dem Berklagten den Beifchlaf geſtat ⸗ 
tet, und diefen felbft dann noch fortgefegt, als fie den 
Dienft des Johann RK. bereit verlaffen. Den Klagean- 
trag hinfichtlich ihrer perfönlichen, auf dag Ebeverſprechen 
gegründeten Anſprüche richtete ſie dahin: 

den Verklagten zu verurtheilen, mit ihr die Ehe gu volls 

ziehen, eventuell fie für feine gefchiedene, für unfchuldig 

erklärte Ehefrau zu erachten. 

Zugleich zeigte die Klägerin an, daß der Verklagte 
ſich mit einer Veronica J. ehelich zu verbinden beabſich⸗ 
tige, und das Aufgebot bereits erfolgt ſei. Sie wider⸗ 
fprach diefer Verbindung, und bat, ein Inhibitorium an 
den Verklagten zu erlaffen. Diefem Gefuche wurde zwar 
Statt gegeben; bei Behändigung des gerichtlichen Verbots 
war indeß der Verklagte fchon getraut, und dadurch die 
Erfüllung des Principal: Antrages der Klägerin unmöglich 
geworden. 

Der Verklagte räumte ein, * Beiſchlaf mit der Klä⸗ 
gerin wohl vor mehreren Jahren wiederholt vollzogen zu 
haben, beſtritt aber, daß dies innerhalb des geſetzlichen Zeit⸗ 
raums vor der Geburt des Kindes der Fall geweſen ſei. 
Das behauptete Eheverſprechen ſtellte er gänzlich in Abrede. 

Nach erhobenem Zeugenbeweiſe verſtattete das vorma⸗ 
lige Landgericht zu Meſeritz durch das, am 20. No⸗ 
vernber 1835 behändigte Erfenntniß die Klägerin zum Er 
füllungseide darüber, 

dag der Verklagte mit ihr den Beifchlaf in dem Zeit 
raume vom 7. Dctober bis 21. December 1833 vollzogen, 
und ihr das Verfprechen der Ehe dabei gegeben habe; 
für den Schtwörungsfal wurden der Klägerin die Rechte einer 
gefchiedenen, für unfchuldig erklärten Ehefrau zugefprochen. 
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Der Berklagte appellirte; er führte als neue Thatfache 
an, daß die Klägerin fich im Januar 1834 mit dem Acker⸗ 
bürger ©. in B. habe Firchlich aufbieten laſſen, und glaubte, 
ſeinerſeits hierdurch aller Verpflichtungen aus dem Ehevers 
fprechen, wenn ein folches wirklich erwiefen werben folte, 
wieder entledigt worden zu fein. 

Die Klägerin räumte ein, daß fie mit den Ackerbürs 
ger ©. verlobt und bereits Firchlich aufgeboten geweſen; bes 
bauptete indeß, daß diefe Verbindung gerade ihrer Schwans 
gerfchaft wegen rückgängig geworden fei, und daher feinen 
Grund abgeben Fönne, fie ihrer Anfprüche an den Ders 
klagten verluftig zu erklären. 

Das Ober» Appellationsgericht zu Pofen Ans 
berte durch dag, am 15. September 1837 behändigte Urs 
tel das Erkenntniß erſter Inſtanz. Die Klägerin ward 
mit den, auf das behauptete Eheverfprechen gegründeten 
Anträgen gänzlich abgemwiefen; ihr mur über die Zeit 
bes Beiſchlafs der Eid zuerkannt, und im Fall der Ablei- 
ſtung deſſelben der Verklagte zur Zahlung einer perfönlis 
chen Abfindung von nur 10 Thlen. verurtheilk, 

Das Gericht nahm zwar den, bereits in. erfier In⸗ 
ftanz über das Eheverfprechen angetretenen Beweis für for 
weit geführt an, daß darüber der Klägerin der Erfüllungs- 
eid babe anvertraut werden Eönnen; gleichwohl warb der 
Eid für unerheblich erachtet, weil das Cheverfprechen feine 
rechtliche Wirkung durch Die, in zweiter Inſtanz nachgewie⸗ 
fene fpätere Verlobung der Klägerin mit dem Ackerbürger ©. 
nad) $. 135. Tit. 1. TH. IL. des A. 2. R. jedenfalls wie⸗ 
' ber verloren habe. 

Die Klägerin ergriff das Rechtsmittel der Nevifion, 
und brachte die neue Thatfache vor, daß das Verlöbniß 
mie dem Ackerbürger &. von ihre nur zum Schein auf 
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Anftiften des Verklagten eingegangen worden, teil der 
Dflegevater des Letzteren diefem fein Grundftüd damals 
nur unter ber Bedingung verfchreiben wollen, daß. derfelbe 
die Klägerin nicht heirathe. Das Geheime Ober⸗Tri⸗ 
bunal erfannte-unterm 23. Mai 1838 auf Bee 
ftellung des. Urtels erfter Inſtanz. 

Gründe 

Der Zeuge Schullehrer W. befundet, daß in feiner 
Gegenwart ſich die Klägerin und der Verklagte zu Mir 
chaelis 1830 die Ehe verfprochen, auch zum Zeichen deſſen 
bie Hände gegeben haben, und daß er hierauf von dem 
Pflegevater des DVerklagten, dem Johann K., aufgefordert 
worden fei, eine Punctation aufzufeßen, mittelft deren Leg» 
terer dem Verklagten feine Wirthfchaft habe abtreten wol 
len. Durch dieſe, von. beiden Theilen für zichtig angenoms 
mene Ausfage ift die Thatfache, daß der Verklagte der 

Klägerin die Ehe verfprochen hat, fomweit dargethan, daß, 
- wie auch der erfie Richter annimmt, die Klägerin darüber 
zum Erfüllungseide zu verffatten iſt. 

Zwar ift nach der Angabe des Zeugen dag Ehevers _ 
ſprechen um mehr ald drei Jahre vor dem Beifchlaf ers 
folgt, aus welchem die Klägerin ſchwanger geworben. Es 
läßt fich mithin ein Caufalzufammenhang dieſes Ehever 
fprechens mit der Geftattung des Beifchlafs nicht erkennen, 
und es entficht daher mit Rückſicht auf $. 1035. (1047.) 
Tit. 1. Th. II. des A. L. R. dag Bedenken, ob ein fo 
weit zurückliegendes Eheverfprechen die Geſchwächte zu eis 

ner Klage daraus berechtigt? Der $. 1035. (1047.) 
verordnet nämlich: 

„Hat der Verführer die Geſchwächte unter dem Ber, 

fprehen der Ehe gefhmwängert, — fo muß berfelbe 
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von dem Michter — angemahnet werben, die Ehe mit 
ber Geſchwächten wirklich zu vollziehen. 
Er fegt alfo voraus, daß das Eheverfprechen von dem 
Verführer als Mittel angewendet worden, die Geſtattung 
des Beifchlafd von der Gefchtwächten zu erlangen, Die Les 
tere fich mithin in der Ausficht auf die Vollziehung der 
Ehe dem Willen ihres DVerführers hingegeben hat. Wenn 
dagegen das, dem erſten Beifchlaf veranlaffende Eheverfpreo 
chen umnerfült geblieben, deffenungeachtet aber der vertraute 
Umgang länger fortgefegt worden ift, fo läßt fich anfcheinend 
fein zureichender Grund erkennen, welcher die Frauensper⸗ 
fon zu. beftimmen vermocht habe, das Eheverfprechen noch 
ferner für ein ernftliches anzufehen, und, in der Hoffnung 
ber Erfüllung deffelben, dem Manne den Beifchlaf fo lange 
zu geftatten, bis derſelbe endlich eine Schtwängerung zur 
Solge gehabt. | 
Das angeregte Bedenken verfchtwindet jedoch, wenn 
man erwägt, daß für die Erfülung eines folchen,: zum 
Zweck der Erlangung des Beifchlafd abgegebenen Ehever- 
fprechens in der Negel keine beftimmte Zeit verabredet wird, 
und im Fall der Fortfeßung des damit begonnenen vers 
trauten Umganges jeder Theil bei dem andern die Abficht, - 
das Eheverfprechen zu erfüllen, wohl vorauszufegen berech» 
tige ift. Iſt aber fogar, wie im vorliegenden Sale behaups 
tet wird, ein vor Zeugen, wenn auch gerade nicht in ber 
gefeglichen Form gegebenes Eheverfprechen erfolgt, und ge⸗ 
fattet die bis dahin unbefcholtene Frauensperſon dem Vers 
Iodten Vertraulichkeiten, zu denen fie ihn in der Hoffnung ' 
der Erfüllung des Eheverfprechens doch für bald berechtigt. 
erachtet: fo liegt e8 noch weit näher anzunehmen, daß bie 
Srauensperfon fich dem Verlobten auch dann nur mit Rück 
fiht auf das ihr geleifiete Eheverfprechen ganz hingegeben 
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bat, wenn auch ber Beifchlaf erft längere Zeit nach dem» 
felben ftatt gefunden. Wollte man das Gegentheil anneh⸗ 
men, fo würde diejenige Srauensperfon, welche leichtfinnig 
genug ift, einem Marne, vielleicht Bei der erſten Zufams 
menkunft, gegen das Berfprechen der Ehe fofort den Bei 
fchlaf zu geftatten, günftiger geftelt fein, als diejenige, 
welche ihrem anerfannten Verlobten, im Vertrauen auf 
deſſen MNechtlichkeit, erft nach einem längeren, von ihren 
Angehörigen weniger beauffichtigten und die gegenfeitigen 
Dertraulichkeiten befördernden Umgange unterlegen ift, fo 
fern fie nicht die, Der minder verborbenen ‘gerade am ent⸗ 
fernteften liegende Vorficht gebraucht hat, fich unmittelbar 
vor dem Beifchlaf Bas Eheverfprechen wiederholen zu laſſen. 

Den vorftehend entwickelten Grundfägen entfpricht 
nun zwar bie, vom erften Richter getwählte Eidesnorm nicht, 
indem biernach befchtworen werden fol, daß Verklagter der 
Klägerin das Eheverfprechen „dabei (nämlich bei dem 
Beifchlafe) gegeben habe. An diefer Eidesnorm kann ins 
def nichts geändert werden, weil Klägerin dag en Er 
kenntniß rechtskräftig werben laſſen. 

Der Appellations- Richter gründet die Abweiſung ber 
Klägerin wegen ihrer Verlobung mit dem Ackerbürger ©. 
noch auf den $. 135. Tit. 1. Th. H. des A. L. R., wel 
cher verordnet: 

„Jede fpätere Verlobung des einen Theild giebt dem 
Erfiverlobten ein Recht, von der früheren Verlobung zur 
rückzutreten und nicht nur Entfchädigung, fondern auch 
gefegmägige Abfindung zu fordern. 

Jene Thatfache ift indeß ohne Einfluß auf die Ent 
fcheidung und der $. 135. a. a. D. auf den vorliegenden 
Fall nicht anwendbar. Der Schtwängerer, welcher die Ges 
ſchwächte durch fein Werfprechen, fie ehelichen zu wollen, 
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zum BBeifchlafe verleitet und dadurch ihrer jungfräulichen 
Ehre beraubt hat, kann von feiner Verpflichtung zur Ent 
Schädigung nicht durch ben Umftand befreit werden, daß 
die Verführte felbft in ihrer verfchlimmerten Lage noch die 
Gelegenheit einer anderweitigen Verheirathung gefunden hat. 
Der $. 135. a. a. D. bezieht fih nur auf vertragsmäs 
Fige, unter Beobachtung der gefeglichen Form gefchloffene 
Ehegelöbniffe, und beruht auf der Annahme, daß in ber 
andermweitigen Verlobung ein, durch die That erflärter Nick 
tritt von der früheren Willenserklärung gefunden werden 
müffe. Bei einem, unter dem Verſprechen der Ehe bewirk 
ten Beiſchlaf wird dagegen die Verbindlichkeit bes Schwän⸗ 
gerers zur Entfchädigung der Gefchtwächten nicht bloß durch 
die, in dem unförmlichen Eheverfprechen liegende Willens⸗ 
erflärung des Schwängerers und noch weniger durch bie 
der Gefhtwächten, fondern Bauptfächlich. durch die hinzus 
tretende Thatfache des Beifchlafs und die, der Geſchwäch—⸗ 
ten dadurch zugefügte Befchädigung begründet. Eine ans 
derweitige Verlobung der Verführten kann daher, fofern 
die Weigerung, den zur Vollziehung der Ehe erbötigen 
Schwängerer zu heirathen, nicht ausdrücklich - erklärt 
morben, $. 1081. (1093.) a. a. D., den Entſchädigungs⸗ 
anfpruch der Gefchwächten um fo weniger aufheben, als 
bie Leere zur Eingehung der Ehe mit. dem Schwängerer 
vielleicht fehr gern bereit getvefen und das Verlöbnig mit 
einem Andern nur im der Überzeugung eingegangen fein 
kann, daß der Schtwängerer fein Eheverfprechen doch nicht 
erfüllen werde. Überdies aber erklärt der $. 1080. (1092.) 
a. a. O. die Geſchwächte ihres Anfpruches auf Ehelichung 
oder Ausftattung nur dann für verluftig, wenn fie ſich dor 
angeftellter Klage gegen den Schwängerer mit einem Ans 
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dern „wirklich — einer Verlobung darf within 
eine gleiche Wirkung nicht beigelegt werden. 

Die Verlobung der Klägerin mit dem G.,' welche 
überdies, wie der Verklagte nicht beftritten hat, wieder 
rückgängig geworden iſt, erfcheint hiernach ohne Einfluß 
auf die Verpflichtungen des Verklagten. Es kömmt des—⸗ 
halb auch darauf nicht weiter an, daß die Verlobung mit 
dem ©. nach ber Behauptung der Klägerin nur auf Ans 
ſtiften des Verklagten zum Scheine erfolgt fein ſoll. 





MA. 
Hausofficiant. Geſinde. 





Die Rechte und Pflichten der Hausofficianten 
find, ſoweit die 6$. 177—185. Tit. 5. Ih. II. des 
A. L. R. nicht befondere Beftimmungen für diefelben 
enthalten, feit Emanation der Gefinde- Ordnung vom 
8. November 1810 nah den Vorſchriften diefer letz⸗ 
teren, nicht nach den 66. 1— 176. des U. L. R. 
9 a. D. zu beurtheilen *). 


A. L. R. Th. II. Tit. 5. 186 
| Ge⸗ 





1) Dal. Klein, Syſtem des Preuß. Civilrechts, ek 
durch von Rönne. Bd. I. S. 207. (2. Aufl. Bd. U. ©. 197.) 
Note 1), wofelbft es heißt: 

„zweifelhaft ift es, ob jest bie Vorſchriften des A. L. R. oder 
der Geſinde⸗Ordnung zur Anwendung kommen. In einer kürzlich 
beim Kammergericht ergangenen Entſcheidung iſt das Letztere ans 
genommen, und dies iſt auch wohl die richtigere Anſicht, weil der 
$. 186. d. X. gar nicht auf die vorigen Paragraphen verweiſt, ſon⸗ 
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Gefinde » Ordnung für fämmtliche Provinzen 
der Preußifchen Monarchie, vom 8. Mo- 
vember 1810., Einleitung (Gefer-Samm- 
lung ©. 101.). 


Die Frage: 

ob feit der Emanation der Gefinde: Ordnung vom 8. No— 

vember 1810 die Vorſchriften derfelben auch für die Haus: 

officianten maaßgebend feien, 
kam bei dem Geheimen Ober: Tribunale fchon im 
Fahre 1832 zur Sprache, indem es fich darum handelte, 
ob ein Hausofficiant wegen der, ihm im Dienftabfchiede 
zur Laft gelegten Befchuldigungen nach $. 172. Tit. 5. 
Th. II. des A.L. R. auf röchterliche oder nach $. 172, 
der Geſinde⸗Ordnung auf polizeiliche Unterfuchung ans 
tragen dürfe. Der dritte Senat des Collegiums entfchied 
fich damals für die legtere Meinung. Gegenwärtig ift ein 
ähnlicher Nechtsfall zur Entfcheidung deſſelben Senates ges 
langt. Ein Gutsherr hielt fich für berechtigt, auf Grund 
des $. 129. der Geſinde⸗Ordnung feinen Wirthfchaftsver; 
walter ohne Auffündigung des Dienftes zu entlaffen, weil 
er, wiederholter Verwarnung ungeachtet, ohne Erlaubniß 
fih aus dem Vorwerke entfernt hatte. Die Deputation 
des Kammergerichts zur Entfcheidung der Bagatellfas 
chen in zweiter Inſtanz erachtete die Beweisaufnahme über 
die factifchen Behauptungen des Gutsheren für unerheb⸗ 
lich, weil nach $. 486. Tit. 5. Th. II. des 4. L. R. für 


dern nur verordnet, daß im Übrigen die Hausoffieianten mit dem 
gemeinen Gefinde gleiche Rechte und Pflichten haben follten, die 
Beſtimmung der Tegteren fi fich aber jetzt nicht mehr im A. 2. R., 
fondern in der Gefinde-Drdnung findet.“ 2.5 


Bd. IV. 9 
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Hansofficianten die,.in den 66. 1— 1706. ebend. enthalte: 
sen DVorfchriften maaßgebend fein. Die gedachte Depu- 
tation nahm zugleich an, daß der angeführte $. 186. die 
erft fpäter ergangene Gefinde-Drdnung nicht im Auge ha: 
ben könne, und ſich deshalb allein auf die ebenfalls fchon 
gedachten $$. 1— 176. des A. L. R. a. a. D. beziehe; 
auch hebe die Gefinde- Ordnung die eben in Bezug ge 
nommenen $$. 1 —176. nur in Betreff de8 gemeinen 
Gefindes, nicht aber auch im Übrigen auf. Da nun nach 
§. 141. des A. EN. a a. D. das Auslaufen des Ge 
findes die Herrichaft nur zur Kündigung, nicht zur fofor: 
tigen Entlaffung, berechtige, fo fei die letztere im vorliegen: 
den Falle zur Ungebühr erfolgt. Bei der Prüfung ber 
Nichtigfeitsbefchtwerde, welche gegen diefe Entfcheidung von 
dem Gutsheren wegen unrichtiger Anwendung der ange 
führten Vorfchriften des U. L. N. eingelegt worden, mar 
die Mehrheit der Mitglieder des dritten Senats ge 
neigt, der Anficht der Deputation des Kammergerichts bei: 
zupflichten, und die Nichtigkeitsbefchtwerde zurickzumeifen. 
Weil dies indeß dem, im Jahre 1832 angenommenen - 
Grundfag entgegen geweſen wäre, fo wurde in Gemäßheit 
der Allerhöchſten Cabinetsordber vom. 1. Auguft 1836 die 
frsitige Frage zur Entfcheidbung des Plenums gebracht, 
welches fich in der Sisung vom 12. November 1838 für 
die Beibehaltung des frühern Grundfaßes erklärte, und die⸗ 
fen dahin feftftellte: 
die Gleichftellung der Hausofficianten in ihren Rechten 
und Pflichten mit dem gemeinen Gefinde im $. 186. 
Tit. 5. Th. IL des A. 2. N. ift gegenwärtig auf die Vor: 
fchriften der Gefinde- Ordnung vom 8. November 1810, 
und nicht auf die des A. L. R. a. a. D. 66. 1— 176, 
zu beziehen. | | 
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6 runder 
Die Einleitung der Gefinde- Ordnung vom 8. No: 
vernber 1810 läßt darüber Feinen Zweifel, daß durch bie: 
felbe die rechtlichen Verhältniſſe zwiſchen den Herrfchaften 
und dem „gemeinen Geſinde“ haben geordnet, und in dies 
fer Rückſicht die, in den $$. 1—176. Tit. 5. Th. I. des 
A. ER. enthaltenen Borfchriften, welche, dem Marginale 
des $. 1. zufolge, ebenfalls für das „gemeine Gefinde" ge 
geben waren, haben mobificirt werden follen. Eben fo 
gewiß ift e8 aber auch, daß die ältere Redaction der, in 
dem U. 2. R. enthaltenen Beftimmungen gänzlich ab: 
gefchafft, und derfelben die Gefinde: Ordnung durchaus 
fubftitwirt worden ift, indem die Einleitung zu der legte 
ren unter M 3. verordnet: 
„Die in dieſelbe aufgenommenen Abänderungen derogi- 
ren den abweichenden Stellen des U. L. R. dergeſtalt, 
daß dieſelben für gänzlich aufgehoben geachtet, und 
überall die Nechte und Pflichten der Herrfchaften und 
des Gefindes nur nach diefer neuen Redaction beurtheilt 
werden follen. U 
Das Verhältniß der Hausofficianten if im A. L. R. 
ebenfalls in dem fünften Titel des zweiten Theils: „von 
den Rechten und Pflichten der Herrſchaft und des Geſin⸗ 
des“ abgehandelt; und es werden dort, nachdem in den er⸗ 
fin 176 Paragraphen Beflimmungen für das „gemeine 
Geſinde“ gegeben find, in den $$. 177 —185. einzelne be; 
fondere Anordnungen hinfichtlich der Haugofficianten ge _ 
troffen, welche fich auf die Form des, mit ihnen absufchlie- 
fienden Vertrages ($$. 177 — 181.), ihre Verrichtungen 
($$. 182 — 184.) und dag ihnen beigelegte Recht zum Dienſt⸗ 
austritt wegen unverfchuldeter Ehrenkränfungen ($. 185.) 
22 | 


ur 
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beziehen; hiernächſt aber im $. 186. ein allgemeiner Grund: 


faß dahin aufgeftellt: 


„In allen übrigen Stücken haben Hausofficianten mit 
dem gemeinen Gefinde gleiche Nechte und Pflichten.“ 
Da nun die Rechtsverhältniffe zwiſchen der Herrfchaft 
und dem gemeinen Gefinde feit Emanation der Gefinde- 
Ordnung vom 8. November 1810 nur nach Ddiefer zu 
beurtheilen find, fo Eönnen, vermöge des im $. 186. deg 
A. L. R. a. a. O. ausgefprochenen Grundfages, hinficht- 
lich der Hausofficianten in allen Fälen, welche nicht den 
fpeciellen Beftimmungen der $$. 177 — 185. unterliegen, 
ebenfalls nur die Vorfchriften der gedachten Gefinde-Drb- 
nung zur Richtſchnur dienen. Eine Anwendung der, dag 
gemeine Gefinde betreffenden Paragraphen des A. 2. R. 
auf die Verhältniffe der Hausofficianten dagegen würde 
theils der vorher angeführten Dispofition in der Einlei- 
fung zur Gefinde-Drdnung zumiderlaufen, wonach Ä 
„überall die Rechte und Pflichten der Herrfchaften und 
des Gefindes — micht blog des gemeinen Ge: 
findes — nur nach der neuen Rebaction beurtheilt 
werben ſollen,“ 
theils wiirde dadurch jener leitende Grundfaß des $. ‚186. 
des A. L. R. a. Aa. O. verlegt werden, zufolge deffen, mit 


Ausnahme der befondern Beftimmungen in den $$. 177 — 


185., zwiſchen den Hausofficianten und dem gemeinen Ge 
finde in ihren vechtlichen- Beziehungen Fein Unterfchied ob: 
walten fol. 

Die entgegengefeßte Anficht, nach welcher für die 
Hausofficianten auch jetzt noch die aufgehobenen Vorſchrif⸗ 
ten des A. & NR. maafgebend find, würde fich allenfalls 
rechtfertigen laffen, wenn der $. 186. a. a. O. ausdrück⸗ 


lich feſtſetzte: 
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daß in allen übrigen Stücken die, in den vorhergehen⸗ 
den $$. 1— 176. für das gemeine Gefinde gegebenen 
Beftimmungen auch für die Hausofficianten gelten follen. 
Unter diefer Vorausfegung ließe ſich behaupten, daß 
bie Gefinde» Ordnung nur das Verhältniß zwiſchen ber 
Herrfchaft und dem gemeinen Gefinde habe mobificiren 
tollen, und daher jene Tandrechtlichen Beftimmungen in 
Beziehung auf die Haugofficianten vermöge der ausdrück- 
lichen Diepofition des $. 186. gültig geblieben fein, ob- - 
wohl man dann vergeblid nach einem Grunde forfchen 
würde, weshalb der Gefehgeber alle landrechtlichen Vor: 
fchriften, welche derſelbe zu verdeffern und abzuändern für 
nothwendig erachtet, durchweg und ohne Unterfihied als 
richtig und zutreffend: habe beftehen laſſen, fobald es fich 
nicht von dem gemeinen Gefinde, fondern von den Hausoffi⸗ 
cianten handele. Der $. 186. a. a. D. enthält aber eine 
folche ausdrückliche Zurückweifung auf die 66. 1—176.° 
nicht; derfelbe ordnet vielmehr nur die Gleichftellung 
der Hausofficianten mit dem gemeinen Gefinde 
für alle, in den 66. 177— 185. nicht befonders vorgefe: 
henen Fälle an. ES fehlt daher an allem zureichendem 
Grunde, die Vorfchriften der Gefinde- Ordnung von. der 
Anwendung auf Hausofficianten auszufchließen. 





ke 12. 
Pachtvertrag. Landgut. Uebergabe. 





Wenn über ein Landgut ein Pachtvertrag, in 
welchem ein jaͤhrlicher Pachtzins von 200 Thlen. oder 
mehr. vorbedungen ift, nicht gerichtlich oder notarich, 
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fondern nur ſchriftlich errichtet worden, fo gilt bie 
Pacht auch auf Ein Jahr nur dann, wenn die Über- 
gabe des verpachteten Landgutes an den Pächter er- 
folge if. | 
Ohne. diefe Übergabe kann weder die Erfüllung 

auf Ein Jahr, noch Entfhädigung gefordert werden ?). 
LER Th. J. Tit. 21. 66. 401 — 408. 

406.; vgl. ebend. $. 269., Tit. 5. 6$. 109. 

110. 120. 155. 108. 


Der Gutsbefiger von W. errichtete unter dem 12. Juli 
1835 mit dem Kaufmann B. einen fchriftlichen Vertrag, 
durch welchen er dag ihm zugehörige Gut R. dem B. auf 
drei Jahre für einen jährlichen Pachtzing von 6500 FI. 
polnifch verpachtete. Sin dem Vertrage war feltgefegt, daß 
derfelbe bis zur Errichtung des gerichtlichen Contractes 
volle Gültigkeit behalten folte. Es Fam indeß ein gerichtli- 
cher Vertrag nicht zu Stande, und eben fo wenig erfolgte 


41) Diefelbe Anficht ift angenommen von Bornenann, foften. 
Darftellung des Preuß. Eivilrechts. Bd. IV. ©. 514. 515., welcher 
bemerft: 

„Zuvörderſt kann es wohl Feinem Zweifel unterliegen, daß die $$. 405. 
406. (Tit. 21. Th. I. U. L. R.) von einem, durch die Übergabe 
vollzogenen Pachtvertrage zu verfiehen find, daß aber aus einem 
blos fchriftlich errichteten Pachtvertrage der vorliegenden Art eben fo 
wenig, wie aus einem mündlichen Miethövertrage, der fchriftlich hätte 
errichtet werden müffen, auf Erfüllung geklagt werden kann.“ 
und ©. 514. Note N): 
„Suarez wollte übrigens nach der revisio monitorum nur den 
$. 405., nicht den $. 406. eintreten laffen, wenn der Pachtvertrag 
blos fchriftlich gefchloffen war.’ | 

Mal. Grävell, die Lehre vom Niefbrauche, Miethe und Pacht 

nach Preufifchem Recht. Halle 1820. ©. 146. $. 269. Note **). 
D. H. 
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die Übergabe des verpachteten Gute an B.; der von W. 
erklärte vielmehr, daß er das Gut nach Abſchluß des Ber: 
trages verkauft habe, und daffelbe zur Pacht zu überges 
ben, weder Willens noch im Stande fei. 

In Folge deffen erhod B. Klage, und trug dahin an, 
den von W. zu verurtheilen, ihm allen, durch bie 
Nichterfüllung des Pachtvertrages erwachfenen Schaden 
und entgangenen Gewinn zu erfegen. 

Der Berklagte feste dem Anfpruche insbefondere ent: 
gegen, daß der Pachtcontract nach $. 403. Tit. 21. TH. 1. 
des A. L. NR. gerichtlich oder vor einem Juſtizkommiſſar 
hätte errichtet werden müffen, mithin aus dem blog fchrift- 
lich abgefchloffenen Vertrage auf deffen Erfüllung nicht ge 
klagt werden Fönne, und daher auch wegen der verweiger⸗ 
ten Erfüllung eine Entfchädigungsforderung nicht ftartfinde. 

Das Dberlandesgericht zu Marienwerder war 
der Anficht, daß der Pachtvertrag vom 12. Juli 1835, 
wegen des gerügten Mangels in der Form, zwar nicht auf 
die ganze verabredete Pachtzeit, wohl aber nach $. 406. a. 
a. D. auf ein Jahr verbindend geweſen fei, und verur: 
theilte demzufolge den von W., die eingeflagte Entfchädis 
gung für die Dauer eines Pachtjahres zu leiſten. 

Verklagter wandte die Appellation ein, und das Tri- 
bunalzuKönigsberg erfannte in dem, am 28. April 1838 
eröffneten Urtel auf gänzliche Abweiſung des Klägers, 
Diefe Entfcheidung ward hauptfächlich darauf gegründet, daß 
ein, durch Übergabe des verpachteten Landguts nicht vollzoges 
ner fchriftlicher Pachtvertrag, in welchem ein jührliches 
Dachtgeld von 200 Thlrn. oder mehr bedungen fei, aller 
Wirkung entbehre, und einem Vertrage völlig gleich ftehe, 
der in dem Falle, two das Gefeß die fchriftliche Form er: 
fordere, nur mündlich gefchloffen worden. NHiernach finde 
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aus dem Vertrage vom 12. Juli 1835 nach den $$. 155. 
und 168. Tit. 5.a. a. D. weder eine Klage auf Erfüllung, 
noch ein Anfpruch auf Entfchädigung flatt. 

Der Kläger erhob die Nichtigkeitsbefchwerde. Er 
fuchte unter anderm auszuführen, dag von dem Appella- 
tions: Richter die Vorfchrift des $. 406. Tit. 21. Th. I. 
des A. L. R. unrichtig aufgefaßt fei, da dieſe Gefepftelle 
nicht unterfcheide, ob die Übergabe an den Pächter ftattges 
funden habe oder nicht, und davon, ob dag Eine oder 
das Andere ber Fall, verfchiedenartige Folgen nicht abhängig 
mache. Zugleich erflärt er die $$.155. und 168. Tit.5. a. a. O. 
auf einen Fall angewendet, wofür fie nicht beſtimmt worden. 

Das Geheime Ober: Tribunal wies jedoch durch 
dag, am 1. Dctober 1838 abgefaßte Erkenntniß die Nich⸗ 
tigkeitsbeſchwerde als unbegründet zurück. 
| Gründe. 

Der Appellationsrichter nimmt an, daß ein, durch 
Übergabe des verpachteten Landguts nicht vollsogener, nur 
fchriftlich errichteter Pachtvertrag, in welchem ein jährliches 
Pachtgeld von 200 Thlrn. und mehr vorbedungen ift, ohne 
alle Wirkung fei, gleich dem blog mündlichen Vertrage in 
den Fällen, wo das Gefeß die fchriftliche Form erfordert. 

Diefe Anfiche ift für richtig zu erachten, und wird 
durch die Ausführung des Klägers nicht widerlegt. 

Das AU. ER. Th. I. Tit. 21. beftimme in Bezie⸗ 
bung auf die Form der Mieth- und Pachtverträge zur 
nächft in den $$. 267. und 268. im Allgemeinen, daß die 
Srage, intoiefern es bei folchen Verträgen der fchriftlichen 
Abfaſſung bedürfe, nach dem Betrage des Einjährigen Zin- 
ſes zu entſcheiden ſei. Der $. 269. fügt aber hinzu: 

„Iſt in Fällen, wo es eines fhriftlichen Vertrages be: 
darf, derfelbe blos mündlich gefchloffen, aber durch die 
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Übergabe fchon vollzogen worden: fo ift er nur auf | 
Ein Fahr gültig." 
In Beziehung auf Packungen ber Landgüter werben 
demnächſt noch befondere Formen vorgefchrieben. Nach 
$. 401. müffen Pachtcontracte über Landgüter allemal, 
wenn auch das verabredete jährliche Pachtgeld die Summe 
von 50 Thlen. nicht überfteigt,, fchriftlich errichtet werben. 
Iſt dies nicht gefchehen, der Vertrag jedoch durch Übergabe 
ſchon vollzogen worden, fo gilt derfelbe nur auf Ein Jahr; 
$. 402. Beträgt aber das verabredete jährliche Pachtgeld 
200 Thlr. oder mehr ($. 403.): fo foll der Eontract 
entweder gerichtlich oder doch vor einem Juſtizkommiſſa⸗ 
rius gefchloffen werden; der $. 404. beftimmt, was die zu: 
gezogene Gerichtspetfon hierbei zu beobachten babe. Go; 
dann geht das Gefeß auf die Folgen über, wenn die vors 
gefchriebene Form nicht beobachtet worden, und verordnet: 
$. 405. „Iſt ein folcher Contract nicht auf die $. 403. 
vorgefchriebene Art errichtet worden: fo find die dunfeln 
und mangelhaften Beftimmungen des Vertrages allemal 
eher zum Nachtheil des Verpächters, als des Pächters 
auszudeuten. U 

$. 406. „Auch gilt die Pacht nur auf Ein Jahr — 
kann mit dem Ablaufe jedes Jahres, nach vorhergegan⸗ 
gener geſetzmäßiger ———— wieder aufgehoben 
werden. 4 

Im $. 406. ift nun zwar nicht ausdrücklich beftimmt, 
- daß der Vertrag fehon durch die Übergabe vollzogen fein 
müffe, wenn bie, in dem Gefeß gedachte Wirkung eintreten 
fol; gleichwohl kann e8 nicht besweifelt werben, daß bie 
in Rede ſtehende Worfchrift auf jener Vorausſetzung beruht, 
und davon deren Anwendung abhängig if. 

- Der Gefeßgeber hat für die Abfchliegung von Pacht⸗ 


— 
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contracten bie, fonft bei Verträgen im Allgemeinen erforder: 
liche Form gefteigert, um den fchäblichen Proceffen vorzus 
beugen, melche aus Pachtverhältniffen in der Regel entftes 
ben 2). Deshalb muß allemal, wenn auch nach allgemeis 
nen Grundfägen der mündliche Vertrag genügen würde, ein 
fchriftlicher Vertrag errichtet werden. Falls diefe Form vers 
abfäumt ift, fol felbft bei einem jährlichen Pachtzinfe von 
50 Thlen. und darunter die Klage auf Erfüllung nicht. 
ſtatt finden, und, wenn der Vertrag durch die Übergabe 
bereits vollzogen worden, derfelbe nur auf Ein Jahr gül 
tig fein ($$. 401. und 402.). Tritt diefe rechtliche Folge 
ſchon dann ein, wenn auch nur die, nach allgemeinen Grund: 
fägen gar nicht einmal erforderliche fchriftliche Abfaſſung 
unterblieben ift, fo muß daffelbe noch mehr in dem Fall 
gelten, wenn die, durch das Gefeß, mit Nückficht auf die 
Erheblichfeit des Pachtgefhäfts, nicht blos als räthlich, 
fondern als nothwendig angeordnete Zuziehung einer Ges 
richtsperſon oder eines Juſtizkommiſſarius verabfäumt wor: 
den. Denn zur Gültigkeit eines jeden Vertrages gehört, 
außer der wechfelfeitigen Einwilligung / auch die Beobach⸗ 
tung der in den Gefegen vorgefchriebenen Form, es wäre 





2) Suares, amtliche Vorträge bei der Schluß-Reviſion des 
A. L. R. ©. 68. bemerkt über die Motive zu den SS. 401. und flgd. 
gie. 21. Ch. L: 
„Da die tägliche Erfahrung lehrt, was für fhädliche und unabfeh- 
liche Proceffe aus Pacht-Negotiis entftehen, wenn "die Eontracte 
von den, der Nechte felbft unerfahrenen Parteien allein oder mit 
Zuziehung eben fo unmiffender Kathgeber und Beiftände gefchloffen 
werden, indem es dabei oft in den wichtigften Punkten an der nö— 
thigen Deutlichkeit, Beftimmtheit und Bollftändigfeit ermangelt; fo 
ift ed gewiß Eeine überflüffige Formalität, wenn das Gefegbuch ver⸗ 
ordnet, daß alle Pachteontracte über Landgüter von einiger Erheb: 
lichkeit gerichtlich, oder vor einem Juſtizkommiſſarius und Notarius 
geſchloſſen werden ſollen.“ D. H. 
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ben, daß die Beobachtung einer Formalität im Gefeg nur 
unter Androhung einer Strafe verordnet wäre; $$. 109. 
und 110. Tit. 5. Th. I. des A. 2. R. Der legtere Fall 
liegt hier nicht vor; beim Mangel der, im $. 403. Zit. 21. 
a. a. D. vorgefchriebenen Form kann mithin der Pacht 
vertrag, fofeen der Pachtzing 200 Thlr. oder mehr beträgt, 
nicht zur rechtlichen Wirkfamkeit gelangen, folglich auch defs 
fen Erfüllung nicht gefordert werden. Eben deshalb läßt 
ſich aber auch ein, blos fhriftlich abgefaßter Pachtvertrag, 
worin ein Zins von dem eben gedachten Betrage verfpro: 
hen ift, nicht einmal als eine Punctation betrachten und 
die Vorfchrift des $. 120. Tit. 5. a. a. D. darauf nicht 
anwenden 2). Die Beftimmung diefes $., wonach eine, von 
beiden Theilen unterfchriebene Punckation, aus welcher Die 
gegenfeitige Einwilligung derfelben in alle mefentliche Bes 
dingungen des Gefchäfts erhellet, mit einem förmlichen Con: 
tracte gleiche Gültigkeit hat, ift vielmehr nur für den Fall 
gegeben, wenn die fchriftliche Form zur Rechtsbeftändigfeit 
des Vertrages genügt, gilt aber keinesweges, wenn die Abfaf- 
fung des Vertrages vor einem Nichter oder Notar vorge 
fchrieben if. Wollte man das Gegentheil hiervon anneh⸗ 
men, fo würden alle gefeglichen Vorfchriften über die Noth: 
wendigkeit der gerichtlichen oder notariellen Aufnahme be- 
ftimmter Verträge überflüffig fein, indem aus der fchriftli- 
lichen Abfaffung jedesmal die Klage auf gerichtliche. oder 
nofarielle Vollziehung zuläffig wäre. | 
Kann hiernach aus einem fchriftlichen Pachtvertrag auf 
Erfüllung nicht geflagt werden, fofern nach $. 403. Ti. 21. 


3) Vergl. Nefeript von 28. März 1821 (Gräff ꝛc., Ergänzun⸗ 

gen und Erläuterungen des Preußifchen Nechtsbücher Th. I. Abth. 1. 
©. 882., zu $$. 4035 — 406. Lit. 21. Th. I. des A. L. R.) 
i D. 9. 
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a. a. D. die rechtliche Gültigkeit des Vertrages durch bie 
gerichtliche oder notarielle Form bedingt wird, fo folgt von 
felbft, daß die Vorfchrift des $. 406., wonach in dieſem 
Falle die Pacht nur auf Ein Jahr gilt, und mit Ablauf 
jedes Jahres, nach vorhergegangener gefegmäßiger Auffüns 
Bigung, wieder aufgehoben werden kann, nur unter der Vor: 
ausfegung Anwendung findet, 2” die Übergabe bereits er- 
folgt ift. 

Denn die Einräumung der Pacht auch m nur auf Ein 
Fahr ift jedenfalls eine theilweife Erfüllung, und zur 
Erfüllung fol, wie gezeigt, der Verpächter wider feinen Wil: 
len ebenfo wenig gezwungen werden Fönnen, als ber Päch- 
ter. Iſt dagegen dem Letsteren das Gut vom Verpächtet 
übergeben: fo bat Diefer feinerfeitS mit der Erfüllung freis 
willig den Anfang gemacht. Es ſteht ihm zwar auch 
jegt noch frei, da er durch einen rechtsgültigen Vertrag 
nicht gebunden ift, feinen Entfchluß zu ändern, und das 
bereit8 übergebene Gut zurückzufordern. Damit jedoch der 
Pächter, welcher aus ber Übergabe-auf die Geneigtheit des 
andern Eontrahenten zur Erfüllung des Vertrages zu fchlie: 
fen berechtigt iſt, durch eine plögliche Sinnesänderung des 
Verpächters nicht in unerwartete Verlegenheiten und Schäs 
den verſetzt werde, verpflichtet das Geſetz den Leßteren, den 
- Pächter in der, demfelben freiwillig eingeräumten Pacht we _ 
nigftens ein Fahr hindurch zu laſſen. 

Diefe Motive, welche dem $. 406. a. a. D. unſtrei⸗ 
tig zum Grunde liegen, fallen fort, wenn die Übergabe noch 
nicht erfolgt if. Ohne die Ießtere bleibt daher der Ber; 
trag ein unvollkommenes Gefchäft, das in Feiner Beziehung 
eine rechtliche Wirkung äußern kann; e8 mag nun die Er: 
füllung felbft, fei e8 auch nur auf Ein Jahr, oder flatt de 
ren eine Entfchädigung verlangt werden. 
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Daß der $. 406. a. a. D. nur in biefem Sinne zu 
verfichen fei, ergiebt fich aber auch aus deſſen Wortfaffung. 
Es wird ausdrücklich gefagt, daß die Pacht, nicht der 
Pachtvertrag, nur auf Ein Jahr gelte, und hierdurch Die 
erfolgte Einräumung des Pachtbefiges deutlich voraus 
geſetzt. Dies beftätigt auch die unmittelbar folgende Be. 
ftimmung ; R | 

„und kann mit dem Ablaufe jeden jahres, nach vorher 
gegangener Auffündigung, wieder aufgehoben werden; 
da eine Aufhebung der Pacht nach Ablauf eines Jahres 
und nach erfolgter Aufkfündigung, ohne vorhergegangene 
Einräumung des Pachtbeſitzes, nicht denkbar iſt. 

Der dem Appellationgrichter gemachte Vorwurf, daß 
derfelbe den, in dem oft gedachten $. 406. enthaltenen Rechtes 
grundfaß verlett habe, ift daher nicht begründet. 

Hierdurch widerlegt fich zugleich die Behauptung des 
Klägers, daß die $$. 155. und 168. Tit. 5. Th. I. deg 
A. L. R. auf einen Fall angewendet feien, für melchen fie 
nicht beftimmte find. Diefe gefeglichen Vorſchriften verordnen: 

$. 155. „Iſt in Fällen, wo die Gefeße einen fchrift: - 

lichen Vertrag erfordern, derfelbe blos mündlich gefchlofs 
fen und noch von Feinem Theile erfüllt worden, fo fin 
det daraus Feine Klage ſtatt.“ 

$. 168. „Übrigens finden aus einem blos mündli- 
herr Vertrage, wegen der, von dem einen oder dem ans 

dern Theile verweigerten Erfüllung, feine Forderungen 
von Entfchädigungen oder Intereſſe ftatt. 

Sie fprechen allerdings zumächft nur von dem Falle, 
wenn die Gefege einen fchriftlichen Vertrag erfordern, 
derfelbe aber blos mündlich gefchloffen worden ift. Der 
blos fchriftlichen Errichtung des Vertrages in einem Fall, 
in welchem bie gerichtliche oder notarielle Form vorgeſchrie⸗ 
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ben ift, kann indeß nicht mehr Wirkung beigelegt werben, 
als dem nur mündlichen Vertrage. Der gefegliche Grund, 
worauf die Vorfchriften der $$. 155. und 168, a. a. D. 
beruhen, liegt darin, daß ein der Form nach ungültiger 
Bertrag überhaupt weder eine Klage auf Erfüllung, noch 
einen Anfpruch auf Entfchädigung gewährt, und nur durch 
Hinzutritt der freiwillig erfolgten Erfüllung geeignet ift, ein 
Mechtsverhältniß zu bilden. Diefer Grund findet aber un: 
zweifelhaft auch dann Anwendung, wenn, gegen die Vor 
fchrift der Geſetze, die gerichtliche oder notarielle Form vers 
abfäumt und Iediglich ein fchriftlicher Vertrag errichtet wor: 
den ift. 


— en — 


Je 13. 


_Steiommiiie Subftitution. Erbe. 
Legatar. Transmiffion. 





Bei der fideicommiffarifhen Subſtitution tritt 
der Erbe des Subftituten an deflen Stelle, auch wenn 
der Subftitut den Subftitutionsfall nicht erlebt hat ?). 


1) Man feher 

I. 9. ©. Geyert, die Lehre von den Vermächtniffen nach dem 
Allg. Preuß. Landrecht. Neue Auflage 1836. ©. 256— 263. Hier 

findet fih S. 261. u. flgd. nachftehende Ausführung: 
„Nimmt der Inftitut das Legat an, fo tritt die fibeicommiffartfche 
Subſtitution ein, und nun erfolgt der Subftitutionsfall erft mit 
dem Eintritt des Zeitpunftes, wo, nach der Anordnung des Tefta- 
tors, das Legat an den GSubftituten herausgegeben merden fol. 
Die Beftimmung diefes Zeitpunftes hängt von dem Willen des Erb- 
laſſers ab, und kann in einer beftimmten Zeit, in dem Tode des 
jedesmaligen Befigers, oder in dem Eintreten zufälliger Umſtände 
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beftehen. In dem Dafein diefes Zeitpunftes liegt die Bedingung 
des Erwerbs, bei deren Eintritt der Subſtitut erwerbsfähig fein 
muß (AL. NR. Th. J. Lit. 12, $460.). Lebt aber der Sub— 
ſtitut zu dieſer Zeit nicht mehr, fo treten feine Erben 
an feine Stelle. Diefe höchft wichtige Beftimmung, welche in 
unſerm Gefegbuche nicht ganz Elar ausgefprochen ift, bedarf hier 
einer nähern Unterfuchung. Das Recht zu einem Legate wird fchon 
mit dem Tode des Erblaffers erworben (a. a. D. $. 288.). Hier: 
von machen felbft bedingte Wermächtniffe, wie eben angeführt iſt, 
feine Ausnahme, fondern eine Bedingung hat nur die Folge, daß 
erft bei ihrem Eintritte das Necht zum Legate in volle Wirkung 
tritt, d. h. der Legatar erhält num erft dad Eigenthum der vermad)- 
ten Sache und das Recht auf die Früchte (a. a. D. $. 483.). 
Die Richtigkeit diefer Behauptung geht daraus hervor, daß der be- 
dingt eingefegte Legatar noch vor der Erifteng der Bedingung, zu 
dem Erben in dem Berhältniffe eines Eigenthümers zum Viepbraus 
cher ſteht, und daher nicht blos den Zufall trägt, fondern auch, 
gleich dem Eigenthünter gegen den Nießbraucher, in gemiffen Fäl- 
len Eaution fordern Eann (a. a. D. $$. 480. 481.). Es märe 
dies nicht möglich, wenn man nicht annehmen mollte, daß das 
Recht auf das Legat fchon mit dem Tode des Erblaffers dem ber 
dingt eingefesten Legatar anfällt. Bei einem bedingten Rechte aber 
ift nicht immer nöthig, daß der bedingt Berechtigte den Eintritt der 
Bedingung erlebt; vielmehr geht das ihm vermachte Recht auf feine 
Erben über, infoweit überhaupt bedingte Nechte auf die Erben über: 
gehen können (a. a.D. $. 485.). Nun iſt aber eine Subftitution 
nichts weiter, als ein bedingtes Legat, wie — insbefondere auch dar: 
aus hervorgeht, daß zwiſchen dem bedingt eingefesten Teftaments- 
Erben und dem Inteſtat⸗ Erben eben das Verhältniß, wie zwifchen dem 
Fideicommiſſar und Fiduciar fatt finden foll (a. a. D. $. 480.); alfo um⸗ 
gekehrt zwifchen dem Fidueiar und Fideicommiffar daffelbe Verhältniß 
eintreten muß, wie swifchen dem bedingt eingefegten Teſtaments⸗ und 
dem Inteſtat⸗ Erben (a. a. O. $. 466.); und daß ferner bei eintreten: 
dem Subftitutionsfalle der Legatar oder deſſen Erben alles dasjenige, 
was fie vermöge des Legats aus dem Nachlaſſe erhalten haben, an 
den Subftituten oder deffen Erben nach eben der Vorfchrift, wie 
zwiſchen dem Nießbraucher und Eigenthüner feftgefest iſt, heraus: 
geben müffen (ebend. $. 467.). Aus diefem Gefeg nun, und in 
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8. 485.2), Tit. 4. $$. 161. 163, Tit. 9. 


66. 369. 370. 
Der 





Verbindung damit, daß eine jede Subftitution nichts weiter als eine 
bedingte Einfegung ift, alfo eben fo beurtheilt werden muß, wie ein 
Vermächtniß mit einer auffchiebenden Bedingung, erhellt ganz Elar, 
daß beim Subftitutionsfalle die Erben des Subſtitu— 
ten an deffen Stelle treten, wenn ernicht mehr lebt.“ 

Derfelben Meinung find: 

11. Söfchel, über den Anfall eines, in einen wechfelfeitigen Te- 
fiamente von beiden Teftatoren gemeinfchaftlich versrdneten Sideicoms 
miffes oder Vermächtniffes, in unferer Zeitfchrift Bd. II. ©. 48. 49. 

II. Bielig, ECommentar zum A. L. R. Bd. II. ©. 177. (iu 
65. 466. 467. Tit. 12. Th. 1.). 

Ferner vergleiche man: 

IV. Erelinger, Syſtem bes Preuß. Erbrechts ©. 162., wo⸗ 
ſelbſt es heißt: 

„Hinſichts des Subſtituten bewirkt die Subſtitution folgende Rechte: 

1. er erwirbt mit dem Todestage des Teſtators ein Recht, und zwar: 

a) wenn er unter einer wirklichen Bedingung oder unbeſtimm⸗ 
ten Zeit (incertus an et quando oder auch blos an) ſubſtituirt 
worden iſt, eine Hoffnung auf den künftigen Erwerb der Erbſchaft; 

b) wenn er unter einer wirklichen Zeitbeſtimmung (certus an, 
incertus quando) oder einem Ereigniſſe, welches nothmwendig 
eintreffen muß, nachgefegt worden, Das Recht auf die Fünftige Erb: 
ſchaft felbft. 

Beides transmittirt er auf feine Erben, mit Ausnahme des Fal⸗ 

je, wenn ad a) eine poteftative Bedingung nur an die Perfon des 
Subſtituten gefnüpft oder die Bedingung felbft nur zu feinem per 
fönlichen Vortheile beigefügt worden iſt ($$. 161. u. figd. Tit. 4. 
— 4.8.8)” 
V. ung: Nah dem A. 8. R. transmittirt der Legatar fein 
Necht auf das bedingte Legat auf feine Erben, wenn er auch den Ein- 
tritt der Bedingung nicht erlebt, in Hinſchius juriftifcher Wochen⸗ 
fehrift Jahrg. 1838 S. 777—786., befonders ©. 783. 

VI. Merdel, Eommentar zum N. 2. R. 2te Ausg. Th. I. 
G. 376. 377. (zu $. 467. Tit. 12. Th. 1.). D. 9. 

2) Über den $. 485. a. a. D. wird in den Motiven zum neuen 
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Der im Jahre 1799 verftorbene Landjägermeifter Graf 
von W. feßte in feinem, am 8. November deff. Jahres - 
eröffneten Teſtamente feine vier Kinder, namentlih Hens 
riette Luiſe, verebelichte Gräfin von M., Wilhelmine 
Johanne, fpäterhin verehelichte von Sch., Friederike 
Antoinette, verehelichte Kammer : Präfidentin von W., 
und Eugen Anton, imgleichen feine Ehegattin zu Erben 
ein; verordnete, daß die Letztere das Iebenslängliche Eigen» 
thum des Guts J. erhalten folle, und traf ferner im $. 8. 
des Teftaments nachftehende Beftimmung: 

„um auch meinen Kindern eine Fürforge für die Zus 
Eunft und meine wahre Liebe zu erkennen zu geben, will 





Entwurf bes Erbtechtes (Geſetzreviſton — Penſum xvi) S. 191, 
bemerkt: 

„De $. 485. fol die Frage entfcheiden: 

wie weit ein bedingtes Erbrecht oder Vermächtniß auf die Erben 
des eingefegten Etben oder Legatars libergeht? 

In dem gedruckten Entwurf war darüber nichts gefagt, und bei 
der revisio monitorum warf daher Suarez die Frage auf: 
wie meit ein unter auffchiebender Bedingung eingefezter Legatar 

fein Recht auf feine Erben transferire? 

Er beantwortete dies dahin! 

dies regulirt fich nach der Beſtimmung des Tit. II. S$. 165. und 166. 
(bes gedruckten Entwurfs). ft die conditio mere casualis, oder‘ 
wwar potestativa, aber nicht an die Perfon des Erhen gebunden, 

ſo transmittirt derfelbe fein jas conditionatum oder conditio im- 
plendi auch auf feine Erben. Das legatum ex die wird pure 
transmittirt, fobald der dies bei dem Erben des Legatarii (6 gut, 
als bei ihm felbft, eriftiren kann. 

Auf den Grund diefer Bemerkung ift der $. 485. in das A. L, X, 
aufgenommen, welcher auf die Beſtimmungen von Willenserfläruns 
gen und der dabei vorkommenden Zwecke und Zeitbeſtimmungen ver⸗ 
weiſet. Er entfcheidet die von Suarez aufgemworfene Srage nicht mit 
der nöthigen Beftimmtheit; aber Suares’s vorhin angeführte Ans 
ficht it — abweichend von den Grundfägen des Römifchen Rechts 2. 

D. 9. 
Bd. iv. | J 
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ich noch folgende Dispofition treffen. Ich ſubſtituire 
meine ztveite Tochter Wilhelmine Johanne ihrer Muts 
ter in dem Beſitz von J. dergeftalt, daß fie. Diefes Gur, 
fo wie folches bei dem Ableben ihrer Mutter fich befin- 
ben wird, erhalten fol, und, wenn diefe meine Tochter 
ohne Erben verfterben follte, alsdann das Gut J. an 
meine ältefte und jüngfte Tochter und meinen Sohn zu 
gleichen Theilen übergehen ſoll.“ 

In dem, unter dem 30. April 1801 zwiſchen den Er⸗ 
ben errichteten Erbreceß ward, in Beziehung — Fol⸗ 
gendes verabredet: 

„Das Gut $. erhält die Wittwe, vermðge des §. 7. 
des Teſtaments, zum lebenslänglichen Eigenthume. Nach 
dem Abſterben der Frau Wittwe fällt genanntes Gut der 
verehelichten Frau von Sch., gebornen Gräfin von W., 
mit der doppelten Obliegenheit anheim, daß ſie ihrer 
jüngſten Schweſter Friederike Antoinette jährlich 
200 Thlr. zahlen muß, und daß ihr, nach ihrem Abſter⸗ 
ben ohne leibliche Kinder, Feine teſtamentariſche Dispo⸗ 
ſition zufteht, fondern das Gut ihrer älteften und jüng— 
ften Schwefter und ihrem Bruder zu gleichen Theile zu⸗ 

kommen fol, 4 | 

Späterhin ward dag Sur J., nach der Vereinigung 
ſämmtlicher Erbintereſſenten, verkauft, und das Kaufgeld 
Behufs der gerichtlichen Verwaltung unter dem Namen der 
J. ſchen Kaufgelder⸗Subſtitutionsmaſſe zum Depo- 
ſitum eingezahlt. Von dem, ſonach an die Stelle des 
Guts J. getretenen Kapitale bezog die Frau von Sch., 
nach dem Tode ihrer Mutter, die Zinfen. Im December 
1829 farb die Henriette Luife, verehelichte Gräfin 
von M., im Juni 1832 die Friederike Antoinette, 
verehelichte von W., beide mit Hinterlaffung von Kindern 
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und Enfeln, und endlich am 8 März 1835 bie Stan 
von Sch., ohne Kinder. Bei ihrem Tode war daher von 
den Kindern des Landjägermeifters Grafen von W., tvelche 
ſeiner zweiten Tochter, der Frau von Sch., in dem Gute J. 
fubftitwirt waren, nur hoch der Graf Eugen Anton 
von W. am Leben. Diefer trat fein Recht auf das vor 
gedachte, an die Stelle des Guts J. getretene Kapital ſei⸗ 
nem. Aboptivfohne, dem Grafen Alfred von M.:W., ab, 
twelcher fich für befugt hielt, das, durch den Einderlog ers 
folgten Tod der Frau von Sch. erledigte Kapital aus 
fchlieglich in Anfpruch zu nehmen. Die Kinder und En 
kel der verftorbenen Gräfin von M. und der verehelichten 
von W. erkannten jedoch diefen Anfpruch des Grafen AL: 
fred von M.:W. nicht an, und wurden gegen denfelben 
klagbar, mit dem Antrage: 
die Kläger als Erben, besiehungsmeife Etbeserben ihrer 
verſtorbenen Mütter, der Frau von W. und der Gräfin 
von M., für wohlbefugt zu erklären, an die. Stelle ih: 
ver vorgedachten Erblafferinnen, an der J. ſchen Kaufgel⸗ 
der⸗Subſtitutionsmaſſe Theil zu nehmen, und den Wer: 
klagten nicht für berechtigt zu Achten, als Ceſſtonar dee 
Grafen Eugen Anton von W. * Maſſe allein in 
Anſpruch zu nehmen. 

Zur Begründung dieſes Antrages warb von ben Klä⸗ 
gern die Anſicht geltend gemacht, daß ihre Erblaſſerinnen, 
welche den Teſtator, Landjägermeiſter Grafen von W., 
überlebt, nach der teſtamentariſchen Beſtimmung deſſelben, 
Rechte aus der angeordneten Subſtitution erworben, und 
dieſe Rechte, die ſie, wegen ihres, vor dem Eintritte des 
Subſtitutionsfalles erfolgten Ablebeng, nicht ſelbſt ausüben 
können, auf ihre Descendenten übertragen hätten. 

Dem widerſprach jeboch der Verklagte: Er behaup⸗ 

| 32 
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tete viehnehr, daß, da die Gräfin von M. und die Frau, 
von W. vor der zuerft fubflituirten Erbin, der Frau 
von Sch., verfiorden, ihre Erben aus der weiteren Sub: 
ſtitutions⸗Beſtimmung keine Rechte erwerben können; über⸗ 
dies dürfe nicht das Teſtament, ſondern ber als ein Erb—⸗ 
vertrag wirkende Erbreceß vom 30. April 1801 entſcheiden; 
in dieſem ſei jedoch nur den Schweſtern und dem Bruder 
der danach als Erblaſſerin anzuſehenden Frau von Sc, 
im Falle des Einderlofen Ablebens berfelben, ein Necht auf 
dag Gut zugefichert, keinesweges aber den Abkömmlingen - 
der genannten beiden Schtweftern. Verklagter bat deshalb, 
die Kläger abzumeifen und die J. ſche Kaufgeldermaffe 
ihm, als Eeffionar des Grafen Eugen Anton von W. 
allein zugufprechen. | 
Der erfie Senat des Oberlandesgerichts zu 
Breslau erkannte in dem, am 31. Januar 1837 eröffne 
ten Urtel in ber Convention gang nach dem Antrage 
der Kläger, und in der Neconvention auf Abmweifung 
des Verklagten. oo | 
Gegen dieſe Entfcheidung wandte der Verklagte Die 
Appellation ein. Durch das, am 3. April 1838 eröffnete 
Greenntnig bed zweiten Senats des Dberlandesge- 
richt zu Breslau ward aber das erfte Urtel beftätigt. 
Der Appellationdrichter führte zur Rechtfertigung dieſer Ent: . 
feheidung insbeſondere aus: | | 
Die Anficht des Verklagten, bag der Erbreceß vom 
30. April 1801 als ein Erbvertrag betrachtet, und nicht 
der Landjägermeifter Graf von W., ſondern bie Frau 
von Sch. als Erblafferin angefehen werden müſſe, fei völ⸗ 
lig unrichtig, da es keinesweges die Abſicht der Erbinter: 
effenten getvefen, bag Teftament des Grafen von W. auf 
zubeben, im Gegentheil von ihnen bezweckt worden, daſſelbe 
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durch ihre Anerkenntniß zu befräftigen und zu vollziehen. 
Wenn aber biernach der Teftator, Landjägermeifter Graf 
von W., der Erdlaffer, und folglich die Kläger deſſen fidels 
commiffarifche Erben feien, fo ſtelle fih der Widerfpruch 
des DVerklagten nach $. 467. Tit. 12. Th. 1. bes ER. 
als unbegründet dar, ‘ 

Nunmehr Iegte der Verklagte bie Nichtigkeitsbefchtwerbe 
ein, und gründete folche unter andern auf die Behauptung, 
daß der $. 467. a. a. D. auf einen Fall angewendet wor⸗ 
den, wofür er nicht beftimmt fei, durch das Appellationg s 
Urtel folglich ein Nechtsgrundfag verkegt werde. | 

Das Geheime Ober: Zribunal verwarf indeffen 
die Nichtigkeitsbefchwerde durch dag, den 6. Auguft 1838 
ergangene Erfenntniß al8 unbegründet, und zwar in Rück 
ficht des eben gedachten Befchwerdepunftes aus folgenden 

Gründen. 

Der Verklagte behauptet die Nichtigkeit der, in der 
Appellations⸗ Inſtanz ergangenen Entfcheidung, weil ber 
Richter den $. 467. Tit. 12. TH. J. des A. L. R. auf 
einen Fall angewendet habe, für den er Be beſtimmt fei. 
Der angeführte $. verordne: | 

„Bei eintretenden Subftitutionsfalle muß der Erbe oder. 
Legatariug, oder deren Erben, alles, was fie, vermöge der 
Erbeseinfegung, oder de Legatd, an Sachen oder Rech: 
ten aus dem Nachlaſſe erworben haben, in dem Stande, 
in welchem es fich zur Zeit der Übernehmung befunden 
bat, dem Subftituten, oder deffen Erben, ohne den 
geringften Auszug, nach eben den WBorfchriften, die zwi⸗ 
fchen dem’ Nießbraucher und Eigenthümer fefigefegt find, 
herausgeben. 4 

Wenn bier vorgefchrieben fei: 

„dag nach dem Tode des directen Erben ber Nachlaß 
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den Subftituirten oder deffen Erben herausgegeben 
toerden müffe, | 
fo fei dies nicht als ein allgemeiner Grundfaß, fondern nur 
als ein bedingter, änfofern nämlich der Erbe des Subſti⸗ 
tuten von dem Teftator bedacht worden, anzufehen. 
Im vorliegenden Fale aber habe der Teftator nicht an- 
geordnet, daß, wenn die Kammer: Präfidentin von W. ober 
. bie Gräfin von M, vor ihrer Schwefter, der von Sch. 
ftürben, ihre Erben ald Subſtituten eintreten follten, 
Diefe Anſicht ift jedoch unrichtig. Wenn der Tefla- 
tor die Erben des Gubftituten in dem Teſtament aus- 
drücklich bedacht hat, fo gehören diefe alsdann mit zu 
den Subſtituten; es würde daher ganz überflüffig geweſen 
fein, folcher Erben in dem Gefeße durch den, im $. 467. 
enthaltenen Zufaß: „oder deffen Erben“ noch befons 
ders zu erwähnen. Ebenfo müßig wäre diefer Zufag, wenn 
man ihn etwa nur auf den Fall beziehen wollte, wo der 
Subſtitut den Tod des Fiduciard zwar erlebt hat, aber vor 
der wirklich erfolgten Ausantwortung der Erbfchaft verftor- 
ben ift, weil unter diefer Vorausfegung fich von felbft er⸗ 
‚giebt, daß die Erben des Gubftituten an feine Stelle tre 
ten müffen. Der Sinn jenes Zuſatzes ift vielmehr der, 
daß, fofern nicht ettva8 Anderes im Teftamente ausdrücs 
lich angeordnet ift, die Erben des fibeicommiffarifch Sub: 
ftitwirten dieſelben Nechte haben follen, als der fideicommif: 
farifche Subftitut felbft. Die wird Elar, wenn man er 
wägt, daß der fibeicommiffarifche Erbe demjenigen gleich 
fteht, welcher unter einer auffchiebenden Bedingung, oder 
unter Beifügung: einer ungetoiffen Zeit zum Erben ernannt 
iſt; das bedingte Necht des Letzteren aber, obwohl der Er- 
werb des Eigenthums der Erbfchaft von dem Eintritt der 
Bedingung oder der Zeit abhängt, auf feine Erben nach 
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$. 485. a. a. O. und $$, 161. und 163. Tit, 4. Th. 1. 
ebendafelbft unzweifelhaft übergeht ). 

Aus dem Tefiamente des Landjägermeifters Grafen 
von W. geht nicht hervor, daß der Erblaffer eine Abwei— 
chung von dieſen gefeglichen Beftimmungen beabfichtigt habe, 
namentlich nicht, daß er feinen Sohn vor den Abkömm— 
lingen feiner Töchter begünftigen wollen, nur feiner zwei⸗ 
ten Tochter ift ein Vorzug zugedacht; nach deren Finderlos 
fem Ableben aber follen die Nechte feines Sohnes und 
feiner zwei anderen Züchter gleich fein. 





I 1A. 
Hnpothefenforderung. Concurs. Erbſchaft— 
licher Liquidationsproceß. | 





Im Concurſe und, bei Unzulänglichfeit der Maffe, 
im erbſchaftlichen Liquidations-Proceffe, ift au ein 
hypothekariſcher Gläubiger befugt, die Gultigfeit eines 
ihm vorfichenden Hypothekenrechts anzufechten *). 


3) DVergl. Note 1) 5 I—V. | D. 9. 
1) Bol. 
1. Grävell, Eommentar zur A. ©. D. Th. VI. ©. 34. 35.; 
1. Merckel, Eommentar zur A. ©. D. Th. I. ©. 645. (zu $. 54. 
Fit. 51. Th. 1.); 
II. Hinfhius: Kann ein hypothekariſcher Gläubiger, auch aus 
Ber dem Falle des Concurfes und des, eine Unzulänglichkeit der Maffe 
. ergebenden erbfchaftlichen Liquidativns-Proceſſes, bei der Verthei— 
lung der Kaufgelder des verpfändeten Grundſtücks die Gültigkeit ci- 
ner, vor. der feinigen eingetragenen Forderung anfechten? in der jus 
riſtiſchen Wochenfchrift, Jahrg. 1839. ©. 150 flgd., 
welche den Hppothekengläubigern eine gleiche Befugniß, fogar bei ei- 
nem bloßen Kaufgelder -Vertheilungsverfahren, einräumen. D. D. 
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4. G. O. Th. J. Ze. 50. 66. 126. 197. 169. 
174. 178,, Tit. 51. 66. 64. 89. 
BIAL-R. Th. L Tit. 11. 56. 733. u, figd, 





Der zweite Senat de8 Geheimen Ober: Tri« 
bunals hatte in Sachen der Geſchwiſter Schneiderreit 
wider die Wittwe Hübſch folgenden Grundfag angenommen: 

„Der Einwand nicht gezahlter Valuta fteht, außer dem 
Tall eined Concurſes, Iediglich dem Schuldner zu, und 
der fpäter eingetragene Hppothefengläubiger, welcher bei 
ber Kaufgeldervertheilung ausfällt, weil dag angeblich 
fimulirte Darlehn ihm voreingetragen ſteht, iſt nicht le⸗ 
gitimirt, die Nichtigkeit der Schuld gegen den voreinge⸗ 
tragenen Gläubiger anzufechten.“ 

Der dritte Senat ſprach dagegen demnächſt in Sa- 
chen der Gefchwifter von Kolbe wider von der Golf 
und Theilnehmer die Anficht aus, 

daß auch im Eoncurfe der fpäter eingetragene Hypotheken⸗ 
gläubiger nicht befugt fei, die Nichtigkeit der Forderung 
des voreingetragenen Gläubigers anzufechten. 

Die Frage, ſoweit ſich dabei eine Meinungsverfchies 
denheit herausgeftelt hatte, gelangte daher vor das Ple⸗ 
num des Geheimen Ober: Fribunalg, und von dies 
ſem wurde in der Sitzung vom 12. November 1838 ent: 
fchieden, 

dag in Concurſen und Liquidations>Proceffen über ins 

fufficiente Nachlaffenfchaften jenes Anfechtungsrecht dem 

‚nachftehenden Hppothefengläubiger allerdings zuftche; 
mit dem Zufage: | 

daß die Frage, welche Wirkung der Wegfall der vorſte⸗ 

henden Forderung auf die Forderung des nachftehenden 
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 Gläubigerd habe, n ob namentlich Letsterer in bie 
Stelle des Erfteren einrücke? als nicht aufgefteht, durch 
jene Entfcheidung nicht berührt werde, 

Die | 
Gründe 

dieſes Befchluffes waren folgende: 

Die verfchiedenen, auf einem und bemfelben Grund» 
ſtücke eingetragenen Gläubiger ftehen zwar unter fich in kei⸗ 
nem obligatorifchem Nechtsverhältniffe. Ein folches ift ins 
deß auch nicht immer unbedingt erforderlich, um Jemand 
zur Klage gegen einen Andern zu befähigen. Go ift nas 
mentlich der Befiter des verpfändeten Grundſtücks, auch 
wenn er dem Hypothekengläubiger für feine Perfon nicht 
verpflichtet fein follte, ungmeifelhaft befugt, gegen denfelden 
3. B. auf Ertheilung einer förmlichen Duittung über eine, 
fhon von dem frühern Befiger geleiftete Abfchlagszahlung 
zu Elagen. 

Einer weiteren Widerlegung jenes, aus dem Mangel 
eines Nechtsverhältniffes unter den hypothekariſchen Gläu⸗ 
bigern bergenommenen Einwurfs gegen die Zuläffigfeit eines 
Nechtsftreit8 unter denfelben über die Nichtigkeit ihrer For: 
derungen im Falle des Eoncurfeg bedarf es indeß bei der 
deutlichen Faſſung der, in dieſer Beziehung vorhandenen 
Beſtimmungen der A. G. O. Th. J. Tit. 50. nicht. Un⸗ 
ter den letzteren ſind, als die erheblichſten, folgende hervor⸗ 
zuheben: 

$. 126. „Ob es gleich eigentlich die Sache des Con⸗ 

tradictors iſt, die Nichtigkeit und verlangte Priorität der 
liquidirten Forderungen zu prüfen und fich darüber zu 
erklären, fo fteht e8 dennoch aud den Gläubis 
gern, welche nicht nur im Connotationg- Termin zuge: 
gen find, fondern auch die Verificationd: Termine ab: 
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warten können, frei, felbft gegen folche Poften, die von 
dem Contradictor eingeräumt werden, Einwendungen zu 
machen und auf deren Erörterung anzutragen.“ — — 
$. 127. „Iſt der Ereditor, welcher dergleichen Ein- 
wendungen macht, ein folcher, welcher felbft ein Inter⸗ 
effe bei der Sache hat, d. h. vor welchem ber Liquidant 
ein vorzügliches oder ein mit ihm gleiches Necht 
verlangt, fo muß auf die Erinnerungen beffelben, fie mös 
gen die Nichtigkeit oder die behauptete Priorität der 
Forderung betreffen, allemal Nückficht genommen ters 
den, und es fteht ihm frei, felbft wenn der Eontradictor 
und die übrigen Gläubiger diefe Erinnerungen für uners 
heblich halten, auf die Inſtruction derſelben zwiſchen ihm 
und dem Liquidanten, — — anzutragen.“ 
$. 169. „Die eigentliche Appellation gegen das Claſ⸗ 
fifications-Urtel ſteht ſowohl dem Contradictor als den 
Gläubigern offen. 4 | 
6. 178. „Wenn die Appellation eines Gläubigerg die 
Forderung eines andern Mitgläubigers betrifft, welcher 
ihm vor oder gleich gefeßt ift, e8 mag nun die Rich» 
tigkeit und der Betrag diefer Forderung oder bie der: 
felben zuerfannte Priorität den Gegenftand der Beſchwerde 


ausmachen, fo muß das Appellationsverfahren nur zwi: 


fchen diefen Gläubigern verhandelt werden. — — 

Das Recht, welches bier den einzelnen betheiligten 
Gläubigern allgemein eingeräumt ift, ohne daß ein Unter: 
fchieb zwifchen den verfchiedenen Kategorien von Liquidans 
ten gemacht worden wäre, muß nothwendig den hypothe⸗ 
Farifchen Gläubigern ebenfalls zugeftanden werden, da der 
Nichter nicht unterfcheiden darf, wo ber Gefegeber dies 
nicht thut. Zu einer Augfchliegung der hypothekariſchen 
Gläubiger von jener Befugniß liege auch in dem Wefen 
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ihres Nechts und ihres Verhältniffes zu den übrigen Gläus 
bigern fein Grund vor. . Es würde vielmehr zu einer be⸗ 
deutenden Anomalie führen, wenn, nach Maaßgabe der ans 
geführten Beftimmungen der Concurs- Ordnung, 3. B. einem 
Gläubiger der vierten oder fiebenten Klaffe das Necht ein- 
geräumt werden müßte, die Verität der Forderung eines 
Hppothefengläubigers anzufechten, daffelbe Recht aber einem 
fpäter eingetragenen Realgläubiger, der doch viel näher fteht, 
verweigert werden ſollte. 

Hiernach erfcheint der, von dem Plenum angenom⸗ 
mene Grundfag vollkommen gerechtfertigt. 

Für den Fall, daß das angefochtene Hypothekenrecht 
eines voreingetragenen Gläubiger, fei e8 wegen mangelns 
den Titels oder wegen Ungültigkeit der Forderung ſelbſt, 
wirklich rechtskräftig vermworfen wird, entficht zwar noch 
die Frage: ob dies zur Folge hat, daß der dadurch freige> 
wordene Betrag der Kaufgelder des verpfändeten Grund» 
ſtücks den Gläubigern der dritten Klaffe zu Gute kommt, 
oder ob derfelde zur Communmafle fließt? Diefe Frage 
ift indeg nicht zur Berathung des Plenums geftellt; «8 
liegt alfo auch verfaffungsmäßig Feine Veranlaffung vor, 
diefelbe zu prüfen, oder auch nur den, gegen den angenom- 
menen Grundfag erhobenen Einwurf näher zu erörtern, daß 
jeder Hppothefengläubiger mit der einmal angenommenen 
Sicherheit — mit der einmal im Hypothekenbuche 
eingenommenen Stelle — ſich begnügen müffe (A. L. R. 
Th. I. Tit. 20. $. 22.), und daher keinen Anfpruch auf 
denjenigen Kaufgelderbetrag babe, welcher auf die vorein- 
. getragene Forderung gefallen fein würde, wenn diefelbe 
fi) als rechtsgültig erwieſen hätte. 

Allerdings iſt nur derjenige Liquidant berechtigt, die 
Zorderung feines Mitgläubigers anzufechten, der ein In⸗ 
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tereffe dabei hat, alfo von der Augfcheidung ber beftritte 
nen Forderung wirklich einen Wortheil erwarten darf. 
Könnte nun ein Hypothekengläubiger von ber Anfechtung 
ber Forderung eines ihm vorfichenden Mitgläubigers uns 
zweifelhaft niemals Vortheil haben, fo würde auch eis 
nem Hypothekengläubiger das Recht zu diefer Anfechtung - 
eingeräumt werden dürfen. Allein, felbft wenn man zus 
giebt, daß die fpäter eingetragenen Gläubiger das Perci- 
piendbum des, auf ihr Betreiben auggefchloffenen voreinge⸗ 
tragenen Släubigers nicht ftatt feiner in der dritten Klaffe 
in Anfpruch nehmen Fönnen: fo würde jenes Percipiendum 
doch jedenfall zur Communmaffe fließen, und bei der Vers 
mehrung der legteren haben auch die Hypothekengläubiger 
infofern ein. Intereſſe, als fie wegen ihres Ausfalls in der 
dritten Klaffe, nach den $$. 392. 452. Tit. 50. Th. I. der 
4. ©. D. aus der Gemeinmaffe ihre Befriedigung in der 
vierten, fünften oder fechften Klaffe zu fordern berechtigt 
find. Ob fie aber hiermit fich begnügen müſſen, oder dag 
ganze Percipiendum ausſchließlich für fich bei der Smmos. 
biliarmaffe in Anfpruch nehmen Fönnen, darüber if, wie bes 
merkt, bier feine Entfcheidung zu treffen. 

Eine Klaffe von. Hppothefengläubigern Fann zwar 
- nur alsdann einen Vortheil von der Anfechtung der For 
derung eines Mitgläubigers haben, wenn wirklich anzuneh⸗ 
men ift, daß das Percipiendum des Letzteren den Gläubi- 
gern der dritten Klaffe zufällt. Zu dieſer Klaffe gehören 
diejenigen Gläubiger, denen nicht zugleich ein perfönliches 
Forderungsrecht an den Gemeinfchuldier zufteht. Diefe neh⸗ 
men an der Gemeinmaffe Feinen Theil, fie würden alfo das 
Hypothekenrecht ihres Mitgläubigerg, wenn deffen Pereis 
piendum jedenfalls zur Gemeinmaffe gegogen werden müßte, 
ohne Intereſſe beftreiten, und deshalb nicht legitimirt 
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Lesstere aber hinfichtlich folcher Gläubiger, welchen der Ge. 
meinfchuldner nicht perfönlich verhafter iſt, wirklich ans 
zunehmen fei, dies muß ebenfalls dahin geftellt bleiben, weil 
diefe Frage davon abhängt: 
wem das Percipiendum des ausgefchiebenen Hypotheken 
gläubigers zufällt? 
und hierüber eine Entſcheidung zu treffen, kein Grund vorliegt. 





— — 


N 15. | 
Kirchenpatron. Kirchenvorſteher. Geiſtliche 
Obern. Staatsoberaufſichtsrecht. Proceß⸗ 
legitimation. 


I. Kirchenpatrone find nicht ermächtigt, Proceſſe we⸗ 
gen des Kirchen» und Pfarrvermoͤgens für ſich 
allein zu führen, wenn die Kirchenvorfteher un. 
ter Zuftimmung der geiftlichen Obern ihren Bet: 
tritt zu denfelben verweigern. 

A. L. R. Th. I. Tit. 11. 59. 650— - 659. 
vgl. ebend. 56. 568. 552. 585. 774. 


1. Sm Fall einer foldhen Weigerung haben die Kö» 
niglichen Provincial»-Regierungen, vermöge des 
Oberauffichtsrechtes des Staats über das Kir: 
hen» und Pfarevermögen, blos die Befugniß, 
die geiftlichen Obern zut Wahrnehmung der Nechte - 

der REN a im Berwalgungs» 
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wege zu veranlaffen, nicht aber ben Proceß ſelbſt 
zu führen ?). 
A. L. R. a. a. O. 66. 161. 162. 167. 1608. 
vgl. ebend. $. 659. 


Das Patronatrecht über die Eatholifche Kirche zu Pu: 
dewitz gebührt dem Landesheren, und wird von der Kö: 
niglichen Regierung zu Pofen verwalte. Bei Gelegenheit 
einer Vererbpachtung der, zur Kirche gehörigen Pfarrlände: 
reien erhielt der Pfarrer von den Erbpächtern die Summe 
von 833 Thlen. 10 Sgrn. Die Königliche Regierung glaubte 
diefen Betrag als einen Theil des Erbftandsgeldes anfehen 
zu müſſen, obgleich die Erbpächter die, im Vertrage über: 
nommenen Leiftungen außerdem fchon erfüllt hatten, und 
erhob Namens des Fiscus, ald des Patrons, gegen den 
- Pfarrer Klage auf Bezahlung der angegebenen Summe, 
Der Verklagte beftritt den Anfpruch, indem er behauptete, 
daß die gezahlten 833 Thlr. 10 Sgr. ein freies Gefchent 
der Erbpächter feien, welches er zu Firchlichen Zwecken ver» 
wendet habe, und trat hierüber den Beweis an. Das vor; 
malige Landgericht zu Pofen verurtheilte am 4. Juni 
1834 den DVerklagten 

zur Zahlung der eingeklagten Summe an den Fiscug, 
als Patron der Elagenden Kirche, und an das Kirchen: 
Collegium, 
indem e8 in dem Erkenntniß die Kirche zu Pudewitz, ver 
treten durch die Königliche Regierung zu Pofen, als Ela 
genden Theil bezeichnete, 


1) Vol. Refeript vom 23. Auguſt 1822 (Sahrbücher Bh. X. 
©. 35.) D. H. 
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Das Dber- Appellationsgericht zu Pofen ver: 
anlaßte in der zweiten Inſtanz den Beitritt der Kirchen: 
vorfteher zu dem Proceſſe; die fiscalifche Behörde erklärte 
deren Zugiehung, weil der Patron auch allein zur Sache 
legitimirt fei, zwar für überflüffig, ließ fich aber dieſelbe 
ebenfo gefallen, wie der WVerflagte. 

Das, am 7. November 1836 ergangene Appellations⸗ 
urtel vertrante dem Werflagten einen Eid darüber an: 

Daß er die eingeflagte Summe nicht als Einkaufs⸗ oder 
Erbftaudsgeld erhalten Habe. 

Die Kirchenvorfteher erklärten, fich bei dieſem Urtel 
beruhigen zu tollen; die fiscalifche Behörde dagegen legte 
die Revifion ein, deren Zuläffigkeit der Verklagte in Abrede 
ſtellte, weil ber Fiscus, als Patron, für ſich allein zur Fort⸗ 
fegung des Proceſſes nicht legitimirt fei. 

Das Geheime Ober : Tribunal ee am 
23. September 1837: 

daß, gemäß des $. 659. Tit. 11. Th. 11. des A. L. N, 
die Erklärung der geiftlichen Obern über die Zortfegung 
des Procefies zu erfordern, und eventuell mit dem, von 
denfelben der Kirche zu beftelenden Anwalt weiter zu 
verfahren ſei. | 
Das inſtruirende Gericht wandte fich demzufolge an 
das erzbifchöfliche EConfiftorium in Gnefen. Diefes lieg 
mit den Kirchenvorftehern verhandeln, und billigte hiernächft 
deren wiederholt ausgefpröchenen Entfchluß, gegen das Ap⸗ 
pellationg: Erkenntniß ein Nechtsmittel nicht: einwenden zu 
wollen; die Königliche Regierung aber erklärte, daß fie, uns 
geachtet das ersbifchöfliche Eonfiftorium der Anficht der Kir, 
chenvorfteher beigetreten fei, „won Tandesherrlicher Oberauf: | 
ſicht wegen,“ wie fie fich ausdrückte, auf der Reviſion be: 
ftehe, und Entfcheidung in dritter Inſtanz verlange, 
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Das Geheime Dber:- Tribunal erfannte hierauf 
am 30. April 1838, daß: die eingelegte Reviſion für nicht 
devolvirt zu achten. | | 
Gründe. 

Der Einwand des Verklagten, daß der Patron allein 
das Rechtsmittel der Reviſion einzumenden nicht befugt fei, 

erfcheint begründet, 

Kevidentin hält den — zur Anſtellung und 
Fortſetzung eines Proceſſes, wie der vorliegende, für ſich 
allein berechtigt, weil nach $. 568. Tit. 11. Th. II. des 
N. L. R. dem Patrone die unmittelbare Aufficht über die 
Kirche, nebſt der Sorge für deren Erhaltung und Verthei⸗ 
digung obliege, in dieſer Verbindlichfeit auch das entfpres 
chende Recht enthalten fei, und Fein Geſetz beftimme, daß 
der Patron feine hieraus hervorgehende Befugniß nur in 
Gemeinfchaft mit ben Kirchenvorftchern ausüben dürfe. Nas 
mentlich fei in den $$. 650. u. flgd. a. a. D., die allein 
von Proceſſen der Kirchengemeinden handeln, eine folche 
Beſchränkung nicht enthalten. Überdies habe auch der Pas 
tron ein eigenes, felbfiftändiges Intereſſe bei der Erdaltuug 
des Kirchen⸗ und Pfarrvermögens. 

Ein Intereſſe der Art iſt zwar nicht in Abrede zu ſtel⸗ 
len, indeſſen haben die Eingepfarrten ebenfalls ein ſolches, 
und dennoch iſt keinem einzelnen Mitgliede einer Kirchenge⸗ 
meinde geſtattet, Proceſſe über Gegenſtände des Kirchen⸗ 
oder Pfarrvermögens zu führen; dieſe Rückſicht kann daher 
nicht entſcheiden. | 

Die Worte des in Bezug genommenen $. 568. a. a. D. 
des A L. R.: 

Derjenige, welchen die unmittelbare Aufſicht über eine 
Kirche, nebft der Sorge für ihre Erhaltung und Ver 
theidigung obliegt, wird der Kirchenpatron genannt; 

j ent: 
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enthalten eine Definition des Patronatrechts, aus telcher 
der, von der Mevidentin aufgefielte Sag fich wohl herleis 
ten ließe, wenn der Umfang der, Im Patronate enthaltenen 
Befugniſſe im Gefege gar nicht näher beftimme wäre. Das 
Letztere iſt jedoch gefchehen, und deshalb können bie Nechte 
des Kirchenpatrong: aus jener Definition nur fo weit ent 
nommen werden, als die andermweitigen fpecieleren Vor⸗ 
fchriften über diefe Rechte es geftatten. Es weifet num der 
$. 585. a. a. D. den Patron an, Verwalter des Kirchen» 
vermögen zu beftellen, von denen er Rechnungslegung fors 
dern darf, und der $. 619. a. a. D. überträgt, gemäß dem 
Principe des $. 217. ebend., den, vom Patrone beftellten 
Kirchenvorftehern ?) die Verwaltung des Kirchenvermögens. 
Der ganze „von der Verwaltung der Güter und des Vers 
mögen der Pfarrkirchen!" Handelnde Abfchnitt 9. ($$. 618 — 
771.) a. a. D. redet von den Nechten und Pflichten dies 
fer Kirchenvorfteher und Verwalter, und räumt dem Pas 
tron nur die Beauffichtigung bderfelben, fo mie eine Con⸗ 
trole ihrer Thätigkeit ein. Go follen namentlich die Vor 
fteher nach den $$. 629. 632. u. 637. a. a.D. Capitalien 
ohne Genehmigung des Patrons nicht auffündigen, erheben 
oder ausleihen, und nach den $$. 647. 668. u. flgd., 686. 
u. figd., 700. u. flgd. a. a. D. bei Vermiethung, Verpach⸗ 
tung oder Verkauf von Grundftücken, oder bei vorfallenden 
Bauten und Neparakuren, wie bei jeder außerordentlichen 
Ausgabe aus dem Kirchenvermögen überhaupt, die Zuftims 
mung des Patrons einholen. Immer aber bleiben die Vor⸗ 
ſteher die Ausführenden, und der Patron kann nur mit ih⸗ 
nen oder beziehungsweiſe durch diefelben, niemals aber als 


2 Dal. $. 552. 0.0. O. ” D. 9. 
Bd. IV. K 
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“fein, oder gar gegen ihrem erklärten Willen, bei der Ders 
mögensvertvaltung nach außen bin handelnd auftreten. 
. Im gleicher Weife verordnet, in Bezug auf die Füh— 
rung von Proceffen, der $. 650. ebend.: 
„Wenn die Kirche wegen ihrer Güter und ihres Ver 
mögeng in Proceffe verwickelt wird, fo liegt der Betrieb 
derfelben den Vorſtehern ob; 
"und der $: 651. verpflichtet den Patron nur, 
die Vorſteher in Ausführung und Vertheidigung der Kir: 
chengerechtfame zu unterflügen. 

Nach $. 652. müffen, wenn eine Kirche Klägers Stelle 
vertreten fol, der Patron und die Vorfteher vorher Die 
Genehmigung der geiftlichen Obern dazu einholen, was ger 
wiß nicht dafür fpricht, daß der Patron einfeitig Nas 
mens der Kirche klagen dürfe, und nach $. 658. ebend. ift 
die Vollmacht zum Betriebe eines Proceffes von dem Pas 
trone und dem Kirchenvorftehern ausguftellen. 

ag in den angeführten Gefesftellen vom Kirchenver⸗ 
mögen worgefchrieben ift, dag gilt aber auch vom Pfarr» 
vermögen. Das Letztere iſt eben nur derjenige Theil des 
Kirchenvermögens, welcher fpeciel zum Unterhalte des Pfar⸗ 
vers und der übrigen Kirchenbeamten beftimmt ift, $. 772. 
ebend, Es unterfcheidet fih von dem übrigen Kirchenvers 
mögen, dem Kirchenvermögen im engern Sinne, mit wel⸗ 
chem es nach $. 774. gleiche Rechte hat, allein durch dieſe 
befondere Beftimmung und den hieraus fließenden Nieß- 
brauch des Pfarrers, im Übrigen aber wird Beides als ein 
Eigenthum der Kirchengemeinde oder Kirchengefellichaft bes 
trachtet; $$. 160. 170. u. flgd., 217. a. a. D. "Das 
ber concurriren auch die Kirchenvorficher und der Patron 
bei den, das Pfarrvermögen betreffenden Angelegenheiten, fo 

weit «8 ſich nicht blos um die Niegbrauchsrechte des Pfars 
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rers handelt, in ähnlicher Weiſe wie bei dem eigentlichen 
Kirchenvermögen; $$. 779. 782, 789 u. figd., 803. 807. 
und 808. ebend. 

Hiernach kann die, von der Königl. Regierung, Nas 
mens des Fiscus in der Eigenfchaft als Patron der Pfarrs 
kirche zu Pudewig, allein angebrachte- Reoifien nicht für 
ftatthaft erachtet werben. 

Die Königliche Regierung befteht, nach ihrer letzten 
Erklärung, zwar noch auf Fortfegung der Reviſion „von 
landesherrlicher Oberaufficht wegen,“ damit giebt fie aber 
jegt eigentlich den urfprünglichen Klagegrund auf, welcher 
in dem vermeintlichen Nechte des Kirchenpatronates gefun- 
den wurde, und bringt flat deſſen ein gang neues Ele— 
ment. in den Proceß. Dies ift jeboch nicht zuläffig. 
Denn, wenn felbft dag, den Staate unzweifelhaft zufte 
hende Oberauffichtsrecht über das Kirchenvermögen die 
Befugniß enthalten folte, auch gegen den Willen der, 
durch die Kirchenvorfteher vertretenen Kirchengemeine einen 
Proceß über das Kirchenvermögen zu führen, fo Fönnte 
dies doch nicht erft durch den Eintritt der Staatsbehörde, 
als neuen Klägers, in die dritte Inſtanz eines, bis das 
hin von ganz andern Parteien, nämlich von dem Kirs 
chenpatrone und den Kirchenvorfichern, betriebenen Rechts⸗ 
ftreites gefchehen, vielmehr nur in einem neuen, auf jenes 
Dberauffichtsrecht des Staates von Haufe aus gegründes 
ten Berfahren. 

Allein es darf auch das Oberaufſi chtsrecht des Staa⸗ 
tes nicht in dieſem Maaße ausgedehnt werden. Das 
A. L. R. beſtimmt a. a. O.: 

$. 161. „Das Kirchenvermögen ſteht unter der Ober 

aufficht und Direction des Staats. Ä 
8. 162. „Der Staat ift berechtigt, darauf zu ſehen, 
| K2 
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daß die Einkünfte der Kirchen wedlmiſis verwendet 
werden.“ | 

§. 167. „Das Rirchenvermögen ſteht unter ber Auf⸗ 
ſicht der geiſtlichen Obern.“ 

$. 168. „Dieſe find ſchuldig, für die Unterhaltung 

und zweckmäßige Verwendung defielben, nach der Vers 
faffung einer jeden Kirchengefellfchaft, zu ſorgen.“ 

Es liegt demnach in. dem Oberauffichtsrechte nur bie 
Befugniß der betreffenden Staatsbehörde, in dem geordnes 
ten Wege der Verwaltung und nach Maaßgabe des Nefs 
fortverhältniffes, die geiftlichen Obern, denen die Aufficht 
üiber das Kirchenvermögen zunächft gebührt, zur Wahrnehs 
mung der Nechte der betheiligten Kirchengemeine zu verans. 
Iaffen, fo dag der Proceß feinen Fortgang immer nur für 
die Iegtere behält, die dann nicht, wie gegenwärtig, als wis 
derfprechend, fondern als mit diefer, ihr Eigenthum betreffen, 
den Maaßregel übereinftimmend anzufehen fein würde. Diefen 
Weg hat die Königliche Regierung nicht eingefchlagen; der 
Kichter aber kann über Die Meinungsverfchiedenheit zwiſchen 
derfelben und dem ergbifchöflichen Eonfiftorium nicht entfcheis 
den, fondern muß nach dem ſchon angeführten $. 659. das 
bei ſtehen bleiben; daß die, in dieſer Gefegftele für compe- 
 tent erklärten geiftlichen Obern die En der Kirchen» 
vorſteher Berndt baben. 





| J% 16. 
Muͤnſter. Sütergemeinfchaft Ehegatte. 
Veraͤußerung. 





Im Fuͤrſtenthum Muͤnſter iſt ein, in der dort gel⸗ 
tenden Guͤtergemeinſchaft lebender Ehegatte nicht berech⸗ 
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tigt, den ganzen Inbegriff des gemeinſchaftlichen 
Vermoͤgens ohne Zuſtimmung des andern zu ver 
Außern *). 
er Ordrung der Haupt» und Reſidenz⸗ 
Stadt Münfter in Weftphalen vom 18. Ja⸗ 
nuar 1592. Cap. V. und VII, und Ad- 
jectum IL anno 1607 (1601) in De- 
_ cembri (zu Cap. V,.)* 


Die, mit ihrem Ehemanne in ber ptovinciellen Güter 
gerneinfchaft des Fürſtenthums Münfter Iebende Ehefrau 
des Auctionatord Delffmann, geborne Diekmann, 
fhloß unterm 12. Juni 1836 mit. dem Actuarius Reder, 
ihrem Sohne aus einer früheren Ehe, vor Notar und Zeus 
gen einen Contract, Inhalts deffen. fie dem ac. Reder dag 
Eigenthum ihres gefammten Jmmobiliars und Mobiliar 
Vermögens nach einem beigefügten Verzeichniſſe übertrug, 





1) Man vgl.: 

L. Scheffer, genannt Boichorft, Bericht an das Königl. * 
kiuminiferigm über die Münfterfche Gütergemeinfchaft vom 22. Ortes 
ber 1804. (Jahrb. Bd. XXXIV. ©. 16 — 47.), befonders A 14— 17. 
(&. %.) und 7 63. unter 7. (&. 46.). 

U. Maurenbrecher, über die, im Erbfürftenthume Münfter gel 
tende Gütergemeinfchaft (Jahrb. Bd. XXII. &.221—- 292. ), haupt 
ſachlich $. 9. (S. 240—247.), und deffelben Nachtrag zu dieſer 
Abhandlung (a.a.D. Bd. XXXVII. ©. 16.). 

IH. Deiters, die eheliche Gütergemeinfchaft nach dem Min: 
ſterſchen Provincialrecht x. Bonn 1831. 8. 64. ©. 183. u. figd. 

D. H. 


2) Abgedruckt in Schlüter, Provineialrecht der Provinz Weſt⸗ 
phalen, Bd. J. S. 117 — 154. Üüber dieſelbe vgl. man von Kamptz, 
die Provincialrechte in der Preuß. Monarchie Bd. II. S. 506. 507., 
und Deiters, a. a. D.$. 4.819. u. fi. DA. 
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wogegen der ꝛc. Meber fich verpflichtete, - ſämmtliche auf 

diefem Vermögen haftende Schulden zu übgrnehmen, und 

feine Mutter Iebenslänglich unentgeltlich zu unterhalten. 
‚ Zugleih ward im-$. 3. des Contracts beſtimmt: 
nDie Übergabe des übertragenen gefammten Vermögens 
fol als gefchehen betrachtet werden, und verfpricht die 
Ehefrau Delffmann, den Befig diefes, ihr von dem 
Actuarius Reder in Gewahrſam gelaffenen Vermögens 
von jegt an nur in deffen Namen auszuüben. 

Der Ehemann der verehelichten Delffmann war bei 
diefem Vertrage nicht zugezogen worden, obwohl dag, dem 
leßteren beigefügte Verzeichniß des, auf den eꝛc. Neder über 
tragenen Vermögens dei ganzen Inbegriff der gemeinfchafts 
Tichen Güter der Delffmannfchen Eheleute umfaßte. Am 
Tage nach Abſchluß des Eontractd fuchte Neder auf 
Grund deffelben bei dem Land» und Stadtgerichte zu Wa; 
rendorf gegen den Auctionator Delffmann, der, nach 
feiner Behauptung, einen Verkauf des Mobiliars beabſich⸗ 
figte, ein, auch fofort erlaffenes Veräußerungsverbot nach, 
und bat zugleich, 
ihm das Eigenthum des geſammten , im Delffmann⸗ 

ſchen Hauſe befindlichen, auf 810 Thlr. gerichtlich ab⸗ 
geſchätzten Mobiliars zuzuerkennen. 

Dieſer Antrag wurde als eine Intervention betrachtet 
und der Proceß eingeleitet. 

Der Verklagte verlangte die Abweiſung des Klägers. 
Er hielt den, ohne ſeine Zuziehung geſchloſſenen und, nach 
feiner Behauptung, eigentlich nur eine Schenkung enthal⸗ 
tenden Contract für ungültig, weil der Kläger bei Ab: 
ſchluß deſſelben einfehen müſſen, daß Verklagter durch den 
Vertrag gänzlich um das Seinige gebracht werde, und fi) 
daher offenbar in boͤſem Glauben befunden habe. Außer: 
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dem wandte er ein; daß das Eigenthum des in Anfpruch 
genommenen Mobiliar Vermögens auf den Kläger nicht 
übergegangen fein Fönne, da er, Verflagter, fortwährend im 
Beſitze deffelben geblieben, und die, im $. 3. des Contracts 
enthaltene Erklärung nicht hinreichend fd vo dieſen Det 
zu entziehen. 

Das Land» und Stadtgericht zu Warendorf 
erachtete in ‚feinem, am 12. October 1836 eröffneten Urtel 
die Einwendungen des Verklagten, mit Rückſicht auf die . 
Beftimmungen des Münfterfchen Provincialrechts, für uns 
erheblich, und fprach dem Kläger das Eigenthum des, von 
der verchelichten Delffmann vermöge notariellen Cons 
tractd vom 12. Juni 1836 erworbenen Mobiliar - Vermö · 
gens zu. 

Der Verklagte appellirte. De zweite Senat des 
Dberlandesgerichts zu Münfter hielt auch den Eine 
wand deffelben, daß Kläger fich im böfen Glauben befuns 
den haben müffe, für durchgreifend, änderte dengemäß durch 
das, am 18. April 1837 eröffnete Wrtel die Entfcheidung erfter 
Juſtanz ab, und erkannte auf Abweiſung des Klägers. 

Nunmehr ergriff der Kläger die Revifion. Das Ges 
heime Dber- Tribunal beftätigte indeg unterm 22. Sep: 
tember 1338 dag zweite Erkenntniß. 

Gründe. 

Der Richter erfier Inſtanz bat feinen Euntſcheidungs⸗ 
gründen die Behauptung an die Spitze geſtellt: 
daß nach dem unzweifelhaften Münfterfchen Provin⸗ 
cialvechte die verchelichte Delffmann wohl befugt ge_ 
weſen fei, über die gange gemeinfchaftlihe Güter: 
maſſe einfeitig, ohne Vorwiſſen und Willen des Ehe: 
mannes, rechtsgültig zu verfügen. 

Auch der Appellationgrichter widerſpricht dieſer Behaup⸗ 
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kung nicht geradezu, fondern meint nur, daß im vorliegen 
den Sale die Übertragung des Eigenthums auf den Klä⸗ 
ger mit rechtlicher Wirkung um deshalb nicht gefchehen Eöns . 
nen, weil berfelbe fich. in. böfem Glauben befunden haben 
müſſe, und namentlich Dolofer Weife ein constitutum posses- 
sorium habe verfprechen laffen, um dadurch den Verklag⸗ 
‚ten der Mittel gu berauben, fich durch gerichtliche Verbote 
gegen die naheligen Dispofitionen feiner Ehefrau ficher 
zu fielen. 

Als Belag für Sen behanpteten, oben erwähnten Grunds 
faß des Münfterfchen Provincialrechts werben die Mün⸗ 
fterfche Polizeiordnung vom 18. Januar 1592 Kap. VII. 
und. das Adject. II. vom December 1607 .(1601)°), fo 
wie Schlüter, Provincialrecht der Provinz Weftphalen, 
Sb. I: 66. 73. und 74., und Welter, bie Maußerſche 
eheliche ee 9), — 





3), Bol. Deiters, a. a. O. ©. 120. und Note r). 
D. 


4) a in ber angeführten Schrift (Münfter 1829), der 
merft ©. 48 

— — „Die Polizeiordnung giebt denn auch. jedem Ehegatten die 
Befugnif,. — über die ganze, zur. Gemeinſchaft gehörige Vers 
mögensmaffe frei und unbefchränft zu verfügen, und erklärt alle 
Derträge, welchen Namen fie auch haben mögen, und ohne Unter⸗ 
terfchied, ob fie. einfeitig von dem Manne oder einfeitig von der 
Frau gefchloffen find, für volfommen gültig, und für beide Ehes 
leute, mithin auch für den nicht mit eontrahirenden Theil, vollkom⸗ 
men verbindend. Ganz deutlich beftinmt dies dad Adjectum von 
1607: in den Schlußworten deffelben ꝛc. Diefe Regel beftätigt ganz 


vorzüglich auch die Erbpachtorduung in Tit. VII $. 30., mo von 


den Befchränfungen die Mede ift, melchen die Erbpächter bei der, 
unter ihnen eintretenden Münfterfchen Gütergemeinfchaft unterworz 
fen fein follen. — Nicht alfo der Mann allein, fondern auch die Frau 
it au ber Verwaltung des gemeinfchaftlichen Vermögens berechtigt, 
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An der allegirten ‚Stelle der erfleren Schrift heißt es 
auch mit Bezugnahme auf die. gedachte Polizeiordnung 
Kap. V. Adjectum Il: vom J. 1607 (1601): — 

6. 73. „Bufolge dieſer allgemeinen Gücergemeinfchaft 

hat jeber der beiden Eheleute, gleich nach Vollziehung der 
Ehe durch die priefterliche Trauung, an den beiberfeitg 
in die Ehe gebrachten und während ber Ehe ertworbenen 
und ererbten Gütern ein condominium. pro indiviso, 
ein Sefammteigenthum, und jeder Ehegatte kann darüber 
ohne Mitwirken des andern gültig unter den — 
verfügen.“ — — 

$. 74. „Wenn ein Ehegatte nachtheilige Verãußernn⸗ 

gen und Verpflichtungen durch den andern nicht leiden will, 
fo kann er gerichtliche Verbote dagegen nachſuchen. — — 

Der hier angeführte. provincialrechtliche Grunbſatz iſt 
auch faſt wörtlich in den revidirten Entwurf des Provin⸗ 
cialrechts des EEE Mü ner (Berlin 1586) 





und alle, in Hinfi cht deffelben von dem einen oder anderen Ehegats 
ten porgenommene Handlungen, foweit diefe nicht in Verfchwendung 
ausarten, und dieferhalb gerichtliche Inhibitorien nachgefucht ſ au - 
müffen als zu Recht beftehend angefehen werden; 
und ferner ©. 56.: 

„Überhaupt ift es allgemeine Regel der Münſterſchen Gütergemein⸗ 
ſchaft, daß jeder Ehegatte nach Gutbefinden über die gemeinſchaft⸗ 
liche Vermögensmaſſe und einzelne Theile derfelben rechtsbeftändig 
disponirt, und durch feine Verfügung den andern bindet, und daß 
ebenfo jedes in: der Ehe ſich ereignende Unglück beide Eheleute und 
beren gemteinfchaftliche Gütermaffe trifft. 

Nach allen diefen Fann alfo jeder Dritte mit jedem Ehegatten, 
mit dem Manne ohne Vorwiſſen und Willen der Frau, und mit 
der Frau ohne Vorwiſſen und Willen des Mannes, fi) in Verträge 
gültiger Weife einlaffen; die gemeinfchaftliche Gütermaſſe beider Ehe⸗ 
gatten haftet ihm, kraft der Gütergemeinſchaft , worin dieſe leben, 
für die Rechte und Vortheile, die er in dem Vertrage einſeitig durch 
und gegen den einen Ehegatten erworben hat.“ 
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68. 34. und 35.9) aufgenommen, und bei: den Berathun⸗ 
gen mit den Ständen iſt, nach den Motiven zu dem eben 
angeführten Entwurfe S. 12. und 13., auf den Grund 
der Polizeiordnung, in welcher, wie es S. 8. a. a. O. 
heißt, das uralte Recht durch ſchriftliche Abfaſſung gegen 
das gemeine Recht in Sicherheit geſtellt worden, als un⸗ 
zweifelhaft erachtet, daß im Mümſt e r ſchen jeder Ehegatte 
über das gemeinſchaftliche Vermögen unter Lebenden gültig 
einſeitig verfügen könne. 

Wenn man nun auch hiernach und nach dem über: 
einſtimmenden Zeugniſſe der Richter erſter und zweiter In⸗ 
ſtanz annehmen will, daß den, ſelbſt einſeitig vorgenomme⸗ 
nen Dispoſitionen eines. Ehegatten im Münfterfchen rück 
fichtlich der, zum gemeinfchaftlichen Vermögen gehörigen Ges 
genftände im Allgemeinen die rechtliche Wirkſamkeit nicht 
abgefprochen werben Eönne, fo folgt doch daraus immer 
noch nicht, daß diefe Dispofitionsbefugnig der Ehegatten 
in dem Grade ausgedehnt fei, wie im vorliegenden Falle 
der Kläger. behauptet, und der erſte Nichter annimmt. Es 
kommt vielmehr zunächft auf eine Prüfung an, ob aus der 
angegebenen Duelle jener provincialrechtlihen Norm die 





| 5) Es beißt m. a. O.: 

$. 34. „Nach dieſer allgemeinen Gütergemeinſchaft hat jeder 
der beiden Eheleute, gleich nach Vollziehung der Ehe durch die 
prieſterliche Trauung an den, von beiden Seiten in die Ehe ge— 
brachten und während der Ehe erworbenen oder ererbten Gütern, 
ein ungetheiltes Geſammteigenthum (condominium pro indiviso), 
über welches jeder Ehegatte, ohne Mitwirkung des Andern, gültig 

unter Lebendigen verfügen kann.“ 

$. 35. „Ein Ehegatte kann gegen nachtheilige Verfügungen und 
Verpflichtungen durch den Andern fich nur Durch gerichtliche Vers 
bote ſchützen.“ 8.9 
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—— der Ehegatten in dem Schaupree 
Umfange herzuleiten iſt. 

Es lautet aber die betreffende Stelle des Adjectum II. 
vom December 1607 (1601) zu Kap. V. der Polizeiordnung: 
„Als auch auß täglicher Erfahrung befunden wird, daß 
. etliche unfererer Bürgere gantz unbedachtſamb ohne einig 
Vorwiſſen vielmeniger Belieben ihres Ehegaden ſich ver» 
buürgen, und alfo ihre Kinder und Ehegaden zu Zeir 
ten in. Aufferften Befchwär freien, haben Wir deme vor 
zukommen Uns mit Mders und Meifterleuthen verglichen, 
wofern hinführo ohne Vorwiffen und Belieben, feines 
Ehegadem Mann oder Fraw ſich für Jemand zum Bür⸗ 
gen einlaſſen würde, daß ſolche Bürgzahl an ſich, ſoviel 
den Ehegaden betrifft, fo dazu nicht bewilliget, unkräff⸗ 
tig, und der oder dieſelbige von den Ehegaden, ſo nicht 
gewilliget, wie auch da der. Dann oder. die: Fraw vor 
den Eheſtand mit einigen entweder ſelbſt gemachten oder 
auch: von. ben. Elteren ererbten Schulden beladen fein 
mwmögte, wider feinen Willen zu tragen nicht ſchuldig, ſon⸗ 
deren da Er oder Sie folche Schulden freymwilliglich nicht 
. annehmen. wolte,. alsdan das angebrachte Gut getheilt, 
wie auch: was in ftehender Ehe erſpart, gewunnen und 
erworben, zum halben Theil für. fich zu behalten, daß am 
dere den Ereditoren zu belaffen mächtig fein, andere 
Contractus aber in Kauffbandlungen, und fon; 
ſten wie die auch einen Namen haben mögen, - 
auf denen Sowohl erfparten als angebragten 
. Büteren, fie feien..gleich von den Dann oder Frawen 
berfommen, verrichtet werden, und nach allen Ge: 
brauch communio bonorum desfalls ftatt baben und 

‚ bebalten. ſollen.“ | | 
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Aus dieſer Vorſchrift ergiebt ſich zwar, daß nach * 
m ü nfterfchen Provincialrechte 
1. jeder beider Ehegatten, felbft ohne — bes 
Andern, Verpflichtungen eingehen kann, Bfrgfcheften 
ausgenommen, ‚und 
2. daß auch für folche einfeitige Verpflichtungen, 
mit Ausſchluß ‚vorehelicher. und ererbter. Schulden; das ge⸗ 
meinfchaftliche Vermögen beider Ehegatten verhaftet fein fol. 
Es ſcheint aber aus dem ganzen Zufammenhange:der 
Stelle hervorzugehen, daß hier überhaupt nur von einge⸗ 
gangenen paſſiven Schuldverpflichtungen die Rede iſt; über 
die Befugniſſe der Ehegatten dagegen, einſeitige Dispoſitio⸗ 
nen. über das borhandene Activ vermögen zu treffen, das 
Gefeß nichts Hat feftfegen wollen; wie denn namentlich auch 
nur Kaufhandlungen, nicht Verfäufe, erwähnt: wer 


den. Will man indeß, weil das Geſetz von Contracten im 


Allgemeinen ſpricht, die Worte deſſelben auch ‚auf: Verfü⸗ 
gungen über bie Subftanz des gemeinfchaftlichen Vermö⸗ 
gend. beziehen, : und daraus eine Beftätigung. der, beiden 
ſtändiſchen Berathungen als feftftchend . angenommenen Ob» 
ſervanz herleiten, daß folche. Dispofi tionen : ebenfalls mit _ 
rechtlicher Wirkung von jedem der Ehegatten: einfeitig vor⸗ 
genommen werden dürfen, fo iſt doch in dem Gefege nicht 
im entfernteffen außgefprochen, daß. ein Ehegatte auch fogar 
den ganzen Vermögens: Inbegriff: beider (Eheleute . 
einſeitig einem Dritten: gültig übertragen. könne, vollends 

wenn folches, wie.hier, blos gegen Übernahme der vorhan⸗ 
denen Schulden und die Verpflichtung zur Ernährung des 
Veräußernden gefchieht. Es wird vielmehr ausdrücklich bes 
ſtimmt, daß in. Betreff folcher Eontracte 

nach allem Gebrauch communio .bonorum desfalls 

ſtatt habe. 
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Sollen diefe Worte, auf Verfügungen fiber bag Acs 
tiovermögen angetvendet, einen Sinn haben; fo kann man 
fie nur dahin verſtehen, daß auch Contracte hinſichts dies 
fe8 Vermögens ganz nach den Grundfägen von der Güters 
gemeinfchaft zu beurtheilen find. Durch die Gemeinfchaft 
der Güter wird nicht nur überhaupt, fondern namentlich 
auch nach dem Münfterfchen Provincialrechte, wie die vo⸗ 
rigen Nichter und die von ihnen angeführten Schriftfteller " 
tibereinftimmend annehmen %), unter den Eheleuten ein con- 
dominium pro indiviso begründet, d. h. es ſteht ihnen 
an dem Sinbegriffe des gemeinfchaftlichen Vermögens ein 
Miteigentum nach ideellen Theilen gu”). Aug 
dem Begriffe dieſes Miteigenthums folge aber von feldft, 
daß jede willkürliche Dispofition des einen Miteigenthiis 
mers über das Necht des andern und vollends eine einfeis 
tige Vernichtung deffelben nicht zuläffig fein kann ®). Won 
diefer, auf alle Gemeinfchaften Anwendung findenden Ne 
gel machen die Gefeße zwar bei manchen Arten von Ges 
meinfchaften Ausnahmen, indem fie z. B. beider, unter Hans 
delsgeſellſchaftern beftehenden Gemeinfchaft jebes Mitglied 
als Factor der Andern anfehen, und demgemäß durch bie 
Handlungen des Einen Die Übrigen für verpflichtet - 





6) Dal. auh Scheffer-Bsichorft, a. a. D. [Note 1) uns 
tee I.] M 12. (©. 19.) — Maurenbrecher in der, Note 1) ums 
ter II. zuerft angeführten Abhandlung $. 8. (&. 239.). — Deiters, 
a. a. O. ©. 150 u. fisd. ($. 49.). . H. 

7) Das, den in Gütergemeinſchaft lebenden Ehegatten zuſte— 
bende Recht an dem gemeinfchaftlichen Vermögen nennt auch das 
A. L. R. (Th. I. Fit. 1. $$. 365. 373,) Miteigenthbum, fiber 
> Begriff man vgl. Ch. 1. Tit. 8. SS. 14. 15. 17. und Tit. 17. 
§. 1 


D. 
| 3) Val. 4. L. R. Th. I. Lit. 17. SS. 10 und 230, 
D. 


1 
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ten), auch bei der ehelichen Gütergemeinſchaft nicht ſelten 
» einem oder dem anderen Theile, befonders dem Ehemanne, 
die Befugniß zu einfeitigen Verfügungen über einzelne, 
zur Gemeinfchaft gehörige Gegenflände eingeräumt iſt '9). 
Es wird inde hierbei immer vorausgefegt, daß durch ders 
artige Dispofitionen der Begriff der Gemeinfchaft felbft nicht 
aufgehoben werde. Das Miteigenthum haftet auf dem 
Inbegriff des gemeinfchaftlichen Vermögens, und Fann 
ganz füglich beftehen, wenngleich einzelne, darin enthaltene 
Stücke, fei «8 auch durch einfeitige Handlungen eines Mits 
eigenthüimerg, aus dem Inbegriffe ausfcheiden. Das Recht 
der andern Miteigenthlimer an dem Vermögens» Inbegriff 
als folchen wird dadurch noch nicht beeinträchtigt, und 
fo lange der Iegtere felbft noch vorhanden ift, gewährt der 
Antheil des Verfügenden den Übrigen Miteigenthümern auch 
dag Mittel, wegen etwaiger nachtheiliger Dispofitionen ih⸗ 
res Geſellſchafters die Entfchädigung fich zu fichern. Aus 
diefer Rückſicht erfcheint es daher nicht auffallend, wenn 
ein Gefe verordnet, daß die Dispofition eines Miteigens 
thümers über einzelne, zum gemeinfchaftlichen Vermögens: 
Inbegriff gehörige Gegenftände gültig fei, und jedenfalls 
dem dritten Befiger gegenüber um des halb allein nicht 
angefochten werden Fönne, weil der andere Miteigenthümer 
nicht zugezogen morden. 

Daß nun aber den Ehegatten eine noch umfaffens 
dere Dispoſitions⸗Befugniß über das gemeinfchaftliche Vers 
mögen nach dem Münfterfchen Provincialrechte gebühre, 





9) Bl. %. 2. R. Th. IT. Tit. 8. 65. 633. 647. 
| D. 9. 

40) DI. A. R. Th. U. Tit. 1. 65. 377 u. figd. 
2.9 
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läßt fich nicht behaupten. Es ſteht vielmehr nach dem letz⸗ 
teren jedem Ehegatten unbeflritten frei, ſich gegen einfeitige 
nachtheilige DBerfügungen des andern durch Ausbringung 
gerichtlicher Verbote zu fichern. Aus biefer letzteren Befug⸗ 
uiß ergiebt fich unzweifelhaft, daß keinem der Ehegatten ein 
unbedingtes Recht zu einfeitigen Verfügungen eingeräumt 
‚worden ift, da in dieſem Falle nicht abzufehen wäre, wie 
der Nichter dazu kommen foll, dem einen Ehegatten die 
Ausübung feines gefeglichen Rechts auf Anfuchen des Ans 
dern zu verfchränfen. Wenn aber die Dispoſitions⸗Be⸗ 
fugniß der Ehegatten überhaupt nur eine beſchränkte iſt, 
und durch gerichtlichen Einfpruch. des anderen Theiles ge 
hemmt werden kann, fo läßt fich vollends nicht annehmen, 
daß diefelbe fogar zu einfeitigen Verfügungen tiber den gan 
zen Inbegriff des gemeinfchaftlichen Vermögens folle er⸗ 
mächtigen können. Diefer Folgerung würde auch entgegen 
ftehen, daß, nach der deutlichen Vorſchrift der Polizei» Ord» 
nung, binfichtlich der Dispofitionen ber Ehegatten, die ale 
gemeinen Grundfäge der Gütergemeinfchaft maaßgebend bleis 
ben follen, es mit diefen aber nicht im Einklang ftehen 
würde, denjenigen, welchem Die Geſetze in Beziehung. auf 
den Vermögens: Ssnbegriff, als folchen, nur ein Miteigen⸗ 
thum einräumen, al8 alleinigen Eigenthbümer anzufe 
ben, und ihm zu geftaften, über das Miteigentum des Ans 
dern willkürlich zu verfügen, ja diefen einfeitig bdeffelben zu 
berauben, und fackifch eine Aufhebung der, aus dem Gefege 
entftandenen Gütergemeinfchaft zu bewirken. 

Der erfte Richter beziehe fich zwar noch auf Kap. VII. 
der Polizei» Ordnung; allein diefe Stelle enthält ebenfo we⸗ 
nig, als irgend eine andere, einen fo auffallenden Grund: 
fa. Im Kap. VII. wird vielmehr nur von der Schich⸗ 
tung und Theilung des überlebenden Ehegatten mit den 
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Kindern gehandelt und verordnet, daß bie Hälfte der Gil 
ter den Kindern verbleibt. Für den Fall aber, daß Feine 
Kinder vorhanden find, bleibt der Überlebende im Befig 
und: Nießbrauch des beiderfeitigen Vermögens, muß jedoch 
von den Gütern, die nach feinem Ableben an die Verwand⸗ 
ten des Erfiverftorbenen zurückfallen, ein Inventarium auf⸗ 
richten, auch, wie es im. $. 15. heißt: 
„gnugſame Eaution, und Sicherung ftellen, daß die Güs 
ter nicht verbragt werden follen, damit des erft verftors 
benen Ehegemahls nechfte Blutsverwandte wiſſen mögen, 
tie viel der Güter feyn, fo fie folgends befommen werden. 4 
Diefe Beſtimmungen unterftügen im Gegentheil die Ans 
ficht, daß die Poligei- Ordnung keinesweges einem der Ehe 
gatten eine willkürliche Dispofition auch über den Antheil 
des Andern an dem Inbegriffe des gemeinfchaftlichen Vers 
mögeng habe einräumen wollen. Schlüter, a.a. D. fpricht 
fich über den Umfang der Dispofitionsbefugniß der Ehe 
gatten nicht beſtimmt aus, ſcheint indeß folche nicht big zu 
dem Nechte auf. Verfügungen über den ganzen Vermö— 
gens:Fnbegriff als ſolchen ausdehnen zu wollen; ja 
er bemerkt fogar in der Anmerkung zum $. 73. feines Pros 
vincialrechts ''), Daß die nn Dispofitionsbefugniß 
- der 





11) Es heißt a. a. D. ©. 59.: | 
„Dieſe einfeitige Dispofitionsbefugniß jedes Ehegatten wurde hicht 
- allein von- dem Hofgerichtsamtsverwalter Scheffer im Berichte 
vom 22. Detober 1804 und in jenem vom 18. April 1805, fon- 
dern auch von den, bei der Regierung angeftellten vormald Mün— 
ferifhen Räthen im Protocol! vom 30. März 1805 atteftirt. Der 
Dfficial war jedoch in feinem Bericht vom 29. April 1805 der 
Meinung, daß die Frau gar Fein Recht habe, die Güter ihres Mans 
nes zu eräußern, und daß der Mann nur dann, wenn Kinder vor⸗ 
handen, mährend der Ehe das beiderfeitige Vermögen veräußern 
Fönne. So wichtig auch diefe Frage if, fo find doch in Anfehung 
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Her Frau Über die Güter ded Mannes überhaupt in Zwei— 
fel gezogen worden, auch Feine Präjudicien darüber anzu⸗ 
führen fein. Welter, a. a. O. ©. 56. äußert zwar, daß 
nieder Ehegatte nach Sutbefinden überdie gemeinfchafts 
lihe VBermögensmaffe und einzelne Theile der» 
felben rechtsbeftändig disponiren könne“; er fcheint jedoch 
bierumter ebenfalls nicht. Verfügungen über das gefammte 
gemeinfchaftliche Vermögen, als eine universitas juris, 
verftanden zu haben. 

Fehlt es aber hiernach an einer probincialrechtlichen 
Norm, wodurch die Frage entſchieden wird: ob ein Ehegatte 
im Münſterſchen befugt ſei, den ganzen gemeinfchaft: 
lichen Vermögens-Inbegriff einſeitig zu veräußern? 
ſo muß Behufs ihrer Beantwortung auf die allgemeinen 
geſetzlichen Beſtimmungen zurückgegangen werden; nach die⸗ 
fen aber iſt dieſelbe, wie ſchon oben ausgeführt, zu verneinen. 

Demgemäß muß der, das ganze Vermögen der 
verehelichten Delffmann umfaſſende Veräußerungsvertrag 
vom 12. Juni 1836 für ungültig erachtet werden. Ob 
der Kläger in gutem Glauben die Ehefrau des Verklagten 
für befugt gehalten, über den ganzen Inbegriff ihres Ber 
mögens zu contrahiren, ift für die Entfcheidung der Sache 
ohne Einfluß, indem der Kläger bei jener Vorausfegung 
fich in einem. Rechtsirrthume befunden haben würde, der 
ihn nicht entfchuldigen kann. Der Appelationsrichter hat 
daher mit Unrecht fein Erfenntniß lediglich auf den angeb⸗ 
lichen böfen Glauben des Klägers gegründet. Wäre wirk— 
lich die verehelichte Delffmann berechtigt geweſen, den 


des Dispofitionsrechts der Frau gar Feine praejadicia yon den cher 
maligen DObergerichten anzuführen; vielleicht weil man den Sag 

nicht bezweifelt hat.‘ D. 2. 

IV. Bd. E g 
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ganzen Vermögens: Inbegriff zu veräußern, fo käme auch 
nichts darauf an, daß Kläger mit derfelber ohne Genchmis 
gung ihres Ehemannes contrahirte, und ob er. voraugfehen 
Fonnte, daß der Legtere den Vertrag nicht genehmigen werde. 
Die Abweiſung des Klägers ift aber auch in anderer 
Beziehung gerechtfertigt. | 
Der Kläger ſtellt felbft nicht in Abrede, daß er bie 
Überlieferung des ihm veräußerten Vermögens: Inbegriffe 
nur infofern verlangen darf, als er rechtlich für den Eigen- 
thümer deffelben anzuſehen ift, wie denn überhaupt die Klage 
als eine, von dern Eigenthlimer angeftellte Intervention bes 
frachtet worden. Der Kläger glaubt aber, dag Eigenthum 
auch wirklich ſchon durch die, im Contracte enthaltene Erflä- 
rung der Berfäuferin erlangt zu haben, wonach die Natural: 
Übergabe als gefchehen betrachtet werden, und die Verkäuferin 
den Befiß des Vermögens ferner nur im Namen des Klägers 
ausüben folle; Kläger findet hierin ein constilutum pos- 
sessorium, vermöge deſſen das Eigenthum der verkauften 
Gegenſtände auf ihm übergegangen ſei. Dies iſt jedoch un: 
richtig. in conslitutum possessorium ift bei den, zur 
Gütergemeinfchaft gehörigen Gegenftänden nicht denkbar, 
weil der einfeitig veräußernde Ehegatte, fo lange die Sache 
nicht wirklich aus feiner Gewahrfam heraus: und in den 
Naturalbefig des Erwerbers übergegangen ift, fih nur im 
Mitbefige mit dem andern Ehegatten befindet, jedenfalls 
alfo nur diefen Mitbefiß auf einen Dritten übertragen 
kann. Don der Überlaffung eines folchen ift aber hier nicht 
die Mede. Dem Nefultate nach erfcheint daher die Ent: 
ſcheidung des Appellationgrichters richtig, und mußte beftä- 
tigt werden. 


— — — 
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| KA | 
-Subhaftation. Kaufluſtiger. Caution. 





Die Befugniß, im Bietungstermine von Kauf 
Iuftigen, deren Zahlungsfähigfeie nicht für genügend 
erachtet wird, Kautionsbeftelung zu verlangen, bevor 
fie zum Mitbieten zugelaffen werden, ſteht nur den 
Subhaftations- ntereffenten zu. Der Richter ift nicht 
befugt, von Amts wegen einen Kaufluftigen, wel 
cher Feine Kaution beftelt, vom Mitbieten auszu- 
fehließen. Ä 

Verordnung uber den Subhaftations- und 
Kaufgelder-Liquidationsproceß vom 4. März 
1834 $. 11. (Gefeg-Sammlung ©. 41.) ?). 

Bol. U. ©. O. Th. I. Tit. 5%. $. 44.2). 


Das, in der Stadt Mehlfad am Ringe unter M 141. 
belegene, dem Schuhmacher Franz Kloofe gehörige Haus 
wurde auf Antrag des dortigen Magiftrats wegen rückſtän⸗ 


1) Dal. Erelinger, die Verordnungen vom 4. März 1834. 
Heft U. ©. 39 u. fig. D. 9. 

2) Merfel, neuer Eommentar zur A. ©. D. Bd. I. ©. 704, 
verweift in der Anmerkung zum $. 44. Tit. 52, Th. I. mit den Wor⸗ 
ten: „Prüfung der Caution: Anmerf. zu $. 51. 6 2. Tit. 52,’ 
auf S. 709. u. 710.:ebend., wo es heißt: 

„Ob die pro quanto minori angebotene Caution annehmlich fei, 
haben die Gläubiger zu beurtheilen, nicht der Richter, welcher 
fie zur Erklärung unter der Warnung auffordert: dag ihr Gtili- 
ſchweigen ald Genehmigung des Anerbietend werde angefehen werden.” 
D. 9. 
2 
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diger Eommunalabgaben sur nothwendigen Subhaftation 
geftellt. Auf deinfelben ftanden für Die Tochter des Beſitzers 
aus erſter Ehe; die unverehelicht Anna Klooſe, 125 Thlr. 
25 Sgr. mükterliche Erbgelder hinter 605 Thlrn., mithin 
ganz außerhalb. des, auf 307 Thlr. 10 Sgr. ermittelten 
Taxwerths, eingetragen. In dem Licitationg- Protocolle wur: 
den die eben genannte Släubigerin Anna Kloofe und de- 
ren Water, der Schuldner Franz Kloofe, als allein ans 
weſende Subhaftationg > Intereffenten verzeichnet; der Cans 
tor Bornowski blieb mit einem Gebot von 336 Thlen. 
Meiftbietender, und am Schluſſe der Verhandlung ward 
nachrichtlich vermerkt; 
die Anna Kloofe habe mitbieten wollen; wegen ihrer 
notoriſchen Zahlungsunfähigkeit und da fie mit ihrer, au- 
ßerhalb der Tare eingetragenen Forderung oder fonft an 
derweit Feine Caution zu beftellen im Stande gemefen, 
habe der Deputirte fie nicht zum Gebote laſſen Fönnen; 
auch fei fie im Laufe der Verhandlung fo lärmend und 
ſelbſt beleidigend geworden, daß fe wegen Störung von 
der Gerichtsftelle durch den Gerichtsdiener habe fortge- 
wieſen werben müffen, worauf auch ihr Water fich frei- 
willig entfernt habe, fo daß am Schluffe der Licitation 
Eeiner der Subhaftationg » Sintereffenten anmefend gemefen. 
Durch den, am 1. März 1833 publicirten Adjudica- 
tions: Befcheid des Land: und Stadtgerichts zu Mehl— 
fact ward das Grundftück dem Bornowski für dag ge 
dachte Meiftgebot zugefchlagen. 
In den Gründen des Adjudications⸗ —— 
führte der Richter aus: 
Keiner der Intereſſenten habe gegen das Gebot des 
Bornowski Einwendungen gemacht, der Beſitzer ſich viel 
mehr vor dem Schluffe des Termins von der Gerichte: 
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ſtelle um deshalb freiwillig entfernt, weil feine, als Gläu⸗ 
bigerin eingetragene Tochter Auna Kloofe durch’ den Des 
putirten vom Mitbieten ausgefchloffen, und endlich wegen 
ungebührlichen Betragens von der Gerichtsftele vertiefen 
soorden fei. Wenn num auch nach $. 11. der Verordnung 
über den Subhaſtations- und Kaufgelder: Liquidationspro: 
ceß vom 4. März 1834 nur die Subhaftationd- Intereffen- 
ten befugt erfcheinen möchten, von Perfonen, deren Zahs 
Iungsfähigfeit nicht für genügend erachtet werde, Sicher: 
heitsbeftellung zu verlangen, fo fei doch im vorliegenden Falle, 
100 die Anna Kloofe mit ihrer, außerhalb des Taxwerths eins 
getragenen Forderung eine gefeglich hinlängliche Caution nicht 
leiften Eönnen, und auch fonft deren Zahlungsunfähigkeit aus 
den, wider Kloofe und Katzmann verhandelten Unterfu- 
chungsacten erhellet Habe, das Verfahren des Deputirten um 
fo mehr gerechtfertigt geweſen, als dadurch offenbar eine Res 
fubhaftation vermieden worden fei. 

Die Anna Kloofe erhob bie Nichtigkeitsbefchwerde. 
Sie behauptete insbefondere, daß die Vorfchrift des $. 11. 
der Verordnung vom 4. März 1834 verlegt fei, und vers 
langte die Aufhebung des Adjudicationsbefcheides. 

Das Geheime Ober-Tribunal hielt auch in fei- 
ner Sisung vom 13. October 1833 die Beſchwerde für ge 
gründet, vernichtete das vorgedachte Erkenntniß, verurtheilte 
den Adjudicatar Bornomsfi, das ihm bereits übergebene 
Haus dem Schuldner Franz Kloofe zurückzugewähren, 
und verordnete interlocutorifch die Fortfeßung des, Subha> 
ftations> Verfahrens nach den Anträgen der Intereſſenten. 

Gründe. 

Die Implorantin fegt den Hauptgrund der Nichtig: 
feit des Adjudicationg: Erfenntniffes darin, daß daffelbe der 
Borfchrift des $. 11. der Verordnung über den Subhaſta⸗ 
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tions⸗ und Kaufgelder:Liquidationsproce vom 4. März 
1834 um deswillen zumiderlaufe, weil fie durch den Ge 
richtsdeputirten von Amtswegen twegen ihres angeblichen 
Unvermögens vom Mitbieten ausgefchloffen worden fei, uns 
geachtet Feiner der Subhaſtations-Jutereſſenten ihre Zah: 
Iungsunfähigfeit behauptet und Cautionsbeſtellung vou ihr 
gefordert habe, die miderrechtliche Verfahren des Deputir⸗ 
ten aber in dem Adjudicationsbefcheide für gerechtfertigt er⸗ 
klärt werde, mithin dadurch ein Nechtsgrundfag verlegt fei. 

Dies ift aud) allerdings der Fall. 

Der $. 11. der angeführten Verordnung beftimmt:. 
„Perſonen, deren Zahlungsfähigkeit einer der Gubhas 
ſtations⸗Intereſſenten ($. 9. diefer Verordnung) nicht 
fir genügend erachtet, werden nur dann zum Mitbieten 
zugelaffen, wenn fie fofort eine Caution zum Betrage des 
zehnten Theild der Taxe baar oder in inländifchen öffent: 
lichen Papieren nach dem Coursmerthe niederlegen. 

Gläubiger, deren Forderungen innerhalb des Taxwerths 
auf dem Immobile eingetragen ſtehen, können die Cau⸗ 
tion mit dieſen Forderungen beſtellen, und müſſen ſodann 
die darüber ſprechenden Urkunden niederlegen. 

Der 6. 406. des Anhanges wird aufgehoben.“ 

Der Zweck dieſer Vorſchrift geht offenbar dahin, 
die Intereſſenten der Subhaftation gegen den Nachtheil 
ficher zu ftellen, der ihnen erwachſen kann, wenn zah— 
Iungsunfähige Käufer ſich einfinden ). Zur Erreidhung 


3) Val. Lömenberg, die Verordnungen vom 4. März 1834. 
Abth. I. ©. 72. Note *), mofelbft es heißt: 
„Einer der Hauptmängel der früheren Gubhaftationsvorfchriften 
war, daß fie die ntereffenten der Subhaftation nicht genüg gegen 
den Nachtheil ficher ftellten, der ihnen erwächſt, wenn zahlungs«- 
unfähige Käufer fih einfinden. Der Uuftand, daß ein Lici- 
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diefes Zweckes fol auch ein einziger Subhaftationg - Anter: 
eſſent, von welchem die Zahlungsfähigkeit eines oder. meh« 
rerer Dieter in Zweifel gezogen wird, befugt fein, darauf 
zu dringen, daß diefelben fo lange vom Mitbieten ausge 
fchloffen werden, bis fie fofort eine Caution zum Betrage 
des zehuten Theils der Tape baar oder in inländifchen öf— 
fentlichen Papieren nad) dem Eourswerth niederlegen. In⸗ 
dem hierdurch dag Rechtsverhältniß der Subhaſtations⸗In⸗ 
tereffenten zu den, ihnen gegenüber ſtehenden Kaufluftigen 
näher feftgeftelt wird, gehört der $. 11, a. a. D. zu dem, 
dag materielle Recht beftimmenden Gefegen, und enthält fo 
nad) Rechtegrundfäge, nicht blos Proceßvorfchriften, wohin 
nur diejenigen Beftimmungen der Verordnung vom 4. März 
1834 zu rechten find, welche den Gang und bie Drd- 
nung des GSubhaftations: Verfahrens regeln. 
Die Befugniß der Subhaftationg» Fntereffenten, Cau- 
tionsbeftelung von den Kaufluftigen zu verlangen, iſt aber 
fediglich an ihre Perfon geknüpft, und es iſt ihrem freien 
Willen anheim gegeben, ob fie davon Gebrauch machen 
wollen oder nicht. Nirgends, und insbefondere weder in 
der älteren Vorſchrift des $. 44. Tit. 52. Th. I. der 
A. ©. D., noch in der neueren des $. 11. der angeführ⸗ 
ten Verordnung, ift dem Nichter die Befugniß beigelegt, ſich 
nach der Zahlungsfähigkeit der erfchicnenen Kaufluſtigen zu 
erkundigen, und diejenigen von ihnen, deren Zahlungsfähig: 
feit er feinerfeitS allein nicht für genügend «erachtet, von 
Amtswegen zur Cautionsbeſtellung anzuhalten, und im Nicht: 


tant nerfönlich befannt oder angefeffen ift ($. 44. Tit. 52. Ch. I. 

4. G. D.), bietet noch Feine Sicherheit für feine Zahlungsfü> 

higkeit; in allen Fällen muß vielmehr den Intereffenten der Sub» 

baftation freiftchen, zu ihrer Deckung eine Caut ion zu begehren.’ 
D. H. 
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leiftungsfalle vom Mitbieten auszufchließen. Der Nichter 
bat vielmehr in Anfehung der fich meldenden Bieter nur 
darauf zu fehen, daß diefelben überhaupt dispofitionsfähig 
und. felbftffändig vor Gericht zu erfcheinen befugt; auch zum 
Erwerbe von Grundeigenthbum nach der beftehenden Der: 
faffung nicht unfähig find. Die Prüfung der Zahlungs» 
fähigEeit der Kaufluftigen muß er Iebiglich den Subha: 
ſtations⸗Intereſſenten überlaffen, und fo lange von den Leß- 
tern . feine Hülfe nicht angerufen wird, um einen Kaufluſti⸗ 
gen wegen Nichtleiftung der geforderten Caution vom Mits 
bieten auszuſchließen, darf er von Amtswegen nicht eins 
ſchreiten. 

Hierin ändert es auch nichts, wenn der Extrahent der 
Subhaſtation und diejenigen Hypothekengläubiger, welche 
nach Maaßgabe des Taxwerths Ausſicht haben, mit ihren 
Forderungen zur Hebung zu gelangen, im Bietungs⸗Ter⸗ 
mine nicht anweſend find. Denn durch ihr Ausbleiben ge 
hen fie auch der Befugniß verluftig, von den fich einfin- 
denden Bietern Cautionsleiftung zu fordern, und fie müffen 
es fich ſelbſt als Folge ihres Nichterfcheinend beimeffen, 
wenn der Käufer Hinterher die übernommenen Verpflichtuns 
gen, befonders die zur Zahlung der Kaufgelder, zur feſtge⸗ 
feßten Zeit zu erflilen außer Stande iſt. 

Sm vorliegenden Falle hatte die Implorantin bei der 
Subhaftation des Grundſtücks wegen ihrer, auf Demfelben 
eingetragenen Forderung von 125 Thlrn. 22 Sgrn. müt 
terlicher Erbgelder ein erhebliches Sintereffe. Durch die Er- 
ftehung des Grundſtücks ald Meiftbietende Eonnte fie viel- 
leicht ihr, außerhalb des Taxwerths eingetragenes Kapital 
retten. Der Ertrahent der Subhaftation und bie fibrigen 
Nealgläubiger waren im Bietungs- Termin nicht ‚erfchienen; 
nur der Schuldner, den der $. 9. der Verordnung vom 
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4. März 1334 ausdrücklich zu den Subhaftationg: Inter; 
effenten zähle, war anweſend. Da nun Diefer von feiner 
Befugniß, Cautionsbeftelung von der Implorantin zu for- 
- bern, Eeinen Gebrauch machte, fo verlegte der vorige Nich- 
ter dadurch, daß er, in Übereinftimmung mit dem, zur Abs 
haltung des Licitations-Termins beftellten Deputirten, bie 
Smplorantin auf Grund anderer Acten für zahlungsunfäs 
big und zur Leiftung einer Caytion außer Stande hielt, 
‚ und deshalb von Amtswegen diefelbe vom Mitbieten für 
ausgefchloffen erachtete, den, im $. 11. a. a. D. enthalte 
nen Nechtsgrundfag. Seine Entfcheidung ift daher nach 
$. 4. M 1. der Verordnung vom 14. December - 1833 
nichtig; das Adjudications: Erfenntniß muß aufgehoben, 
und der Adjudicatar für fchuldig erflärt werben, das ihm 
bereitS übergebene Grundftüc dem Schuldner zurückzuge 
währen; $. 17. a. a. D. 

In der Hauptfache kann gegenwärtig noch Eeine defi⸗ 
nitive Entfcheidbung ergehen; vielmehr hat die Sache, zur 
Fortſetzung des GSubhaftationd-Werfahrend nach den Ans 
trägen der Sfntereffenten, an den vorigen Nichter zurückges 
wieſen werben müffen, welcher nach dem Schluffe deffelben 
andermeitig zu erkennen haben wird. 





18. 
Verjährung. Beſitz. Grundgerechtigfeit. 





Die Vorſchrift des $. 14. Tit. 22. Ih. J. des 
A. L. R. daß bei der Erwerbung einer Grundgerech⸗ 
tigkeit durch Verjährung, nachgewiefen fein muß, daß 
der Beſitzer des berechtigten Grundſtuͤckes die ſtreitige 
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Befugniß als ein wirkliches Recht, und nicht vermöge 
einer bloßen Vergünftigung in Befig genommen habe, 
enthält Feine Abweichungen von den allgemeinen gefeß- 
lichen Beftimmungen über den Befig und die Ver: 
jährung von Rechten, und findet daher auch auf die 
dreißigjährige Verjährung Anwendung !). 


1) Dal. 

I. Unfere Rechtsſprüche, BP. 1 2 19. &. 64. 65. und 
Hl. # 33. ©. 341—349, und die, am Tentgedachten Drte ' 
Note 1) (S. 3411 — 344.) angeführte Literatur. 
| II. Erfegt die dreißigjährige Derjährung den Mangel im Titel 

oder nur die Mangelhaftigkeit deſſelben? Juriſtiſche Zeitung, 
Jahrg. 1832. ©. 830. 831. 854— 856. 896, 897. und L. Schrö— 
ter, eiviliſtiſche Verſuche 2. Ausg. Bd. I. Heft 1. S. 126. u. flgd.; 
auch deffen Syftem DE A. L. R. Bd. I Heft 2. $. 47. ©. 68. 
69, u. $. 52.°©. 74. 

IT. Draßdo, Beitrag zur richtigen Erklärung des $. 14. 
zit. 2. Th. J. des A. L. R., juriftifche Zeitung, Sahrg. 1833. 
S. 1064— 1068. Hier wird &. 1065. 1066. ausgeführt: 

„Vielmehr fcheint Die Meinung die richtigere zu fein: daß nämlich 
durch den $. 14, Feineswegs die Nothwendigkeit eines Titels, fondern 
nur ein nothiwendiges Nequifit bei der Erwerbung des Befiges 
babe ausgefprochen werden follen (Kleins Syſtem des Preuß. Civil 
rechts, neu bearbeitet vonv. Rönne, Bd. J. ©. 614. 615.). Durd) 
den $. 14. follte keinesweges etwas Abweichendes von den allgemeinen 
Grundfägen feftgefest werden, meil dies fonft von dem Gefengeber, 
bei feinem unverfennbaren Streben nach möglicher Vollſtändigkeit, 
beftimmter würde hervorgehoben worden fein. Der Inhalt des $. ift 
vielmehr ein bloßes Refüme deffen, was fchon vorher ausführlich feſt⸗ 
. gefegt worden war. — Das A. L. R. fest alfo in dem $. 14. nichts 
Abweichendes von der Regel feft, fondern beftimmt nur, in Überein- 
ſtimmung mit feinen eigenen vorhergehenden Vorfchriften, fo wie mit 
dem Römiſchen Rechte, daß nicht durch eine jede Handlung der Beſitz 
eines negativen Rechts begründet werde, fondern nur dadurch, daß 
die betreffende Handlung ald ein Recht ausgeübt worden. Es wird 
alfo dabei der blos factifche und zufällige Gebrauch von demjenigen 
umterfchieden, der juriftifche Gründe für fih hat. Der $. 14. kann 
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A. L. R. % J. Tie 22. 6. 14; vgl. 
ebend. Tit. 7. 66. 81— 86. 93 — 108. 127, 





alfo nicht auf das Erforderniß eines Titels bezogen werden, fondern 
es kommt allein darauf an, daß die ftreitige Befugniß als ein Recht, 
und nicht precario ausgeübt worden ſei.“ 
IV. ®ilberfchlag, über die Erwerbung von Grundgerechtige 
feiten durch Verjährung nach dem A. L. R., unfere Zeitfchrift Hd. IL 
S. 229 — 241. 
V. Bon und zur Mühlen, über die Arquifitiv- Vennheun 
der Grundgerechtigkeiten, ebend. S. 242 — 2361. 
VI ‚Zur Interpretation des $. 14. Tit. 22., $$. 82. u. 107. 
Kit. 7. Ih. I. des A. 8. R, juriftifche Zeitung, Jahrg. 1835. 
S. 132—139,, wo ©. 136. u. 137. bemerkt wird; 
„Eben diefe wirkliche jaris quasi possessio, d. h. daß die Hands 
lung, welche den Gegenftand des Nechts ausmacht, ald ein Kecht 
ausgeübt fei, it es nun, welche auch das A. L. R. zur Ermerbung 
einer Servitut durch Verjährung erfordert, wenn baffelbe vorfchreibt: 
daß befonders nachgemiefen fein müffe, daß der Beſitzer des berech⸗ 
tigten Grundftücks, die ftreitige Befugniß als ein wirkliches Recht 
in Befig genommen und ausgeübt habe. Auf das Erforderniß eines 
Titels ift daher diefe Vorfchrift gar nicht zu beziehen. Diejeni- 
gen, welche eine folche Beziehung darin finden, verwechfeln mit ein- 
ander den Begriff des Befiges eines Rechts überhaupt und 
den Begriff des titulirten Befiges; fie gerathen mit fich felbft 
in Widerfpruch ; denn, wenn in jener Vorfchrift von dem Erforders 
niffe eines Titels die Rede wäre, fo müßten fie auch confequens 
ter Weife behaupten, daß, nach dem U. L. R., Servituten durch 
Derjährung ohne Titel gar nicht erworben werden Fünnten. Es ift 
daher auch durchaus unrichtig, wenn der Appellationsrichter behaup⸗ 
tet, daf deshalb, weil bei dreifigjähriger Verjährung derjenige, der 
fich darauf beruft, nicht einntal einen Titel nachzumerfen brauche, 
ihm auch nicht den animus sibi habendi, d. h. daß er das Recht 
als fein eigen ausgeübt habe, nachzumeifen obliege. Denn erft 
wenn feſtſteht, daß die fireitige Befugniß als ein Recht ausgeübt 
fei, alſo erft wenn die wirkliche jaris quasi possessio dargerhan ift, 

kann es in $rage kommen, ob auch noch außerdem ein Titel die: 
ſes Befiged nachgemwiefen werden müffe oder nicht.” 

VI Thöne, ſyſtem. Handbuch des - — Bd. J. 
Abth. 2. $. 314. ©. 518 — 520. 


zit. 9. 66. 579. 589. 590. 596. u. fig 
625. 627. 








VIE Bielitz, Wünfche eines Preuß. Suriften beim Beginn 
des Jahres 1830., juriftifche Zeitung, Jahrg. 1836. ©. 44. 45.' 
IX. Bornemann, foftem. Darfiellung des Preuß. Eivilrechts 
Bd. IV. ©. 555—568.; befonderd S. 566. 567.: 
„Ob aber durch den S. 14. nur die allgemeinen Grundfäge noch⸗ 
mals haben eingeſchärft, oder eine Ausnahme von der Regel des 
§. 107. Tit. 7. hat gemacht oder endlich auf ein Moment, das 
über den Beſitz hinaus Liegt — auf den Titel — hat hingewieſen 
werden follen, ift zweifelhaft. ch halte indeffen mit dem Inftrucs 
tionsfenat die erfte Alternative für die richtige ꝛe.“ 
X. Studien zur Lehre von der Verjährung Ar 44., unfere 
Zeitſchrift Bd. IL ©. 679. 680. 
XI. Kann man durch die dreißigjährige Verjährung bei man: 
gelndem Ditel eine Servitut erwerben? Centralblatt für Preuß. 
Suriften, Jahrg. 1837. ©. 251— 258. Es heift hier S. 352.: 
— „und if demnach einleuchtend, daß der $. 14. a. a. D. nur 
mit Nückficht auf die, im Tit. 7. und Tit. 9. Ih. I. des A. L. R. 
gegebenen generellen Beftimmungen aufgefaßt werden darf, auch 
daß in diefem Paragraphen auf den Unterſchied zwifchen einer zehn 
und dreißigjährigen Verjährung gar nicht Nückjicht genommen wor: 
den iſt.“ 
Xu Koh, Schlefifhes Archiv Bd. I. S. 522—529. Don 
dent zweiten Senat des 8. Dberlandesgericht3 zu Breslau 
‚wird S. 525. 527. u. 528. hier unter andern Folgendes ausgeführt: 
„Wein diefer $. (14.) beftimmt eigentlich nichts Befonderes, viel- 
mehr erinnert er nur, daß der animus possidendi noch nicht aus 
der factifchen Ausübung der Handlung (corpus) folge, fondern für 
ſich bewieſen werden folle. Zwar wird die Nichtigkeit dieſer Deus 
tung durch das Argument nicht bewiefen: daß, wenn der Präferi- 
bent darthun follte, daß er die ftreitige Befugniß als ein Recht 
ausgeübt habe, dies gegen die befannten Grundfäge verftofen würde, 
wonach die Vermuthung für die Nedlichkeit des Befiges ftreitet und 
ein Precarium nicht vermuthet wird. Das würde es nicht, denn 

- hierauf bezieht fich jener Sag nicht, derfelbe bezieht fich vielmehr 
auf die Erforderniffe zur Ermerbung des Befiges an Rechten, 
nicht auf die Befchaffenheit des Befiges u. ſ. w.“ 
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Das 4. 8. R. verordnet Th. I. Tit. 22.: Ber 
$. 13. „Orundgerechtigfeiten können durch rechtsgül⸗ 
tige Willenserklärungen eingeräumt, auch durch. Verjähs 
rung erworben werden;“ 
$. 14 „Bei diefer letzten Erwerbungsart muß be 
fonder8 nachgewieſen fein, daß der Befißer des berechtig- 
ten Grundſtücks die ftreitige Befugniß als ein wirkli— 
ches Recht, und nicht vermöge einer bloßen Bergünfti- 
gung in Befig genommen, und durch — 
Zeit ununterbrochen ausgeübt habe.“ 
Am Schluß des $. 14. find zugleich allegirt die $$. 81 





„Schon die Worte: „„nicht vermöge einer bloßen Vergün— 
ſtigung““, ergeben, daß damit jene Zälfe, wo überhaupt gar nicht 
. die Abficht auf eine Beſitzhandlung vorhanden it, und welchen 
immer eine Versünftigung zum Grunde liegt, keinesweges aber 
die Fehler des Befiges gemeint find, da font nur eine 
Art der Fehler, die noch aus andern. Urfachen, als blos aus einer 
Vergünſtigung, entftchen Eönnen, bezeichnet fein würde. Der $. 14. 
beſtimmt alſo nur dieſes: „„die wirkliche Erwerbung der juris 
quasi possessio muß nachgewieſen fein‘? “, und dazu gehört der 
Nachweis der apprehensio und des animus. Der $. 14. will alfo 
nur — — hervorheben: daß das zweite Erforderniß zur Ermerbung 
des Beſitzes, nämlich der animus possidendi, außer der Handlung 
als dem erften Erforderniß (corpus), befonders nachgewiefen wer⸗ 
den müffe, welches Feine Negative ift.’ 
XII. Meditationen über einzelne Stellen des Preuß. Rechtes M7., 
Eentralblatt für Preuß. Suriften, Jahrg. 1838. S. 134— 136. 
XIV. Koch, die Lehre vom Beſitz nach Preußifchem Rechte. 
2. Ausg. 1839. ©. 156—158. Es wird hier diefelbe Anficht aus⸗ 
geführt, welche, wie ©. 158. Note 4) bemerft ift, der zweite Senat 
des K. Dberlandesgerichts zu Breslau (vgl. 18 XI.) auf den amt: 
lichen Vortrag des Verf. angenonmen hat. Endlich 
XV. 9. Seckendorf, Bemerkungen zu der Lehre von der er- 
werbenden Verjährung der Grundgerechtigfeiten, Gensler, Mitter: 
maier und Schweiger, Archiv für civiliſtiſche Praris, Bd. IV. 
©. 95. D. 9. 
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— 85. 93. 94. 95. 127. 96—108. Tit.7. a. a. O. von 
dem Erwerb und Verluſt des Beſitzes eined negativen 
Nechts, und von den Fehlern, welche die Befigergreifung 
hindern, fo wie $$. 589. 590. 596. u. flgd. Tit. 9. ebend. 
von den Hinderniffen des Anfanges der Verjährung durch 
Beſi tz und von der Fortſetzung dieſer Verjährung. 
Über die Auslegung des 6. 14. Tit. 22. a. a. O. hat 
von jeher eine große Meinungsverſchiedenheit obgewaltet. 
Bon dem zweiten Senate des Geheimen Ober: 
Tribunals war in frühern Fällen, namentlich in Sachen 
Schulte wider Wilhelm Junge angenommen worden, 
das Erforderniß des $. 14., daß der Beſitzer des berechtig⸗ 
ten Grundftückes die Servitut als ein wirkliches Recht 
in Befig genommen haben müffe, beziehe fih nur auf die 
ordentliche, zehmjährige Verjährung, nicht auf die drei— 
figjährige, bei welcher der Verjährende nach $. 625. Tit. 9. 
ebend. von dem Nachmeile des Titels befreit fei, und 
als rechtlich qualificirtee Befiger erachtet werde, wenn der 
Gegner Eeinen Fehler. diefes Beſitzes darthun könne. 
Sn einem fpäter zur Entfcheidung gefommenen Rechtes 
falle des Hüfners Lieberenz und Theilnehmer wider de 
Zimmermann Sonnenberg und Theilnehmer ging dage- 
gen die Meinung der Mehrheit dahin, daß die Worfchrift 
des $. 14. auch auf die dreißigjährige Verjährung Ans 
wendung finden müffe. 
Died hat Veranlaſſung gegeben, zur Berathung des 
Plenums die Frage zu flellen: | 
ob die Vorfchrift des $. 14. Tit. 22. CH. J. des A.L. R. 
nur auf die gewöhnliche, und nicht auf die N 
rige Verjährung bezogen werden Fönne, 

oder: 
ob anzunehmen fei, daß diefer Paragraph eine Hinwei⸗ 
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fung auf die allgemeinen gefeglichen Beflimmungen von 
der Erwerbung des Beſitzes, insbefondere des Befiges 
eines negativen Nechts enthalte, die Anwendung des 
$. 107. Tit. 7. a. a. D. auch nicht augfchließe, und das 
ber auf die dreißigjährige Verjährung allerding® anwend⸗ 
bar ſei? 

Der Belchluß des Plenums vom 27. Auguft 1838 
fiel dahin aus: | 

„daß der $. 14. in ber Seftilmmung der Erforderniffe 

über die Befisnahme und Ausübung des Rechts fich auch 

auf die dreißigjährige Verjährung beziehe, und Feine Ab- 

weichung von den allgemeinen Beftimmungen über ‚den 

Beſitz und die Verjährung von Rechten enthalte." 
Gründe. 

Da Befiß etwas Körperliches ift, fo können im eigent; 
lichen Verſtande nur Eörperliche Sachen Gegenftände 
deffelben fein ); die Gefeße haben jedoch vermittelft einer 
Fiction diefen Begriff auch auf unförperliche Sachen 
— Rechte — ausgedehnt, und ihn fodann Duafi-Befig 
genannt ®). 

Die Erwerbung der quası possessio bei Nechten er; 
folgt durch Handlungen, aus welchen von der einen Geite 
die Abficht, fich in den Befis der Befugniß zu feßen, von 


2) L. 3. pr. Dig. de acquirenda vel amittenda poss. (XLI. 2.): 

„Possideri autem possunt, quae sunt corporalia.” — L. 4. $. 27. 

Dig. de usurpat. et usucap. (XLI. 3.): „Quia nec possideri in- 
telligitur j jus incorporale.” D. H. 

3) L. 3. $. 17. de vi (XDII. 16.): „Qui ususfractus nomine 
qualiterqualiter fuerit quasi in possessione, utetur hoc inter- 
dicto.” —L.23. $.2. ex quibus causis majores (IV. 6.): „Usus- 
fructus quasi possessionenä amisit.” — L. 10. pr. si servitus 
vindieetur (VIII. 5.): „Si a‘ diuturno usu et longa quosi pos- 
sessione jus aquae ducendae naclus sit etc.” D. 9. 
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Ser andern die Beiſtimmung dazu, ausdrücklich oder ftill- 
ſchweigend, hervorgeht. Der Beſitz eines Servitutrechts, 
vermöge deſſen der Berechtigte etwas thun darf, und der 
Verpflichtete ſolches leiden muß — im A. L. R. 
$. 81. Tit. 7. Th. I im Gegenſatz zum affirmativen 
Rechte ($. 80, ebend.), wo der Verpflichtete etwas zu thun 
und zu leiften hat, ald negatives Recht bezeichnet — 
wird insbefondere ergriffen, wenn der Eine daffelbe als ein 
ihm zuftehendes Recht — in der Meinung eines 
Rechts — wirklich ausübt, und der Andere ihm folcheg, 
fei es ausdrüdlich, nad) vorgängigem Vertrag, oder ſtill⸗ 
ſchweigend, durch Zulaffung, geſtattet. 

So wird der Beſitz dieſes Rechts — der Servitut — 
erlangt; gang übereinſtimmend wird die Beſitznahme deſ⸗ 
ſelben im $. 81. Tit. 7. und im $. 14. Zit. 22. Th. I. 
des A. 8. R. gefchikdert. 

Vgl. 1. 20. D. de servitutibus (VII. 1.): 
[Javolenus:] „Ego puto,.usum ejus juris pro Zra- 
ditione possessionis accipiendum esse.” 

Außer diefer Befigergreifung der Servitut erfordert das 

Kömifche Recht keinen befondern Titel der Ermwerbung. | 

Die 1. 10. pr. D. si servitus vindicetur (VI. 5.) 
verordnet? | 

[ Ulpianus:) „Si quis diuturno usu, et longa quasi 

possessione jus aquae ducendae nactus sit, non est 

ei necesse docere de jure, quo aqua constiluta est, 
veluti ex legato, vel alio modo, sed utilem habet 
aclionem, ut ostendat, per annos forte tot usum 


se non vi, non clam, non precario possedisse ?).” 
| Über 





4 Bl. über diefe lex: Unterholzner, Verjährungslehre. Leip⸗ 
jig 1828. Bd. II. ©. 189—191. De H. 
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Über dieſes Geſetz find faſt diefelben Zweifel entftans- 
den, bie jetzt in Betreff des $. 14. Tit. 22. Th. I. bes 
A. L. R. erhoben werden. 

Die gemeine Anſicht geht dahin, daß der Verjährende 
nicht fchuldig fei, zu beweiſen, daß er ohne bie, in der ans 
geführten Stelle gedachten Fehler — non vi, non clam, 
non precario — den Befig ausgeübt habe, teil dag vom 
Geſetz aufgeftellte Erforberniß, daß der Beſitz fehlerfrei fei, 
nur negativ ausgedrückt iſt, und eine Megative nicht bes 
tiefen zu werden braucht. 

Andere Nechtsichrer haben das Gegentheil angenom⸗ 
men, und mit Beziehung auf die Worte: „ut ostendat, 
per annos forte tot usum se non vi, non clam, non 
precario possedisse” gefolgert, der Verjährende habe den 
Beweis zu führen, daß der Befig von ihm ohne jene Zeh: 
fer ausgeübt ſei, wobei jedoch jene Beſtimmung gemeinhin 
nur jo berftanden wird, daß, wenn Die Ausübung deg Be 
fies während der längften Zeit feftftcht, Beſitzfehler, na 
mentlich ein precarium, nicht vermuthet werden. 

In Übereinftiimmung hiermit verordnet das U. &. R— 
Th. I. Tie. 7. $$. 106 — 108.: 

$. 106. [Precarium.] Aus Handlungen, Reiftun: 

gen oder Duldungen, wodurch an ſich eine Beſitzer⸗ 
greifung bewirkt werden könnte, entſteht dennoch kein 
Beſitzrecht, ſobald erhellet, daß der Andere dieſelben 

nicht auf den Grund einer vorhergehenden Verpflichtung, 
ſondern nur aus Freundſchaft und Gefälligkeit 
vorgenommen oder geſtattet habe.“ 

6. 107. „Wer etwas thut, oder ſich gefallen läßt, 

was ihm nachtheilig iſt, oder zur Einſchränkung felner 
u — BR ber * die 00 Bier id, 
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daß bei einer folchen Handlung oder Duldung die Meinung 
einer vorhergehenden Verpflichtung zum Grunde liege.” , 
$. 108. „Doch kann dieſe allgemeine Vermuthung 
durch entgegenftehende, aus perfönlichen Verhältniffen oder 
andern Umftänden des vorliegenden Falles fich ergebende 
befondere Vermuthungen wieder gehoben werben.” 
Diefe allgemeinen Grundſätze muß man nothiwendig 
bei dem $. 14. Tit. 22. a. a. D. vorausfegen, zumal 
barauf in den Allegaten deſſelben ausdrücklich hingewie⸗ 
fen wird. Da nun aber dieſe allgemeinen Grundfäge 
die Sehlerfreiheit des Beſitzes überhaupt betreffen, und jede 
Verjährung einen fehlerfreien Befig voraugfegt: fo folgt 
fomit von ſelbſt, daß das Erfordernig des $. 14., nach 
welchem 
die ftreitige Befugniß als ein wirkliches Necht, und nicht 
vermöge einer bloßen Begünfligung — precario — 
in Befig genommen und durch rechtsverjährte Zeit aus⸗ 
geübt ſein ſoll, 
bei jeder Art der Verjährung von Grundgerechtigkeiten, ſo⸗ 
wohl bei der gewöhnlichen zehnjährigen, als bei der läng⸗ 
ſten dreißigjährigen, vorhanden fein muß. 
Wenn indeß der $. 14. die Beſitznahme der ſtreitigen 
Befuguiß als eines wirklichen Rechtes verlangt, fo wird 


damit doch hier wieder nichts Befondered, von den allge 


meinen Grundfäßen des Befigermerbes Abweichendes vor: 
ausgeſetzt, vielmehr nichts meiter gefordert, als der Beweis, 
daß der Verjährende die ftreitige Befugnig ohne Wiberfpruch 
de8 Andern ausgeübt und diefe Ausübung binnen der Ber 
jährungsfrift fortgefeßt babe, Inden, wie Javolen fagt, 
der usus juris pro iraditione possessionis gilt, und aus 
den Umftänden der Ausübung ſchon von felbft folgt, . daß 
der Verjährende in der Meinung eines ihm zuftehenden fort 
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dauernden Nechts gehandelt habe, $. 82. Tit. 7. a. a. O. 
indem ber Andere Diefe au nachtheilige Handlung buldete, 
$. 107. ebend, 

Die Beichreibung, welche der $. 14. Tit. 22. von der 
Beſitznahme der flreitigen Befugniß als eines wirflichen 
Rechts giebt, bezeichnet nicht etwa einen eigentlichen Er: 
werbstitel. Die Worte des Gefeßes reden vielmehr, ih- 
ver Faffung mach, nur von Befignahme und Ausübung 
der freitigen Befugniß und nicht von einem Rechtsgrunde 
des Eigenthums derſelben; fie befchränfen fich daher nicht: 
auf bie ordentliche Verjährung, das darin angegebene Er- 
forderniß ift vielmehr beiden Verjährungsarten, der ordent⸗ 
lichen zehnjährigen und ber außerorbentlichen dreißigjähri⸗ 
gen, gemein. Für beide giebt es nur einerlei Beſitznahme: 
Die Austibung des Rechts — den usus juris, Welchen 5a: 
volen die traditio possessionis nennt, — fie muß vom 
Anfang bis zum Ende der Verjährung, ununterbrochen, 
fortgefeßt fein. 

Ebenfo wenig ift, wie von einigen Auslegern behaup: 
tet wird, in dem Ausdruck des $. 14., „daß der Beſitzer die, 
fireitige Befugniß durch rechtsverjährte Zeit ununterbro⸗ 
hen ausgeübt habe, eine neue, von den allgemeinen Vor: 
fchriften über die Verjährung abweichende Bedingung zu 
finden, vermöge deren bei ber Verjährung der Grundgerech— 
tigfeiten der Verjährende nicht blos die Ausübung des Be 
fiße8 überhaupt, fondern die fich ſtets gleich bleibende, un: 
abläffige Fortdauer diefer Ausübung durch Die ganze Zeit 
der Verjährung nachzumeifen hätte, und fich auf bie, im 
$. 599. Tit. 9. a. a. D. aufgeftellte Vermuthung nicht. 
berufen dürfte, nach welcher angenommen werden fol, daß 
die Ausübung des befeffenen Nechts auch in der Zwi: 
ſchenzeit fortgefeßt worden. fei, wenn nur der Anfang und 

M2 
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das Ende des Beſitzes nachgewieſen iſt. Jene Auslegung, 
welche ben Beweis der Verjährung bei Servituten gegen 
die allgemeinen Grundfäge ungewöhnlich erfchtweren würde, 
wird aud) durch bie, in den Allegaten des $. 14. enthal⸗ 
tene Hinweifung auf die Borfchriften der $$. 596. und fol: 
gende Tit. 9. TH. I. des N. L. R miderlegt, weil dieſe 
Bezugnahme eine Übereinffimmung bed $. 14. mit ben, 
in den angeführten $$. enthaltenen allgemeinen Grundfägen 
Nückfichts der Verjährung Elar andeutet, und folche alfo 
zur Erläuterung des $. 14. dienen. | 

Der $. 14. kanu und will daher ein Mehreres nicht 
feftfegen, als was überhaupt aus dem Begriff der Beſitzer⸗ 
greifung und der, zur Begründung der Verjährung geeigneten 
Ausübung eines negativen Nechts folgt, d. h. der Verjähs 
rende muß die freie und offene Ausübung der freitigen Bes 
fugniß am Anfang und zu Ende der Verjährungszeit nach. 
weiſen; alsdann it anzunehmen, daß er diefelbe, wie fich 
von felbft ergiebt, als ein wirkliches Necht, und nicht 
vermöge einer bloßen Vergünftigung in Befiß genommen 
und durch rechtsverjährte Zeit ununterbrochen ausgeübt habe, 
| Wie könnte auch der Verjährende die Befignahme der 
Servitut als die eines wirklichen Rechtes und, den Aus; 
ſchluß des Precariums anders darthun, ale. durd) den Bes 
weis der ungeftörten Ausübung, der Wiederholung der näm⸗ 
lichen Belishandlungen mit Vorwiffen und Duldung dee- 
jenigen, deffen Nechte durch die Servitut befchränft werden? - 
Das A. L. R. giebt auch Feine eigenthümlichen Vorfchriften 
an die Hand, wie than eine Befugniß als ein wirkliches 
Recht in Befig zu nehmen habe, und verlangt ebenſowenig, daß 
der DVerjährende die Negative, daß er nämlich fich des Be 
fitge8 nicht vermöge einer bloßen Vergünſtigung angemaaßt, 
wie etwas Pofitives befonders beweifen ſoll. Daſſelbe läßt 
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vielmehr aus den Umftänden fchließen, ob Gewalt, Ders 
beimlihung oder Vergünftigung vorgemwaltet haben ober 
nicht; die Umftände aber, aus denen folche Befigfehler fols 
gen würden, mag der Gegner auffuchen, und unter Füh—⸗ 





. zung ihres Beweiſes geltend. machen, wie e8 nach ber Na⸗ 


tur der Sache ihm obliegt. 

Der Verjährende hat daher genug gethan, wenn von 
ihm der Beweis der frei und öffentlich, ohne Widerſpruch 
und Störung Seitens des Verpflichteten erfolgten Aus⸗ 


ülbung der ſtreitigen Befugniß geführt worden iſt. Dieſer 
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Beweis muß aber fowohl von demjenigen, der ſich auf bie 
gewöhnliche Verjährung. von zehn Jahren beruft, ald auch 
von dem, welcher ſich auf die dreißigjährige Verjährung 
ftügt, gleichmäßig beigebracht werben. In der Beziehung 
läßt fih mithin ein Unterfchied zwiſchen beiden Arten der 
Berjährung aus dem $. 14. Tit. 22. Th. L des A. L. N. 
nicht herleiten. Diefer $. erfordert zum Beweiſe der Bes 
fignahme des Rechts eben das und nicht mehr bei. der 
zehnjährigen, wie bei der dreißigjährigen Verjährung, auch 
nicht weniger bei der Iegtern, als bei der erftern. Die vers 
fhiedenen Erforderniffe beider müffen vielmehr aus dem. 
Abſchn. 9. „von der Verjährung". Tit. 9. a. a, D., als 
dem eigentlichen Sig der Materie, entnommen werben. 
Danach zähkt die ordentliche (zehnjährige) Verjährung 
duch Befig zu ihren Requiſiten einen, zur Erlangung des 
Eigenthums gefchickten Titel. - Bei diefer Art der Vers 
jährung muß alfo der Verjährende, außer dem Befig des 


Recechts, noch den Titel zum Eigenthum nachmeifen, $. 579 


a. & O. (possessionem titulatam), und- dies wird das 


durch gerechtfertigt, daß bei einer: fo kurzen Verjährungs⸗ 


friſt das Intereſſe des Gegners beſonders gefährdet erſcheint, 
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der, von dem Verjährenden zu führende Beweis mithin eine 
Begünftigung wicht verdient. | 
Wer fich dagegen auf die dreißigjährige Verjährung 
gründet, ift nach $. 625. a. a. D. von dem Nachweife des 
Titels freiz fein Titel coincidirt mit dem langjährigen fac⸗ 
fifchen Beſitz, er befigt pro possessore, er kann keinen Ti- 
tel feines Beſitzes angeben, und braucht ihn nicht nachzumeifen. 
Diefe Idee liegt der obigen Handektenftelle zum Grunde, 
und mit Berückfichtigung alles deffen löſt fich der Zweifel 
in der aufgeworfenen Frage dahin auf: 
1.” da der $. 14. a. a. D. in der Beſtimmung der 
" Erforderniffe über die Befignahme und Ausübung 
des Rechts, ſowohl auf die ordentliche zehnjährige, als 
auf die außerordentliche dreißigjährige Verjährung Ans 
wendung findet, und 
2. daß, um diefen Erforderniffen zu genügen, es je 
doch nur des Nachweifes der ruhigen und ungeftörten 
Ausübung des Rechts bedarf. 





M 19. u 

Kurmark. Altmark, Neumark. Lehn. Allodi⸗ 

fication. Allodialgläubiger. Conſens. Agnat. 
Priorität. 


Wenn bei Märfifhen Sehnen in dem Hypothe⸗ 
Fenbuche Feine Agnaten vermerkt find, fo Kat auch. cin 
Alodialgläubiger, deffen Forderung ohne Conſens der 
Agnaten eingetragen iſt, bei der Concurrenz mit ge 
feglichen Lehnsſchulden auf Befriedigung aus der Sub: 
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fan; des Lehns, nach der, durch bie Zeit der Eintra- 
gung beftimmten Ordnung Anſpruch ?). 
CHEN. Th. J. Tit. 18. 56. 228. 331. 332, 
343,, Tit. 20. $.500. 
A. G. O. Th. J. Tit. 50. $. 387. 





41) Vol. 
1. Scholtz, Provincialrecht der Kurmark —— Abth. I. 
Th. J. ©. 271. u. flod. Es heißt dort S. 271.: 

Hier ergiebt fich ſchon aus der obigen Ausführung, daß das Vor⸗ 
handenfein von Deseendenten einen Märkiſchen Lehnsbefizer in feis 
ner Verfügung über das Lehn nicht befchränkt, und er daher auch 
über ein allodificirtes Lehngut, gleich einem vollen Eigenthümer, 
disponiren kann, wenn Feine Agnaten und Gefammthänder vorhan⸗ 

‚den find. Daraus folgt denn auch, daß, wenn ein folcher 
Lehnsbefiger einem blos perfünlichen Gläubiger das 
gehn ausdrüdlich verpfändet hat, diefer feine Rechte 
aus diefem Titel durch Eintragung, Sequeftrationen 
und Subhaflation geltend machen kann, ohne daß die 
Descendenz des Befigerd dem widerfprechen darf.‘ 

I. Götze / Provincialrecht der Altmark Ch. I. Abth. 1. S. 233., 

welcher bemerkt: 

„Ein ganz gleicher Erfolg, daß nämlich nicht die Subſtanz, ſon⸗ 
dern nur die Früchte als verpfändet angeſehen werden können, tritt 
aber auch dam in der Mark ein, wenn zwar die Schuldurkunde 
und die vorhandenen Conſenſe auf Verpfändung der Subſtanz lau⸗ 
ten, aber nicht alle eingetragenen Agnaten den Conſens ertheilt 
haben. Die Verpfändung der Subſtanz ſetzt einen Conſens aller einge⸗ 
tragenen Agnaten voraus ($. 6, deelar. Lehns⸗ Conſtit. v. J. 1723), 
wo der Conſens Einiger fehlt, darf um ihretwillen das Gut ſelbſt 
nicht angegriffen werden. Der Natur der Sache nach ſind alſo bis 
zur Beſchaffung ihres Conſenſes die Früchte des Gutes, welche wäh⸗ 
rend der Beſitzzeit der Linie des Verpfänders und der Linien derje⸗ 
nigen Agnaten, welche conſentirt haben, erhoben werden, Object der: 
Verpfändung. Sollten die Linien der Agnaten, welche nicht con 
fentirt Haben, ausfterben, fo fällt dann jenes Hinderniß hinweg, 
und es if dann bie Verpfändung der Subftangeine gül— 
tige.“ D. 9. 
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Aſſecuration vor. die Ritterſchafft in der Chur 
Mar Brandenburg vom 30. Juni 1717, 
$.1., C. C. M. Th. U. Abth. V, M 02. 
Col. 89. u. flgd. ?). 


Deelarirte Eonftitution, wie es megen Suc⸗ 
ceſſion der Agnaten bey den DVeräußerun- 
gen, Verſorgung der Wittiben, Ausſteuer 
der Töchter und was dem anhaͤngig, wie 
auch mit der Regiſtratur und dem Land- 
Bud, ratione derer Nitter- Guter in der 
Alten⸗Marck, Prignig, Mittel- und Ucker⸗ 
Marf, auch Beeß- und Storkowſchen Erey- 
fen zu halten, sub dato Berlin, den 1. Ju⸗ 
nii 1723. 6.6.5, a. a. O. 276. Col. 125. 
u. flgd.?). 

Bol. Eonftitution, für die Ritterſchafft der 
Meu-Mardf, Sternberg und incorporirten 
Erenfer, "wie es mit Verpfaͤndung und Ver⸗ 
außerung der Adelichen Guter, als auch mie 
der dispositione ultimae voluntatis über 
diefelben, Succeffion der Agnaten ꝛc. gehal⸗ 
ten werben fol, de dato Berlin den 14. Au- 





2) Auch abgedruckt bei Rabe, Samml. Preuß. Geſetze Sb. F. 
Abth. 1. S. 441. u. flgd. und in der Sammlung der Provincials 
amd fintutarifchen Gefege in der Mask Brandenburg. Berlin 1832. 
Abth. I. ©. 211. u. figd. D. 9. 

3) Auch bei Rabe, a. a. O. ©. 657. u. figd. und in der ange: 
a dc Sammlung Abth. I. ©. 463. 0. fi. D.: 
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gusti 1724. 66. 1. 6. u. 115 a. a. O. 
MM 78. Eol. 137. u. flgd. *). 





Das, in ber Altmark belegene Rittergut Schönhau⸗ 
fen war früher ein von D. fches Familien» Lehn. Unter 
dem 7. Januar 18083 ftellte der damalige Beſitzer deffelben, 
General: Lieutenant von B., eine Schuldverfchreibung über 
ein als Darlehn empfangenes, jegt den Gefchwiftern H. zus 
gehöriges Capital von 2150 Thlrn. aus, auf Grund de 
ren baffelbe, jedoch mit Vorbehalt der Rechte der 
Agnaten, in das Hypothekenbuch Rubrit II. 17 24. 
eingetragen ward. Durch den Kauf: und Eeffions- Vers 
trag vom 28. Februar 1811 veräußerte ber General Lies 
tenant von B. Schönhaufen an feinen Sohn, den Ritt 
meifter von B., und während beffen Beſitzzeit Fam unter 
dem 19. Mai 1812 ein Familien» Vertrag zu Stande, in 
Zolge deffen fämmtliche, auf Schönhaufen in ber zwei: 
ten Rubrik eingefragene Agnaten des von B.fhen Ge 
ſchlechts, einfchlieglich der Söhne des Nittmeifterd von B., 
in dem Hppothefenbuche gelöfcht wurden. Der Nittmeifter 
von B. erhielt auf diefe Weife die freie Verfiigung über 
das But. In einem, am 27. April 1827 ausgeftellten 





4) Ebenfalls bei Rabe, a. a. D. ©. 677. u. flsd. und in der 
erwähnten Sammlung Abth. II. ©. 488. u. fig. 
- Der $. 1. verordnet wörtlich: 

„Wann in der Neu Mar, Sternberg uud incorporirten Ereyfern 
ein’ Befiger eines Adelichen Guts Feine Agnaten oder Successores, 
denen vermöge der ehemahligen Mit-Belehnfchafft dad Jus succe- 

dendi daran zuftehet, fondern nur Söhne hat; So flehet demfelben 

frey, folches nach feinem Gefallen zu verhypotheeiren, oder auch gar - 
‚u veralieniren, und müffen die Söhne folche Hypothecation . und 
Veräußerung agnoseiren, und auf Feinerlei Art und Weiſe (ol 
zu Impugniren ſich unterfangen. “+ - DD. 


186 


Schuld: Fnfirumente erfannte er ar, daß feine, von ihm 
gefchiedene Ehefrau ihm ein Vermögen von 43,500 Thlrn. 
zugebracht habe, und bewilligte vie Eintragung dieſes Ka— 
pitals auf Schönhanfen, welche in ber Rubrik III. AF 29. 
erfolgte. Hiernächſt verkaufte er das Gut durch den, Ver: 
trag vom 9. Juni 1830 an den Juſtiz ⸗Commiſſar H. In 
dem Befi des Letztern ward Schönhaufen, wiewohl daf- 
felbe in dem Hypothekenbuche noch als Lehn bezeichnet 
war, zur nothivendigen Subhaftation geftellt, und durch den 
Adjudications⸗Beſcheid vom 4. Juli 1835 dem Stadtrath G. 
alg Allodium zugefchlagen. 

- Bei der Vertheilung der Kaufgelder behauptete die ſe⸗ 
— von B., daß die Geſchwiſter H. nicht berechtigt 
ſeien, wegen des, für ſie eingetragenen Capitals Befriedi⸗ 
gung aus der Kaufgelder⸗Maſſe zu fordern, und des⸗ 
halb klagend mit dem Antrage auf: 

die Geſchwiſter H. mit dem Capitals⸗Anſpruche an ‚die 
Kaufgelder-Maffe von Schönhaufen zurückzumelfen. - 

Sie gründete diefen Anfpruch darauf, dag Schönhaus 
fen bis zum Zufchlage an den G. Lehn geblieben fei, und 
folgerte hieraus, daß die Kaufgelder eine Lehnsmaſſe bilde, 
ten, und als folche zu behandeln wären. Sie behauptete 
ferner, daß die Forderung der Gefchwifter H. nur dag Al: 
Iodials Vermögen berühre, und bei dem Mangel des Con. 
fenfes der Aguaten auch durch die Eintragung: feinen: Anz 
ſpruch auf die Subſtanz des Lehns und jegt auf die, in 
deſſen Stelle getretene Kaufgelder-Maſſe ertvorben habe, 
daß dagegen ihre eigene Forderung eine gefeßliche Lehns⸗ 
ſchuld fei, and als folche unbedingt aus der Subftang des 
Lehns befriedigt werden müſſe. 

Die Geſchwiſter H. ſtellten in Arche, daß Schön 
haufen zur Zeit des erfolgten Zufchlages noch Lehm gewe⸗ 
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fen; und behanpteten vielmehr, daß die kehns⸗ Eigenfchaft 
ſchon durch den Familien» Vertrag vom 19. Mai 1812, 
durch die in Folge deſſen bewirkte Löfchung ber Agnaten, 
fo wie durch den Verkauf des Gutes an den Juſtiz⸗Com— 
miſſar H. erlofchen fei. Sie beftritten zugleich die, aus der 
Eehnss Eigenfchaft abgeleiteten Folgerungen, insbeſondere bag 
die Kaufgelder wie eine Lehnsmaſſe zu betrachten und zu 
behandeln fein; und führten aus, daß, bei dem Mangel 
aller Agnaten, von einem Nerus der Behnsgläubiger und 
deren eventuellen Rechten auf das Lehn fo wenig die Rede 
fein dürfe, als davon, daß bie agnatifchen Nechte, für die 
Fein Tegitimirter Inhaber mehr vorhanden fei, im den Lehns⸗ 
gläubigern fortdauern, noch mit deren, als geſetzliche oder 
conſentirte Lehnsſchulden eingetragenen Forderungen verbuns 
‚den fein können. Die Verklagten erachteten daher auch die 
Klägerin nicht für Iegitimirt, von ihnen den Nachweis zu 
verlangen, daß ihre Forderung eine gefegliche oder confen: 
tirte Lehnsſchuld fei; behaupteten aber eventuell, daß biefe 
Eigenfchaft ihrer Forderung zukomme, und traten darüber 
Beweis an. 

Die Deputation des erfien Senats dee Ober⸗ 
landesgerihts zu Magdeburg für fummarifche 
Proceffe nahm den Beweis, dag das, für die Verklagten 
eingetragene Capital in das Lehn verwandt ſei, und da⸗ 
durch die Natur einer Lehnsſchuld erhalten habe, für ge⸗ 
führt an, erklärte aber auch die, von der Klägerin erhobene 
Eintede, daß die Forderung der Verklagten Feine Lehnsſchulb 
fei, für einen, aus dem Rechte der Agnaten, alfo dritter 
Perfonen, entnommenen Einwand, und erkannte deshalb in 
der Sigung vom: 11. Februar 1837 auf Abweifung der 
Klägerin. | 

Die feparirte von B. appellirte, und die Deputa: 
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tion bed zweiten Senats bed genannten Oberian⸗ 
desgerichts hielt den, von ihr erhobenen Anſpruch in 
rechtlicher Beziehung für begründet, dagegen die Thatſache, 
daß Klägerin ihrem gemwefenen Ehemanne die Summe von 
43,500 Thlrn. zugebracht Habe, nicht für-vollftändig erwies 
fen. Demzufolge ward durch das, in der Gigung vom 
22. Juni 1837 abgefaßte Erkenntniß der Klägerin ein Eid 
darüber auferlegt, 

daß fie diejenigen 43,500 Thle., für welche ihr geſchie⸗ 

dener Ehemann, der Rittmeiſter von B., in Folge des 

Schuldbekenntniſſes vom 27. April 1827 mit dem Rit⸗ 

tergute Schönhaufen Sicherheit beftelit, demſelben wirk⸗ 

lich in die Ehe gebracht habe, « 
und im Fall der Ableiftung diefes Eides ward bie, dem 
Capitalgbetrage der Verklagten gleich) kommende Summe 
von 2150 Thlrn. der Klägerin zugefprochen. 

- Gegen biefes Ubtel legten die Werklagten die Reviſion 
ein, worauf das Geheime Ober⸗Tribunal in feinem 
Urtel vom 16. Juli 1838 dag — erſter Inſtanz 
wiederherſtellte. 
Gründe. 

Nach $. 500. Tit. 20. Th. J. A. L. R. wird, wenn 
eine Sache Mehreren zur Hypothek verſchrieben und zu ihs 
ver aller Befriedigung unzureichend ift, das Vorzugsrecht 
unter ihnen lediglich nach der Ordnung der gefchehenen Eins 
tragung beſtimmt, und im Einklange hiermit verorduet Der 

6. 387. Tit. 50. Th. I. der A. ©. D., daß bei Anfegung 
ber, nach Vorfchrift der Hypotheken: Drdnung eingetragenen 
Forderungen in der dritten Klaffe nur die Zeit der. erfolg 
ten Eintragung die Ordnung, beſtimme, in welcher fie. auf 
einander folgen, ohne daß auf deren Uefprung oder die ih- 
nen ſonſt anklebenden Vorzugsrechte Rückſicht genommen 
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werden dürfe. Hiernach würde allerdings die Forderung 
der Klägerin, als die fpäter eingetragene, derjenigen der Vers 
klagten nachftehen, und den Legteren die vorzugsweiſe Be 
friedigung aus der Kaufgelders Maffe nicht ftreitig zu mas 
chen fein. 

Die Klägerin behauptet indeffen, mit Rückſicht auf bie 
angeblichen Lehns⸗Verhältniſſe des Guts Schönhaufen, 
eine Ausnahme von diefen Grundfägen, und der Appellas 
tions Richter hat fih mit ihrer Unficht im Mefentlichen 
einverfiandeh erklärt; der Letztere leitet aus den Vorfchrif: 
ten des A. L. R. Th. I. Tit. 18. $$. 331. 332. u. 343. 
die Folgerung ab, daß Lehngfchulden, melche aus der Subs 
franz des Lehns befriedigt werden müffen, unter allen Um⸗ 
franden und ohne Rückſicht auf die Zeit ihrer Eintragung, 
ben Vorzug haben vor denjenigen Lehnsſchulden, welche nur 
aus den Früchten des Lehns zu befriedigen find, noch mehr 
alfo vor den bloßen Alodial- Schulden. Der zweite Rich— 
ter macht ferner die Anficht geltend, daß für Allodial⸗Schul⸗ 
den auch durch deren Eintragung ein Hppothefenrecht auf 
bie Subftanz des Lehns micht erworben werden Fönne, 
und daß deshalb auf Diefelben der $. 397. Tit. 50. Th. 1. 
der X. ©. O. überhaupt nicht antwendbar fei. 

Diefer Ausführung läßt fich nicht beitreten. 

Für die Entfcheidung des vorliegenden Falles kann die 
Frage 

ob Forderungen, welche aus ber Subftanz des Lehns 
berichtige werden müſſen, umter allen Umftänden und ohne 
Nückfiht auf Eintragung und Zeit derfelben, den Nor 
zug dor denjenigen Forderungen haben, welche nur auf 
‚die Früchte des Lehns angemiefen find, - — 
“auf ſich beruhen, weil nach den thatſächlichen Verhältniſſen 
der Fall nicht vorliegt, in welchem Forderungen verſchiede⸗ 
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ner Natur zu befriedigen find, von denen die eine nur aus 
den Früchten, die andere aus der Subſtanz des Lehns 
zu berichtigen iſt. 
Im 6. 228. Tit. 18. Th. I. des A. L. R. iſt zwar be 
ſtimmt, daß der Vaſall die Subſtanz des Lehns überhaupt 
nicht eigenmächtig mit Schulden beſchweren oder ſonſt be⸗ 
laſten kann. Dieſe Beſchränkung bezieht ſich indeſſen nur 
auf das Verhältniß des Vaſallen zu dem Lehnsherrnz 
die angeführte Vorſchrift paßt mithin nicht auf Lehne, welche 
im Verhältniſſe zum Lehnsherrn allodificirt ſind, nament⸗ 
lich alſo nicht auf die Märkiſchen Lehne, welche in Folge 
der, im Jahre 1717 geſchehenen Aufhebung des lehnsherr⸗ 
lichen Obereigenthums nach der Conſtitution von 1723 
beurtheilt werden müſſen. Bei Lehnen, welche einem Ober⸗ 
eigenthümer nicht mehr unterworfen find, hat der Vaſall 
nicht blos das nußbare, fondern das volle, blos durch bie 
Nechte der Agnaten befchränkte Eigentum); er kann 
alfo alle Verfügungen, Die er fonft nur mit Zuffimmung 
des Lehnsheren zu treffen befugt war, jeßt allein vorneh⸗ 
men. Eben deshalb ift es unbedenklich, daß alle Hypo⸗ 
thefen, die der Vaſall auf das Lehn beftellt, deffen Sub: 
ftanz ergreifen, da dies eben bei dem Beftehen bes lehns⸗ 
herrlichen Obereigenthums die Folge der Zuftimmung des 
Lehnsherrn ift. Nach dem U. 2. R. waltet in diefer Be 
ziehung auch Fein Unterfchieb zwiſchen den geſetzlichen Lehns⸗ 
und anderen, vom Lehnsheren confentirten Schulden ob; 
es trifft vielmehr jede Schuld, welche der Lehnsherr auf 
die Subftang confentirt hat, dieſe letztere; der Lehnsherr 
kann nur nicht geswungen werben, bei Schulden, bie 


5) Bol. Götze, a. 0.9. ©. 134—136,, und Scholtz, a. a. O. 
S. %62. 266. u. fisd. D. H. 
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nach den Probincial: Gefegen die Subftang des Lehns nicht 
angehen, fondern, mie die Allodial: Schulden des Vaſallen, 
nur aus den Früchten des Lehns bezahlt werden, feinen 
Conſens zur Verpfändung der Subftanz zu ertheilen; A. L. R. 
Th. I. Tit. 18. 66. 229.0. flgd. 

Auf der anderen Seite find jedoch durch die Aufhe⸗ 
bung des lehnsherrlichen Obereigenthums Die Rechte der 
Agnaten nicht verändert worden; es unterliegen daher 
auch die Märkiichen Lehne dem Grundſatze, daß der Ba; 
fall zum Nachtheil der Agnaten über das Lehn nicht vers 
fügen kann. Die $%. 331. u. 332. a. a. D. geftatten aber 
den gerichtlichen Verkauf des Lehns nur in zwei Fällen, 
nämlich wegen Lehnsfchulben, für welche die Subftanz des 
Lehns auch ohne befondere Einwilligung der Intereſſenten 
haftet, und wenn der Lehnsherr und fämmtliche Agna— 
ten oder Mitbelehnte in die Werpfändung der Subſtanz des 
Lehns für eine Schuld ausdrücklich gewilligt haben. Es 
kann daher, wenngleich nach der obigen Ausführung ein 
Lehnsherr, deffen Conſeus erforderlich wäre, hier nicht vor 
handen ift, und daher die Subftanz durch die Verpfändung 
betroffen wird, doch in Zweifel gezogen werden, ob Allo: 
bial: Gläubiger berechtigt find, auf den gerichtlichen Verkauf 
des Lehns zu dringen, wenn ihre Forderungen nicht von 
ſämmtlichen Ugnaten confentirt find. Einer näheren Er: 
örterung dieſer Frage bedarf es indeg für den vorliegenden 
Fall nicht, da eine Beſchränkung der Wirkungen einer Lehns⸗ 
ſchuld wegen der Nechte der Agnaten jedenfalls nur infos 
fern eintreten kann, als das Hypothekenbuch °) Agnaten 





6,) Vgl. 4. L. R. Th. 1. Tit. 18. $$. 290. 291. und Ediet wer 
gen der Geſammthänder und des GSucceffiond-Nechtes, de dato Ber: 
lin, den 4. Anguft 1763; N. C. C. Bd. 1I. 1 51. Eol. 255. u, figd. 


192 





nachtweift, ‘welche dem gerichtlichen Verkaufe zu wiberfpre 
chen berechtigt find. Wenn dagegen das Hypothekenbuch 
feine Ugnaten ergiebt, diejenigen alfo gar nicht vorhanden 
find, welche befugt erachtet werden Fönnten, den Gläubiger 
zu hindern, fein auf die Subſtanz erlangted Necht durch 
Verkauf des Lehnes geltend zu machen: fo muß der Ieß» 
‚tere auch auf Andringen des Gläubigers erfolgen, und die 
fonft noch eingetragenen Gläubiger können nach der Natur 
der Sache zu einem MWiderfpruch nicht berechtigt feitt, der 
allein aus dem Rechte der Agnaten abzuleiten ift, und das 
her auch nur von diefen geltend gemacht werden darf. 

Ein Fall der Art liegt hier vor. Es find auf Schöns 
haufen feine Agnaten eingetragen; das Gut, wiewohl im 
KHppothefenbuche noch als Lehm bezeichnet, Eonnte daher 
zum Verkauf gefiellt und dem Käufer als freies Eigenthum 
überlaffen werden. 

Nach dem Angeführten kann nun zwar auch dem Ap⸗ 
pellationg » Richter zugegeben twerden, daß ber $. 337. Tit. 50. 
Th. I. der X. ©. DO. nur da Anwendung finder, wo bie 
Subſtanz der Sache Gegenftand des Pfandrechtes if. Dies 
ift aber hier wirklich der Fall, und Fein Grund vorhanden, 
die Kaufgelder in zwei Maffen zu theilen, von denen die 
eine zur Befriedigung der, auf die Subſtanz berechtigten 
Gläubiger, die andere zur zinsbaren Belegung für die, nur 
aus den Früchten zu befriedigenden Gläubiger zu verwen» 
den wäre. Die Berklagten gehören in der That zu den 
Släubigern, die aus der Subftanz des Lehns Bezahlung - 

er⸗ 


(auch abgedruckt bei Rabe, a. a. O. Bd. J. Abth. 2. ©. 547. u. flgd. und 
in der Note 2) angeführten Sammlung, Abth. II. S. 712. u. flgd.). 
fiber dies Ediet find zu vergleichen Scholtz, a. d.D. ©. 202 — 214. 
252 —2%63.; Göge, a. a. D. ©. 177— 185, 221.;und von Ku⸗ 
nom, Provineialvecht der Neumark Abth. IL. &.33—40. D. 9. 
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erhalten müſſen, weil bie Gubftanz ihnen verpfändet iſt, und 
gültig hat verpfändet werden können; nur dann würden fie 
Befriedigung aus der Subftang zu fordern nicht befugt fein, 
wenn Agnaten vorhänden gemwefen wären, deren Rechte den 
Verkauf des Lehns unzuläffig gemacht hätten. Die Be 
rechtigung der DVerklagten, aus den Kaufgeldern Befriedi: 
‚gung verlangen zu Eönnen, hing alfo blos von der recht: 
lichen Möglichkeit der Subhaſtation auf ihren Antrag ab; 
die Mechte ber Klägerin aber würden im günftigften Fall 
nur dann ſtärker fein, wenn fie allein die Subhaftation 
zu bewirken im Stande und hiervon die Bildung, einer eige⸗ 
nen Lehnsſchulden⸗Maſſe die Folge geweſen wäre. Ein bei 
fondereg Vorzugsrecht, anderen, auf die Subftanz der Gü—⸗ 
ter eingetragenen Gläubigern gegenüber, kann dagegen die 
Klägerin jedenfalls nicht in Anfpruch nehmen. 

Aus dieſen Gründen muß die ſeparirte von B. mit 
ihrer unbegründeten Klage abgewieſen und das erſte Urtel 
wieder hergeſtellt werden. 


.. * 2* Pr . 


Me 20. | | 
— Subſcriptionsliſte. Verleger. 
Firma: 





In welcher Art iſt in einer Subferiptionstifte 
der Verleger zu bezeichnen, damit jwifchen ihm und den 
Subferibenten ein rechtsgültiger Vertrag ju Stande 


komme? Senigt bay — außer dem Salle einer — 
Bd. IV. N 
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lungsfirma — eine, mit dem Namen des Verlegers 
nicht zuſammentreffende Bezeichnung? 
MEN. Th. J. Tit. 6. 4. 11). 


Der Buchhändler Glöckner in Berlin iſt Verleger 
einer „Gallerie ausgezeichneter Lithographien.“ Der Plan 
dazu iſt auf vier Hefte, jedes zu zwölf Blättern, angelegt, 
von denen alle Vierteljahre ein Blatt erſcheint, das Werk 
alſo in zwölf Jahren vollendet fein fol. Nachdem fünf Blät⸗ 
ter erfchienen waren, kündigte Glöckner aud) ein Tagesblatt: 
der Erzähler" an. Zufolge des ausgegebenen gedruckten 
ProfpectS erfcheinen davon in jeder Woche ſechs Nummern 
zu einem Abonnement3-Preife von 3 Sgrn. wöchentlich, «8 
werden aber immer nur vier Wochenlieferungen zufammen, 
das Blatt überhaupt alfo jährlich dreischn Male, ausgege⸗ 
ben, und jedes DVierteljahr an die Abonnenten ein Blatt 
von der Eingangs gedachten Lithographien: Gallerie außer 
dem mit verteilt. Jeder Subferibent auf den Erzähler 
muß die, bei der Unterzeichnung bereits erfchienenen Stücke 
des Blattes ebenfalls abnehmen, und ift fo lange gebun⸗ 
den, als die Gallerie dauern wird, mithin auf zwölf Jahr: 
gänge. Bei prompter Erfülung feiner VerbindlichFeiten er 
hält der Zahler noch zwei große Prämienbilder, je nach 
ſechs jahren eind. Der Verleger verfpricht: feinerfeits, die 
Abfendungen pünktlich zu beforgen; der Abonnent fol aber 
wegen eingefretener Verzögerungen feiner Verbindlichkeiten 
nicht entlaffen fein. 

Diefen gedruckten Profpect mit der Überfchrift: 

„der Erzähler, ein Tagesblatt mit ausgezeichneten Bilder; 
beilagen, wöchentlicher Subferiptionsbeitrag 3 Sgr.,“ 


I) Vgl. A. L. R. Th. I. Tit. 11. $. 12. D. H. 
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und mit ber Unterfchrift: | 
„die Expedition des Erzähler in Berlin, ! 
ſchickte Glöckner in den Provinzen durch Colporteure ums 
her, welche zu den Leuten in die Häufer drangen, und den⸗ 
felben die Subfeription auf ein fo wohlfeiles Tagesblatt 
mit Bildern, zu einem Betrage von 3 Sgrnu. twöchentlich, 
annehmbar zu machen mußten. Es fand fich auch eine 
hinreichende Anzahl von Subferibenten; nach und nach fra» 
ten aber diefelben zurück, vermuthlich weil fie Alle oder 
doch die Meiften in dem, mit fehr Fleiner Schrift gedruck 
ten Profpect die fehr läſtigen Bedingungen nicht beachtet 
hatten. Der Verleger belangte nun die Zurücktretenden, 
und ließ zu Diefem Behufe die Schemata zu den Klagen 
drucken. Mit einer folchen gedruckten Klage hat er gegen 
mwärtig auc) den Bückermeifter Unruh zu Seelow in Ans 
fpruch genommen. Diefer wurde durch einen Colporteur 
Banderski angeworben, feßte unter ein Eremplar des 
Proſpects die Worte: | 
„Unruh, Bäckermeifter. Seelow, den 22. April 1837,49 
und nahm ſechszehn Nummern des Jahrganges 1837, 
welche er auch besahlte. Am 17. Mai 1837 fchickte aber 
Glöckner mit der Poft an Unruh noch den ganzen Jahrs 
gang 1836, fo wie die Nummern von vier Wochen des 
Jahrganges 1837, und erbat fich dafür 5 Thlr. 18 Sgr. 
Unruh nahm jedoch das Packet nicht an, fondern ließ daf- 
felbe an Glöckner zurückgehen. Hierauf gründete der Leg: 
tere den Antrag, 
daß der Verklagte 
1. die erwähnten Nummern des Erzählers fofort 
abnehme, und dafür 5 Thlr. 18 Sgr., fo wie 16 Ser. 
Hin⸗ und Nückporto besahle, und | 
2. fir verpflichtet erachtet werde, das Tagesblatt 
N2 . 
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auch ferner bis zum Jahre 1847 einfchließlich, gegen 
Zahlung von 3 Sgrnu. wöchentlich, abzunehmen. 
Der Verklagte wandte ein: bei der Unterzeichnung 
des Proſpects fei ihm die Übernahme einer Verpflichtung 
auf zwölf Fahre gänzlich unbekannt geblieben; die Anküns 
digung habe er, eben fehr beichäftigt, gar nicht durchgele⸗ 
fen, und nur aus der groß gedruckten Überfchrift erfehen, 
daß er möchentlich 3 Sgr. bezahlen folle; der Eolporteur 
habe ihm überdieg, bei der dringlichen Aufforderung. zur 
Unterſchrift, noch bemerklich gemacht: daß er ja immer wie⸗ 
der abtreten Eönne, fobald er wolle. Er halte fich dem 
Kläger zu nichts verpflichtet, weil er mit demfelben gar 
nicht contrahirt habe. 
Das Stadtgericht über Seelom mies durch dag, 
am 26. October 1837 eröffnete Erfenntniß den Kläger ab, 
vornehmlich, teil die Aufforderung zur Subfeription nur 
von dem Verklagten unterzeichnet fei, und die, unter dem 
Proſpect aufgeführte „Erpedition- des Erzählers in Berlin“ 
die Perfon des zweiten Contrahenten nicht vertreten könne. 

Kläger appellirte, und der zweite Senat des Ober⸗ 
landesgerichts zu Frankfurt verurtheilte am 23. Fe 
bruar 1838 den Verflagten gang nach den TER in 
der Klage. 

Nunmehr legte der Verklagte bie Nichtigkeitsbeſchwerde 
ein; er behauptete, daß durch die Entſcheidung des Appel⸗ 
lationsrichters die 66. 120. u. 142. Tit. 5. Th. I. des 
A. ER. verletzt fein. Diefe Beſchwerde ward durch dag 
Urtel des Geheimen OÖber-Tribunals vom 8. Sep: 
fember 1838 als unbegründet verworfen. 

Gründe. 

Der erfte Richter hat an die Spike feiner abweiſen⸗ 

den Eutfcheidung den Grund geftelt, bag ein, für die Zus 
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kunft bindender Contract nicht zu Stande gekommen fei, 
weil in der Subferiptions: Einladung, welche nach der Be 
hauptung des Klägers den Contract vertreten fol, dr Name 
deffelben nicht genannt fei, und mit der. „Eppebition des 
Erzählers,“ durch welchen Ausdruck ein beftimmtes Fndk 
vidunm nicht bezeichnet werde, ein Contract nicht habe ab⸗ 
gefchloffen werben Fünnen. 

Dieſer Entfcheidungsgrund ift vollkommen richtig, und 
zur Zurückweiſung des Anſpruchs der allein ausreichende. 
Es verſteht ſich von ſelbſt, daß zum Abſchluß eines gülti⸗ 
gen Vertrages vor Allem nothwendig zwei beſtimmte 
Perſonen gehören, die mit einander contrahiren wollen ?). 
Zufolge des vorliegenden Profpects, der Subferiptiong: Eins 
ladung, ift dies aber in Beziehung auf den anbietenden Her⸗ 
außgeber oder Verleger durchaus nicht der Fall. In dem 
Eontert des Profpects heißt es durchweg: „wir,“ und ums 
terzeichnet iſt derſelbe: „bie Erpebition. des Erzählers in 
Berlin,’ ohne alle nähere Bezeichnung der Perfon oder ber 
Derfonen, aus denen diefe Erpebdition befteht. Die, vom 

Kläger aufgeftellte Behauptung, daß die Unterfchrift laute: 
„die Erpedition des Erzählers zu Berlin, Königsgras 
ben 18. A.“ iſt, wie der Augenfchein lehrt, actenwidrig; 
erſt in einer ſpätern Ausgabe des Proſpects ſcheint, nach 
einem zu den Acten gebrachten Fragment, jene Abänderung 
beliebt worden zu fein, die jedoch jenen Einwand keines— 
wegs befeitigt haben. würde. Die Annahme, daß es unter 





2 Vol. Bornemann, von Rechtsgeſchaften; 2te Ausgabe 
S. 221 
" Geht man die wefentlichen Beſtandtheile eines Vertrages ſpeeiel⸗ 
ler durch, ſo müſſen 
1. ‚natürlich die. Eontrahenten- ſelbũ beſtimmt ſein.“ 
D. 


198 


den vorliegenden Umftänden an der Bezeichnung bed An 
tragenden und fomit von der einen Geite an ber Perfon 
des Eontrahenten fehlt, der Profpect daher auch Feine Rechte 
und Verbindlichfeiten begründen Eann, würde vielmehr auch 
dann richtig bleiben, wenn der Profpect wirklich in der, 
vom Kläger behaupteten Art unterzeichnet wäre. 

Es handelt ſich hier auch. nicht um eine Handlungs⸗ 
firma®), wie folche in ‚ähnlicher Art Verlagsbuchhandluns 
gen nicht felten führen, 3. DB. die „Vereins Buchhands 
dung" in Berlin, die „Induſtrie⸗Comptoire“ in Leipzig 
and Weimar, dag „bibliographifche Inſtitut“ in Gotha u. a, 
bei welchen diefe, von ber Obrigkeit genehmigten *) Firmen 
die Bezeichnung ber Juhaber vertreten. Die „Expedition. 
des Erzählers“ iſt dagegen nichts als eine ganz willfürlich 
gewählte Benennung für die Perfon des nicht namhaft ges 


3) Bol. I. Hinſchius, über die Handlungsfirmen, juriftifche 
Wochenfchrift Jahrg. 1836. ©. 712. u. flgd., mofelbft es &. 712. heißt: 
— — „ſo bat fich dagegen das hiefige Königl. Stadtgericht bes 
ſtimmt dafür ausgefprochen, daß auch nach der beftehenden Gefeg- 
gebung die Befugniß, eine Firma zu führen, ein ausfchließliches 
.  Mecht wirklicher Kaufleute ift. Außer diefem Fall fieht der genannte 
Gerichtshof eine Firma für die Führung eines falfchen Namens an, 
welche die Polizeibehörden zu hindern eben fo befugt als verpflich- 
tet erachtet werden müffen, und dies um fo mehr, als Handeltrei⸗ 
bende, welche, ohne Kaufleute zu fein, eine Firma führen, dadurch 
nicht nur felbft häufig in Verwickelungen gerathen, fondern auch 
leicht andere Perfonen zu Handlungen indueiren, aus denen dieſe 
fpäter Feine Rechte herleiten Eünuen, oder woraus fie folche nur 
dann geltend zu machen im Stande find, wenn fie weitläufige Bes 
weiſe führen.’ 
1. [Marchand], über die Handlungsfirmen; Gans, Beiträge 
zut Reviſion der Preußifchen Gefeggebung ©. 36. u. flgd. _ 
| | D. 9 
DH A ER. Th. 1 Tit. 8. $$. 619, u. flgd, 
D. 
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machten Herausgebers und Verlegers, wodurch diefelbe in. 
deß keineswegs fo genau bezeichnet wird, daß fie als ein 
beftimmtes Individuum hervortritt. Mit einer Perfon aber, 
die fich weder nennt, noch fonft auf eine deutliche, fie von 
alten Übrigen unzweifelhaft unterſcheidende Weife bezeichnet, 
kann ein rechtsgültiger Vertrag nicht zu Stande kommen. 
Der Appellationsrichter will zwar dieſe Ausführung 
durch die Bemerkung befeitigen, daß der Mangel der fchrift: 
lichen Form eines Vertrages in den Fällen, mo das Gefeß 
folche als nothwendig vorfchreibt, von demjenigen nicht vor⸗ 
gefchügt werden dürfe, welcher felbft die Urkunde unterzeiche 
net bat, wenn auch diefelbe von dem andern Contrahenten 
nicht unterfchrieben worden iſt. Allein dieſe Bemerkung, 
deren Nichtigkeit hier auf fich beruhen Fann, fteht mit dem, 
vom erften Nichter ausgeführten Abmweifungsgrund in kei⸗ 
ner Beziehung. Denn der Iegtere beruht nicht darin, daß 
der Kläger den Vertrag nicht durch feine Unterfchrift vol 
sogen habe, fondern vielmehr darin, daß mit demfelben 
gar nicht contrahirt ſei; nicht in den Mangel der Zorn, 
fondern in dem Mangel der Perſon des einen Eontrahenten. 
In der zur Beurtheilung vorliegenden Nichtigkeitbes 
fehwerde werden nun vom Verflagten als verlegt bezeichnet 
die Vorfchriften des A. L. R. Th. J. Tit. 5. $$. 120 u. 
142,, welche verordnen: 
$ 120. „Eine von beiden Theilen umterfchriebene 
Punctation, aus welcher die gegenfeitige Einwils 
ligung derſelben in alle wefentlichen Bedins 
gungen des Gefchäfts erheller, üft mic einem fürms 
lichen Contracte von gleicher Gültigkeit; 
und | 
$. 142. „Zwilchen Abweſenden vertritt die geführte 
Eorrefpondenz die Stelle des fehriftlichen Vertrages, in» 
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fofern die Bedingungen und bie werhfelfeltige 
Einwilligung der Contrahenten Daraus zu ent: 
nehmen find. * 

Nach beiden Gefetftellen — behauptet Verklagter = 
müſſen aus einem fehriftlichen Vertrage die Bedingungen des 
Geſchäfts deutlich und -beftimmt erhellen. Dies fei aber’ 
bei der, bier als fchriftlicher Vertrag angefehenen Sub: 
feriptiong- Einladung in Beziehung auf die Dauer ber 
Verpflichtung um deshalb nicht der Fall, weil man erſt 
durch complicirte Berechnungen und Folgerungen zu dem 
Nefultate gelange, daß die Abnehmer bed Erzählers auf 
zwölf Jahre verhaftet feien, indem ‚die Gallerie der Litho⸗ 
graphien aus achtundvierzig Blättern beftehen, und alle Bier: 
teljahre eins. erfcheinen, diefelbe alfo erft in zwölf Fahren 
beendigt fein folle, andererfeitS aber die Abonnenten auf den 
Erzähler an ſoviel Jahrgänge gebunden feien, als für die 
Balkerie beftimmet worden. Die Unhaltbarkeit Biefer Bes 
hauptung des Berklagten Hiegt indeg zu Tage. Denn, in⸗ 
dem derſelbe zugieht, daß man durch Combination aller, in 
dem Profpect enthaltenen einzelnen Beftimmungen zu jenem 
Mefultate gelangt, wird zugleich die Annahme des Agpellas 
tionsrichterg, daß dag ,Scriptum die, durch die Klage geh 
tend gemachten Bedingungen wirklich enthalte, als richtig 
anerkannt. ebenfalls aber kann der Appelkationgrichter 
fich der Berkegung dev angeführten Geſetzesſtellen nicht ſchul⸗ 
dig gemacht haben, wenn er von der Vorausfegung aus⸗ 
‚geht, daß die wefentlichen Bedingungen des Geſchäfts in 
‚ dem, der Klage zum Grunde liegenden Proſpect enthalten 
find. Vielmehr hätte der Umſtand bervorgehoben werden 
follen, daß der Appellationgrichter das Beſtehen eines gük 
tigen. Vertrages angenouumgn babe, obwohl es an einer 
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genügenben Bezeichnung des einen Contrahenten gänzlich 


mangele. Go dagegen, wie bie Nichtigkeitsbefchiwerde aufs 
geſtellt ift, Eonnte fie nur zurlickgewieſen werben, 








I a. 
Erbunterthaͤnigkeit. Grundzins. Schlefien. 





Ein Grundzins, welcher vor Publication des 
Edicts vom 9. October 1807 dem Gutsherrn für die 
Aufhebung. des Unterthänigfeitsverbandes verfprochen 
worden, ift nicht in Folge des gedachten Edicts und 
des Publicandums vom 8, April 1809 für aufgeho⸗ 
ben zu erachten ?). 

Edict vom 9. October 1807, betreffend den 
erfeichterten Beſitz und den freien Gebrauch) 
des Grundeigenthums, fo wie die perfönlis 
chen Berhältniffe der Landbewohner; 66. XL. . 
AU. (Gefegfammlung von 1806— 1810 
©. 170.) ?). 

Publicandum vom 8. April 1809, betreffend 
die, durch das suh dato Memel, den 9. Oc⸗ 





1) Einigermaaßen analog ift die Frage: ob durch Aufhebung des 
Mühlenswangs diejenigen Abgaben meggefallen find, welche für eine 
frühere Aufhebung durch Vertrag conftituirt worden? worüber zu vers 
gleichen if Koch, Schlefifches Archiv Bd. I. ©, 176. u. figd. 

D. 2. 


- DD Auch abgedruckt in Mathis, jurififcher Monatsfchrift Bd. V. 
©. N und Rabe, Sam. — Geſetze Bd. IX. ©. 85, 
| D. H. 


\ 
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tober 1807 ergangene Edict erfolgte Auf 
loͤſung der perfönlichen Erbunterthänigfeit 
in der Provinz Schlefin und der Graf 
ſchaft Giatz; $$. 6. 7. (ebend. ©. 557.) 2). 

Bol. Verordnung wegen der, in Schlefien ent- 
ftandenen Mißverftändniffe über die Dienft- 
leiftungen der Bauern gegen ihre Gutsherr⸗ 
fhaft, vom 24. October 1810 (ebend. 
"©. 735.) *), und . 

Geſetz über die, den Grundbeſitz betreffenden 
Rechtsverhaͤltniſſe und uͤber die Realberech⸗ 
tigungen in den Landestheilen, welche vor⸗ 
mals eine Zeit lang zum Koͤnigreich Weſt—⸗ 
phalen gehört haben, vom 21. April 18255 
$. 44. (Geferfammlung &. 80.) 


Mittelft gerichtlichen Vertrages vom 9. April 1789 
entlie der damalige Befiger von Nieder-Buchwald 4. 
den Befiger der Bargefchen Papiermühle B. aus dem Uns 
terthänigfeitsverbande, unter Begebung der ihm Daraus zus 
fiehenden Rechte, gegen Zahlung eines Pauſchquantums von 
500 Thlrn. fo wie gegen Erhöhung des, von dem B. zu 
entrichtenden Grundzinfes um jährlich 5 Thlr., welche zus 
folge Verfügung vom 12. September 1792 mit Bemer⸗ 
fung ihres Urfprungs in das Hypothekenbuch eingetragen 
wurden. Diefen Mehrbetrag des Zinfes forderte der gegens 


3) Auch in den Sabrbüdjern Bd. III. ©. 199. und — 
a. a. O. Bd. X. ©. 79. D. H. 
4) Auch in Mathis, a. a. O. Bd. IX. ©. 437. und Rabe, 
D. H. 


4. a. O. Bd. X. ©. 431. 
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wartige Beſitzer bed Gutes Nieder-Buchwald. im Wege 


der Klage von 3., dem jegigen Eigenthümer jener Mühle. 


— 


Der Verklagte wandte ein, daß der Mehrbetrag des 
Zinfes als ein Ausflug der. Erbunterthänigkeit mit der lets 
teren durch das Edict vom 9. October 1807 und das Pur 
blicandum vom 8. April 1809 aufgehoben fei, wurde aber 
vom Gerichtsamte Nieder-Buchmald am 30. Septems 
ber 1837 nach dem Klageantrage verurtheilt. Der erfte 
Senat des Dberlandesgerichts zu Slogan fand das 
gegen den Einwand des DVerklagten durchgreifend, und wies 


den Kläger durch das, am 3. Mär 18383 eröffnete Ers 
kenntniß ab. In den 


GSründen 
wurde ausgeführt: 
Der Zweck der angeführten Verordnungen fei die Aufs 


hebung ſowohl ber. dinglichen Befchränkungen des Eigen⸗ 


thums, als der perfönlichen Laften, die aus der Erbunter 
thänigfeit entfpringen. Beide Gefeße fchieden dieſe Laften 
und Verpflichtungen genau von folchen, die aus einem ans 
dern Grunde, z. B. aus Verträgen u. f. w., entftanden feien. 
Dies ergebe der Eingang des Edictd vom 9. October 1807, 
wo es heiße: 
u Wir haben ferner erwogen, daß die vorhandenen Be⸗ 
ſchränkungen theils im Beſitz und Genuß des Grundeis 
genthums, theils in den perſönlichen Verhältniſſen des 
Landarbeiters Unſerer wohlwollenden Abſicht vorzüglich 
entgegenwirken! ac, 
fo wie der $. XII., worin verordnet werde: 
„Nach dem MartinisTage 1810 giebt «8 nur freie Leute, 
fo wie folche8 auf den Domainen in allen Unſern Pro: 
vinzen fchon der Fall ift, bei denen aber, wie fich von 
ſelbſt verfteht, ale Verbindlichkeiten, die ihnen als freien 
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Leuten, vermöge des Beſitzes eines Grundſtücks, ober 
vermöge eined — Vertrages obliegen, in Kraft 
bleiben.“ 

In gleicher Weiſe unterſcheide das, zur Declaration die⸗ 
ſes Edicts erlaſſene Publicandum vom 8. April 1809. 
Daſſelbe verordne zuvörderſt in ben $$. 1 —5.,- welche Rechte 
und Befugniſſe der Gutsherrſchaften fortbauern; beſtimme 
hierauf im 6. 6.: | 

„Dagegen find durch die, in’ den $$. X. XI. und XII. 
de, sub dato Memel, den 9. October 1807 ergangenen 
Edicts erfolgte Aufhebung der perfönlichen Erbunterthäs 
nigfeit auch alle und jede, aus der perfönlichen Erbuns 
terthänigkeit der Dorfbewohner Herfliegende Gerechtfame 
der Gutsbefiger für zugleich mit aufgehoben zu achten, 4 
und erkläre demzufolge im $. 7. insbefondere für aufgeho: 
ben. „das den Gutsherren zugeftandene Recht, für Die Los⸗ 
laſſung aus der Erbunterthänigfeit perfönliche und Bing» 
liche Loslaffungsgelder zu fordern. Bon folchen Loslaſ⸗ 
ſungsgeldern fei aber im vorliegenden Fall die Rede. 

Der Kläger: erhob die Michtigkeitsbefchwerde. Das 
Geheime Ober⸗Trib unal vernichtefe am 19. Mai 1838 
das zweite Urtel und beftätigte in ber Sad ſebſt das 
erſte Erfennitniß. 

Gründe. 

Der Kläger rügt mit Recht, daß der vorige Nichter 
die, in deffen Urtel angeführten gefeglichen Borfchriften uns 
“richtig ausgelegt habe, wenn er annimmt, daß darin alle, 
urſprünglich mit ber perfönlichen Erbunterthänigkeit verbun⸗ 
den geweſene Verpflichtungen und Rechte aufgehoben wor⸗ 
den, ohne Nückficht darauf, ob bdiefelben noch unverändert 
befichen oder an deren Stelle fchon früher durch freie Über: 
einkunft der Betheiligten gudere getreten: fein. Ä 
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Die erwähnten Gefege konnten nur eine Aufhebung 
der, bei ihrer Publication noch beſtehenden Ausflüffe der 
Erbunterthänigkeit, weiche damals wirklich ben Befis und 
Genuß der bäuerlichen Befigungen befchränften, nicht aber 
der, bereits durch Loskauf befeitigten Unterthänigfeit und 
der, mit biefer verknüpft gemefenen, nicht mehr beftehenden 
Rechte und Verpflichtungen beabfichtigen. Denn die legs 
teren fanden dem, im Eingange des Edictd vom 9. Oc⸗ 
tober 1807 angegebenen Zwecke des Geſetzes nicht weiter 
entgegen. Durch den Loskauf im Jahre 1789 war im 
vorliegenden Fall der Unterthänigfeit des Befigers ber Bar: 
gefchen Papiermühle nicht etwa blog ein Surrogat ſubſti⸗ 
tuirt, fondern zwiſchen demfelben und dem Gutsherrn eine 
voirfliche Novation begründet, vermöge welcher an die Gtelle 
der Erbunterthänigfeit ein Kaufpreis gefreten und mit def: 
fen Zahlung die erftere erlofchen war. Auch die vorbeduns 
gene Erhöhung des Grundzinfes kann nicht als ein Sur⸗ 
rogat der Erbunterthänigkeit betrachtet werben, melches dieſe 
legtere dauernd zu repräfentiren vermochte; der Mebrbetrag 
des Grumdzinfes ift vielmehr mit ein Gegenſtand ber ums 
gewandelten und theilmeife realifirten Verpflichtung des Ver: 
Elagten. Die Nechtsbeftändigfeit des Vertrages ift aner⸗ 
fannt, und der $. XII. des Edicts vom 9. Detober 1807, 
welcher Vertragsverhältniffe aufrecht erhält, kann nicht ge> 
gen den Kläger, fondern nur für ihn gedeutet werben; 
das Gefeß hat die vorhandenen Rechtöverhältniffe in ih⸗ 
rer damaligen Geftalt im Auge, und unterfcheidet dabei mit 
Nücficht auf den Grund der, den Lnterthanen obliegen; 
den Berpflichtungen, ob nämlich diefer blos in dem Wer 
hältniſſe der Erbunterthänigkeit oder in einem Vertrage ꝛc. 
liege, nicht aber nach ihrem gefchichtlichen Urfprunge. 

Überdies wird in der Allerhöchſten Cabinetsorder vom 
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94. Detober 1810 ausdrücklich gefagt, daß mit dem 11. No⸗ 
vember des gedachten Jahres blos bie Verpflichtungen aufs 
hören, welche im Edict vom 9. October 1807 als zur 
Butsunterthänigkeit gehörig ausdrücklich und namentlich bes 
zeichnet umd in der, beſonders für Schlefin am 8. April 
1809 ergangenen Verordnung ganz beftimmt genannt find, 
baß aber alle übrigen Abgaben und Laften, welche aus dem 
* gutsherrlichen Verhältniſſe entfpringen, in allen Provinzen 
der Monarchie fortbauern. 

| Die ausdehnende Anwendung ber mehrfach allegirten 
Geſetze enthält daher eine unſtatthafte Rückanwendung ders 
felben, die, wenn fie richtig märe, eine Auflöfung und Zers 
rüttung ber, unter dem Schutze der Geſetze mit rechtlicher 
Wirkung entſtandenen Vertragsverhältniſſe herbeiführen 
müßte, welche der Geſetzgeber nicht betweckt hat. Wo Die 
Erbunterthänigkeit durch Loskauf bereitd aufgehoben war, 
befiand ein Verhältniß, welches von jenen Gefeen nicht 
betroffen, und mithin nicht geändert wurde. 

Auch findet fih in dem fpäteren Gefeß über bie, den 
Grundbeſitz betreffenden Rechtsverhältniſſe und über bie 
Nealberechtigungen in den Landestheilen, welche vormals 
eine Zeit lang zum Königreich Weftphalen gehört haben, vom 
21. April 1825 $. 44. (Gefegfammlung ©. 80.) eine ana 
loge Borfchrift, in welcher die Abficht des Gefeßgebers noch 
deutlicher hervortrit. Dort wird nämlich ausdrücklich bie 
Fortdauer derjenigen Leiftungen feftgefegt, die aus der Vers 
wandlung einer folchen Leiftung entftanden fein möchten, 
toelche zu der Klaffe der -aufgehobenen, aus der Eeibeigen: 
ſchaft entfprungenen gehört, und namentlich das Beiſpiel 
angeführt, toenn ungemeffene Dienfte in Geld» oder Natus 
ralabgaben oder gemeffene Dienfte hei verwandelt 
worden find. 
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N 22. 
Compenſation. Appellations⸗Inſtanz. 





Der Einwand der Compenſation iſt in zweiter 
Inſtanz noch zulaͤſſig, und der Appellationsrichter uͤber 
denfelben materiell zu erkennen verpflichtet *). 

A. L. R. Th. 1. Tit. 16. 56. 300. 301. 
A. G. O. Th. I. Einleitung $. 58., Tie. 14. 
65. 19. 49. 63., Anhang $$. 123. 128. 


1) Bl. I. Merckel, Eommentar zur. G. D., welcher Sb. T. 
©. 164. (zu $. 49. Tit. 14. Th. J.) bemerkt: 
„Der Kläger darf in der Appellationsinftanz Fein neue3 fundamen- 
tum agendi vorbringen, wohl aber der Verklagte neue Einwendun⸗ 
gen, 4. B. exceptionem compensationis,‘’ 

und chend. ©. 204. (zu $. 6. Tit. 19. Th. 1}: 

„Wenn die exceptio compensationis erft in der Appellationsins 
flanz opponirt wird (fie mag num mit der Convention aus einerlei 
Gefchäft herrühren oder nicht), fo Fann der Appellat blos mit der 
Klage abgewieſen, aber nicht in die Bezahlung der überfteigenden 
Summe verurtheilt werden; 

vgl. ebend. ©. 168. (zu $. 63, Tit. 14.) und ©. 208. (zu $. 13. 

Tit. 19. Th. L). 

I. Dorguth, Etwas über den Einwand. der Eompenfation 
CSahrbücher Bd. XXXVI, ©. 229.), mo es heißt: 

- „Der Einwand (der Eompenfation) findet in den fernern Inſtan⸗ 
zen ftatt, die Reconvention nicht, da fonft — eine Inſtanz überfpruns 
gen würde, vgl. hierbei $. 123. Anh. zur A. G. O.“ 

II. Bornemann, fuftem. Darftellung des preußifchen Civil⸗ 
rechts Bd. III. ©. 662., äußert ſich dahin: 
„Schließlich bin ich, vierehl hin und wieder das Gegentheil an⸗ 
genommen worden, der Meinung, daß die Vorſchützung des Ein- 
wandes der Compenfation, infofern er überhaupt in demfelben Pro- 
ceffe geltend gemacht werden darf, auch in zweiter Inſtanz zuläſſig 
if. Denn der Einwurf, daß dem Kläger eine Inſtanz entzogen 
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Sie Frage: 

ob ber Compenfationd» Einwand noch in zweter Inſtanz 

ſtatthaft, oder, auf Verlangen des Gegners, zur beſon⸗ 

deren Verhaͤndlung zu verweiſen ſei, 
war in zwei Senaten des Geheimen Ober⸗Tribunals 
verſchieden beantwortet. Sie ward zur Berathung des Ple⸗ 
nums gebracht, und dies hat ſich in dem Beſchluß vom 
8. April 1839 für die erſte Alternative erklärt. 

Gründe: 

Die Aufgeftellte Frage ift aus dem Weſen ber Com: 
penfation und aus dem Unterfchiede zwiſchen dem Compen⸗ 
fations- Einwande und der Wiederflage zu entfcheibden. 

Bei der Compenfätion ſtehen wechfelfeitige Forderun⸗ 
gen gegenüber; fie erfordert Feinen Vertrag, fondern ents 
fpringt als ein, in feiner Wirkung durch die Ausübung bei 
dingtes Necht aus dem Gefeß. Jeder der beiden Gläubi- 
ger kann einfeitig gegen den andern abrechnen; macht einer 
von beiden gegen den andern von biefem Rechte Gebrauch, 
fo tritt mit der erklärten Abrechnung die Compenfation als 
wirkſam eit. 

Der verklagte Schuldner erſcheint in dem Proceſſe als 
der, zur Ausübung der Compenſations⸗Befugniß Berechtigte, 
der klagende Gläubiger als der, zur Anetkennuug dieſes 
Rechts Verpflichtete. 

Die Abrechnung äußert ſich als Tilgung einer Schuld. 
Der 


werden würde, paßt auf ben vorliegenden Fall nicht, da der Ver: 
klagte nicht mit einem neuen Anfpruch, fendern mit der, auf eine 
neue Thatfache gegründeten Behauptung hervortritt, daß bie For: 
derung des Klägers bereitö erlofchen ſei.“ | 
Anderer Meinung ift 
IV. Grävell, Commentar zur X. 6. O. Bd. II: ©: 7 


2 





209 





Der Verklagte mächt, indem er eine Gegenforderung aufs 
giebt, eine darin Tiegende Zahlung als Schuldner gegen den 
Gläubiger geltend, um durch fie Die Forderung des Letztern 
als berichtigt nachzuweiſen. | 

Kompenfation und Zahlung find inſoweit einander 
gleich zu ftellen, und beide Mittel zur Aufhebung einer Vers 
pflichtung haben in der Wirkung manches gemein. 

Sind die .Erforderniffe der Compenfation: eigene, fäls 
lige und gleichartige, wechfelfeitige Forderungen, vorhanden, 
fo kommt es auf den Urfprung der Tegteren nicht an. 

Wird die anzurechnende Forderung eingeräumt, oder 
ift fie fonft fogleich Elar, fo wird die Schuld für erloſchen 
geachtet. Wird bie Forderung beftritten, fo muß fie, da⸗ 
mit die Kompenfation zur Aufhebung des entgegengeſetzten 
Anfpruches wirken könne, nach Vorfchrift der Proceß⸗Ord⸗ 
nung fofort liquide gemacht, nämlich als richtig und ab» 
rechnungsfähig nachgewieſen werben. 
| Diefer Nachweis ift nicht von eigenthümlicher Ark: 

Die Proceß⸗Ordnung enthält für ihm nicht befondere, abs 
- weichende Vorfchriften, und es finden daher bei demſelben 
die allgemeinen Grundfäge über den Beweis Anwendung. 

Der Schuldner, der anrechnen will, macht die Eins 
rede der Aufhebung der Verbindlichkeit. Der Compenfas 
tions» und der Zahlungs: Einwand, im Weſen und in ber 
Wirkung gleichartig, geftatten, nach den allgemeinen Vor⸗ 
fehriften der Proceß- Ordnung über den Gang des Verfah⸗ 
rens, ebenfalls eine gleichartige formelle Behandlung; A. L. R. 
Th. I: Zit. 16. 66. 300— 302. 342 — 346. 359 — 362.4 
4. ©, D. Th: I Einleitung 6. 27., Zit. 5: $. 6, Zit. 9 
$. 6., Tit. 10, $: 2% 

Einer Parthei ift es, der Regel nach, unbeſchränkt 
geftattet, alle, zur Entkräftung eines, gegen fie erhobenen 
Bd. IV. | 9 
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Anfpruche. dienenden Einwendungen im Laufe der Inſtanz 
anzubringen; die, für die ſummariſchen und, anderen ſchleu⸗ 
nigen Proceßarten beftehbenden Ausnahmen  beftärfen nur 
die allgemeine Vorſchrift; AU. ©. O. Th. I. Tit. 10. 
$3—5., Lit. 12. $$. 6. 19. Jenes Recht: gilt ferner 
nicht blog für die erfte, fondern auch für die zweite Ins 
fang; nur für die Nevifion treten DBefchränfungen ein; 
a. a. D. Einleitung $.58., Tit. 14. $$. 19. 49., Tit. 15. 
$$. 10. u. flgd. Ein Unterfchied in Anfehung der Art und 
Befchaffenheit der Einwendungen findet hierbei nicht ſtatt; 
es ift einerlei, ob -diefelben anf Thatfachen oder Rechtsgrün⸗ 
den beruhen. | 
Auch die, für den Kläger beftehende Einfchränfung, 
neue Thatfachen, die einen veränderten Klagegrund bilden, 
nach gefchehener Einleitung der Inſtruction nicht anbringen 
zu dürfen, ift für den Verklagten, der im Laufe des Rechtes 
ganges durch neue Einreden gegen den Anfpruch des Klä- 
gers fich ſchützen mil, nicht vorhanden; a. a. D. Tit. 5. 
66. 1—23., Tit. 10. $. 5.2, Tit. 9. it. F 
Dieſe Vorſchriften erſtrecken ſich auch auf den, einem 
Verklagten zu ſtatten kommenden Einwand der Compenſa⸗ 
tion, welcher, ſeiner Natur nach, nicht eine ſo eigenthüm⸗ 
liche Beſchaffenheit hat, daß er aus dem Gebiete der Ein⸗ 
reden ausgeſchieden und nach beſonderen Grundfägen beur⸗ 
theilt werden müßte. Der Umſtand, daß die Compenſation 
in der Verfolgung einer Gegenforderung beſteht, hebt das 
Weſen derſelben als Einwandes, d. i. eines geſetzlichen Mit⸗ 
tels, dem Anſpruch des Gegners auszuſchließen, nicht auf. 
Es iſt nur zu beachten, daß die Compenſation als eine Art 
der Aufhebung von Verbindlichkeiten wirkt, der Schuldner, 
indem er abrechnet, blos die Erfüllung ſeiner Verpflichtung 
gegen den Gläubiger geltend macht, und die Gegenforde⸗ 
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rung bei der Abrechnung nur als die Art der Erfüllung, 
als Gegenftand der Reiftung, in Betracht kommt. 
Die Proceß: Ordnung zählt auch den Compenſations⸗ 


Einwand ausdrücklich zu den Einreden, und zwar zur Klaffe _ 


der privilegirten, a. a. D. Tit. 24. $. 36.5 ein Unterfchieb 
unter diefen letzteren ift im Geſetze nicht beftimmt oder auch 
nur angedeutet worden. 

Ganz verfchieden von der Compenfation ift die Wie⸗ 
derflage, welche forwohl im Gegenftande, mie der Form 
nach, als ein für fich beftehendes Nechtsverfahren erjcheint. 

Der Gegenftand der Wiederklage ift zwar auch eine Ges . 
genforderung des Verklagten. Diefe wird indeg von ihm 
nicht nothwendig und augfchließlich zu dem Zwecke verfolgt, 
um fie auf feine Schuld abzurechnen, fondern zu dem Be 
huf, um fie, ganz unabhängig von dem Anfpruche des Geg- 
nerd, gegen biefen, als deſſen Echuld, zu erftreiten. Die 
Wiederklage fieht und fällt nicht, mie der Einwand der 
Compenfation, mit der Klage; fie kann zwar in ihrem Aug: 
gange, infofern nach der rechtskräftigen Entfcheidung über 
fie und die Klage, Forderung und Gegenforderung abrech—⸗ 
nungsfähig einander gegenüber ftehen, zur Compenfation 


führen; es wird aber durch diefe nur zufällige, das Pro: 


ceßverfahren nicht bedingende Folge ihre Eigenthümlichkeit und 

Abweichung von der Compenfations- Einrede nicht berührt. 
Der melentliche Unterfchieb zwiſchen beiden fritt auch in 

der Form und in den Gange des Rechtsverfahrens hervor. 


‚Die Klage und Wicderflage, fie mögen gemeinfchaftlich oder 


bon einander getrennt verhandelt,. fie mögen beide aus dem; 

felben, oder jede aus einem befonderen Rechtsgefchäft herge- 

leitet werben, bilden jede einen für fich beftehenden Streit. 

Danach Find auch in dem einen und dem anderen alle 
- 22 
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der Gegenftand, Inhalt und umfang der Entſcheidung, 0 
wie die Nechtsmittel, völlig verfchieden. 

In diefer verfchiedenen materiellen und formellen Des 
fchaffenheit der Wicderflage Haben die Vorfchriften der Pros - 
ceß: Drdnung über die Behandlung derfelben, und über die 
Pflicht des Wiederklägers, feine Gegenfordberung bei der 
Beantwortung der Klage und fpäteftend im Termine zur 
Inſtruction der Sache anzuzeigen und zur Erörterung zu 
fielen, ihren Grund; a. a. D. Tit. 19. $$.1. 2. u. flgd., 
9. u. figd. Die Wirkung der uneigentlichen und der eigents 
lichen Wiederklage in Beziehung auf den Nechtsgang be⸗ 
ſteht theils in der gemeinfchaftlichen. Erörterung der wech» 
felfeitigen Anfprüche, theils in der Begründung eines ges 
meinfchaftlichen Gerichtsftandes für die Bu und Ge⸗ 
genforderung. 

Die Beſchränkung des Verklagten, ſeine Wiederklage 
in einer beſtimmten Friſt anbringen zu müſſen, findet in dem 
Rechtsverhältniſſe ſelbſt, in den Beſtimmungen über den Ge 
richtsſtand und in den einzelnen Proceßvorſchriften ihre Recht⸗ 
fertigung. Namentlich iſt hieraus auch die Vorſchrift des 
$. 128. des Anhangs zur A. G. O. abzuleiten und dem⸗ 
gemäß auszulegen. Gie betrifft den Fall, wenn in erfter 
Inſtanz gegen den Verklagten eine Contumacial: Entfcheis 
dung ergangen, und, gegen diefe von ihm die Appellation 
eingelegt worden if. Der Verklagte fol, unter den gedach- 
ten Vorausfegungen, wenn er bei der Inſtruction in der 
Appellations⸗Inſtanz Gegenforderungen angemeldet hat, und 
nicht nach dem Verlangen des Klägers in erfter Inſtanz 
erkannt wird, mit jenen Anfprüchen zur befonderen Verband» 
lung vermiefen werden. | 

Diefe Vorfchrift enthält mithin Feine Beftimmung für 

Verfolgung des Compenſations⸗Einwandes, fondern 


» 
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eine Feſtſetzung über die Ausführung einer Gegenforderung 
im Wege der MWiederklage. 

Es wird im $. 128. a. a. O. ausdrücklich anf den 
§. 7. (fol heißen $. 17.) Tit. 19. Th. J. der A. G. ©. 
‚Über die Wiederflage vertiefen; in der That erfcheint aber 
auch jene Beſtimmung nur dann mit den: MWorfchriften 
des $. 36. Tit. 24. a. a. D., fo wie des Anhangs zur 
4.8.9. $. 152. über die Zuläffigkeit- einer Compenfationgs 
Einrede zur Abwendung der. Erecution aus einem. rechts 
Eräftigen Urtheile, vereinbar, und den Grundſätzen über die 
Grenzen des Proceß: Verfahrens gemäß, wenn fie auf die 
MWiederklage befchränkt und auf den Einwand der Com» 
penfation nicht besogen wird. 

Die, mittelft der Wiederklage in der zweiten Inſtanz 
geltend gemachte Gegenforderung muß, wenn nicht. noch > 
mals in erfter Inftanz erkannt wird, zur befonderen Ber: 
handlung vertiefen werden, weil die Erörterung der: Ge 
- genforderung mit der Forderung zufammen in Einem Ders 
fahren, auf eine Entfcheidbung über beide Anfprüche durch 
daffelbe Urtel hinführen müßte, eine folche gleichmäßige Ent: 
fcheidung über die wechfekfeitigen Forderungen in zweiter In⸗ 
ftanz aber deshalb nicht mehr erfolgen Fann, weil e8 an 
einem erſten Erkenntniſſe über die Gegenforderung fehlt. 

Anders verhält es ſich mit dem, erſt in zweiter In—⸗ 
ſtanz angebrachten Einwande der Compenſation. Der Eins 
wand kann nach den oben angeführten Vorfchriften unbe 
ſchränkt zur Erörterung gebracht werden. Der Mangel 
eines Erfenntniffes erfter Inſtanz tritt hier nicht hindernd 
entgegen; denn es ift nicht über die Gegenforderung befon: 
ders zu entfcheiden, fie ift vielmehr nur als eine, zur Til⸗ 
gung einer Schuld dienende Leiftung nachzumeifen. 

Auch wenn der Compenfationg- Einwand in erſter Fir 


[we 
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ſtanz fchon entgegengefeßt, vom erften Nichter aber übergan- 
gen twäre, würde der zweite Richter über denfelben erfennen 
müffen; Anhang zur A. ©. O. $. 123. Nur auf den Be 
toeis der, dem Einwande zum Grunde liegenden Thatfachen 
ift einzugehen, und diefen verſchränkt die Appellationg ns 
fang, der Negel nad), dem Berklagten nicht. 
Aus diefen Gründen muß die, zur Entfcheidung vors 
liegende Frage: „ob der Compenfations: Einwand noch in 
zweiter Inſtanz zuläffig ſei,“ bejahend beantwortet werden, 


— ————— — 


N 23. 
Schriftlicher Vertrag. Analphabet. 





Wenn ein Vertrag, welcher zu feiner Rechtsguͤl⸗ 
tigkeit der ſchriftlichen Abfaſſung bedarf, nur von dem 
einen Contrahenten gehörig unterfchrieben, von dem 
andern, des Schreibens und Lefens unfundigen Con- 
trahenten dagegen blos mit Kreuzen unterzeichnet ift, 
und deshalb für den Letzteren Feine verbindliche Kraft 
hat, fo kann der Erftere fih auf diefe mangelhafte 
Vollziehung des Vertrags nicht berufen, und von dem- 
ſelben ohne weiteres nicht zurüctreten. Er hat nur 
das Recht, von dem andern Contrahenten zu verlan- 
gen, daß diefer entweder ebenfalls den Vertrag in 
rechtsguͤltiger Form vollgiche, oder fich die ganzliche 
Aufhebung gefallen laffe ?). 

1) Dgl. 


I. Grävell, Generaltheorie der Verträge S. 171. Note 1. 
(iu $. 175. u. flgd. Tit. 5. Th. 1.9. 2. R.), welcher bemerkt: 
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HER. Th. L Tit. 5. 56.172174. 185, 
vgl. ebend. 66. 11— 13. 131. 155. Tit. 10. 
$. 16. 


— „Mithin if der Vertrag hinkend, indem er für die andere Parthei 
verpflichtend bleibt, welche des Schreibens erfahren iſt.“ 
Derfelben Anficht find: 

H. Bielig, Eommentar zum U. 2. R. Bd. I. S. 625. (zu 
6.178. a. a. O.), welcher fie aus $. 5. des Anhangs zum A. L. R. 
( Th. J. zit. 5. $$. 175— 178.) herleitet, und 

UI. Bornemann, von Rechtögefchäften, 2te Ausg. S. 297 — 
299., fo wie 

IV. Derfelbe, ſyſtem. Darftellung Bd. I. &. 511., mo aus⸗ 
geführt wird: 

„Sodann ift es unbedenklich, daß die Nichtbeobachtung der vorge⸗ 
fchriebenen Form nur dem unfähigen Contrahenten ein Recht giebt, 
die Erfüllung des Vertrages zu verweigern. Dies folgt ſchon dars 
aus, daß das Gefeg nur zum Beſten des Unfähigen gegeben wor: 
den. Auch fagt daffelbe nicht, daß Verträge, welche mit den, in 
den SS. 171. u. 172. d. T. gedachten Perfonen gefchloffen werden, 
gerichtlich oder vor einem Juſtizeommiſſarius errichtet werden follen, 
ſondern nur, daß jene Perfonen ihre Verträge dergeftalt errichten 
müffen. Sedenfalls ficht dem fähigen Eontrahenten feine, in dem 
son ihm unterfchrichenen Auffag abgegebene Erklärung als ein Ans 
erfenntniß entgegen. Der fähige Contrahent ift daher von Anfang 
an, der unfähige wird erfi dann gebunden, wenn der Vertrag von 
beiden Seiten vollftändig erfüllt worden. Bis dahin findet zu feis 
nen Gunjten Alles Anwendung, was rückfichtlich zum Theil erfülls 

ter mündlicher Verträge auseinandergefegt worden.“ 
©. auch | | 

V. Motive zu dem, von der Deputation vorgelegten Entwurf 

sum Tit. 3. 4. 5. u. 6. Ih. 1. des A. L. R., mo es S. 107. heißt: 
„Eine andere Rückficht, welche hier zu erwägen fteht, und worauf 
ebenfalls fchon oben CS. 67—69. der Motive) aufmerkſam ges 

macht worden ift, betrifft die Befugniß deffen, der fich zu einent 
mündlichen, oder in Ermangelung einer beglaubigten Form nicht 
rechtsbeftändigen Vertrage auf eine verbindende Weife befannt hat; 
von dem andern Theile Ergänzung der Form zu verlangen. Das 
Anerfenntniß erzeugt in folchem Sale ein Rechtsverhältng, ähnlich 
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Am 19. März 1826 fihloß der damalige Veſtter des 
Gutes Groß⸗Maſſow, Major von Rahmel, mit den 


demjenigen, welches entſteht, wenn Jemand mit einer, ſich durch 
Verträge zu verpflichten unfähigen Perſon contrahirt hat; und ſo 
wie in jenem Falle der Vormund binnen einer zu beſtimmenden 
angemeſſenen Friſt zur Ertheilung oder Verſagung der Genehmi—⸗ 
gung aufgefordert werden kann; ſo muß auch hier dem einſeitig Ver⸗ 
pflichteten ein Mittel gegeben werden, die Gewißheit zu erlangen, 
ob gegenſeits der Vertrag als verpflichtend anerkannt werde oder 
nicht. Hierzu haben wir den — — Vorſchlag gemacht; wir ha⸗ 
ben gefagt, daß derjenige, der fich zu einem, wegen Mangels der 
Form nicht rechtsbeftändigen Vertrage auf eine verbindende Weiſe 
befannt hat, ein gleichmäßiges Anerkenntniß binnen der, zur Accep⸗ 
tation eines Anerbietens beftinmten Sriften verlangen könne, und 
nach Ablauf der Srift nicht mehr gebunden fei. Einer anderen Zeit⸗ 
beftimmung, als zur Aeceptation eines Anerbietens überhaupt vor⸗ 
gefchrieben ift, fehien es um fo weniger zu bedürfen, als es hier 
nicht auf die Befchlußnahme- eines Dritten — des Vormundes oder 
der vormundfchaftlichen Behörde — fondern nur auf Ergänzung der 
Sorm ankommt.“ 

Die hier in Bezug genommene Stelle S. 67— 69. der Motive 
autet: 
„Die wefentlichfte und durchgreifendfte Form der Verträge, weil fie 
bei allen Gegenftänden über funfsig Thaler an Werth erfordert wird, 
iſt die fchriftliche Abfaffung; und nach dem, im $. 116. d. T. an 
die Spise gejtellten Grundfage, erlangt der fchriftlich abzufaffende 
Vertrag feine Gültigkeit erit durch die Unterfchrift. - Hierbei drängt 
fich fofort die äußerft wichtige Trage auf, mas von einem folchen 
fehriftlichen Vertrage zu halten fei, den nur der eine Theil durch 
feine Unterfchrift vollzogen hat. Ob in folchem Falle auch diefer 
Theil den Mangel der fchriftlichen Voltziehung, gleich dem andern, 
der nicht unterfchrieben hat, vorfchügen Fönne, wird von mehreren 
Behörden bezmeifelt. Auch von den Eommentatoren find darüber 
verfchiedene Anfichten aufgeftellt worden. Siewert (Materialien 
Heft II. ©. 125.) glaubt, daß derjenige, welcher feinerfeits unter: 
fchrieben, zurücktreten könne, felbft wenn der andere Theil das 
von ihm unterfchriebene Eremplar in Händen hätte, aber zu recht: 
lich und moralifch dächte, fich durch nachträgliche Beifügung feiner 
unterſchrift ein Recht zu verſchaffen. Seine Anficht iſt vorzüglich 
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Scählüterfchen Eheleuten einen außergerichtlichen Vertrag 
ab, wonach er den Leßteren ein, zu dem genannten Gute 


auf den 6. 120. d. T. geſtützt, welcher ausdrücklich einer von beis 

den Theilen unterſchriebenen Punctation gedenkt. Die entgegen⸗ 

geſetzte Anſicht ſucht Bielitz (Commentar zum A. L. R. Bd. J. 

S. 579,) zu vertheidigen*), und zwar aus dem Grunde, weil die 

Annahme des unterfchriebenen Exemplars eine ftillfchweigende Ein: 

willigung des andern vorausfege. Darin find übrigens beide Schrift 

fteller einverftanden, daß in dem Falle ein ſchriftlicher Vertrag vor 
handen fei, wenn jeder Eontrahent ein, mit der Unterfchrift des ans 

dern verfehenes Eremplar befommen habe, 

Unfere Anficht geht dahin, daß derienige, welcher feinerfeitg uns 
terfchrieben, den Mangel der fchriftlichen Abfaffung nicht mehr vors 
fhügen könne. Sichtlich unhaltbar iſt zwar der von Bielig ans 
geführte Grund, indem eine ſtillſchweigende Einwilligung weder in 
ber Annahme des gegenfeitd unterfchriebenen Exemplars liegt, noch 
auch bei zweiſeitigen Verträgen für genügend angeſehen werden kann; 
allein es iſt ein durchgreifender Grundſatz, daß Niemand ſich auf 
die, dem andern Theil zuſtehenden Einreden berufen kann; und ſo 
wenig, wie derjenige, der mit einem, ſich durch Willenserklärungen 
zu verpflichten Unfähigen contrahirte, auf den gegenſeitigen Mangel 
der Rechtsfähigkeit ſich beziehen kann; ebenſowenig darf demjeni⸗ 

gen, der ſich ſeinerſeits durch die Unterſchrift verpflichtet hat, geſtat⸗ 
tet werden, aus dem Mangel der Unterſchrift von der andern Seite 
einen Einwand zu entnehmen. Aus eben dieſer Anſicht iſt der 
$. 185. des Textes hervorgegangen, dem ber $. 135. des gedruck⸗ 
ten Entwurfs d. T. zum Grunde liegt. Diefe Beſtimmung iſt bei 
der Ausarbeitung des gedruckten Entwurfs entftanden; der Geheime 
Kath Heidenreich harte nämlich monirt, daß ein fchriftliches oder 
zum Protocol! gegebenes Anerfenntniß eines, vorher nur mündlich 
gefchloffenen Vertrages defectum scripturae infofern beheben müffe, 
ald aus dem Anerfenntniß der Inhalt des Vertrages zu entnehmen 
fei; Suarez bemerkte hierauf: 

Im Wefentlichen bin ich mit dieſem Antrage einig, nur hebt 
ein folches Anerfenntniß nicht eigentlich defectum seripturae, 
fondern es obflirt nur dem Agnoscenten, weun diefer ſ ch auf 
ſolchen Einwand berufen wollte. 

*) Diefelbe Anſicht iſt in neuerer Zeit auch von Bornemann, 

Rechtögefchäfte 2te Ausg. S. 257 — 265., und ſyſtem. Darftels 

lung Bd. I. &, 464. u. flgd. vertheidigt. D. H. 
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gehöriges Kathengrundftück gegen ein Erbfiandsgeld von 
150 Thlrn. und einen jährlichen Kanon von 16 Thlrn. in 
Erbpacht verlieh. Der Vertrag wurde Seitens des von Rah⸗ 
mel eigenhändig unterfchrieben, von den Schlüterfchen 
Eheleuten aber nur mit Kreugen unterzeichnet, und dieſe von 
einem zugezogenen Zeugen atteftirt. Mach erfolgter voll; 
ftändiger Zahlung des Erbftandgeldes follte der Vertrag, 
zufolge einer darin enthaltenen Beftimmung, gerichtlich ers 
richtet werden. . | 
Das Erbftandsgelb wurde hiernächft auch vollftändig 
an den von Rahmel gezahlt, und von diefem den Schlüs 
ter ſchen Eheleuten das Grundftück übergeben; dagegen unters 
blieb die vorbehaltene gerichtliche Abfchließung des Vertrages. 
Im Jahre 1827 verkaufte der von Rahmel bag 
But Groß: Maffow; fpäterhin Fam daffelbe zur nothwen⸗ 
digen Subhaftation, und bei Diefer erftand es im Jahre 1833 
der Gutsbefiger Hartmann. Nunmehr befannte fich der 
von Rahmel noch nachträglich in einer notariellen Urs 
kunde vom 23. Juni 1835 zu dem, unterm 19. März 1826 
mit den Schlüterfchen Eheleuten gefchloffenen Erbpachts 
vertrage.: Der neue DBefiger Hartmann dagegen erachs 
tete fich am dieſen Vertrag nicht gebunden; verlangte viel 
mehr von dem Schlüter die Räumung des Erbpachtsgrunds 
ſtücks. Hierdurch ward der Letztere veranlagt, wider den 
Hartmann Klage zu erheben und darauf anzufragen: 





Auf folche Weife it der, im $. 185. des Tertes mwiedergegebene 

&. 135. des Entwurfs entfianden, und unferes Erachtens wird dadurch 

die aufgeworfene Frage gang unzweifelhaft fo entfchieden, wie wir an- 

genommen; denn man muß die einfeitige fchriftliche Vollziehung, in- 

fofern fie nicht ein bloßes Anerbieten unterftellt, jedesmal als ein 
ſchriftliches Anerkenntnig des mündlichen Vertrages anfehen. 
D. H. 
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den Verklagten für ſchuldig zu erklären, den Vertrag vom 
19. März 1826 als rechtsgültig anzuerkennen, und dem⸗ 
nach nicht blos den Kläger in dem Beſitz des Kathen⸗ 
grundſtücks zu laſſen, ſondern auch ſeine Einwilligung zu 
ertheilen, daß die Kathe von dem Hauptgute im Hypo⸗ 
thekenbuche abgeſchrieben werde. 

Der Verklagte wandte hauptſächlich ein, daß der mehr 
gedachte Erbpachtsvertrag aus dem Grunde ungültig ſei, 
weil derſelbe von den Schlüterfchen Eheleuten nicht uns 
terſchrieben, ſondern nur mit Kreuzen unterzeichnet worden, 
und ihm daher die geſetzlich vorgeſchriebene Form erman⸗ 
gele, wonach, Perſonen, die des Schreibens unkundig find, 
Verträge, welche der ſchriftlichen Abfaſſung bedürfen, gericht⸗ 
lich oder vor einem Juſtiz⸗Commiſſarius vollziehen müſſen. 
Dieſem Mangel habe durch die, Seitens des von Rah⸗ 
mel im Jahre 1835 einſeitig abgegebene notarielle Erklä⸗ 
rung nicht abgeholfen werden können, theils weil dieſelbe 
dazu überhaupt nicht zureichend geweſen, theils weil dem 
von Rahmel damals keine Dispoſi tion über das Grund⸗ 
ſtück mehr zugeſtanden. | 

Der Verklagte verlangte hiernach die Abweiſung eg 


Klüägers, und brachte zugleich eine Wiederklage auf Verur⸗ 


theilung deffelden zur Räumung de8 Grundftüds an. 
Durch die gleichförmigen Urtheile beider Deputatios 
nen des DOberlandesgerichtg zu Cöslin vom 7. März 
1836 und- 25. April 1837 wurde der Kläger mit der ers 
bobenen Klage abgewwiefen und für fchuldig erachtet, die 
imnnehabende Kathenwohnung zu Marien 1837 zu räumen. 
Diefe Entfcheldung wurde von dem Appellationsrich⸗ | 
ter durch folgende 
Gründe 

gerechtfertigt. Ä 
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Der Erbpachtsvertrag vom 19. März. 1826, deſſen 
Gegenftand fich über 50 Thlr. belief, mußte fchriftlich, und 
weil der Kläger nicht fehreiben Eonnte, gerichtlich abgefchlofs 
fen werben. Bei der Verabſäumung dieſer Form eriftirt 
nur ein münbdlicher Vertrag, ber nach den Befiimmungen 
des ÜL.R. Th. 1. Tit. 5.. $$. 431. 172, 174. unverbind⸗ 
lich if. Der Umſtand, daß der von Rahmel ſeinerſeits 
den Vertrag unterfchrieben hat, ändert hierin nichts; denn 
das in Rede ftehende Geſchäft ift ein zweiſeitiges, und hat 
nur durch eine rechtsgültige Erklärung beider Contrahenten 
perfect werden können. Nach dem $. 185. a. a. D. ſcheint 
e8 zivar, daß der von Rahmel und mithin jegt der Ver 
Elagte den Mangel der fchriftlichen Abfaffung nicht vor: 
ſchützen könne. Allein dieſe Gefegftelle findet Feine Anwen⸗ 
dung, indem fie einen, ztoifchen den Contrahenten früher 
fehon mündlich abgefchloffenen Vertrag vorausfeßt, hier aber 
der, von dem Kläger unterfreuzte und Seitens des von Rah⸗ 
mel unserjehriebene Vertrag als die urfprüngliche Vereinba⸗ 
rung der Eontrahenten anzufehen iſt. Daß endlich der Erb» 
verpächter unterm 28. Juni 1835 in einem befondern nos 
tariellen Inſtrumente den frühern Vertrag nochmals aner⸗ 
Sant bat, ift unerheblich, weil dag Gut ſchon am 1. Juli 
1833. dem Werklagten adjudicirt worden ift, und dem 
von Rahmel daher zu jener Zeit feine Dispofition mehr 
dariiber zugeftanden hat. 

Der Kläger wandte die Nichtigkeitsbeſchwerde ein, und 
machte den Appellationsrichter hauptfächlich den Vorwurf, 
daß er der Vorfchrift des A. L. R. Th. I. Tit. 5. $. 185. 
eine Deutung gegeben habe, welche dem Sinne und. Zwecke 
dieſes Geſetzes zuwiderlaufe, und wodurd) mithin ein Grund 
fag des materiellen Rechts verlegt fi. 

Daß Geheime Hber»Tribungl crachtete die erho⸗ 
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bene Nichtigkeitsbeſchwerde auch für begründet, und — 

unterm 29, Juni 1838, 
daß das Urtheil der Appellations— ‚Deputation ie 
Dberlandesgerichts zu Cöslin vom 25. April 1837 
zu vernichten, und in der Hauptſache das Urtheil erfter 
Inſtanz der Civil» Deputation des gedachten Ober; 
landesgerichts dahin abzuändern: daß der, am 19. März 
1826 zwifchen dem Kläger und dem Vorbeſitzer des Vers 
Hagten, von Rahmel, abgefchloffene Vertrag, feinem 
ganzen Inhalte nach, für rechtsgültig zu erflären, und 
hiernach in der Convention der Verklagte für fchulbig 
zu. erachten, diefen Vertrag auch für ihn als bindend an» 
zuerkennen, dem Kläger den erbpachtlichen Befiß ber Kar 
the zu belaffen, und feine Einwilligung zu ertheilen, daß 
dieſes Grundſtück in dem Hppothefenbuche von dem 
Hauptgute abgefchrieben werde; in der Neconvention aber 
der Verflagte mit dem Antrage auf Ermilfion deg Klä⸗— 
gers aus dem, in Erbpacht verlichenen — ab⸗ 
zuweiſen. 

Gründe. 

Allerdings erfordern Verträge, ſobald der Gegenſtand 
derſelben ſich über 50 Thlr. beläuft, oder Immobilien bes 
trifft, zu ihrer vechtlichen Gültigkeit die fchriftliche Abfaffung, 
A. L. R. TH 1. Tit. 5. 66. 131. 135.5; und aus einem 
mündlich abgefchloffenen Verträge, welcher der fhriftlichen 
Abfaffung bedarf, findet. fo lange, als er noch von feinem 
Theile erfüllt worden, keine Klage ftatt; a. a. O. 5, 155. 
Ferner müſſen Perfonen, welche des Schreibens und Lefeng 
unfundig find, in Fällen, wo es eines fchriftlichen Vertra⸗ 
ges bedarf, folchen gerichtlich oder vor einem Juſtiz ⸗Com⸗ 
miffarius errichten. Hiernach würde der Kläger, welcher 
als Analphabet den Vertrag nur mit drei Kreuzen unters 
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"zeichnet hat, im Allgemeinen und abgefehen von den Wir— 
Fungen, twelche die, von beiden Geiten läugft erfolgte Er; 
füllung des Vertrages hervorgebracht hat, allerdings berech⸗ 
tigt fein, von dem Vertrage zurlickzutreten. Er will aber 
ſeinerſeits von diefer gefeglichen Befugniß feinen Gebrauch 
machen; fondern verlangt, wie er in dem gegenwärtigen Pro: 
ceß auf das Beſtimmteſte erklärt hat, die Aufrechthaltung 
des Vertrages. Der von Rahmel hingegen hat den Ver⸗ 
trag fchriftlich vollzogen, und in Nückficht feiner Perfon ift 
derfelbe daher vollkommen rechtsverbindlich. | 
Ein mangelhafter Vertrag diefer Art (pactum clau- 
dicans) ift aber nicht unbedingt nichtig, fondern erlangt 
feine vollkommen rechtliche Gültigkeit, fobald derjenige Theil, 
welcher den Vertrag mangelhaft abgefchloffen Hat, dieſem 
Mangel von feiner Seite abhilft. Dies erhellt Klar aus 
dem $. 185. a. a. D,, welcher beftimmt: 
daß derjenige, welcher fich fchriftlich oder zum Protocol 
zu einem mündlich gefchloffenen Wertrage bekannt hat, 
ſoweit als die Verabredungen aus diefem Anerkenntniß 
erhellen, den Mangel der fchriftlichen Abfaffung nicht vor: 
fehügen könne. | 
Mit diefer Vorſchrift wäre es nicht vereinbar, daß der- 
jenige, welcher ſich feinerfeitS rechtsgültig verpflichtet hat, 
wider den Willen. des andern Contrahenten zurücktreten darf. 
Könnte dies nach der eben erwähnten gefeglichen Be: 
ſtimmung noch irgend als zroeifelhaft angefehen werden, fo 
entfernen andere analoge Vorfchriften hierüber jedes Beden⸗ 
Een. Es verordnet nämlich der $. 11. a. a: D.: 
daß, wenn eine Perfon, welche durch Willenserflärungen 
nur Vortheile zu erwerben fähig iſt, durch einen, von ihr 
abgefchloffenen Vertrag zugleich Laften übernehmen foll, 
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die Gültigkeit ded ganzen Vertrages von der vormund⸗ 
fchaftlihen Genehmigung abhange; 
und die $$. 12. und 13. fügen fodann ausdrlicklich hinzu: 
„Solange der Vormund fich noch nicht- erklärt: hat, 
faun der andere ae von dem Vertrage nicht zurück 
treten. 4 
„Doch ſtehet demfelben zu allen Zeiten frei, dem Vor⸗ 
munde eine Srift zu beftimmen, binnen welcher er fich 
"über die Ertheilung oder Verfagung feiner Genehmigung 
‚erklären müſſe.“ | 
Das KRecht des von Rahmel, jetzt des Verklagten, . 
befchränkt fich mithin auch hier lediglich darauf, von dem 
Kläger zu verlangen, daß er dem Mangel des Erbpachtss 
vertrages binnen einer, ihm zu beftimmenden Stift abhelfe. 
Hiernach ift durch die Entfcheidung des Appellationg: 
richter dag, dem $. 185. a. a. D. unzweifelhaft zum Grunde 
liegende Rechts⸗Princip verlegt und bie, auf diefe Verlegung 
geftügte NichtigkeitSbefchmwerde gegründet. jenem Grunds 
ſatze entfprechend muß daher in der Hauptfache der Ver 
trag vom 19. März 1826 in feinem ganzen Umfange alg 
rechtegültig und bei dem, im jegigen Proceffe abgegebenen 
Anerfenntniffe des Klägers, für beide Kontrahenten vers - 
pflichtend — werden 2). | 





2) Auf die Vorfchrift der X. ©. D. Th. U. Tit. 1. 5. 3. M 2. 
Kt. b. hatte das Geheime Ober⸗Tribunal keine Veranlaſſung 
Rückſicht zu nehmen ‚ weil die Nichtigkeitsbeſchwerde nicht darauf ge⸗ 
gründet, war. 
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NM 2. 
Execution. Activum. Affignation. Ceffion. 


Der Gläubiger, welcher im Wege der Ererution 
durch richterlihe Verfügung ermächtigt worden, cine 
Forderung des Schuldners mit den Mechten eines Aſ⸗ 
fignatars felbft einzuflagen, und bis zum Betrage feiner 
Forderung einzuziehen, ift berechtigt, die, aus der ge⸗ 
richtlichen Überweifungs-Berfügung ertworbenen Rechte 
zu cediren. 

Geſetz, betreffend den Verkauf ausfichender 
Forderungen und Cours habender Schuld» 
papiere im Wege der Erecution; vom 4. Yult 
1822. 69. 1—3., Geſetzſammlung ©. 178. 

Bol. Verordnung über die Execution in Eis 
vil-Sadhen vom 4. Mär, 1834. $ 15, 
Geſetzſammlung ©. 35. 

A. L. R.Th. I. Tit. 16. $$. 251. 259. 





Der Bürger Woyciechowski in Nadziejewo hatte 
gegen die Erben der Lucas und Anna Smolingfifchen 
Eheleute und gegen den zweiten Ehemann der Anna Smo⸗ 
linski, Carl Bankowski in Krusmwice, die Summe 
von 400 Thlen. nebft Zinfen und Koften rechtskräftig ers» 
ftritten. Zu feiner Befriedigung wurden ihm auf feinen Ans 
trag zwei Raufgelder- Forderungen, welche den Werklagten 
aus dem Verkauf dreier Grundftücke an den Bürgermeiſter 
Böttcher in Kruswice und beziehungsweiſe an den Ca⸗ 


fimir von Komorski zu Sierakowo im Betrage von 
670 
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70 und 500 Thlen, zuftanden, im Wege der Execution 
durch die Verfügung des vormaligen Landgerichts zu Broms 
berg vom 6. Auguft 1829, mit dem Vorzugsrechte vor dem 
Überreft, in Gemäßheit des Gefeged vom 4. Juli 1822 ans 
gewieſen, und derfelbe ermächtigt, die Kaufgelder einzufla- 
gen, and bis zum DBetrage feiner rechtsfräftigen Forderung 
einzuziehen. Unterm 11. Juli 1832 cedirte Woy cie⸗ 
chowski fowohl feinen judicatmäßigen Anfprud) als bie, 
aus der gedachten Überweiſungs⸗-Verfügung ertvorbenen 
Nechte dem Kaufmann Bohm zu Bromberg. Der Leh 
tere nahm den Böttcher und den von Komorski auf 
Zahlung der, feinem Cedenten übertwiefenen Summe in ge 
richtlichen Anfpruch, und erwirkte zugleich die Adcitation 

der Erequenden, besiehungsweife deren Erben. | 
| In diefem Proceffe, welcher durch die, von dem Ders 
Hagten Böttcher und von den, zu dem Adcitaten gehörens 
den Erben des Affeffors Carl Smolingfi eingelegte Re 
vifion in die dritte Inſtanz gebiehen ift, Fam der, in ber 
Überfchrift enthaltene Rechtsſatz bei Beurtheilung der acti⸗ 
ven Legitimation zur Sprache, und wurde dem, in Bezies 
hung auf die Revifion des WVerklagten Böttcher dag re 
formirende Appellationd-Urtheil beftätigenden Revifiong: Er: 
Eenntniffe des Geheimen Ober-Tribunals vom 18. März 
1839 zum Grunde gelegt. In den 

Gründen. 
heißt es zur Rechtfertigung jenes Rechtsſatzes: 

E Der Nichter erfter Inſtanz fcheint zwar anzunehmen, 
daß der Woyciechowski gar nicht berechtigt geweſen, bie 
aus der Überweifungss Verfügung ertworbenen Rechte zu 
cediren, weil ihm die Kaufgelder nicht eigenthbümlich 
übertoiefen worden feien, fondern er nur die N eineg 
— erhalten habe, 
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Das Lebtere ift zwar richtig; ber erſte Nichter über» 
fieht aber, daß ein Affignatar durch die Anweiſung das 
echt überfommt, Die angerviefene Summe für feine eis 
gene Rechnung zu erheben; | 
| $. 251. Tit. 16. Th. 1. des A. L. N, 
und ihm der Affignat durch die Annahme der Anweifung 
nicht nur perfönlich verhaftet wird, | 

§. 259. ebend., 
fondern der Affignatar durch das gerichtliche Antveifungss 
Decret auch das Vorzugsrecht aus der Immiſſion erhält, 
wie der $. 15. der Verordnung über die Execution in Ci⸗ 
vilfachen vom 4. März 1834 aud) ausdrücklich beftätigt har. 

Alles dies find unbedenklich Rechte, die dem Woy⸗ 
ciechowski eigenthümlich zuſtanden, und die er daher nach 
$. 376. u. figd. Tit. 11. Th. J. des A. L. R. zu ce 
diren befugt war, fo mie auch diefelben auf den Inhaber 
der, zur Execution fiehenden Hauptforderung als ein Ans 
nexum berfelben übergehen Eonnten. 





Ne 25. 
Yormaliges Königreich Weftphalen. Apothefer 
Privilegium. Real + Gewerbeberechtigung. 
Erbzins. 


In denjenigen Landestheilen, welche zu dem vor⸗ 
maligen Koͤnigreiche Weſtphalen eine Zeit lang gehoͤrt 
haben, iſt die Vererblichkeit der Apothefer- Privilegien 
au da, wo fie früher beftand, fo wie die Pflicht zur 
Entrichtung von Abgaben für die Ausübung folcher 
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‚Privilegien aufgehoben, felbft wenn diefe Abgaben als 


Erbzins für die Verleihung des Privilegiums vorbe⸗ 
dungen waren ?). 


1) Bol. I. die Neferipte des Königl. Miniſtetiums der geiſtlichen 
unterrichts⸗ und Medicinal⸗Angelegenheiten vom 27. December 1823 
Coon Kampg, Annalen Bd. VII. ©. 992.) und vom 27. März 
1824 Cebend. Sb. VIII. &. 612. ), fo mie des Königl. Yuftig- Minis 
fieriums vom 27. Juli 1821 (Mannkopff, U. & R. Bd. IV. 
S. 164.) und der Königl. Minifterien der geiftlichen ze. Angelegen⸗ 
heiten, des Innern und der Juſtiz vom 2. Januar 1837, betreffend 
die Aufhebung der Keal- Privilegien der Apotheker in den vormals 
Weftphälifchen Landestheilen Cebend. S. 165.). In diefem EN 
‚ fonft nirgends abgedruckten Neferipte heißt es: 

„Nach Eingang des Berichtes der Königl. Regierung von 10. Des 
tober 1835, betreffend die, von-derfelben in Frage geftellte Aufhe⸗ 
bung der Neal-Gewerbeberechtigungen und anderen gewerblichen 
Privilegien, insbefondere derjenigen der Apotheken, in den ehemals 
Weftphälifchen Landestheilen haben die unterzeichneten Minifterien 
diefen Gegenftand einer nochmaligen genauen Prüfung unterworfen, 
der mitunterzeichnete Juſtiz⸗ Minifter auch das abfchriftlich beilie- 
gende Gutachten des Geheimen Dber- Tribunal eingefor- 
dert. So wie fich hierbei dasjenige, mas die Königl. Regierung 
in Ihrem bereits früheren Berichte von einer Fortführung des Pri⸗ 
vilegien »Vermerkes bei den Apotheken zu Halle und Halberftadt in 
den Hypothefenbüchern erwähnte, durch die, jet von Ihr vorgeleg- 
ten Auskunfts-Mittheilungen der betreffenden Gerichtsbehörden als 
irrig erwiefen hat, ebenfo Fönnen die Minifterien auch den fonfti- 
gen Zweifels⸗Außerungen der Könige. Regierung gegen die Aufhe⸗ 
bung jener älteren Berechtigungen durch die Gefere des vormaligen 
° Königreichs Weftphalen nicht beiftimmen. Daß fich in denfelben 
Feine Dispofition folched unmittelbaren Wortinhaltes findet, hat fei- 
nen Grund in der umfaffenderen Stellung ‘der betreffenden Verord⸗ 
nungen, welche nicht jene Neal» und Privilegien» Gerechtfame als - 
lein zum Gegenftande hatten, fondern eine überhaupt gänzlich neue 
Berfaffung des, bis dahin nach Grundfägen der Zunft und Mono- 
pol-Einrichtungen beftandenen Handels und Gewerbeweſens, in 
biernach entfprechend allgemein gefaßten Dispofitionen einführten. 
Inden aber die Gefege vom 5. Auguft 1808 und 12. Februar 1810 
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A. L. R. Th. II. Tit. 8. 66. 456. 463. 466. 
Revidirte Ordnung, nach welcher die Apothe⸗ 


die Löſung eines Patentes, als allgemein künftig erforderlichen Ti⸗ 
tel, zum Betriebe jeder Art bürgerlichen Gewerbes verordneten, hier⸗ 
von auch die Inhaber bisheriger Privilegien und Real⸗Berechtigun⸗ 
gen weder ausnahmen, noch ihnen die, in den Verordnungen für 
die älteren Provinzen vorbehaltenen Entfchädigungs -Anfprüche eins 
säumten, vielmehr nur den Erlaß der, bisher vom Handel und Ge 
merbe entrichteten Abgaben aller Art verordneten, und dagegen bie - 
Beſitzer vormaliger Gemerbeberechtigungen, fofern fie ihr Gewerbe 
auf den bisherigen Titel und ohne ein ermorbenes Patent hätten 
fortfegen wollen, unter eine gleiche Beftrafung wie jeden anderen 
unbefugten Gemerbtreibenden ftellten: fo wurden dadurch mit allen 
übrigen, auch die hier in Stage ftehenden Berechtigungen älterer * 
Verfaſſung allerdings ihrem ganzen Wefen nach aufgehoben, und 
Fönnen zu feinem befonderen Vorzuge bei der Zulaffung zum Ger 
werbe meht geltend gemacht werden. In. diefer Art ift auch nas 
mentlich Hinfichts der Apotheken Berechtigungen bei einer, früher 
bereits von den Apotheken in Magdeburg verfuchten Neclamation 
die Allerhöchfte Entfcheidung ergangen, und hat demnach die Kö— 
nigl. Regierung an bem biesfälligen Grundfage dergefialt feftzuhals - 
ten, daß, namentlich bei vorfommendem Verkaufe der Apotheken, 
in jenen Landestheilen die Gewerbe⸗Conceſſion ein für fich geftell- 
ter, zur alleinigen Dispofition der Regierung gehörender, und Feis 
nem Mitverhandeln zwifchen den Kaufbetheiligten felbft unterliegen: 
der Gegenftand bleibt. Soweit übrigens die fonftigen Umftände mit 
Grund der Billigkeit dafür fprechen, hat es Eein Bedenken, demjes 
nigen perfönlich qualificirten Bewerber, mit welchem der Eigenthüs 
mer einer conceffionirten Apotheke bei beabfichtigter Gefchäftsaufges 
bung fich wegen Überlaffung der Etabliffements- Einrichtungen’ geeis 
nigt hat, eine vorzugsweiſe Berückfichtigung bei Verleihung der ers 
ledigten Eonceffion zu Theil werden zu laſſen, und fiehen die Mis 
nifterien im Begriffe, eine überhaupt nähere Beftimmung der biess 
fälligen Grundfäge durch eine, vorausfichtlich bald. zur Publication 
‚gelangende Allerhöchfte Berordnung in Antrag zu bringen.” (Gene⸗ 
als Acten des Königl. Juſtiz⸗Miniſteriums, Gen. A. M 31. Bd. U. 
Bl. 153.) 
U. Duden), Einige Worte über den Nechtsjuftand in den 
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fer in den Koͤnigl. Preußifchen Landen. ihr 
Kunſtgewerbe betreiben folen, vom 11. Oc 
tober 1801 66. 2—4.;, N. C. C. Th. XI. 
©. 555. JE 56—1801 ?). 
Bl. UL. R. Th. J. Tit. 18. $. 763., Hy⸗ 
pothefen-Ordnung Tit. I. 65. 14. 15. 
Geſetz über die, den Grundbefiß betreffenden - 
Rechtsverhältniffe und über die Nealberech- 
tigungen in den Landestheilen, welche vor- 
mals eine Zeit lang zum Königreich Weſt⸗ 
phalen gehört haben, vom 21. April 1825 
$ 58.: Geſetzſammlung S. 83. 


Der Magiſtrat zu Oſterwiek im Fürſtenthum Hal⸗ 
berſtadt hatte in früheren Zeiten eine Apothekergerechtigkeit 
in der genaunten Stadt beſeſſen und dieſelbe, in Verbin⸗ 
dung mit einem Hauſe und einem Garten, Anfangs in 
Zeitpacht, ſpäterhin in Erbpacht, und endlich, nachdem das 
Haus dem Magiftrate gegen Erſtattung des Erbſtandgeldes 
zurückgegeben tar, im Sjahre 1756 mit dem Garten allein 
in Erbzind ausgethan. Im Fahre 1804 gelangte vie Ge 
rechtigfeit durch Erbgang an den Mpothefer Mertens, 
In dem neuen Erbzinsbriefe, welchen der Magiftrat dem 
Mertens am 8. Auguft 1804 ertheilte, wurde ihm für 
fih und feine Nachfommen bie Apothefergerechtigfeit mit 
dem Garten von neuem in Erbzins verliehen, mit der Be 


Preufifchen Rheinprovinzen und fein Verhältniß zu den Privilegien 
ber Apotheken. Bonn 1835. &. 12— 18. D. 9. 
2) Auch abgedruckt bei Nabe, Sammlung Bd. VI. ©. 610. 
D. 9. 
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fugniß, biefelbe in ein anderes, ihm gehöriged Haug zu ver- 
legen. Dagegen machte Mertens fich verbindlich, für dieſe 
Conceffion, Übertragung und Verleihung an den SROBÄNE 
jährlich 

1. einen Canon von 60 Zhlrn,, 

2. eine beftimmte Quantität Papier, an deren Stelle 
 fpäterhin eine Abgabe von 25 Thlen. trat, und außerdem 

3. für den Garten einen Erbzins von 1 Thlr. zu ers 
kegen. Mertens flarb im Jahre 1816, und die Apothes 
Eergerechtigkeit mit dem Wohnhaufe und dem Garten ges 
langte an feine Ehefrau, welche demnächft den Apotheker 
Bergmann heirathete. Nachdem auch der Leßtere mit 
Tode abgegangen war, verfaufte die Wittwe Bergmann 
durch Vertrag vom 12. März 1833 dag Haug, worin fich 
die Apotheke befindet, mit den, zu der letzteren gehörigen 
GSeräthfchaften und Medicinalmaaren an ihren Schwieger⸗ 
fohn, den Apotheker Barth, für 13000 Thlr., und ent 
ſagte zu deffen Gunften der Fortfegung des Apothekergewer⸗ 
bed. Die Königliche Regierung zu Magdeburg gench» 
migte diefen Verkauf, und ertheilte dem Barth eine neue 
Eonceffion zum ferneren Betriebe des Apothekergewerbes in 
der erwähnten Apotheke. 

Bis zum Jahre 1832 hatte bie Witwe Bergmann 
bie, in dem Bertrage vom 8. Auguft 1804 vorbedungenen 
Abgaben an den Magiftrat zu Oſterwiek volftändig ent 
richtet. Nach dem angegebenen Zeitpunkt hielt aber weder . 
fie noch der Apotheker Barth fich zur fernern Zahlung des 
jährlichen Canons von 60 und besiehungsmeife 25 Thlen. 
fchuldig, wogegen der Grundzins von 1 Thlr. für den Gar: 
ten nach mie vor berichtigt ward. 

Der Magiftrat zu Oſterwiek fand fich hierdurch ver» 
anlaßt, auf fernere Zahlung des Canond von 60 und 
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25 Thlm. feit Michaelis 1832 wider die Wittwe Berg 
mann Klage zu erheben, weil fie die, zur Veräuße— 
rung des, ihrem erften Ehemanne verliehenen Erbzingrech- 
te8 an der Apothefergerechtigfeit nach $. 698. Tit. 18. 
Th. J. des A. 2. R. erforderliche "Genehmigung des Ma: 
siftrats als Erbzinsherrn nicht nachgefucht, noch ihrem Be 
fißnachfolger die Entrichtung des Canons zur Pflicht ges 
macht habe, und der. Magiftrat daher nach der Beftimmung 
des $.. 703..a. a. D. befugt ſei, ſich megen der ihm ge 
bührenden Abgabe nach wie vor an die Perfon und das 
übrige Vermögen der Verklagten zu halten. 
Die Verklagte verlangte bie Abweifung des Klägers. 
Sie berief ſich darauf, daß fie felbft zur Zeit weder Apos 
thefe noch Apothekergerechtigfeit mehr beſitze; von ihr nur 
das Haus, worin fich die Apotheke befinde, mit den, in 
der Iegteren vorhandenen Utenfilien und Mebicinalmaaren 
an den Barth veräußert fei, und. diefe Gegenftände ſämmt⸗ 
lich nicht von dem Elagenden Magiftrat herrührten, fondern 
ihr freies Eigenthum gemefen feien. Ein, von dem Magi- 
ftrat verliehenes Apotheker» Privilegium dagegen babe fie an 
den Barth nicht verkauft, auch nicht verkaufen Eönnen, 
weil daffelbe durch die, unter der Fremdherrfchaft ergange- 
nen Gefeße aufgehoben und diefe Aufhebung durch die neue 
ven Preußifchen Gefeße ausdrücklich beftätigt worden fei. 
Diefen Einwand beftritt der Elagende Magiftrat, und 
behauptete feinerfeitd, daß das Privilegium durch die, wäh⸗ 
rend der Sremdherrfchaft erlaffenen und die fonftigen neuern 
Gefege eine twefentliche Underung nicht erlitten habe, viel- 
mehr noch in voller Kraft beftehe, und durch Erbgang 
auf die Verklagte gediehen fei, welche fich in ungeftörter 
Ausübung der Gerechtigkeit bis zu der Veräußerung an 
Barth befunden, und bei Gelegenheit der Negulirung des 
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Canons anerkannt habe. 

Das Land» und Stadtgericht zu Oſterwiek wies 
unterm 28. September 1835 den Flagenden Magiftrat ab, 
indem es feine Entfcheidung im. Wefentlichen auf die, von 
der Verklagten vorgebrachten und für richtig erachteten 
Gründe ftütte. | 

Der Magiftrat appellirte, und der zweite Senat des 
Dberlandesgerichts zu Halberſtadt erfaunte unterm 
20. Zuli 1836, das erfte Urtheil, abändernd, dahin: 

daß die Verklagte fehuldig, den Canon für das Jahr von 
Michaelis 1832 big dahin 1833 mit überhaupt 85 Thlrn. 


an den Magiſtrat zu zahlen, auch fernerhin und bis zu 


der etwa mit Eonfens des Klägers erfolgenden Beräus 
ferung der verlichenen Apothefergerechtigkeit eine gleiche 
Summe alljährlich zu entrichten. 

Gründe. 

Meder durch die fremde, noch durch die Preußiſche 
Geſetzgebung find alle Privilegien zum ausfchlieglichen Bes 
friebe einer Gerechtigfeit oder eines Getwerbes in einem bes 
flimmten Orte oder Bezirke aufgehoben; namentlich nicht die 
Apothefergerechtigkeiten. Eine folche Aufhebung ift insbes 
fondere nicht durch die Weftphälifchen Gefege vom 5. Aus 
guſt 1808, die Einführung einer Patent: Steuer betreffend ?), 
and vom 12. Februar 1810, welches die Erhebung der Pas 
tent: Steuer feftfegt *), erfolgt. Das letztgedachte Geſetz hat 
ziwar im Allgemeinen die Getwerbefreiheit eingeführt, und 
den Betrieb eines Gewerbes von der Zahlung einer Patents 


3) Gefeg-Bülletin des Königreichs Weftphalen, Sabrsang 1808, 
Th. II. ©. 274. u, figd. Stück 50. 5 106. D. 9. 

4) A. a. O., Jahrgang 1810. Th. I. S. 122. u. IR Scid 8, 
M 2. D. H. 


* 
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Steuer abhängig gemacht. Es iſt aber weber unter der 
Sremdherrfchaft, noch im neuerer Zeit die allgemeine Ges 
werbefreiheit auch auf die Apotheken ausgedehnt. Wielmehr 
ift es ſtets nöthig befunden, deren Anlegung von befondern 
Eonceffionen abhängig zu machen, und nad) dem Bebürfs 
niffe einzufchränfen. Niemals ift ein Geſetz erlaffen, mels 
ched, ohne Rückſicht auf beftehende Berechtigungen, die Bes 
willigung oder Verfagung der Erlaubniß zum Betriebe dies 
fe8 Gewerbes blos von dem Ermeffen der Behörden ab» 
bängig gemacht hat. Die alten Privilegien find vielmehr 
bei den Apothefen fortwährend die Nechtstitel, auf deren 
Grund die Eonceffionen und die Patente gefordert werden 
Fönnen, welche in Anfehung anderer Gewerbe fchon auf den 
Grund der allgemeinen Gewerbefreiheit in Anſpruch genoms 
men werden dürfen. Hiernach ift der Erblaffer der Ber 
klagten und die Letztere felbft fortwährend im der ungeftörs 
ten Ausübung des, von den Magiftrat verliehenen Privi⸗ 
legiums verblieben. Sie hat feinen andern Nachtheil er 
litten, als daß feit dem Fahr 1810 für die Ausübung des 
Gewerbes von ihr "eine Abgabe entrichtet werden mußte, 
welche früher nicht beftand. Allein auch diefer Nachtheil 
ift von der Verklagten dadurch abgemendet worden, daß in 
Folge eines, zwiſchen dem Vorſtande der Stadt Ofter> 
wiek und dem Erblaffer der Verklagten im Jahre 1810 
getroffenen. Abkommens, jene Abgabe der Merklagten aus 
der Kämmerei vergütet worden. Ebenfo wenig ift eine Aufs 
hebung der ältern Apotheker» Privilegien durch die Preußis 
ſchen Gefeße erfolgt. Es befteht daher das Apotheker: 
Privilegium der Verklagten noch wirklich als ein zu Erb» 
zins verliehenes dingliches Necht, und die Verklagte, melche 
dieſes Necht durch Erbgang erworben hat, muß den, für 
bie Verleihung deffelben vorbedungenen Kanon in Gemäß: 
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heit des A. L. R. Th. I. Tit. 18. $. 749. nach wie vor 
unmeigerlich abführen. Ohne Genehmigung des Magiftrats 
durfte nun die Verklagte die Apothekergerechtigkeit nach der 
Vorfchrift des $. 698. a. a. D. nicht veräußern, und nach 
$. 808. ebend. ohne diefe Genehmigung dem Nechte nicht 
einmal entfagen. Hiernach tritt die Beftimmung des $ 703. 
a. a. D. ein: daß, fo lange die Veräußerung des Erbzins⸗ 
rechts von dem Erbzinsheren nicht genehmigt ift, dieſem 
die Befugniß bleibt, wegen der, aus bem Gute oder der 
Gerechtigkeit ihm gebührenden Abgaben und Leiftungen aud) 
an bie Perfon und das übrige Vermögen des, ohne feinen 
Conſens abgegangenen Erbzinsmanns fich zu halten. 
Gegen diefe Entfcheidung wandte Verklagte die Nevis 
fion ein, worauf das Geheime Ober⸗Tribunal unterm 
22. März 1839 auf Wiederherftellung be Urtels er» 


fer Inſtanz crfannte. 


Gründe. 

In den Preußiſchen Staaten war es ſchon vor der 
Einführung des A. L. R. hergebrachte und durch das letz⸗ 
tere Th. II. Tit. 8. $$. 456. 463. 466., fo wie die Apo⸗ 
thefer» Ordnung vom 11. October 1801 66. 2—A,, ande 
brücklich beftätigte Verfaſſung, 

daß die Apothefer- Privilegien, welche einmal an einem 
Drte fundirt find, ſowohl erblich als veräußerlich fein 
follen, es wäre denn, daß fie nur dem Befiger für feine 
Perſon verliehen worden; daß ferner, wenn eine Apotheke 
durch Erbgangsrecht oder durch andere, zum Erwerb eines 
Eigenthums gefchickte Titel einem nicht gelernten Apothes 
fer zufänt, ihm nur die Pflicht obliegt, folche binnen einer 
beftimmten Friſt auf einen qualificirten Befiger zu. brin⸗ 
. gen und big dahin durch einen geeigneten Provifor ver 
walten zu lafien, und daß namentlich die Wittwe eines 


: 
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Apothekers für die ganze Dauer ihres Wittwenftandes 
hierzu berechtigt ift, 

Diefe Verfaffung ward bei den, in dem vormaligen 
Königreich Weftphalen erlaffenen Gefegen vom 5. Auguft 
1808 über die Einführung einer Patent: Steuer und vom 
12. Februar 1810 über die Erhebung berfelben nicht bes 
rückfichtigt. oo 

Insbeſondere verordnete dag letztere Gefeß: 
At. 2 „Vom 1. Januar 1810 an gerechnet follen 
Diejenigen , welche innerhalb Unfers Königreichs Handel, 
Induſtrie, Gewerbe oder ein Handwerk treiben, welche in 
dem, dem gegenwärtigen Gefeß angehängten Tarif aufge: 
. führe find, oder demfelben in der Folge noch hinzugefügt 
werden follten, gehalten fein, fich mit einen Patent zu 
verfehen und (die) für die Klaffe des Tarifs, zu welcher - 
fie gehören werden, fefigefeten Abgaben nach dem DBers 
hältniffe der Bevölkerung ihrer Gemeinde, oder auch, 
wenn fie folche Arten von Handel, Induſtrie, Handwer⸗ 


fen oder Profefjionen treiben, welche im Tarif in feine 


Klaffe geiet find, ohne Rückſicht auf die Bevölkerung 
zu bezahlen. 
- Art. 20. „Die Patente find perfonell, und könuen 
nur für diejenigen gelten, auf deren Namen fie ausge: 
ſtellt find ; folglich muß jeder Handelsgefellfchafter — — fein 
eigenes Patent haben. Doch erfireckt fich diefe Verpflich⸗ 
tung nicht auf die Commanditen » Genoffen, noch auf die 
Commis, denen ftatt des Gehalts ein Theil des Gewinns 
ſtes ausgeſetzt if, noch. auf Eheleute, welche gemeinfchaft- 
lich denfelben Handel treiben und in Gütergemeinfchaft 
leben, endlich auch nicht auf die Spediteurs. — — 
In gleicher Art follen auf den Fall, daß ein Patent: 
Steuerpflichtiger im Laufe des Jahres verſtirbt, feine 
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Söhne und Töchter, oder auch) feine Geſchwiſter, im Fall 
diefe feine Erben fein follten, fein Gewerbe auf fein Par 
tent fortfeßen fönnen, ohne für daß laufende Jahr zur 
Löſung eines neuen verpflichtet zu fein." 

Art. 21. „Ein jeder Einländer, der mit einem Pas 
tente verfehen ift, kann feinen Handel, feine Profeffion 
oder Induſtrie im ganzen Umfange des Königreichs treis 
ben, ohne im Betreff deffelben weder auf eine beftimmte 
Zeit, noch auf einen beſtimmten Eanton oder Bezirk ber 
ſchränkt zu fein. 

Am Scluffe des Artikels folgen einige fpecielle Augs 
nahmen in Anfehung getwiffer Gewerbe, bei denen außer 
dem Patent noch eine befondere Erlaubnig des Minifters 
des Innern oder der Ortsbehörde nachgefucht werden fol. 

In dem erſten Theile des Tarifs, welcher. bie nicht 
nach Klaffen befteuerten Gewerbe enthält, Fommen nun nas 
mentlich unter M 38. and) die Apotheker vor, und es iſt 
daher außer Zweifel, daß das Gefeß auch auf diefe a 
Anwendung findet. 

Allerdings ift in dem Gefeß Feine ausdrückliche Be 

ſtimmung enthalten, _ 

daß die dingliche Qualität der bisherigen Kealprivilegien _ 

im Allgemeinen und der Apotheker: Privilegien insbeſon⸗ 

dere aufgehoben werde, oder fortan tegfalle. 

Sobald man indeß, in Übereinftimmung mit Art. 10. 

12. u. 16. der Weftphälifchen Eonftitution vom 7. Decem⸗ 
ber 1807, annimmt, daß dag Geſetz die bisher befiandenen 
ältern Privilegien überhaupt als nicht weiter eriftirend be 
srachtet habe, ‚und die neuen Einrichtungen, als in deren 
Stelle tretend, angefehen wiſſen wolle: fo fällt mit dem 
aufgehobenen Privilegium fetbft auch die bisherige Realqua⸗ 
lität deſſelben hinweg, da fich micht das erſtere als folches 
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aufgehoben, bie. Realqualität dagegen als fortbauernd ans 
ſehen läßt. 

Daß es aber wirklich die Abficht geweſen ift, durch 
die neuen Anordnungen die ältern Gemerbeberechtigungen 
gänzlich zu befeitigen, kann nicht bezweifelt werben. 

Denn der Befig eines Privilegiums feßt, der. Natur 
der Sache nach, Vorrechte vor Anderen voraus; mo alfo 
das neue Geſetz Beſtimmungen enthält, aus denen erficht, 
lich wird, daß dergleichen Vorrechte nicht ferner beachtet 
werben follen, da ift durch dieſe Beftimmungen dag ältere 
Privilegium felbftredend als aufgehoben zu betrachten. 

Dergleichen Beftimmungen, mit denen bie. Fortdauer 
der alten Gemwerbe: Privilggien überhaupt und der Apothes 
fer» Privilegien insbeſondere unvereinbar iſt, find nun in 
den, bereitd oben angeführten Art. 2. 20. u. 21. des Ges 
feges vom 12. Februar 1810 enthalten, indem Art. 2. die 
Ausübung der Gewerbe überhaupt und des Apotheker: Ge 
werbes insbefondere, ohne.irgend einen Vorbehalt bisheri⸗ 
ger Rechte, einzig und allein von der Löfung eines Patents 
abhängig macht; Art. 21. eben, der fich in dem Befig 
eines folchen Patents befindet, Iediglich in Folge beffelben 
zur Ausübung des Gewerbes im ganzen Königreiche für 
berechtigt erklärt, und Art. 20. feftiegt, daß die Patente 
durchaus perfönlich find, und, mit Ausnahme der im Geſetz 
namentlich" bezeichneten Fälle, nur für diejenigen gelten, auf 
deren Namen fi ie. ausgeſtellt fi nd. 

Da dag Gefeß hier von der, durch den Tod des Con 
cefftonirten eintretenden Erlöfchung der Gewerbeberechtigung 
die einzige Ausnahme macht: 

daß die Blutsverwandten deſſelben das Gewerbe noch 
bis zum Ablauf des Jahres auf das, von dem — 
ſionirten gelöſete Patent fortſetzen können, 
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ſo iſt damit namentlich die Fortdauer der bisherigen Real⸗ 
berechtigung nicht zu vereinigen. 

Der Appellationsrichter ſelbſt hat auch im Allgemeinen 
die, durch die Gewerbefreiheit erfolgte Aufhebung der frü⸗ 
hern Realberechtigungen nicht bezweifelt. Nur bei den Apo⸗ 
theker⸗Privilegien ſoll nach ſeiner Meinung eine Ausnahme 
eintreten, weil bei den Apothekern auch unter der Fremd⸗ 
herrſchaft keine allgemeine Gewerbefreiheit eingeführt gewe⸗ 
ſen ſei, ſondern bei ihnen, außer dem Gewerbepatent, noch 
eine beſondere Conceſſion von Seiten der Staatsbehörde 
habe hinzutreten müſſen. | 

Diefe Schlußfolge ift jeboch unrichtig. Allerdings war 


durch eine Weftphälifhe Minifterial » Verordnung vom 


12. Mai 1809 die Zulaffung neuer Apothefenanlagen nur 
in Fällen einer, von dem Medicinal- Collegium befundenen 
Nützlichkeit geftattet worden. Diefe Verordnung hatte 
indeß blos den Zweck, im allgemeinen Intereſſe des Publi⸗ 
cums die Zahl der Apotheken auf das pharmaceutiſche Be⸗ 
dürfniß zu beſchränken, nicht aber die alten Realprivilegien 


fortdauern zu laſſen. 


Auf gleiche Weiſe iſt auch durch das Weſtphäliſche 
Decret vom 4. December 1812, in Betreff der Mittel zur 
Beſchränkung der Zahl der Krugwirthſchaften in allen Com⸗ 


munen des Königreichs 5), beſtimmt worden, daß die Krug 


wirthfchaften auf eine beftimmte Anzahl in jeder Gemeinde 
nach) Maafgabe der Bevölkerung und des Verkehrs zu be 
fchränfen feien, und dennoch ift bei diefen die Aufhebung | 
der alten Real» Privilegien außer Zweifel. | 





6) Döcret du 4. Decembre 1812, portant des conditions pour 
Yötablissement des cabarets; Gefeg-Bülletin des Königreichs Weſt⸗ 
phalen, Jahrg. 1812. Th. II. ©. 496. u. figd. Stüd 42, JE 187. 
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Überhaupt ift in Erwägung zu ziehen, daß bie, im dem 
vormaligen Königreich Weftphalen ergangenen Gefeße im 
Allgemeinen den Zweck hatten, die Nechtsverhältniffe dort 
mit den, in Frankreich beftehenden möglichft in Übereinftims . 
mung zu bringen. In Frankreich befteht aber notorifch gar 
Feine Realqualität bei den Gewwerbeberechtigungen überhaupt 
und dem Apothekergewerbe insbefondere, vielmehr ift nach 
dem Gefeße vom 19. Ventoͤſe des Jahres XI. (10. März 
1803) 6) über die Ausübung der Medicin und vom 21. Ger 
minal XI. (11. April 1803) ), die Apotheker betreffend, 
das Necht zur Ausübung des Apothefergemerbes, außer der 
Patentlöfung, nur von der wiffenfchaftlichen Qualification . 
abhängig. | | 

Muß nach diefem allen angenommen werben, baß bie 





6) Loi relative à l’exercice de la medicine; Paris, le 19. ven- 
töse an XI.; Srangöfifches GefegsBülletin, Serie III. Bülletin 256. 
36 2436. (Desenne, Code general, Tom. VIII. pag. 566.) 

D. H. 


7) Loi contenant l’organisation des écoles de pharmacie; Pa- 
ris le 21. germinal an XI; Franzöſiſches Gejeg-Bülletin, Gerie III. 
Bülletin 270. MM 2676. (Desenne, |. c. pag. 570.) Die 
Art. 23— 25. lauten: 

Art. 23. „Les pharmaciens regus dans une des six &coles 
de pharmacie, pourront s’etablir et exercer leur profession daus 
toutes les parties du territoire de la r&publique.” 

Art. 24. „Les pharmaciens regus par les jurys ne pourront 

 s’etablir que dans l’etendue du département ou ils auront &iö 

regus.” | 

Art. 25. „Nul ne pourra obtenir de patente pour exercer 
la profession de pharmacien, ouvrir une officine de pharmacie, 
preparer, vendre ou debiter aucun medicament, #’il n'a &t& regu 
suivant les formes voulues jusqu’& ce jour, ou s’il ne l’est dans 
l'une des &coles de pharmacie, ou par l’un des jurys, suivant 
celles qui sont &tablies par la presente loi, et apr&s avoir rem- 
pli toutes les formalit&s qui y sont prescrites.” 
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älteren Nealprivilegien der Apotheker burch die, unter der 
Sremdherrfchaft ergangenen Gefege aufgehoben find: fo bes 
durfte e8 zu deren Herftellung nach der Wiedervereinigung 
ber betreffenden Provinzen mit dem Preußifchen Gtaate 
eined ausdrücklichen Gefeged. Ein folches ift indeg nicht . 
ergangen; es find vielmehr die Apotheker zu Magdeburg 
auf ein Geſuch um MWiederherftelung der frühern Neal» 
Apothefer-Privilegien durch eine Alerhöchfte Cabinetsorder 
vom 9. December 1827 abfchläglich befchieden worden. 
Wenn hiernac) dag, dem Vorbefiger der Werklagten 
von. dem Magiftrate zu Erbzing verliehene Neal: Apotheker: 
Privilegium durch die, unter der Zremdherrfchaft erganges 
nen Gefege erlofchen ift,, fo hat auch das Necht des Ela 
genden Magiftratd aufgehört, ferner den Canon zu fordern, 
welcher lediglich für die Verleihung jenes Privilegiumg vor» 
bedungen ift. | 
Denn das A. NR. Th. J. Tit. 18. $. 763. beftimmt: 
„Durch den unverfchuldeten gänzlichen Verluſt des ver» 
" Jiehenen Grundftückd wird der Erbzinsmann feiner Ver 
bindlichkeit zur fernern Entrichtung der Abgabe, ſoweit 
diefelbe zur Zeit des entftandenen Unfalls noch nicht ver 
feffen oder fülig mar, entledigt; 
. e8 muß daher auch hier, wo das Apotheker Privilegium 
"durch die Weftphälifchen Gefege dergeftalt aufgchoben ift, 
daß daffelbe weiter nicht in Betracht kommen kann, der das 
für. ausbedungene Erbzins wegfallen. 
Überdies fett noch das oben angeführte MWeftphälifche 
Deeret vom 12. Februar 1810 Art, 1. ausdrücklich feft: 
Die Abgaben, welche bisher von dem Handel, den Ge: 
werben und von den Handwerkern erhoben worden find, - 
folfen, unter welcher Benennung die Erhebung auch ftatt 
| ger 
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gefunden haben mag, aufgehoben und abgefchafft fein 
und bleiben ;u 

und auf gleiche Weiſe verordnet das Preußische Ge 
feß über die, den Grundbefig betreffenden Rechtöverhältniffe 
- und über die Realberechtigungen in den Landestheilen, welche 
vormals eine Zeit lang zum Königreich Weſtphalen gehört 
haben, vom 21. April 1825 (Gefeg-Sammlung ©. 74.) 
$. 58.: 
„Außer den, nach $. 4. u. flgd. des gegenwärtigen Ge, 

fees abgefchafften Leifiungen bleiben ohne Entfhädigung 
aufgehoben auch 

1. diejenigen, aus ehemaligen oberherrlichen, ſchutzherr⸗ 
lichen und gutsherrlichen Rechten abgeleiteten und herge⸗ 
brachten Abgaben und Leiſtungen, welche, ohne zum öf⸗ 
fentlichen Steuereinkommen zu gehören, die Natur der 

Steuern haben. 
Insbefondere find dahin zu rechnen: 

a) Nahrungs» und Getwerbs: Abgaben, fei ed, daß fie 
ausdrücklich für die Erlaubniß zum Betriebe eines Ge⸗ 
werbes, oder auch ohne dieſe Beſtimmung von den Ge⸗ 
werbetreibenden gewiſſer Klaſſen oder von Innungen er⸗ 
hoben werden. “ 

Zu mehrerer Begründung des geltend gemachten An⸗ 
ſpruchs iſt zwar Seitens des klagenden Magiſtrats noch an⸗ 
geführt worden: 

1. daß im Jahre 1810 der Erblaſſer der Verklagten, 
Apotheker Mertens, mit dem Magiſtrat ein Abkommen 
getroffen habe, worin er ſich zur fernern Zahlung der fru— 
bern Abgaben gegen die, von dem Magiftrat übernommene 
Verglitigung der Gewerbeſteuer verbindlich gemacht Habe. 

Allein der in Bezug genommene Vertrag ſetzt, abgefes 
hen von den, gegen bie Rechtsbeſtändigkeit deſſelben erho⸗ 

Bd. IV | Q 
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been Bedenken, jedenfalls als nothwendig voraus, daß ber 
dabei als Contrahent betheiligte Apotheker ſein Gewerbe 
noch betreibe, und der Magiſtrat ſich daher in dem Fall 
befinde, für denfelben die Gewerbeſteuer zu berichtigen. Die 
Verklagte hat aber ſeit der, im Jahre 1833 erfolgten Auf 
gabe des Apothekergewerbes und ber Veräußerung der Apo⸗ 
thefe eine Gemwerbefteuer mehr zu bezahlen, welche der Mar 
giftrat übernehmen Fönnte, es maltet daher auch Feine läu⸗ 
gere Verbindlichkeit für fie ob, die frühern Abgaben ferner 
zu entrichten. | 

2. Behauptet der klagende Magiftrat, daß dag, von 
der Verflagten an ihren Echtiegerfohn im Jahre 1333 
für 18,000 Thlr. verkaufte Grundftück mit den darin vor— 
haudenen Apothefergeräthichaften und Medicinaltvaaren höch⸗ 
ſtens einen Werth von S000 Thlen. babe, und' ſich hier: 
aus ergebe, daß der Verklagten für die Upothefergerchh> 
tigfeit die Summe von 10,000 Thlen. gezahlt ſei. 

Diefe. letztere Behauptung fteht indeß völlig unertvie 
fen da, und widerſpricht dem Juhalt des betreffenden Ver 
trages, indem nach diefem das Apothefers Privilegium kei⸗ 
nesweges Gegenftand der Veräußerung. geweſen, vielmehr 
das Kaufgeld blog für das Grundftück und die Apotheker» 
geräthfchaften und Waaren gezahlt ift. Übrigens Fann 
auch Kläger aus dem Vertrage, an welchem er nicht Theil 
genommen hat, fein Argument für fich entnehmen. 

3. Endlich führt der Magiftrat nod) an, daß Ber: 
Hagte die Verbindlichkeit zur Entrichtung des Canons im 
Sabre 1819 bei Gelegenheit der Regulirung des Hypothe—⸗ 
kenbuchs anerkannt habe. 

Allein die, von der Verklagten in. der Verhandlung 
vom 7. Dctober 1319 abgegebene Erklärung: 

daß der fragliche Canon von 85 Thlru. an den Magi⸗ 
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firat zu zahlen fei, und in das Hypothekenbuch eingetra- 
gen werden Fönne, 
gründet fich nach dem Inhalte der gedachten Verhandlung 
auf der Vorausfegung, daß die Apothefergerechtigkeit, als 
eine noch fortbefichende Nealberechtigung, in das Hypothe: 
fenbuch eingetragen werden dürfe, und aus diefer Gerech 
tigkeit die, von dem Magiftrate nachgefuchte Eintragung 
des Canons möglich fei. Nachdem aber die Hypotheken 
buch führende Behörde bie frühere Anficht von der Zuläf 
figkeit der Eintragung des Apotheker : Privilegiums, als 
einer noch fortbeftehenden Nealgerechtigkeit, fpäter aufgege- 
ben hatte, wurde auch von der Verklagten erklärt: 
daß, da die Apothefergerechtigkeit als eine Nealberechti; 
gung nicht mehr beftehe, und als folche nicht in dag 
Hppothefenbuch eingetragen werden könne, die Eintra⸗ 
gung der fraglichen Abgabe ebenfalld wegfallen müffe. 
Dies ift gang richtig, und, da dag Gericht die Ein- 
fragung der Apothefergerechtigkeit und des Canons bisher 
blos beabfichtigt, aber nicht zur Ausführung gebracht hat, 
vielmehr fpäterhin hiervon wieder abgegangen ift, fo kann 
auch aus jener früheren Erklärung der Verklagten zu des 
ren Nachtheit nichts en werden. 





Ne 26. 
Münfter. Chemaliges Großherzogthum Berg. 
Colonat. Meahljähriger Birth, 





Das Eigenthum eines, in dem zum ehemaligen 
Großherzogthum Berg gehörigen Theile des Fürften- 
| | Q2 
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thums Münfter belegenen, fonft eigenbehörigen, zur 
Zeit der Verkuͤndigung des Decrets vom 12. Decem- 
ber 1808 von einem Mahlzähler befeffenen Colonats 
ift fhon mit Eintritt der Gefekesfraft diefer Verord⸗ 
nung, nicht erft mit dem Ablauf der fpäter beendig- 
ten Mahljahre des Mahlzählers, den Erben des frü- 
heren Eolonen anheimgefallen ?). 
Eigenthums-Ordnung für das Fürftenthum 
und Hochſtift Munfter vom 10. Mai 1770, 
Th. 1. Tir. 9. $. 1.2.4.11—14,, Th III. 
2:58 1,2). 








4) Vol. Welter, das gutsherrlich bäuerliche Rechtsverhältniß 
in befonderer Beziehung auf die vormaligen Eigenbehörigen x. im früs 
heren Hochftifte Münfter ©. 187., woſelbſt es heißt: 

„Nur die, zur Zeit der Werfündigung der fremden Gefege mit einem 
wirflichen vererblichen Befigrechte verfehenen bäuerlichen Bejiger ha⸗ 
ben das Eigenthum erworben; daraus folgt: 

1. daß, wenn zur Zeit der erlaffenen fremden Gefege ein mahl- 
jähriger Befiger oder ein Interimswirth das Colonat befaß, das Ei⸗ 
genthun an demfelben nicht diefem, fondern vielmehr dem Anerben 
des Eolonats, welchem es diefer Beſitzer nach Ablauf feiner Mahl- 
jahre oder der Interimswirthſchaft wieder herauszugeben verpflichtet 
war, zugefallen if. Denn der Befiger auf Mahljahre und der Ins 
terimsmwirth hatten nur ein Befigrecht auf beflimmte, von der Guts⸗ 
herrfchaft feftgefete Jahre, Fein vererbliches Befitz« oder Colonats⸗ 
recht. re D. 9. 

2) Abgedruct bei Schlüter, Provineialrecht der Provinz Weſt⸗ 
phalen Bd. J. ©. 257. u. figd. Die angeführten $$.1.2. 4.11 —14. 
Tit. 9. Th. II. lauten: 

$. 1. „Eigenbehöriger Ehe-Leuten eheliche Kinder erwerben 
war alle durch die Geburt das Erb⸗ und Suceeſſions-Recht an 
dem Gut oder Erbe, welches ihre Elteren nach Eigenthums Recht 
unterhaben. Alldieweil aber nur eins von denenfelben fuccediren 
Fan, und dann wegen der Art und Weife, wie die Kinder fucce- 
diren, und welchen darınter der Vorzug oder einiges MVorrecht ger 
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Geſetz über die, den Grundbefig betreffenden 
Rechtsverhaͤltniſſe und über die Realberech⸗ 


bühret, die bisherige Gebräuche und Gewohnheiten an fich fehr uns 
terfchieblich, ungleich auch ungemwiß find, und nach Zeugnüß deren 
aus den Amteren eingegangenen Berichteren es bald fo, bald wie 
derum anderft dantit gehalten worden, dergeftalt, daß, mie es die 
Erfahrung lehret, diefe im dem Herbringen felbft fich äußerende Un- 
gewißheit öfterft zu Foftbaren und verderblichen Gtreit- Sachen Anz 
laß gegeben, fo haben Wir zur Vermeydung aller daraus weiter 
entftehen Fünnenden Rechts-Händlen und Proceffen Uns mit Unferen 
Landftänden darüber verglichen, und verordnen demnach, daß bei ſich 
ereignenden Succeſſions⸗ Fällen die Gutss Herren (weil ihnen daran, 
daß ihre Höfe, Erbe und. Kotten mit tüchtigen Leuten wieder ber 
feget werden, am meiften gelegen ift, und zu vermuthen ſtehet, daß 
fie auch am Beſten dafir forgen werden) unter denen alsdann ob- 
handenen, zu der Sueceſſion und Verwaltung der Stette tauglichen 
Kinderen Männ- und Weiblichen Gefchlechts, auch unter denen 
ifter und 2ter Ehe Kinderen, wann der Anerb, oder der, von wel⸗ 
chen das Erbe herfommet, zur zweiten Ehe gefchritten wäre, Die 
freye Wahl haben follen, den, oder die, welchen, oder melche fie 
dazu am tauglichften zu ſeyn, erachten, ausjufehen, und zu bes 
ſtimmen.“ 

$.2. „Wann jedoch der Anerb oder die Anerbin nicht, ſonderen 
nach deſſen oder derſelben Abſterben der andere Ehegatt ſich wieder 
verheyrathet hätte, und aus erſter Ehe Kinder obhanden wären, ſoll 
denenſelben, wann ſonſt dagegen nichts erhebliches einzuwenden iſt, 
der Vorzug gelaſſen werden.“ 

$. 4. „Wann aber bei Abſterben deren Elteren die Kinder noch 
alle minderjährig, und das Erbe anzunehmen und zu verwalten nicht 
im Stand wären, ſo hat der Guts-Herr mittlerweile, und bis daran 
eines deren Kinderen ſich zu der Succeſſion und Annehmung der 
Stette fähig gemachet hat, über die Adminiſtration und Verwal⸗ 
tung zu disponiren.“ 

§. 11. „Wann eigenbehörige Ehesteute, fü das Erbe gewon⸗ 
nen haben, ohne Hinterlaſſung ehelicher Leibs⸗Erben mit Tod abs 
gehen, und von dem verfiorbenen Anerben noch Brüder oder- Schwer 
fiern übrig wären, find diefe, und in Abgang derenfelben die, fo 
von dem Geblüte noch vorhanden, mit Worbehalt der dem Guts- 
Herten, wie obgedacht, im pari gradu zuſtehenden Wahl, zu ber 
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tigungen in den Landestheilen, welche zu 


dem ehemaligen Großherzogthum Berg eine 


* 


Succeſſion die nächſte, jedoch können die fo Verzicht und Abſtand 


gethan, wie auch Ehe⸗Leute, fo einmahl die Leib-Zucht bezogen, zu 
dem Erbe und GucceffionssRKechte wider den Willen der Guts- 
Herren feinen Regreß nehmen.” 

$. 12. „Wofern aber der Lestslebende (mann es auch der Ans 
erb nieht, fonderen der Ehegatt wäre, fo fich mit demfelben auf 
dem Erbe verheyrathet, umd eigen gegeben hat) mit Gutsherrlicher 
Bewilligung wieder zur Ehe fchreitet, fo gebühret denen aus folcher 
Ehe erzeugten Kinderen das Erb⸗ und Succeſſions⸗Recht, und wers 
den dadurch des verftorbenen Anerbens Brüder und Schweitern, fort 
alle übrige, fo aus dem Geblüte noch am u, von der Succeſ⸗ 
fion ausgefchloffen.’’ 

$. 13, „Wann der Anerb oder die Anerbinn mit Gutsherrlicher 
Bewilligung zur zweiten Ehe fchreitet, fo bleibet zwar der oder 
biefelbe, es mögen Kinder aus der erften Ehe feyn oder nicht, 
aufdem Erbe, fo lang er ober fie demfelben vorzuftehen fähig 
ift, jedoch follen dem mit dem Anerben oder der Anerbinn fich vers 
heyrathenden Ehegatten, mann er fich eigen gegeben, und 
Kinder aus erfter Ehe obhanden, gemwiffe, über 25 Jahr nicht 
zu erfitedende Mahljahren gefenet werden, und ift ders 
felbe nach Verlauf der Mahljahren, wann immitteld der Anerb 
oder die Anerbinn verftorben wäre, dem Kinde, welches ber Guts⸗ 
Herr aus erfter oder zweiter Ehe zu der Succeſſion beftimmt, das 
Erbe einzuraumen, und die Leib-Zucht zu beziehen ſchuldig.“ 

$. 14. „Wann aber nach Abfterben des Anerben oder der Ans 
erbinne der überlebende Ehegatt fich wieder verheyrathet, und aus 
erfter Ehe Kinder obhanden wären, ald welche, wie oben fchon vers 
ordnet worden, in der Gucceffion den Vorzug haben, fo werden auch 
auf diefem Fall, und zwar beyden Ehe-Leuten nach Unters 
fcheid und Proportion des Alters derer Ehe-Leuten und 
Vorkinderen fichere, doch auch nicht über 25 Jahr zu 
erfireckende Mahljahren gefeget, fofern jedoch mitler weil 
die fämtliche Vorkinder verftürben, oder, frey gelaffen, ob fonft zu 
der Succeſſion untauglich wären, fo Eönnen zwar die Ehe: Leute 
nach Ablauf der gefesten Mahljahren mit Gutshertlicher Bewilli⸗ 
gung noch länger auf dem Erbe verbleiben, müffen aber alsdann 
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Zeit lang gehört haben; vom 21. April 1825 
66: 15. 23.5 Gefeg- Sammlung S. 97. 99. 


W. beſaß ein eigenbehöriged Colonat im vormaligen 
Bistum Münfter. Er farb im Jahre 1802 mit Hinter 
laffung einer Witte und vier minderjähriger Kinder. Die 
Nachfolge in die Stätte unterlag den Vorfchriften der Müns 
fterfchen Eigentums: Ordnung vom 10. Mai 1770. Da 
nach waren die vier Kinder gegen einander gleich berechtigt; 
der Gutsherr hatte den Stättefolger zu wählen, und dieſer 
die Geſchwiſter abzufinden. Es konnte indeß damals noch 
feines der Kinder dem Colonate vorſtehen. Der Gutsherr 
wählte daher den neuen DBefiger noch nicht. Die Wittwe 
heirathete den Landwirth V.; die Eheleute feßten die Be 
wirthſchaftung des Guts fort, und wurden, nach Vorfchrift 
der Eigenthums⸗Ordnung, auf befiimmte Mahljahre gefegt. 

Heim Eintritt der Fremdherrfchaft Fam das Kolonat 
unter die Landeshoheit des: Großherzogthumg Berg, unter 
toelcher. am 12. December 1808 das Decret über die Auf 


über das vorhin bezahlte noch ein Teydentliches Gewinn» Geld für 
„die übrige Zeit entrichten.’ 

Der Tit.7. Th. IM. führt die Überfchrift:: „Bon Ausſteuer und 

Brautfchägen.” Der $. 1. diefes Titels lautet: 

„Da in denen eigenbehörigen Güteren, Höfen, Erben, Kotten, und 
dent nach Abzug des GSterbfalls übrig bleibenden peculio nur eins 
deren Kinderen Cmelches vermög diefer Ordnung dazu beitimmet 
wird) fuccediren Fann, fo find die Elteren, und nach deren Abfters 
ben die Anerben und successores fchüldig, die übrige Kinder, fie 
mögen aus erfter, oder auch, wann der überlebende Ehegatt 
fih mit Gutsherrlicher Bewilligung wieder verheyras 
thet, aus der folgenden Ehe entfproffen fein, nach den Kräften 
des peculii, und vom Erbe habenden Genuſſes zu doti— 
ren, und auszuſteuren.“ D. H. 
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hebung der Leibeigenfchaft und Verwandlung des vererblis 
chen Brfigrechts der Eigenbehörigen an ihren Grundftücken 
in volles Eigenthum ?), erging. Während der Herrfchaft 
diefes Gefeßes farb im Jahre 1813 eins der gedachten 
vier Kinder des Eolonen W. ohne Nachkommen und Te 
ftament, Am 6. Januar 1825 übertrug ein zweites Kind, 
eine Tochter, den Mahlzählern ihr Unrecht am Colonat ges 
gen Wergütigung: 

Bald darauf erging. dag Geſetz vom 21. April 1825 
über die, den Grundbeſitz betreffenden Rechtsverhältniſſe und 
über die Nealberechtigungen in ben Landestheilen, welche 
zu dem ehemaligen Großherzogthum Berg eine Zeit lang 
gehört haben. 

Im Jahre 1826 nahmen die Mahljahre der Mahls 
zähler ein Ende. Eins der jetzt noch lebenden drei Kinder 
des Colonen W., ein Sohn, gerieth mit den Mahlzählern 
über das Colonat in Streit. Er nahm dag Eigenthum 
gu einem Drittel in Anfpruch. Die Mahlzähler wollten 





3) Deeret, die Abfchaffung der Leibeigenfchaft betreffend, vom 
12. December 1808 (Gefeg-Bülletin des Großherzogthums Berg, 
BD. J. 6. ©. 182. u, flgd.) Die Art. 1. u. 2. deffelben verordnen: 

Art. 1. „Von dem Tage der Verfündigung des gegenwärtigen 
Decretes an zu rechnen, üft die Leibeigenfchaft, welcher Art fie auch 
fein mag, ſo wie alle darauf gegründete Nechte und Verbindlichkeis 
ten in allen, das Großherzogthum Berg und Eleve ausmachenden 
Staaten abgefchafft. Die ehemals Leibgigenen und Colonen follen 

‚ alle bürgerlichen Rechte im ihrer ganzen Ausdehnung genießen, fo 
wie alle andere Bewohner des genannten Großherzogthums.“ 

Art. 2. „Das Colonat und die, unter diefem Titel beftchende 
Theilung zwiſchen den Gutsherren und ben Eolonen ift aufgehoben. 
Die Eolonen follen dad Eolonat ſammt allen dazu gehörigen Pers 
tinenzien als volles und unbefchränftes Eigenthum befigen, mit Aus- 
nahme ded Baus und hochftämmigen Holzes, in Anfehung weffen 
bierunten näher wird verfügt werden, ’ 
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das vierte, erft nach der Verkündigung des Decretd vom 
12. December 1808 verftorbene Kind bei der Beftimmung 
der Eigenthums: Antheile mitgezählt wiſſen. Der Sohn 
war dagegen der Meinung, daß es nur auf die Zahl der, 
beim Ablauf der Mahljahre vorhanden gemwefenen Kinder 
anfomme, und das vorher verftorbene Kind fein Eigenthum 
erlangt und vererbt babe. Das Geheime Ober: Tri» 
bunal entfchied am 30. April 1835 die Sache zu Gum 
fien de8 Sohns, indem e8 der, von ihm aufgeftellten Aus 
ficht beitrat. 

Demnächft entftand unter denfelben Partheien ein neuer 

Proceß. 

Der Sohn fand in der, von ſeiner Schweſter am 
6. Januar 1825 vorgenommenen Übertragung ihres An⸗ 
rechts am Colonate auf bie Mahlzähler die Veräußerung 
eines Antheils an einen gemeinſchaftlichen Eigenthum, und 
. gründete darauf ein, nunmehr geltend gemachtes Vorkaufs⸗ 
recht *). Auch diefe Sache gelangte in dritter Inſtanz an 
das Geheime Dber-Tribunal. Es entſtand die Frage: 
ob der Vertrag vom 6. Januar 1825 den Verkauf eines 
Antheils an einem Grundftücke, oder die Abtretung eines 
Rechts im fich ſchließe. ES wurde nämlich nur im erfte 
ren Falle das Workaufsrecht für begründet erachtet. Jene 
Stage leitete aber auf die weitere: „ob der Schtwefter, bei 
der Abfchliefung des Vertrages vom 6. Januar 1825, vor 
Ablauf der Mahljahre der Mahlzähler, fchon ein Miteigen⸗ 
thum an dem Colonate, oder nur ein bedingtes, vom Er» 
leben der Earl ber Mahljahre abhängiges Erorolgeregt 


4) Bol. A. 2. R. Th. 1. Kit. 17. SS. 60. 61. — Edict vom 
8, Detober 1807 $. UI, ER Samml. Bd. IX. S. 86.) 
D. H. 
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in die Stätte zugeftanden habe. Auf Grund des Decrets 
vom 12. December 1808 und der Verordnung vom 21. April 
1825 wurde angenommen, daß das Miteigenthum der Schwe⸗ 
fter fchon feit dem Erfcheinen des erften Geſetzes angefallen 
und von ihr weiter übertragen worden fei. | 

Diefe Abweichung in der älteren und der neueren Ars 
ficht machte einen Plenar⸗Beſchluß nothwendig. Es ward 
die Frage geftellt: 

ob nach den $$. 15. und 23. des Gefeges vom 21. April 

1825 das Eigenthum eines vormals eigenbehörig gewe⸗ 

fenen Colonats, das bei der Verkündigung ded Berg 

fchen Decretd vom 12. December 1508 von einem mahls 
jährigen Befiger befeffen wurde, ſchon zur Zeit des Eins 
tritts ber Geſetzeskraft diefer Verordnung, oder erft nach 

Ablauf der den Mahlzählern bewilligten Mahljahre, den 
Erben des früheren Colonen anheimgefallen fei. 

Durch den Befchluß vom 17. December 1838 wurde, 
der neueren Anficht des Spruch: Senats gemäß, der Über: 
gang des Eigenthums auf die Erben des Colonen als 
fchon zur Zeit der Verkündigung des Decrets vom 12. Des 
cember 1808 erfolgt, angenommen. 

Gründe. 

Der Zeitpunkt des Überganges des Eigenthums am . 
Eolonate auf die Erben des Eolonen ift fchon von der Vers 
kündigung des DecretS vom 12. December 1808, nicht 
erfi vom Endtermine der erft fpäter abgelaufenen Mahl⸗ 
jahre der Mahlzähler an, zu beftimmen. Das Mahlzähler 
Berhältniß bedingt die Eigenthums» Erwerbung nicht. Die 
Vorfchriften des DecretS vom 12. December 1808 und 
des Geſetzes vom 21. April 1825, fo wie das ganze Rechte» 
verhältnig felbft, laffen dies klar erfennen: 

Während der Dauer der Leibeigenfchaft war ber Gute: 

= 
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herr Eigenthlimer, der eigenbehörige Colon dagegen erblicher 
Beſitzer und Nutznießer der Stätte. Die, in der Familie 
des Eigenbehörigen beftehende Erbfolge war durch Herkom⸗ 
men und Geſetz feftgeftellt. Die Kinder und Nachfommen 
des Colonen hatten ein Erbrecht; theild war der Anerbe 
gefelich beſtimmt, theild waren die mehreren Kinder zur 
Nachfolge in die Stätte gleich berechtigt, der Gutsherr hatte 
zu wählen, oder der GStättefolger wurde auf andere Weife 
ermittelt. Mit den Grundjügen über die Nachfolge in dag 
Eolonat fanden diejenigen Über den Brautfchag und das 
Mahlzähler- Verhältniß in Verbindung. Der -erftere diente 
zur Abfindung der Mitglieder der Familie des Eolonen, 
das Iegtere hatte die Sorge für die Verwaltung des Colos 
nats während der Minderjährigfeit de Colonen zum Zweck. 

Das Decret vom 12. December 1808 hob die Leibs 
eigenfchaft auf, und mit biefer ging das alte, in ihr wur⸗ 
zelnde Colonatrecht unter. Das Eigenthbum des Guts 
herrn an der Stätte erlofh; das befchränfte, vererbliche 
Beſitz- und Nießbrauchsrecht des Colonen dagegen erhob 
fi) zum vollen Eigenthum. War der Colon bei dem Ers 
fcheinen des eben gedachten Decretd am Leben und im Beſitz 
der Stätte, fo wurde fein Recht an derfelben ermeitert; 
war er fchon vorher verftorben, fo wurde der Gewinn feis 
nen Erben zu Theil. 

Die Nachfolge in das Gut richtete fich zunächft nach 
‚ den Gefeßen, welche zur Zeit des Todes des Eolonen, als 
des Zeitpunfts der Eröffnung der Erbfolge, beftanden. Bes 
zeichneten Diefe ein beſtimmtes Kind als den Anerben, fo 
ertvarb dieſes das Eigenthbum; waren die mehreren Kinder 
zur Nachfolge gleich berechtigt, und war der GStättefolger 
vom Gutsheren zu wählen, ober durch ein anderes Ereig⸗ 
niß zu beftimmen, fo kam e8 auf den Rechtszuſtand zur 
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Zeit der Verkündigung des vorermähnten Decretd an. Hatte, 
damals der Gutsherr fchon gewählt, oder war der neue 
Beſitzer des Colonats auf fonftige Weile bereits beftimmt, 
fo wurde diefer der Eigenthümer; dauerte Dagegen bie gleiche 
Berechtigung der mehreren Kinder noch fort, fo erlangten 
dieſe gemeinfchaftlic) das Eigenthbum, und der Gutshere 
Eonnte jetzt nicht mehr wählen. Die älteren Vorfchriften 
zur Beftimmung des noch ungemwiflen Stättebefigers unter 
den mehreren gleich Berechtigten waren ebenfalls nicht mehr 
in Kraft. Die Eigenbehörigen waren zum. Genuffe aller 
bürgerlichen Nechte gelangt; ihr Anrecht auf dag Colonat 
und ihr Verhältniß zu einander konnte daher nur nach den 
allgemeinen Gefeßen über bie Erbfolge und das Eigenthum 
beurtheilt und feftgeftellt werden. 

Ein, zur Zeit der Verkündigung des oft angeführten 
Decrets beftehendes Mahlzähler-Verhältniß änderte diefen 
Nechtszuftand nicht. Dies Verhältnig war nur untergeords 
neter Art.. Der Mahlzähler war nicht wirklicher Colon 
oder Anerbe, fondern nur deſſen gefeßlicher Stellvertreter. 
Der Anerbe und die erbfähige Familie des Colonen ging 
ihm unbedingt vor, und fchloß ihn und feine Nechtsnach: 
folger aus. Diefes vorzüglichere Recht der Erfteren hatte 
nothwendig den Übergang des, an die Stelle des beſchränk— 
ten vererblichen Befig: und Nußungsrechts tretenden vol« 
Ion Eigentums auf die zunächft Berechtigten zur Folge. 
Für fie trat die Erweiterung und Ummandlung des Rechts 
ein. Der, durch die Gleichftelung der Eigenbehörigen mit 
den freien Staatsbürgern in Beziehung auf die Nechtsfäs 
higkeit und die Erbfolge: Gefege, und in Beziehung auf dag 
Rechtsverhältniß zu den Colonaten für die Beſitzer derfel- 
ben entftehende Wortheil konnte. den Erben des Colonen 
durch den Mahlzähler nicht befchränft, noch entzogen wers 
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den. Das MahlzählersVerhältniß, fo weit es eigene, von 
der .erblichen Nachfolge unabhängige Verwaltungs: und 
Nugungsrechte für den Mahlzähler begründete, wurde 
allerdings durch jene Erweiterung des befchränkten Beſitz⸗ 
rechts der Erben des Colonen in volles Eigenthum, nicht 
betroffen und. beeinträchtigt. Dagegen ftand auch dem 
Mahlzähler, nach der Natur des Nechtsverhältniffes, Fein 
Anfpruch auf Theilmahme an jenen erweiterten Nechten der 
zunächft berechtigten Erben zu. 

Nur fo kann das Decret vom 12. Decenber 1808 

in feiner Wirkung auf das alte Colonat⸗-Verhältniß, nach 
dem ganzen inneren Zufammenhange des Iegteren, aufgefaßt 
und angewendet werden. 

War nur Ein Erbe vorhanden, fo wurde er der all: 
einige. Eigenthümer; waren deren mehrere, fo wurden fie 
gemeinfchaftliche Eigenthimer des Colonatg, und im Ver: 
hältniffe gegen einander Miteigenthümer zu gleichen Nechs 
ten und Antheilen. Das einftweilen fortbeftehende Mahl—⸗ 
zähler-Verhältniß beſchränkte diefes Eigentum nur in. der 
Ausübung, verminderte e8 aber fonft in feinem Wefen und 
in feiner Wirkung ‚nicht. Die Uuzuläffigkeit der Theilung 
und Zerftücelung des Colonats, und die daraus fich erges 
bende Folge, daß nur Ein Erbe die Stätte befißen Eonnte, 
war nicht auf das Eigenthum felbft von Einfluß, fondern 
nur in Beziehung auf die Auseinanderfegung unter den 
Erben von Erheblichkeit. 

Das Geſetz vom 21. April 1825 bat dieſen Rechts 
zuſtand aufrecht erhalten. Das Recht des Gutsherrn, den 
Annehmer der Stätte unter mehreren Miterben zu beftims 
men, ift, zufolge des $. 7., nach wie vor aufgehoben ge; 
blieben. Der $. 15. beſtimmt ferner: 

Jeder bänerliche Befiger, dem zu der. Zeit, wo die er 
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laſſenen fremden Geſetze für ihn Geſetzeskraft erhielten, 
ein vererbliches Beſitzrecht an einem Grundſtück zuſtand, 
hat daran jedenfalls, die $. 21. beſtimmten (auf ein 
Zeitpachtsverhältniß fich erftreckenden) Fälle ausgenoms 
men, bag volle Eigenthum erworben. In Anfehung ber 
Colonate ift hierbei auf die Zeit der Gefegesfraft des 
Decrets vom 12. December 1808 — — zu ſehen;“ 
und der $. 23. fett feft: 
„Wenn in der oben ($. 15.) beſtimmten Zeit das bäuer⸗ 
liche Grundſtück von einem meahljährigen Befiger oder 
Interimswirthe befeffen wurde, fo gebühren die dafeldft 
angegebenen Nechte nicht diefem damaligen Befiger, fons 
dern demjenigen, dem es biefer Befißer wieder herauszu⸗ 
geben verpflichtet war.“ 

Heide Beftimmungen enthalten eine ausdrückliche An: 
erfennung des, durch das Decret vom 12. December 1808 
begründeten NRechtöverhältniffes. Die letztere, Vorſchrift 
ſchließt beftimmt und Elar den mahljährigen Befiger vom 
Eigenthum au, und befchränft den Ermerb deffelben auf 
die Erben des Colonen. Dies find diejenigen, denen der 
Mahlzähler das Colonat herausgeben muß. Dei der Be- 
ſtimmung des Nechtsverhältniffes der Erben des Colonen 
und des Mahlzählers gegen einander in Beziehung auf dag 
Colonat entfcheidet die Vorfchrift, daß der Mahlzähler kei⸗ 
nen Anfpruch auf das Eigenthum zu machen hat. 

Der Übergang des Eigenthums auf die Erben des 
Colonen kann ferner nicht als bis zum Ablauf der Mahls - 
jahre auggefetst gedacht merden. Diefe Annahme würde zu 
der Folgerung führen, daß in der Zwiſchenzeit gar Eein Ei» 
genthümer vorhanden fei. Es würde das Nechtsverhältniß 
unter diefer Vorausſetzung ald ganz unbeftimmt und vom 
Zufalle abhängig erfcheinen. 
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Die, durch dag Gefeh vom 21. April 1825 und bie 
Allerhöchſte Cabinetsorder vom 24. November 1833 (Ge: 
ſetz⸗ Sammlung ©. 292.) in Anfehung der, dem Heinfall 
unterworfenen Grundftücke wieder hergeftellte ältere Erbfolge 
kann auf frühere Erbfälle nicht bezogen werden, und zur 
Beftimmung. des Nechtsverhältniffes über dag, in Gemäß: 
heit des Decretd vom 12. December 1808 und des Ge 
fees vom 21. April 1825 den Eolonen und ihren Erben aus 
beimgefallene Eigenthum überhaupt nicht Anwendung finden; 

Allerhöchſte Eabinetsorder vom 1. Auguft 1835 
(Geſetz- Sammlung ©. 180.). 

Diefes Eigenthum ift durch den, zur Zeit des Eintritts 
der Gefeßeskraft ded Decrets vom 12. December 1808 
vorhanden geweſenen, in dem Gefeg vom 21. April 1825 
nur anerkannten Nechtszuftand unmiderruflih zu Gun: 
ften der damaligen Erben der Eolonen begründet worden, 
und Fein ungeriffeg, bedingtes, von einem fpäferen Rechts: 
zuftande beim Ablauf der Mahljahre abhängiges Erbfolge: 
Recht mehr. 

Hiernach ift die, zur Entfcheidung geftellte Frage mie 
gefchehen zu beantworten. 

Die Anwendung diefer Grundſätze auf den hier vorlie- 
genden Nechtsfall ergiebt für Diefen zugleich folgendes Refultat: 

Die vier, zur Zeit der Verkündigung des Decrets vom 
12. December 1808 vorhandenen Kinder des Colonen W. 
wurden die gemeinfchaftlichen Eigenthümer des Colonate. 
Das, im Jahre 1813 verfiorbene Kind hat fein Miteigen- 
thum weiter vererbt. Die Tochter hat im Jahre 1825 ihr 
Miteigentum an die Mahlzähler veräußert. Demgemäß 
ift zroifchen diefen und dem Sohne der Streit über die Ei: 
genthumsrechte am Kolonate zu entfcheiden. 





| Je 27. 
Proceß⸗ Vollmacht. Reviſion. Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde. 





Es bedarf in Reviſionsſachen nicht der Ausſetzung 
der Publication des Urtels bis nach erfolgter Ergaͤn⸗ 
zung der: mangelhaften Proceß -Vollmacht, wenn die 
Mängel von der Art find, daß fie nah Vorſchrift 
der Proceß⸗Ordnung die Zulaffung des Bevollmaͤch⸗ 
‚tigten, mit Vorbehalt der nöthigen Ergänzung, nicht 
hindern. 
Wegen folder Mängel der Vollmacht kann auch 
eine Nichtigkeitsbeſchwerde als nicht gehoͤrig u 
nicht zurückgewiefen werden *). 

A. ©. O. Th. I. Tit. 3. 6$. 30. 54. 

Bol. Declaration der Verordnung vom 14. De- 
cember 1833 über das Nechtsmittel der Re⸗ 
vifion und der Nichtigfeitsbefchwerde, vom 
6. April 1839 Art. 7. Abſatz 3; Geſetz⸗ 
ſammlung S. 129. 


Der, in der Überſchrift enthaltene, durch den Plenar⸗ 
Beſchluß vom 12. November 1838 angenommene Rechts⸗ 
ſatz beruht auf folgenden Gründen: PR 
—— — ie 


1) Bol. 
I. Merdel, Commentar zur U. G. O. 3b. I. ©, 176. 177. 
II. Grävell, Eommentar zur 4. 6.0. Bd. J. ©. 410. 411. 
III. Entfcheidungen des Geheimen Dber- Tribunals 
Bd. I. M 32. ©. 3238, u. figd. D. 9. 
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\ % 
Die A. 6. D. ſchreibt TH. 1. Tit. 3. $. 30. unter 
M 1—6. die Erforderniffe einer jeden, zur Betreibung 
ftreitiger Rechts: Angelegenheiten ausgeftellten Vollmacht vor, 
und bemerkt zu M 6., wo die Unterfchrift des Vor⸗ und 
Zunamens des Augftellers, mit Beifügung feines Charak 
ters, erfordert wird, daß dagegen die Beidrückung des Pet: 
fchafts zur Gültigkeit der Vollmacht nicht nothwendig fei. 
Gleichwohl können nicht alle, in dem $. 30. , vorge 
fchriebenen Erforderniffe, wie e8 nad) den angeführten 
Schlußworten der A? 6. fcheinen möchte, für fo mwefentlich 
erachtet werben, daß fchon der Mangel des einen oder an- 
dern die Ungültigkeit der Vollmacht nach fich zieht, und 
dem zufolge in Nevifionsfachen jedesmal die Ergänzung 
des Mangeld vor Publication des Erkenntniſſes verfügt, 
in Nichtigkeitsbefchtverdefachen dagegen , wenn der Mangel 
bei der, von dem Imploranten ausgeftellten Vollmacht an- 
getroffen wird, die Beſchwerde als nicht gehörig angebracht 
zurückgewiefen werden muß. Denn nad) $. 54. a. a. D. 
fol zwar, wenn eine Vollmacht eingereicht wird, bei wel: 
cher im Üußerlichen eines der, in den vorhergehenden $$. 
fefigefegten Erforderniffe nicht gehörig beobachtet worden ift, 
das Gericht den Bevollmächtigten anmeifen, binnen einer, 
nach den Umftänden zu beftimmenden Eurzen Srift eine vor: 
ſchriftmäßig eingerichtete Vollmacht nachzubringen; inzmwi> 
[hen muß jedoch der Bevollmädhtigte zugelafien 
werden, es wäre denn, daß in Fällen, wo die Gefeße 
eine gerichtliche Vollmacht. erfordern, eine bloße Privatvoll- 
macht beigebracht oder in Fällen, wo fie eine ausdrückliche 
Special⸗Vollmacht erheifchen, Diefelbe auf bie vorzunehmende 
Handlung nicht gerichtet oder 

überhaupt die Vollmacht dergeftalt abgefaßt wäre, daß 


daraus nicht erfehen werden könnte, wer fie ausgeftellt 
3b. IV. | OR 
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habe, oder auf wen fie gerichtet fei, oder gu melcher Sache 
biefelbe gebraucht werden folle, 
im welchen Fällen der Nichter fo verfahren fol, als wenn 
ber angebliche Bevollmächtigte gar Feine Vollmacht beige 
bracht hätte. 

Hiernach muß alfo der Bevollmächtigte zugelaffen ter: 
ben, wenn nur die Vollmacht überhaupt dergeftalt abgefaßt 
ift, daß daraus erjchen werden kann, 

wer fie ausgeſtellt hat, auf wen fie gerichtet iſt, und zu 

welcher Sache fie gebraucht werden ſoll; 
möchte auch ſonſt dag eine oder andere ber, im $. 30. 
a. a. D. feftgefegten Erforberniffe nicht gehörig beobachtet 
fein, und deshalb der Bevollmächtigte zur Nachbringung 
einer vorfchriftmäßig eingerichteten Vollmacht angewieſen 
werden müffen. Aus der inzwiſchen geftatteten Zulaffung 
des Bevollmächtigten, und weil nur in den, im $. 54. 
a. a. D. ausdrücklich erwähnten Fällen der Nichter fo ver: 
fahren fol, als wenn gar Feine Vollmacht beigebracht wäre, 
folgt aber, daß auch eine, won dem nicht fehon in erfter 
oder zweiter Inſtanz aufgetrefenen und für legitimirt anges 
. nommenen Bevollmächtigten unterzeichnete Nichtigkeitsbes 
ſchwerde, welche der Implorant felbft nicht mit unterfchrie- 


ben hat, zugelaffen werden muß, und nicht, als nicht gehö⸗ 


rig angebracht, zurückgemiefen und eben fo wenig in Nevis 
fionsfachen die Publication des Erfenntniffes big zur Nach» 


bringung der ganz vorfhriftmäßig eingerichteten Vollmacht 


ausgeſetzt werben barf, 

Hiernad) ift der Plenar⸗Beſchluß dahin gefaßt worden: 
Die, im $. 30. Tit. 3. Th. I. der A. G. D. aufgeführten 
Erforderniffe einer Proceß- Vollmacht, in deren Erman⸗ 
gelung nach $. 54. ebend. der Bevollmächtigte, mit Vor⸗ 
behalt der etwa nöthig befundenen Ergänzung, doc) zus 
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gelaſſen werden muß, And nicht für mefentliche oder folche 
zu erachten, weshalb in Revifionsfachen jedesmal eine 
Ergänzung vor Publication des Erkenntniffes verfüge 
und in Nichtigkeitsbefchtwerdefachen die Beſchwerde, alg 
nicht gehörig angebracht, zurückgetviefen werden muß. 


IK 28. 


Wechſel. Anweiſung. Annahme. Eigene 
Order. Bevollmaͤchtigter. 





J. Ein, an die Order des Ausſtellers gezoge⸗ 
ner, von einem Nichtwechſelfaͤhigen acceptirter 
Wechſel gilt als Anweiſung. 

II. Der Acceptant wird dem Indoſſatar aus der An 
nahme eines folchen Wechfels felbft dann verhaf⸗ 
tet, wenn zur Zeit der ii das Giro noch 
‚nicht erfolgt war ?). 

AL Doch mug auch in diefem Gall der Indoſſa⸗ 
far, wenn der Ausfteller das Gefchäft in feinem 
Auftrage gemacht hat, fich diejenigen Einwendun- 
gen gefallen laffen, welche dem PER ge⸗ 
gen den Ausſteller zuſtehen. 


DE. J. Bornemann, ſyſtem. Darſtellung des Preuß. Civil⸗ 
rechts Bd. HI. ©. 630. u. flgd. 
II. Anderer Meinung ift Grävell, Commentar zu den Creditge⸗ 
ſetzen Bd. IV. Abth. 1. ©. 109. Note *). 
Vgl. II. Central⸗Blatt, Jahrg. 1838. S. 853, u. figd. 
Er D. 9. 


R2 
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A. L. R. Th. I. Tie. 16. 66. 251. 259.; vgl. 
ebend. $$. 256. 257. 

Ebend. T I. Tir. 8. 66. 713. 714. 943, 
vgl. ebend. 65. 994. 1002..1003. 

Gutachten der Geſetz-⸗Commiſſion vom 17. Juni 
1800 und 

Juſtizminiſterial⸗Reſcript vom 30. def. M. 
und J.?) 


Der Kaufmann Ferdinand T. aus Königsberg zog 
auf Carl A. in Memel, welcher nicht wechſelfähig war, 
folgende Tratte: 

„Gegen dieſen meinen Sola⸗Wechſel zahlen. Sie 3 Mo: 
nate a dato an die Order von mir felbft die Summe 
von 2000 Thlen. Preuß. Eourant. Den Werth in 
Rechnung, und ftelen es auf Rechnung. Memel, den 
12. April 1836. 

Ferdinand T. aus Königsberg. 

Herren Carl A. in Memel. 4 

Der MWechfel wurde von A., ohne Himufügung des 
Tages der geſchehenen Annahme, acceptirt, und von T. am 
15. April des gedachten Jahres an Ferdinand ©. oder 
defien Order, mit dem Bekenntniß der erhaltenen Valuta, 
girirt. Drei Tage nach der Verfallgeit, am 15. Juli 1836, 
nahm der Indoſſatar S. den Acceptanten A. auf Bezah⸗ 
lung der verfchriebenen Summe mit fünf Prozent Zinfen feit 
dem Zahlungstermin im fummarifchen Prozeß in Anfpruch. 

Der Verklagte recognogcirte fein Accept, behauptete 


2) Amelang, neues Archiv Bd. J. ©. 185 — 195; Stengel, 
Beiträge Bd. XL. S. 371—387., und Rabe, Sammlung Preuß. 
Gefege Bd. VI. ©. 155 — 167. D. 


jedoch, daß dag Giro erft mach demfelben erfolgt, und er 
deshalb befugt fei, dem Indoſſatar diejenigen Einwendun⸗ 
gen entgegen zu feßen, die ihm gegen den Indoſſanten T. 
zuftänden. Nun fei aber das Gefchäft mit dem Letzteren 
in folgender Art zu Stande gefommen: T. habe ihm den 
Antrag gemacht, einige, auf das Leben des Theaterfaffi- 
rers N. N. zu 3. geftellte Lebens: Verficherungg: Polizen 
zu fünfzig Prozent zu Faufen. Er habe fich darauf nicht ein 
laſſen wollen; auf das Vorzeigen einer fchriftlichen Befcheis 
nigung des &., daß derjelbe für dergleichen Poligen dem T. 
fechzig Prozent offerivt habe, fo wie eines Atteſts des Dr. A., 
daß der Theaterfaffirer N. N. ein Trunfenbold, zum Schlage 
geneigt und deffen Tod wohl binnen ſechs Monaten zu er: 
warten ſei, habe er fich indeß bereit finden laſſen, dem T. 
2000 Thlr. gegen Verpfändung von fünf folcher Polizen 
im DBefrage von 1000, 1000 und 3000 Thien:, fo wie 
von 150 und 200 Liv. Sterl., vorzuleihen. Zu dem Ende 
fei von ihm der vorerwähnte, von T. am eigene Order aus: 
geftellte Wechfel mit feinem. Accepte verfehen; von T. das 
gegen in einen Notariats: Inftrument vom 12. April 1836 
erklärt, dag A. für jenen Wechfel Feine Deckung in Hän- 
den habe, und T. fich daher verpflichte, noch. vor der Ber: 
fallgeit den Wechſel einzgulöfen; Falls aber folches nicht er 
folge, und M aus dem Accept Zahlung leiften müffe, der 
Letztere befugt fei, ſich aus den oben bezeichneten Polizen, 
die zu dieſem Behuf bei einem Dritten deponirt bleiben 
ſollten, bezahlt zu machen. Er, Verklagter, habe nun aber 
ſeitdem nicht nur von T. keine baare Deckung erhalten, 
ſondern auch erfahren, Daß jene Polizen die vorausgeſetzte 
Sicherheit gar nicht gewähren, indem der Theater: Kaffirer 
N. R. ein Ferngefunder Mann fei, und von dem &. nicht 
fechzig, fondern une vier Prozent für dergleichen Polizen 
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geboten worden. Er habe ſich fomit in einem, das Wer 
fentliche des Gefchäfts betreffenden, durch T. veranlaßten 
Irrthum befunden, und Fönne von dem Gefchäfte zurück 
treten. Er werde daher Eeine Zahlung leiften, und der Kläs 
ger müſſe fich dies um fo mehr gefallen laſſen, als, abge: 
ſehen davon, daß zur Zeit des Accepts der Wechfel auf den⸗ 
ſelben noch nicht girirt getvefen, der Kläger auch Eigenthür 
mer der Polisen fei, und T. nur als deſſen Beauftragter 
dag Gefchäft gemacht habe. 

Der Kläger hielt bei dem vorhandenen Accepte des 
DVerklagten den Umftand, dag das Giro erft fpäter erfolgt 
fei, für unerheblich. Er ignorirte dag, zoifchen dem Vers 
Elagten und dem T. gemachte Gefchäft, räumte jedoch in 
Beziehung auf den, angeblich dem Leßteren ertheilten Aufs 
trag ein, die drei Polizen tiber 1000, 1000 und 3000 Thlr., 
nicht aber die beiden andern, dem T. gegeben zu haben, 
um fie für einen beftimmten Preis in Memel unterzubrins 
gen, und dag über diefen Preis hinaus Erhaltene für fich 
zu behalten. Dies fei indeß in Beziehung auf die, aus 
dem Accept für den Derklagten entftandene Verpflichtung 
gleichgültig, und der Verklagte müffe das Accept um fo 
mehr vertreten, als er fich dafür von dem T. eine Provis 
fion von 100 Thlrn. habe bezahlen laffen. 
| Verklagter geftand zwar zu, von T. 100 Thlr. em⸗ 
pfangen zu haben, jedoch nicht als Provifion, fondern als 
Kaufpreis für einige Galanteriewaaren, und als Vorſchuß 
wegen zu bezahlender Koften. 

Nach erfolgter Beweisaufnahme über den Hergang der 
Sache erfannte die Deputation ded Land: und Stadt- 
gerichts zu Memel für fummarifche Merkantilfachen am 
24. April 1337 auf Abweifung des Klägers. Es wurde 
angenommen, daß, weil zur Zeit des erfolgten Accepts ein 
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Giro nicht vorhanden, in dem Wechſel mithin nur zwei Per⸗ 
ſonen benannt geweſen, das Giro nur für eine Ceſſion er 
achtet werden Fönne, und der Schuldner und Acceptant das 
her wohl befugt fei, dem Eeffionar diejenigen Einwenduns 
gen entgegen zu feßen, die ihm gegen den Cedenten zuftän« 
ben. Gegen den Legtern, den T., ergebe fich aber der Nichts 
empfang der Valuta aus feinem eigenen, in dein Notariats⸗ 
Inſtrumente abgelegten Bekenntnig. Auch müffe der Klä⸗ 
ger als der Machtgeber des T. angefchen werden. | 

Auf die, von dem Kläger eingelegte Appellation bes 
ftätigte die Appellationd-Deputation des Ober; 
landesgerichts zu Königsberg am 14. October 1837 
das erfte Erfenntniß. 

Der Appellationsrichter führte aus: 

E8 leuchte von felbft ein, daß der, von den Kauf 
mann T. auggefielte, von dem Verklagten acceptirte Wech» 
ſel als eine rechtsgültige Anweiſung nicht gelten könne, weil 
deinfelben dag mwefentlichfte Requifit einer folchen, nämlich 
die Benennung des Affignatare, fehle; A. NR. Th. 1. 
Tit. 16. $. 251. Nur an den Ausſteller T. oder deffen 
Order habe der Verklagte Zahlung. zu. leiften verſprochen. 
Der Wechfel dürfe daher nur für einen, auf Order ausge⸗ 
ſtellten Schuldfchein angefehen werden. Somit fei der Vers 
flagte auch befugt, dem Kläger, dem. er für. feinen Gläubis 
ger niemals ancrfannt habe, den Einwand der nicht em: 
pfangenen Valuta mit voller Wirkung entgegenzufegen, und 
diefer werde durch bag, von dem T. in dem Notariats⸗Inſtru⸗ 
ment vom 12. April 1836, an einem und beinfelben Tage mit 
der Ausftelung des Wechfeld und des Accepts erklärte Bes 
Fenntniß, daß der Werklagte für den Wechjel Eeine Deckung 
eınpfangen, bewahrheitet. Nicht anders komme die Sache 
zu fichen, wenn man den MWechfel als Anweiſung gelten 
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laffen wolle. Denn die Kraft und Wirkſamkeit derfelben 
- entftehe jedenfalls erft durch das Giro. Die Vorfchrift des 
$. 259. a. a. D. feße aber angenfcheinlich, tie bei der 
Ceſſion), voraus, daß dem acceptivenden Affignaten der. 
Aſſignatar zur Zeit der Annahme fchon befannt geweſen 
ſei, weil e8 ihm nur dadurd) ‚möglich werde, die, ihm nach 
den. 66. 256. 257. ebend. ‚obliegende Prüfung vorzuneh: 
men; jene Vorfchrift könne alfo auch da Feine Anwendung 
finden, to, wie hier, der Aſſi ignatar er nach: dem Accept 
beſtimmt worden ſei. | 
Der Kläger legte die Dichtigkeitsbeſchwerde ein, und 
behauptete hierbei, daß der Appellationsrichter | 

a) indem er die Urkunde vom 12. April 1836 nicht 
für eine Anweiſung, fondern blos für einen, auf Order ges 
ſtellten Schuldfchein gelten laſſen wolle, gegen die, in dem 
MER Th. I. Tit. 4. $$. 94. 95. und Lit. 5. 6. 75., 
fo wie Th. IL. Tit. 8. $. 943. TEN Rechtsgrund⸗ 
ſätze, und 

b) indem er der Urkunde, ſelbſt mern ſolche als Aus 
weiſung anzuſehen, die Wirkung um deshalb abſpreche, 
weil das Accept vor dem Giro erfolgt ſei, nicht minder 
die, in den 60. 257. 259. Tit. 16. a. a. O., fo mie in 
der Einleitung zum U. L. R. $. 46. ———— Rechts⸗ 
grundſätze verletzt habe. 

Das Geheime Ober- Tribunal nahm in dem Er: 
fenntniffe vom 22. ‚September . 1838 die Nichtigkeitsbes 
ſchwerde für begründet an, und erkannte, unter Vernich— 
tung des Appellationd- Urtele, auf Betätigung des RER 
niffes erfter — 


En 


3) at HER Th. J. Tit. 11. $. 412, D. 9. 
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Es ift dem Kläger darin beisupflichten, daß der Ap⸗ 
pellationgrichter die rechtliche Natur des, der Klage zum 
Grunde liegenden Documents gänzlich verkannt, und im dies 
fer Beziehung gegen Nechtsgrundfäge verftoßen hat. 

Die Schrift vom 12. April 1336 ift nad) ihrem aus» 
drücklichen Inhalt ein Wechfel, und zwar nach ihrer 
Form ein gezogener. Ein jeder gesogener Wechſel ift, 
fchon feinem Begriffe nach, abgefehen von feinen Eigen: 
thümlichkeiten als Wechfel, eine Anweiſung 9. Die De 
finitionen des A. 8. R. von der Anmeifung im $. 251. 
Tit. 16. Th. I., und von dem gezogenen Wechfel in ben 
66. 713. 714. Tit. 8. Th. II. laſſen darüber Eeinen Zwei⸗ 
fel. Denn vermöge der einen mie des andern wird von 
dem Ausfteller ein Zweiter beauftragt, das, was er dem. 
Erſteren ſchuldig ift, am einen Dritten zu begahlen. Diefer 
allgemeine Charakter gezogener MWechfel kann auch bei fol 
chen, welche an eigene Order geftellt find, nicht hinwegge⸗ 
leugnet werden. Daß es aber überhaupt zuläffig fei, gezogene 
Mechfel an eigene Order zu richten, darüber waltet Fein 


4) Bol. 1. Motive zum Entwurf des A. L. R. Th. I. Kit. 14. 
u. 16. S. 126,; 
„Im Grunde ift der traffirte Wechſel nichts anderes ald eine Ans 
meifung zu zahlen; die Natur des Faufmännifchen Verkehrs machte 
aber bei den hieraus entftehenden Rechtsverhältniffen eine fchleunige 
Rechtshülfe und diefe hinwiederum gemiffe PRO Formen 'noth- 
wendig 20.’ 


1. Goßler, Anleitung zum ar Wechfelrecht §. IX. S. 8. 
u. $. XXVI. ©. 64. 65. 


. 1. Daniels, Grundfäge des Wechfelrechts mit Nückficht auf 
das A. L. R. ꝛc. $. 34.6. 148. 
IV. Bielitz, Commentar zum A. L. R. Bd. VI. ©. 382. 


V. Crelinger und Gräff, Wechfelrecht ©. 155. Vorbemer⸗ 
fung XL # 1. D. N. 
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Zweifel ob; dad A. 2. R. erwähnt deſſen zwar nicht ſpe⸗ 
ciell, bat e8 aber auch eben fo wenig unterfagt, und dag, 
durch das Pefeript vom 30. Juni 1800 beftätigte Gut 
achten der Gefeß: Commilfion vom 17. deſſ. M. und F. 
ſpricht die Gültigfeit traffirteer Wechfel an eigene Order, 
welche auch von den Lehrern des Wechfelrechts *) anerkannt 
wird, unumtunden aus. Somit find denn auch folche 
Wecchſel, ihrer eigentlichen Natur nad), Anweifungen. 
Das AU L. R. Th. II. Tit. 8. $. 943. verordnet: 
„ Ermangelt eines der vorgefchriebenen Erforderniffe, fo 
kann ein dergleichen gezogener Wechſel allenfalls nur als 
Aſſignation gelten. 4 
Der bier gebrauchte Ausdrud: „allenfalls berechs. 
tigt indeß keinesweges zu der Annahme, dag unter Umftäns 
den gezogene Wechfel auch nicht einmal ald Anmweifuns 
gen gelten. Denn das Gefeß fpricht von dem Falle, wenn 
die für gezogene Wechſel vorgefchriebenen Erforderniffe 
fehlen. Es giebt allerdings beiden Arten von Schuldurfuns 
den, der Anmweifung und dem Wechfel, gemeinfchaftliche Er⸗ 
forderniffe, im deren Ermangelung auc) die Eriftenz einer 
Anweiſung nicht anzunehmen ift, z. B. wenn der Name des 
Ausſtellers, ober die beftimmte Bezeichnung der Summie 
fehlen follte. Mangelt dagegen ein, blog für gegogene Wech⸗ 
fel zur Begründung der Wechſelkraft vorgeſchriebenes Er⸗ 


5) ©. I. Grävell, Commentar zu ben Creditgeſetzen Bd. ul. 
©. 330, Note *). 
1. Daniels, Grundfäge bes Wechſelrechts $. 34. ©. 149. 
I. Bielig, Commentar zum A. 2. R. Th. VI. ©. 402. 403. 
IV. Erelinger und Gräff, Wechfelreht ©. 155. u. fd. 
V. Die Note 6) angeführten Motive. 
Dal. auch 

VI, Mathis, juriſtiſche Monatsfchrift Bd. V. ©. 116. 127. 
| D. 9. 
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forberniß, ift alfo namentlich der Acceptant nicht wechſelfä⸗ 
big, fo kann bie Urkunde freilich nicht als Wechfel gelten; 
e8 bleibt aber dennoch ihre Natur als Anweiſung ftehen. 
Wenn num der Appellationgrichter es als einen Mans 
gel hervorhebt, daß der Name des Aſſignatars fehle, fo ift 
dies eine ungegründete Augftelung; denn mag, bei ange 
nommener Zuläffigkeit von gezogenen Wechfeln an eigene 
Ordder, Fein Mangel bei diefen ift, das kann auch Fein Mans 
gel bei einer bloßen Anweiſung fein. Es ift aber auch in 
der That ein Affignatar vorhanden, nämlich die Order. 
bes Augftellerg, derjenige, ben der Ausfteller durch fein 
Indoſſo ald den Empfänger bezeichnet; die Rüge des Aps 
pellationgrichters trifft mithin felbft in dieſer Beziehung nicht 
einmal zu. Die Urkunde würde ein gezogener Wechfel in 
aller Form fein, wenn nur der Bezogene wechſelfähig wäre; 
nur biefer Mangel entzieht dem Inſtrumente die MWechfels 
kraft. Da indeß alle fonftigen Förmlichfeiten vorhanden 
find, fo kann der bloße Mangel der MWechielfähigfeit die, 
den gezogenen MWechfeln inwohnende Natur der Anweiſung 
auch der vorliegenden Urkunde nicht entziehen. Der Appels 
lationgrichter hat daher, indem er ber letzteren bie Kraft 
einer Anweiſung abgeiprochen, bie bisher entwickelten Rechts⸗ 
grundfäge verlegt. 

Eben fo wenig kann man ihm darin beipflichten, foenn 
er, bei vorauggefeßter Eriftenz einer Anweiſung, die Vor⸗ 
ſchrift des A. L. R. Th. 1. Ti. 16. $. 259.:, 

„Kat ber Affignat die Anweifung angenommen: fo muß 
er dem Angewieſenen (Affignatario) Zahlung leiften, 
wenn er auch dem Anmeifenden (Aſſignanten) zu nicht 
verpflichtet wäre, ! 
‚hier um deshalb nicht zur Antvendung bringen will, weil 
das Giro des T. an den Kläger erſt nach dem erfolgten 
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Accept gefchehen fei, und ber $. 259., wie bei der Ceffion, 
voraugfege, daß dem acdeptirenden Affignaten zur Zeit ber 
Annahme der Affignatar fchon befannt gemefen, indem eg 
ihm nur dadurch möglich werde, die ihm nach $. 256. 257. 
a. a. D. obliegend? Prüfung vorzunehmen, ob er die An— 
weiſung anzunehmen fchuldig, oder die Annahme mit recht 
lichem Grunde zu verweigern befugt fe. Denn wenn es 
auch nicht als Verlegung eines Nechtsgrundfageg, mie Kläs 
ger annimmt, fondern nur als ein unrichtiger Ausdruck ans 
zufehen ift, daß der Appellationgrichter in den gedachten 
$$. 256. 257. eine, dem Afjignaten obliegende Prüfung 
finden wit, während diefelben nur von einer ihn oblies 
genden Annahme, nach gefchehener, ihm freigeftells 
ter Prüfung, ſprechen: fo liegt doch darin »allerdings die 
Verlegung eined Nechtsgrundfaßes, daß der $. 259. in dem 
Salle für nicht anwendbar erklärt wird, wenn der Affignas 
tar nicht fchon bei dem Accept benannt ift. 

Dem Affignaten iſt, um fich zu verfichern, ob er durch 
das Accept, wie der $. 256. fich ausdrückt, auch in Auſe⸗— 
hung der Zeit, des Orts, der Münzſorten und fonft zu 
einem Mehreren, als er dem Anweiſenden fchuldig mar, ges 
gen den Angemiefenen nicht verpflichtet. werde — die Kennt - 
niß der Perfon, an welche er zur Derfallzeit Zahlung lei⸗ 
ften fol, völlig entbehrlich. In allen jenen Beziehungen 
hat er es nur mit dem Verhältnig zu dem, ihm fehr.twohl 
befannten Ausfteller oder Affignanten zu thun; an. wen 
aber der Letztere, ſtatt an fich felbft, künftig die Zahlung 
geleiftet soiffen will, dag kann dem Affignaten ganz gleich: 
gültig fein. Feder, der eine Anweiſung acceptirt, muß die 
Vorſchrift des $. 259. Eennen, alfo wiſſen, daß, fobald er 
einmal acceptirt hat, von ihm dem Fünftigen Präfentanten 
Zahlung geleiftet werden muß, wenn er auch noch fo viele 
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Einwendungen gegen den Aſſignanten haben ſollte; er mag 
daher, bevor er acceptirt, dies erwägen, darf aber nicht 
hinterher den Einwand machen, daß er bei der Annahme 
den Aſſignatar nicht gekannt habe, weil nicht das Verhält—⸗ 
niß zu dieſem, fondern nur die Befchaffenheit feiner Schuld 
an den Affignanten auf feinen Entfchluß zur Annahme recht 
lich von Einfluß fein Fann. 

Bei der jegigen Geſetz-⸗-Reviſion haben die Keviforen 
für dag Ei 5) dahin angekragen, die Gültigkeit der 


6) Vgl. Motive zu — von der Deputation vorgelegten Ent⸗ 


| wurf des Wechfelrechts ©. 27., wo es heift: 


rüber die Rechtögültigkeit der, an eigene Order traffirten Mechfel 
find fchon früher verfchiedene Anfichten ausgefprochen. Das A. L. R. 
fennt zwar Tratten an eigene Order nicht ausdrücklich. Daraus 
folgt aber auch nicht deren abfolute Ungültigkeit nach demfelben, 
wenn fie fonft nur die gefeglichen Erforderniffe gesogener Wechfel 
enthalten. Die Meinung, daß fie nach dem AL. R. ungültig feien, 
ſtützt fich auf die Vorſchriften $.1132. u. flgd. (Tit.8. Th. II), aus wel⸗ 
chen hervorgehe, daß der Ausfteller einen gezogenen Wechfel unter wech⸗ 
felmäßiger Verpflichtung des Acceptanten nicht an fich bringen, und 
nicht aus dem Wechfel im Wechfelproceffe, fondern nur in Gemäß- 
heit des $. 1134. u. flgd. aus der gegebenen Deckung im ordinais 
ren Proceß Anfprüche machen Fönne. Hieraus folgt indeß eigent- 
lich nur fo viel, daß jeder Wechfelnerus zwiſchen dem Traffanten 
und ZTraffaten bei folchen Wechfeln gleichfalls fortfällt, da das 
HE. NR. folches allgemein ausfpricht, nicht aber, daß, wenn der 
MWechfel aus den Händen des Traffanten herausgegangen ift, zwi⸗ 
ſchen dem dritten Inhaber und den fonftigen Wechfelverpflichteten 
Fein Wechfelnerus entfiehe. Der Faufmännifche Verkehr bringt es 
mit fich, daß der Traffant gar oft bei Ausftellung einer Tratte und 
deren Berfendung an fremde Drte, deren Abnehmer noch nicht‘ 
Fennt, und daher auch den Namen des Abnehmers noch nicht eins 
rücken kann, demnach aber, um, Zeit zu erfparen, es vorsicht, dem 
Wechſel an feine Order zu ftellen, und den Abnehmer erft durch 
dag, auf ihn zu richtende Indoffament zu bezeichnen, indem er dem 
Wechſel mit einem Indoffament in blanca verfieht, und fo denfel- 
ben an ben dritten Ort zur eventuellen Ausfüllung auf den, dort 
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Wechſel am eigene Order, da folches zeither noch nicht ges 
fchehen, in dem U. L. R. ausdrücklich) auszufprechen, und 
das Motiv dazu aus dem Bedürfniß entnommen, weil es 
dem Gewwerbtreibenden gar zu oft erforderlich fei, durch Auf: 
fuchung eines Acceptanten fich zuvor in den Beſitz eines 
guten und Zutrauen erweckenden Papiers zu fehen, bevor 
es ihm gelingen könne, durch weiteres Indoſſo, einen Käus 
fer zu einem ſolchen Papiere zu finden. Dieſer Zweck 
würde aber ſchlechthin nicht zu erreichen ſein, wenn das 
Accept, um Wirkung zu erlangen, dem Indoſſo ſtets vor» 
angehen müßte. Auch ift nad) dem A. L. R. Ch. II. Tit. 8. 


6. 994. 1002. 1003. ber Vermerk des Datums bei ber 


Acceptation nicht weſentlich nothwendig, es würde mithin 
einem Wechſel, welcher ein Accept und mehrere Giro ent 
hält, oft nicht anzufehen fein, ob das Accept dieſen Giro 
vorangegangen fei, oder nicht; und doch Fönnte nur bie 
Kenntniß hiervon einem fpätern Erwerber des Wechſels, oder 
beziehungsweiſe der Anmweifung, Gewißheit verfchaffen, ob 
er bei diefer Erwerbung Gefahr laufe oder nicht. Es würde 
in dem angenommenen ale ein verfchiedenes Verhältniß 
“entftehen zwiſchen dem Acceptanten und. denjenigen Girans 
ten, welche vor, und denen, welche nach dem Accept gis 
rirten; der Chicane und dem Betruge würde Thor und Thür 
eröffnet fein. Alles dies führt unabweislich dahin, daß das 





erft aufzufindenden Wechfelnehmer verfendet. Auch iſt es häufig 
dem Ansfteller an feinem eigenen Wohnplage erſt dann möglich, 
einen Abnehmer des Wechſels su finden, wenn berfelbe zuvor aecep⸗ 
tirt ift, und ſomit ftellt er ihn auch aus dieſem Grunde oftmals auf 
eigene Drber, um zuvörderſt den Wechſel zur Aeceptation verfenden 
m können, ehe er ihm verhandelt. Diefe Tratten an eigene Order 
find. daher, wie die hiefige Kaufmannſchaft fehr richtig fagt, nicht 
nur ſehr nüglich, fondern im Eaufmännifchen Verkehr ſelbſt unent- 
bebrlih.” D. H. 


— 


271 


Accept den Ucceptanten verpflichten müffe, e8 mögen die an 
eigene Order geftellten Wechſel oder reiſungen zur Zeit 
des Accepts bereits girirt ſein oder nicht. 

Wegen der, in beiden Beziehungen von dem Appellas 
tiongrichter begangenen Verlegung von Rechtsgrundfägen 
war das AppellationgsUrtel zu vernichten. In der Haupts 
fache mußte nichtsbeftomweniger das erfte abweiſende Urtel, 
auf die, von dem Kläger dagegen eingelegte Appellation, 
lediglich beftätigt werden. Denn mein gleich auf den Eins, 
wand des Verklagten, daß zur Zeit des Accepts der Wechs 
fel noch nicht mit dem Gito auf den Kläger verfehen ges 
weſen, und er um deshalb aus diefem Accept nicht vers 

pflichtet fei, aus den chen angeführten Gründen fein Ges 
wicht gelegt werden kann, die Vorfchrift des A. L. R. Th. I. 
zit. 16, $. 259. vielmehr hier an und für fich wohl An— 
mendung finden müßte, fo tritt doch dem Kläger entfcheis 
bend entgegen, daß T. nad) der Behauptung des Verklag- 
ten das Gefchäft nur im Auftrage des Klägers gemacht hat. 

. Die Art und Weife, mie daffelbe ztoifchen dem Ver: 
Flagten und dem T. zu Stande gekommen ift, fieht durch ° 
den Inhalt des, gleichzeitig mit dem Accept, am 12. April 
1836, von dem T. ausgeftellten Notariats⸗Inſtrumentes 
feſt. Danach iſt fo viel gewiß, daß — auch abgefehen von 
dem, Seitens des Verklagten dem T. zur Laft gelegten be⸗ 
trüglichen Verfahren, wodurch Erfterer zur Eingehung dee 
Geſchäfts verleitet fein will — T. felbft, jet nach Ablauf der 
Verfallgeit, Fein Klagerecht aus dem Gefchäft gegen den 
Verklagten haben würde, da er fich anheifchig gemacht hat, 
ben Wechfel noch vor der Verfallzeit wieder einzulöfen, und 
dies von ihm nicht bewirkt ift. Hierdurch wirb aber jener, 
von dem Berklagten dem Kläger entgegen geſtellte Einwand, 
dag T. nur im Namen: und Auftrage deg Letzteren das Ges 
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fchäft abgefchloffen habe, erheblich, weil, wenn dies gegrüns 
det ift, der Kläger und T. nur Eine Perſon ausmachen. 
Es hat nun auch der Kläger zugeſtanden, daß er felbft drei 
von den, durch T. dem Verklagten verpfändeten Lebensver- 
fiherungs» Poligen, zufammen über 3000 Thlr., dem T. 
zu dem Ende übergeheh habe, um fie in Memel unterzubrins 
gen. Diefer Umftand reicht vollfommen bin, um den Klä⸗ 
ger für dag, mit dem Verklagten abgejchloffene Gefchäft alg 
den Machtgeber des T. anzufehen. Ob der Kläger gerade 
dies Gefchäft dem T. aufgetragen, und dazu denfelben mit 
fhriftlicher Vollmacht verfehen hat, darauf kommt es hier, 
wo nicht gegen ihm geklagt wird, nicht gerade an. Es 
kann aber der Machtgeber für feine Perfon nicht aus einem, 
durch feinen Bevollmächtigten abgefchloffenen Gefchäfte Er: 
füllung fordern, wenn dies der, zwifchen dem Beauftragten 
und dem Dritten beftehenden Verabredung miberfpricht. 

Auch der Umftand, dag T. mit jenen dreien, dem Kläger 
zugehörigen Polizen zugleich noch zwei andere verpfändet 
hat, macht dabei Eeinen Unterfchied, da das zwiſchen T. und 
den. Verklagten abgefchloffene Gefchäft fich nicht fpalten 
läßt. Dadurch aber, daß T. den, an eigene Order auf den 
Verklagten gezogenen, von dieſem acceptirten Wechfel, ftatt 
an einen, bei dem Gefchäft nicht befheiligten Dritten, viel- 
mehr an feinen eigenen Machtgeber girirt hat, welchem eben 
fo wenig mie ihm jelbft ein Klagerecht daraus zufteht, hat 
er die Verwirklichung des, von ihm beabfichtigten Geſchäfts 
vereitelt, und damit ift zugleich. die Anwendung des, dem 
Verklagten fonft entgegenftehenden $. 259. a. a. O. aus⸗ 
geſchloſſen. 

Muß ſchon aus dieſem Grunde der Anſpruch des Klä⸗ 
gers zurückgewieſen werden, ſo kommt es auf die, von dem 
Verklagten vorgetragenen ae aus denen er eine bes 

triüg⸗ 
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liche Verleitung zur Eingehung des Gefchäfts gefolgert wif: 
fen will, nicht weiter an. 


Nach denfelben Grundfägen ift auch am 23 Juli 1838, 
mit Vernichtung des Urteld des zweiten Senats des 
Dberlandesgerichts zu Frankfurt, in Sachen Heys 
mann wider Schwarzenberger, und am 1. September 
des gedachten Jahres, mit Vernichtung des Urtels derfelben 
Behörde, in Sachen Salomon Hirfch wider Schwar: 
zenberger, erkannt worden. 





Ne 29. | 
Nichtigfeitsbefchmwerde. Zuftizcommiffarius. Un; 
terfchrift. Städtifche Deputation. Staͤdti⸗ 
fhe Commiſſion. Behörde. 





Städtifche Deputationen und Commiffionen, welche 
zur Verwaltung einzelner Gefchäftszweige des Gemein- 
wefens aus Mitgliedern des Magiftrats und der Buͤr⸗ 
gerfhaft gebildet find, gehören zu den öffentlichen 
Behörden, und find daher befugt, Michtigfeitsbe- 
ſchwerden ohne Zuziehung eines Juſtizcommiſſarius ein⸗ 
zureichen. | 
Drdnung für ſaͤmmtliche Städte der Preufi- 
ſchen Monarchie vom 19. November 1808. 
66. 175. 179.5 vgl. 66. 13. 47. 169. 174. 
176. 180. 185. 127. 133.; Gefegfamm- 

lung 1806— 1810. ©. 324. u. flgd. 

Bol. Anhang zur U. G. D. 6$. 46. 47. 

3b. IV. S 
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Die Frage: 


Revidirte Städte Ordnung für die Preufi- 
fche Monnrchie vom 17. Mär; 1831. $.107.; 
Geferfammlung ©. 25. 

Verordnung über dag Nechtsmittel der Revi⸗ 
fin und der Michtigfeitsbefhwerde, vom 
14: December 1833. ,$. 11-5 Geſetzſamm⸗ 
lung ©. 305. 

Declaration der vorgedachten Verordnung, vom 
6. April 1839. Art. 7.5 Gefegfammlung 
©. 129. = 

Inſtruction zur Ausführung der erwähnten 
Verordnung, vom 7. April 1839. M 28.; 

Geſetzſammlung ©. 144. 


ob ſtädtiſche RT und Commiffionen, welche aus 

Mitgliedern des Magiftratd und der Bürgerfchaft beftes 
ben, und denen ein Theil der ſtädtiſchen Abminiftration 
oder die Verwaltung einer milden Stiftung übertragen 
ift, als folche öffentliche Behörden anzufehen find, 
bei deren Nichtigfeitsbefchtwerden es der Mitunterfchrift 
eines Juſtizcommiſſarius nicht bedarf? 

ift von dem zweiten und dritten Senate des Geheis 

men Ober: Tribunals verfchieden beantwortet worden. 


Der dritte Senat hat in der Sache der Johannis⸗ 


Klofter » Deputation zu Stettin wider die Gefchtwifter 
Langkavel zufolge Beſchluſſes vom 5. Januar 1839 die, 
durch einen Juſtizcommiſſarius nicht mit vollzogene Nich⸗ 
tigkeitSbefchtwerde der Elagenden Deputation als gehörig 
angebracht angenommen, weil die Deputation eine öffent: 
liche Behörde fei. 
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Der zweite Senat dagegen hat in der Sache berfel: 
ben Deputation gegen das Marien: Stift zu Stettin der 
Meinung den Vorzug gegeben, welche erfigebachte Behörde 
für eine Privatpartei anfah, und, unter Zurückweiſung 
der Beſchwerde als einer nicht gehörig angebrachten, in 
—* Entſcheidungsgründen ſich dahin ausgeſprochen: 

Man müffe annehmen, daß die klagende Deputation eine 
derjenigen ftädtifchen Deputationen und Commiffionen 
fei, die aus Mitgliedern des Magiſtrats und der Bürgers 
(haft befiehen, und denen die Verwaltung eines Theilg 
des ftädtifchen Gemeinweſens obliege; Städte: Ordnung 
vom 19. November 1808. $$. 175. 179. Als ſolche 
könne ſie aber für eine öffentliche Behörde nicht gel: 
ten. Denn ihr fei nur ein einzelner Verwaltungs: _ 
zweig unter Aufficht des Magiftrats übertragen; diefer 
fei es, der die Stadtgemeine nach außen hin vertrete, 
und deſſen Beſtätigung ſelbſt eine, von den Stadtverord: 
neten auggeftellte Special: Bollmacht unterliege. 

Die hiernach verfchieden ausgefallenen Entfcheidungen 
zweier Senate des Geheimen Ober⸗Tribunals bei glei- 
chen thatſächlichen Vorausſetzungen, machten verfaſſungsmä⸗ 
ßig einen Plenar⸗Beſchluß nothwendig, welcher in der 
Sitzung vom 27. Mai 1839 dahin gefaßt worden iſt: 

daß ſtädtiſche Deputationen und Commiſſionen, wie ſie 
der $. 179. der Städte-Ordnung vdm 19. November 
1808 und der $. 107. der revidirten Städte: Ordnung 
vom 17. März 1831 bezeichnet, als öffentliche Bes 
hörden anzufehen find, bei deren Nichtigkeitsbeſchwerden 
es der Zugiehung eines Juſtizcommiſſars nicht bedarf. 
Diefer Beſchluß beruht auf folgenden 
Gründen: 
Der Entſcheidungsgrund, aus welchem der zweite Se 
62 
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nat bie in Rede ftehende Frage verneint, beruht vornehm⸗ 

lich auf den DVorfchriften der 66. 46. 47. des Anhanges 

zur 4. ©. O., in Verbindung mit- dem $. 133. der Städte 

Ordnung vom 19. November 1808. | 

In diefen Worfchriften iſt beſtimmt: — 

daß die Stadtgemeinen durch die Magiſträte ver 
treten werden, und | 

dag in Fällen, wo die Benollmächtigten der Stadt: 

verordbneten nach den Gefeßen einer SpecialBoll: 
macht von der Stadtverordneten: VBerfammlung bebürs 
fen, ein, von dem WVorfteher und ſechs Mitgliedern voll 
zogenes und von dem Magiftrate des Ortes be; 
ftätigtes Zeugniß: 

daß die Ermächtigung der Bevollmächtigten auf einem 

. gefeßlich abgefaßten Befchluffe der Stadtverordnetens 

Berfammlung berube, 

Die Stelle der Vollmacht vertreten folle. 

Hieraus wird gefolgert, daß nur der Magiftrat in 
feiner Geſammtheit als öffentliche Behörde die ſtäd— 
tifchen Angelegenheiten vor Gericht vertreten Eönne. 

Diefer Grund kann indeß nicht für erfchöpfend gelten. 
Denn wird angenommen, daß überhaupt nur der Magiftrat 
als folcher in feiner Geſammtheit das Intereſſe der 
Stadtgemeine in jeder einzelnen Angelegenheit, fie fei welche 
fie wolle, vertreten Eönne: fo darf eine einzelne Deputa 
tion deffelben alsdann folgerecht überall nicht mit einer - 
Klage zugelaffen werden; und die Nichtigkeitsbefchtwerde 
einer folchen Deputation, welcher die Mitunterfchrift eines 
Juſtizcommiſſars fehlte, würde nicht ſowohl deshalb zurück 
zumeifen fein, teil fie formell mangelhaft, als vielmehr, 
weil fie überhaupt von einer ungeeigneten Behörde ans 
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gebracht ift, welcher Feine Vertretung der Nechte sırftcht, Dr 
fie wahrnehmen will. 

Es wird nun zwar noch auf dag Verhältnig der 
Stadtverordneten:VBerfammlung zu dem Dlagiftrate _ 
Gewicht gelegt; allein aus dieſem Verhältniß, welches von 
dem, bier in Rede ftehenden einer Deputation des Magi: 
ftrat8 zu dem Iefteren ganz verfchieden iſt, kann über die 
Eigenfchaft einer folchen Deputation nichts gefolgert werden. 

Die Stadtyerordneten : Verfammlung bildet eine, nes 
ben den Magiftrat geftellte Behörde zur Eontrole der Ge 
meineverwaltung, und kann nach $. 127. der Städte⸗Ord—⸗ 
nung vom 19. November 1508 Feinen gefaßten Befchluß 
mit öffentlicher Autorität felbft zur Ausführung bringen, 
wozu allein der Magifirat befugt iſt. 

Die Deputationen und Commiffionen des Magftrats 
- dagegen bearbeiten bie, ihnen fpeciell überwieſenen Gefchäfte 

($. 179. a. a. O.) felbftftändig ($. 175. ebend.), dür⸗ 
fen wieder einzelne Commiffarien ernennen ($. 180. ebend.), 
und find für den Gefchäftsbetrieb zunächft verantwort— 
lich; der Magiftrat aber haftet nur, mie das Geſetz fagt, 
„als Controleur derfelben fubfidiarifch" ($. 185. ebend.). 
Die Deputationen und Commiffionen find alfo nicht nes 
ben dem Magiftrat fichende, fondern aus ihm gebildete, 
und, feine Oberaufficht ausgenommen, auch felbftffändig 
ausführende Behörden, in einem ähnlichen Verhältniſſe, 
tie die Magifträte felbft wiederum der DOberaufficht der 
Staatsbehörben unterliegen. 

Hiermit ffimmen auch die Vorſchriften des 6. 107. der 
revidirten Städte: Ordnung vom 17. März 1831 im We: 
fentlichen überein. | 

Bei fo ganz verfchiedbenen Verhäftniffen kann dasje⸗ 
nige, was über die Befugniffe der Stadtverordneten-Ver⸗ 
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fammlungen angeführt ift, binfichts ber Deputationen und 
Commiffionen der Magifträte felbftredend nicht maaßgebend 
fein. Wären freilich die Magifträte felbft nicht als öffent 
liche Behörden, fondern als bloße Privatparteien anzufehen, 
jo würde ein Andere8 auch von ihren Deputationen und 
- Kommiffionen nicht gelten dürfen. Darüber aber, daß Mas 
gifträte, als folche, Feine Privatparteien find, hat das Ger 
heime Dber- Tribunal fich bereits entfchieben. 

Es folgt dies auch unmittelbar aus der Beftimmung 
de8 $. 47. der Städte- Ordnung vom 19. November 1808. 
Denn bier werden die ftädtifchen Ämter ausdrüdlich öf⸗ 
feentliche genannt; es muß daher auch die Behörde, in 
der die Wirkfamkeit folcher Unter fich concentrirt, eine öf— 
fentliche fein, und, wo fie Angelegenheiten des Vermögens 
der Stadtgemeine wahrnimmt, dag als folches der Erreis 
hung gemeinfamer und öffentlicher Zivecke gewidmet if, 
kann man fie nicht als eine Privatpartei betrachten. 

Es ſoll nun zwar in dem Magiftrat, als Vorgefegten 
der ganzen Stadt ($$. 13. und 47. a. a. D.), die Geſchäfts⸗ 
führung in allen, da8 Gemeintoefen betreffenden Angelegens 
heiten zur Begründung ber erforderlichen Einheit fich con» 
centriren ($. 169. cbend.); gleichwohl ift ber Bürgerfchaft 
zur Beförderung einer Iebendigen Theilnahme an jenen Ans 
gelegenheiten die Eräftigfte Mitwirkung dabei zugeftanden 
(ebend.), und dem Magiftrat ohne unmittelbare Theilnahme 
von Bürgern nur die allgemeine Leitung der ganzen Vers 
waltung des Gemeinweſens und diejenigen fpeciellen Ger 
ſchäftszweige überlaffen, wobei e8 nicht auf eigene Admini⸗ 
firation oder fortwährende Local» Aufficht, fondern haupt: 
ſächlich auf Gefeged: und Verfaffungsfunde ankommt 
($. 174. a. a. D.). Alle Angelegenheiten dagegen, womit " 
eine Adminifiration verbunden ift, oder die wenigſtens an⸗ 
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haltende Aufficht und Controle oder Mitwirkung an Ort 
und Stelle bedürfen, werden durch Deputationen und Coms 
miffionen beforgt, bei denen die größere Zahl der Mitglies 
der der Bürgerfchaft angehören muß ($. 175. ebend.). 
Bei ben Angelegenheiten diefer Art ift alfo der Magiftrat 
gerade in feiner Eigenfchaft ald ausführende Behörde 
an. die Mitwirkung der Bürgerfchaft gebunden. Wenn das 
ber auch die Drganifation folcher Deputationen und Kom— 
mifjionen durch den Magiftrat gefchieht, und dieſer die, von 
der Stadtverordneten-VBerfammlung aus der Bürgerfchaft 
gewählten Mitglieder bderfelben beftätigt ($. 175.), auch bie 
darin fißende älteſte oder alleinige Magiftratsperfon den 
Vorfig führt, und, bei Gleichheit der Stimmen, den Aus: 
fchlag bei der Entfcheidbung giebt ($. 176.): fo ift doch 
eine folche Epecialbehörde, wenn fie einmal förmlich orgas 
nifirt worden, im Sinne des $. 174. als organifcher Bes 
ftandtheil des Magiftrats anzufehen, und nach der eben aus 
geführten Gefegftele auch nur fie zur Wahrnehmung der 
ihr überwiefenen Angelegenheiten und alles defien, was dar⸗ 
auf Bezug hat, ermächtigt. Daher ift denn auch diefe Spes 
cialbehörde in den Nechtsangelegenheiten ihres Nefforts als 
Vertreterin des Gemeinweſens zunächft zuzulaffen, nicht der 
Magiftrat, weil diefer, nad) dem mehr gedachten $. 174., 
außer der allgemeinen Leitung der ganzen Verwaltung, nur 
diejenigen fpecielen Geſchäftszweige allein abzumachen 
bat, bei denen «8 hauptfächlich auf Geſetzes- und Ders 
faffungskunde ankömmt. | 

Gehören nun nad) allem diefen die Gegenftände, melche 


.. „ ben Deputationen und Commiſſionen überwiefen rd, uns 


zroeifelhaft zur Verwaltung des Gemeinweſens, zu öffent» 
lichen Angelegenheiten; werden dieſelben von einem orga- 
nifchen Beftandtheile einer öffentlichen Behörde, des Ma- 


# 


280 | u > 


giſtrats, verwaltet, können fie nach den beſtehenden Vor 
fchriften auch eben nur in die ſer Weile verwaltet werden; 
und ift daher eine ſolche Deputation oder Commilfion vor 
Gericht mit ihren Anfprüchen zugulaffen: fo darf fie dabei 
auch nicht als Privatpartei, fondern nur als Ad: 
Behörde angefehen werden. 





Je 30. | 
Verzugszinſen. DBerjahrung. 





Verzugszinſen ſind der zehnjaͤhrigen Verjaͤhrung 
nicht unterworfen ?). 





1) A. Für die, jest auch von dem Plenum ded König. 
Geheimen Dber-Tribunals angenommene, ſchon früher in Erz 
Eenntniffen diefes Gerichtähofes, 

vgl. unfere Rechtsfprüche Bd. I. S. 147—150., 
feftgehaltene Meinung erklären ſich: 

I. (Siewert), Materialien zur wiffenfchaftlihen Erklärung 
der Preuß. Landesgefege. Heft VII. (1806) ©. 101. 

1. Bon Rönne, Syſtem des Preuß. Eivilrechts von Klein. 
35. I. Ausg. 1. (1830) ©. 341. Note 1). [ausg. 2. (1835) 
©. 320. Note 1).) 

II. Motive zu dem, von der Deputation vorgelegten Entwurf 
der Tit. 11. u. 13. Th. I. des A. &. R. (1830) ©. 157— 159. 

IV. Bon und zur Mühlen, über die Verjährung der Zin- 
fen, in unferer Zeitfchrift Bd. I. (1830) ©. 353— 357. | 

V. Koch, das Recht der Forderungen Bd. I. (1836) ©. 126 
— 1%, 

B. Die entgegengefegte Aniicht nehmen an: 

I. Das Kammergericht in den Erfenntniffen vom 10. Juli. 
und 14. September 18115 Mathis, juriftifche Monatsfchrift Bd. AI. 
(1811) ©. 118. Bol. Bornemann, ſyſtem. Darftellung des Preuß. 
Eivilrechts Bd. III. S. 30. Note ***). 
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ALM Th. L ie 11. 6. 849, vgl. 
$$. 850. 851. a. a. O. 


PS 


Die Ehefrau deg Bauern Stieff, Catharine geb. 
Höpfner, hatte im Jahre 1808 bei ihrer erreichten Groß» 
jährigfeit ihr, im gerichtlichen Depofitum befindliches Ver⸗ 
mögen ausgeantwortet erhalten. Ihr Vormund, der Ges 
richtsſcholz Franz Joſeph Flegel, erklärte ſich dabei in 
der Schlußverhandlung vom 31. Mai des gedachten Jahr 
res bereit, einen Kaffenbeftand von 60 Thlrn. 20 Sgrn. 
1 Pf., welchen er noch zu vertreten habe, zu berichtigen. 
Die verehelichte Stieff behauptete nun fpäter, daß die Zah: 
lung dieſes Beftandes nicht erfolgt fei, und Elagte am 11. Nos 
vember 1837 denfelben, jedoch nur auf Höhe von 48 Thlrn. 
20 Sgrnu. 1 Pf. nebft Verzugszinfen zu fünf Pro» 

‚zent feit dem 31. Mai 1808 gegen den Sohn und Ers 


II. Merdel, Eommentar zum U. 2. R. 2. Ausg. (1812) 
Th. I. ©. 899. (zu $. 849. Tit. 11. Th. I.) 

II. Grävell, Commentar zu den Eredit-Gefegen Bd. II. 
(1817) ©. 156. Note ). 

IV. Das Yuftig-MinifterialRefeript vom 1. Mai 1820 (Jahr 
bücher Bd. XV. ©. 243.). 

V. Bielig, Commentar zum U. 2%. R. Bd. IL (1824) 
S. 699. #1. 

VI. Die, in unferen Nechtöfprüchen Bd. I. (1828) ©. NZ 
150. aufgeführten Gerichtöhöfe. 

VI. Temme, Handbuch des Preuß. Civilrechts (1832) 
©. 207. 208. 

VII. Suriftifche Zeitung, Jahrg. 1833. S. 635 — 638. 

IX, Bornemann, a. a. D. Bd. II. (1835) ©. 30 — 


324. und 


X. Plathner, ältere als zehnjährige Nückftände von — 
zinſen können nicht gefordert werden; juriſtiſche Wochenſchrift, Jahr⸗ 
gang 1838. S. 442 — 447. D. H. 
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ben ihres getwefenen Vormunds, den Scholtifeibeftger und 
Serichtsfcholgen Joſeph Flegel, ein. 

Der Berflagte machte den Einwand der, fchon durch 
feinen Vater gefchehenen Zahlung, und fchob der Klägerin 
darüber den Eid zu, welchen fie über den Nichtempfang ab» 
geleiftet hat. Was die geforderten Verzugszinſen betrifft, 
fo hielt der Verklagte folche größtentheils für verjährt. 

Das Land; und Stadrigericht zu Landeshut ver 
urtheilte durdy das Erkenntniß vom 29. Mai 1833 den 
Berklagten zur Zahlung der eingeflagten Summe nebft Vers 
zugszinfen zu fünf Prozent feit dem 11. November 1927, 
und wies die Klägerin mit den, über zehn Jahre geforders 
ten Zinfen ab. 

In Abficht der Zinfen ward die Eutfcheidung auf den 
$. 849. Tit. 11. Th. I des A. L. R. gegründet, den dag 
Gericht dahin auslegte, daß auch Verzögerungszinfen der 
schnjährigen Verjährung unterworfen feien. 

Hiergegen ift von der Klägerin die Nichtigkeitsbeſchwerde 
angebracht, und die Verlegung de $. 849. a. a. D. bes 
bauptet worden. 

Der dritte Senat des Geheimen Ober: Tribus 
nals hielt die Befchwerde für unbegründet, indem derſelbe 
der Meinung des Land» und Stadtgerichts zu Landeshut in 
Bezug auf die Verjährung der Verzögerungszinfen beitrat. 

Da jedoch das Eollegium in früheren Entfcheidungen 
das Gegentheil angenommen hatte, fo ward die Frage: 

ob der $. 849. a. a. D. auch auf Verzugszinfen an⸗ 

wendbar fei? 
zur Berathung des Plenums — Dieſes hat ſich 
durch den Beſchluß vom 11. März 1839, übereinſtimmend 
mit der frühern Anſicht, für die verneinende Beantwortung 
der Frage entſchieden, und angenommen, 
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daß die Verzugszinfen der zehnjährigen Verjährung des 

9. 849. Zit. 11. Th. 1. des U. L. R. nicht unterwors 

fen feien. 
Gründe. | | 

Die entgegengefegte Meinung — mithin die Anwend⸗ 
barkeit des $. 849. a. a. D. auf Berzugsjinfen — wird 
in folgender Art vertheidigt: 

Bor allen Dingen muß auf die Allgemeinheit des Aus» 
drucks im $. 849. a. a. O. aufmerkffam gemacht werben. 
Nachdem in den 66. 803 — 826. ebend. von Zinfen über, 
haupt und ingbefondere von vorbedungenen Zinfen unter 
dem Marginal: „Bon Zinfen gehandelt worden, geht der 
$. 827. unter dem Marginal: „Bon Zögerungszinfen“ auf 
diefe über. Hierauf folgen von $$. 835 — 852. die Vor 
fchriften wegen Bezahlung der Zinfen. In diefem Abfchnitte 
werden an fieben Stellen vorbedungene Zinfen und Zöge, 
rungszinfen ausdrücklich von einander gefchieben. 

So heißt e8 im 
$. 835. „Somohlvorbedungene, ald Zögerungs⸗ 
zinſen möüffen in der Münzſorte des Capitals entrichtet | 
werden. U | 
$. 843. „Iſt über das Capital felbft ohne Vorbe⸗ 
halt quittirt toorden, fo find die vorbedungenen Zins 
fen für bezahlt oder erlaffen zu achten % 
Im Gegenſatz zu diefer Beftimmung verordnet der folgende 
$. 844. „Dagegen folgt aus einer, ohne Vorbehalt 
ausgeſtellten Quittung über das Capital fo wenig, als 
aus der Rückgabe des Schuldfcheing, die erfolgte Zah 
lung oder Erlaffung der, von dem Nichter zuerfannten 
Verzugszinſen.“ 
Ferner heißt es im 
$. 845. „Verzugszinſen, auf welche der Ride 
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nicht erkannt hat, können auch von dem Tage des er; 
gangenen Urteld an nicht nachgeforbert werden, fobald 
über das Capital ohne Vorbehalt quittirt worden.“ 
$. 846. „Ein Gleiches findet flatt, wenn vorbes 
dungene Zinfen zwar gefordert, aber von dem Nichter 
übergangen tworden, und der Gläubiger ſich bei dem Er 
Eenntniffe ‘beruhigt hat.’ 
$. 847. „Hat aber der Gläubiger die vorbeduns 
genen Zinfen nicht mit eingeflagt, fo können Diefelben, 
fo lange noch nicht ohne Vorbehalte über dag Kapital 
quittirt ift, machgefordert werden." 
$. 848. „Hat der Richter geforderte Verzug szin⸗ 
fen im Urtel übergangen, fo hat diefes eben die Wirfung, 
als weni er fie aberfannt hätte." 
Nun folgt der befirittene, von Zinfen ohne unter⸗ 
ſchied handelnde $. 849. a. a. O.: 
„Wer die gerichtliche Einklagung rückftändig verbleibender 
Zinfen länger als zehn Jahre verabfäumt, der kann einen, 
über zehn Fahre hinausgehenden Nückftand nicht ferner 
verlangen. U 
Hätte der Gefeßgeber hier zwiſchen vorbedungenen und 
Verzögerungszinſen einen Unterfchted machen, und nur jene 
der zehnjährigen Verjährung unterwerfen wollen; fo lag «8 
doc) gewiß fehr nahe, diefen Unterfchied durch das, hinter 
den Worten „rückftändig verbleibender“ einzufchiebende Wort 
„vorbedungener“ augzudrücen. Es lag um fo näher, als 
. in den vorhin angeführten vorhergehenden $$. vorbedun⸗ 
gene Zinfen von Verzögerungssinfen fo forgfältig unterfchies 
den werden, und noch in dem, unmittelbar vorhergehenden 
$. 848. nur von Derzugszinfen die Nede ift. 
E8 bedarf fehr durchgreifender Gründe, um von der 
Negel, daß da, wo dag Geſetz nicht unterfcheidet, auch dem 
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Michter nicht erlaubt fei zu unterfcheiben, in dem vorliegen: 
den Falle abzugehen, und die Beftimmung des $. 849., wel: 
cher von Zinfen überhaupt fpricht, auf BAEDLLUNGENE 
Zinfen zu befchränfen. 

Eine folche Befchränfung dürfte um fo weniger anzu⸗ 
nehmen fein, als fich der Gefeßgeber von ber Abneigung 
gegen die Zinfen, welche fich in dem frühern Necht fo man⸗ 
nigfaltig ausfpricht, nicht gang bat freimachen Fönnen, da; 
bei aber die Verzögerungszinfen offenbar noch weniger alg 
die vorbedungenen Zinfen hat begünftigen wollen. 

Die Meinung, die zu einer folchen Unterfcheidung oder 
vielmehr zu der Annahme, daß bei der Feftfeßung deg $. 849, 
an Verzögerungszinſen gar nicht habe gedacht werden koͤn⸗ 
nen, geführt hat, wird nun folgendermaaßen motivirt; 

1. Verzugszinfen fein von ganz anderer Natur, alg 
vorbedungene Zinfen; fie feien nur der Erfag des Inter⸗ 
effe oder Schadens, der dem einen Theil durch die Nicht: 
erfüllung der Hauptverbindlichkeit de andern Theils ver, 
urfacht worden, Nirgends fei beftimmt, daß der Erfaß die, 
ſes Intereſſe auf einen zehnjährigen Zeittaum  befchränft 
fein ſolle. 

2. Das Gefeß foreche von rückſtändig verblies 
benen Zinfen; dieſes fege einen Verfaltag voraus, der wohl 
bei vorbedungenen, nicht aber bei Verzugszinfen eintrete. 

Beide Gründe können nicht für geeignet gehalten wer 
den, die. angenommene Meinung zu rechtfertigen. 

Zu 1. ift e8 keinesweges als ein unterfcheidendes Merk 
mal der Verzugszinfen anzufehen, daß fie den Erſatz des 
Intereſſe oder Schabeng darftellen, der dem einen Theil durch 
die Nichterfüllung der Hauptverbindlichkeit des andern 
Theil verurfacht worden. Auch bei vorbedungenen Zinfen 

it von dem Erfa des Intereſſe — zwar nicht wegen Nichts 
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erfüllumg einer Verbindlichkeit, wohl aber wegen entbehrter 
Benugung eines Capitals — bie Rebe. Daher nennt mar 
Zinſen — fie mögen vorbedungene oder Berzugssinfen fein — 
im gewöhnlichen Verkehr auch ntereffen. Der 6. 803. 
a. a. D. beftimmt ganz allgemein: 
„Zinſen heißt bei Darlehnen ales dag, was der Schuld» 
ner dem Gläubiger für den Gebrauch des gelichenen Gels 
"des entrichten muß," 
und der Unterfchieb zwifchen vorbedungenen und Verzugs⸗ 
zinfen beftcht alfo nicht darin, daß durch die einen ein Er 
faß für den Gebrauch des geliehenen Geldes geleiftet wird, 
durch die andern nicht, fondern darin, daß bei den vorbes 
dungenen Zinfen die Verbindlichkeit zu dieſem Erfaß auf 
einem DBertrage, bei den Verzugszinfen dagegen’ auf dem 
Geſetze beruht. Hierin allein kann Fein Grund liegen, für: 
bie Verfolgung des Nechts auf diefen Erfaß einen verfchies 
denen Zeitraum zu beflimmen, je nachdem vorbedungene 
oder Verzuggzinfen gefordert werden. Dem fei jedoch, wie 
ihm wolle, fo hat einmal das Gefeß dasjenige, was der 
Schuldner wegen feines Verzuges an Erfag zu leiften hat, 
unter die Kategorie von Zinfen geftellt, und alles, was von 
den Zinfen überhaupt gilt, muß alfo auch bei den Verzö— 
gerungszinfen zur Anwendung fommen. 

Ganz verfchieden von diefen Zinfen ift derjenige Ers 
faßz, welchen der Gläubiger ftatt der Zögernngszinfen nach 
$. 834. a. a. D. in dem Falle fordern kann, wenn der 
- Schuldner bei vorhandenen binlänglichen Zahlungsmitteln 
aus Vorfag oder grobem Verſehen die Zahlung verzögert 
bat. In dieſem Sale ift von der sehnjährigen Pr 
nicht die Nede. 

Das Gefeß wegen Einführung fürzerer Berjäßrungs: 
friften vom 31. März 1838 (Gefegfammlung ©. 250.) 
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hat zwar im-$. 2. unter IF 5. die neue Verfährungsfrift 
von vier Fahren auf die Rückftände an vorbedungenen 
Zinfen befchränft; hieraus folgt aber für die Auslegung 
des $. 849. a. a. D. nichts, vielmehr muß angenommen 
merden, daß. e8 diefer ausdrücklichen Beſchränkung bedurft 
babe, damit die eingeführte Eurze Verjährung nicht auch auf 
Verzugszinſen ausgedehnt werde, in Abficht deren es alfo 
bei der Beftimmung des Landrechts verbleibt. 

Zu 2. kann e8 gänzlich dahin geftellt bleiben, ob. fich 
bei den Verzugszinſen ein beftimmter Verfalltag annehmen 
läßt. Für die Megel mag die verneinende Beantwortung 
der Frage, die richtige fein, obgleich nicht einzuſehen ift, 
warum man nicht jeden Tag des fortbauernden Verzuges 
als den Verfalltag der Zögerungssinfen betrachten, und den 
Gläubiger für befugt halten Eönnte, fie beſonders einzuffas 
gen. Eine Ausnahme von der Negel machen jedenfalls bie 
Verzugszinſen beim Moratorium,. Hier beftimmen die Ge 


fege ausdrücklich einen Verfalltag. Es heißt nämlich im | 


$. 38. Tit. 47. Th. J. der A. © O.: 
„Auch wenn die Schuld urfprünglicy nicht zinsbar ges 
weſen ift, muß deunoch der Schuldner die Verzögerungss 
zinfen von dem gefeglich beftimmten Termine an, durch 
die ganze Moratorienzeit, vierteljährig entrichten. 4 
| In diefem Falle würde alfo auch der, für die Aus 
fchliegung des $. 849. a. a. D. des A. L. R. aufgefiellte 
Srund, dag nämlich Fein Verfalltag der Zögerungszinfen in 
dem Gefege beſtimmt fei, nicht paflen. 

Auch Hat es kein Bedenken, daß Zögerungszinſen, auf 
melche erkannt worden, an dem Tage zu zahlen find, wels 
chen das Erkenntniß zur Zahlung des Eapitals nebft der 
Zinfen beftimmt hat. 

Es wird indeffen auf den angeblich fehlenden Ber 
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falltag ein viel zu großes Gericht gelegt. Das Gefeß 
fupponirt nichts weiter, als daß die Zinfen rückftändig ver- 
blieben find. Nun find doch Verzugszinfen, die in zehn Jah⸗ 
ren nicht gefordert find, zuverläffig eben fo gut rückftändig 
verblieben, als worbedungene Zinfen, die in dieſer Zeit nicht 
gefordert worden. Gie find rückſtändig verblieben, d. h. 
der Gläubiger hat fie weder mit dem fchuldigen Capital, 
noch ohne daffelbe eingeklagt. Dies ift hinreichend, um den 
$. 849. auf felbige anzuwenden. 

Die Iandrechtliche Zinfenverjährung iſt unſtreitig das 
Surrogat der Beſtimmung des Römiſchen Rechts, nach 
welcher Zinſen nicht über die Summe des Capitals gefor⸗ 
dert werden Fönnen, eine Beftimmung, welche der $. 851. 
a. a. D. aufgehoben hat. Man fand den Grund der Be 
ſchränkung der Zingforderungen meniger in der Anfchtvel- 
lung des Zinfenquantums, als in der Nachläffigkeit des 
Gläubigers, wodurch diefes Anſchwellen verurfacht worden. 
Nun trat aber das Nömifche Verbot der Zinfen ultra al- 
terum tantum bei Verzögerungszinfen eben fo gut, wie 
bei vorbedungenen ‚ein 2); | 

Glück, Erläuterung der Pandekten, Bd. XXI. 
S. 115. 
aan: Beiträge, Sammlung V. ©. 129 >). 


Das, 


2) Vgl. L. unic. Cod. de sententiis, quae pro eo, quod i in- 
‚ terest, proferuntur (VII, 47.). D. H. 


3) Hier wird bemerkt: 
„Usurae ultra alterum tantum find überhaupt in den genteinen 
und Landesrechten verboten; L. 9. pr. D. de usur. et fr.; Nov. 121. 
cap. 1; Eoncurs- und Hypothefen- Ordnung $. 22.; und die Aus- 
nahme, welche Einige vom debitore moroso, quum mora nemini 
prodesse debeat, machen, ift ohne Grund.” 

Bol. auch noch die bei Glück a. a. D. allegirten Schriftfteller: 

I. Mevius, Decisiones Part. VII. Decis. 2., wo es heißt: 
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Das Surrogat, die zehnjährige Verjährung, muß das 
her auch auf beiderlei Art von Zinfen bezogen werben. 
Suarez äußert fich in den amtlichen Vorträgen S. 23. 
darüber folgendermaaßen: 
„Der Streit, in wiefern usurae ultra alterum tantum ®) 
‚gefordert werben können, ift bekannt. Hier ift derſelbe 
dahin entfchieden, daß zwar, wie e8 die Praris in hie 
figen Landen bisher gewefen ift, diefe Frage in der Re 
gel affirmative zu beantworten; daß aber eine billige 
Ausnahme hiervon ſtatt finde, wenn der Erebitor durch 
feine eigne Nachläffigkeit das Anfchmwellen der Zinfen 
verurfacht hat. 
Bie ſollte es nun wohl in der Abſicht gelegen haben, 





En est juris communis providentia, quod usurae ultra, alte- 
rum tantum exigi non debeant. Ut variis exceptionibus i inge: 
niosa avafitia voluit eam restrictam,, ita etiam traditum a non- 
nullis, non pertinere istud axioma ad eam usurae speciein, quae 
non proprie ut usura, sed saltem ut interesse petitar. Pro hot 
"sunt usurae, quae non ex atipulatione, sed ex mora veniunt. 
Ubi itaqgue per tantum temporis debitor fuit morosus, ut quo 
caruit transcenderet duplum usurae, eum ultra tondemmat- 
dum esse existimatur, At non apparet sufficiens diversitatis ra- 
tio, cur amplius usurarum nomine ex mora loco interesse prae- 
stari debeat, atque cum ex stipulatione debentur, Praeterea jure 
sic expressim constitutum est, ut in lis caBibus, ui certam 
quantitatem habent; illud, quod communiter interest, alteram 
tantum seu duplum egredi non debeat; quanto minus, ubi usura 
in locum ejus surrogatur.” 

U. Wernher, Select, observ. for. Tom, I, Part, Ill. Obs. 1. 
[Usurae per modum ‚interesse ultra alteram tantum exigi'non 
possunt, ] m 9: 

4) Sowohl in dem befonderen Abdruck der amtlichen Vorträge, 
als in dem, in den Sahrbüchern Bd. XLI. enthaltenen fieht S. 23.: 
„usurae usurarum” ftatt „usurae ultra alterum tantum;” Er: 
fteres iſt jedoch ein bloßer Druckfehler, wie das Manuſeript ergiebt. 

| D. H. 
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das Anſchwellen ber vorbebungenen Zinfen zu verhin⸗ 
dern, den Verzögerungszinfen dagegen, die auf ben 
gefeglichen Schuß weit weniger Anfpruch haben, fo lange 
das Capital nicht gezahlt ift, biß an das Ende ber drei- 
Figjährigen Verjährungsfrift ungehinderten Lauf zu laffen? 
Zu welchen Härten diefes führen würde, zeigt fich be- 
ſonders in dem Falle, welcher zu der gegenwärtigen Bera⸗ 
tbung die Veraulaſſung gegeben bat. Ohne Zweifel hat 
‚bie Klägerin die eingeflagten 48 Thlr. von ihrem ehemali⸗ 
gen Bormunde längſt erhalten, der Schuldner ift todt, und 
feine Erben können Feine Duittung aufweiſen. Sie haben 
der Klägerin über die Zahlung den Eid beferirt, den dieſe 
abgeleiftet hat. Es ſteht alfo fe, daß die Zahlung noch 
nicht erfolgt ift. Wären Zinfen Kipulirt worden, fo würde 
bie Klägerin nur einen zehnjährigen Nückftand fordern Eüns 
nen; nun Fann fie aber die Zinfen nur wegen Verzuges 
fordern, und deshalb verlangt fie felbige für den ganzen, 
beinahe Dreißigjährigen Zeitraum. Fand je eine Nachläſſig⸗ 
keit“) in EinFlagung des Capitald und der Zinfen ftatt, fo. 
war e8 in dem vorliegenden Falle, und doch würde für die 
Klägerin daraus Fein Schaden, fondern ein Gewinn ent- 
ſtehen. Der Gläubiger hätte alsdann ein Teichte8 Mittel 
in Händen, ein ohne Zinfen ausgelichenes Capital doch 
dreißig Jahre hindurch zu fünf Prozent zu nugen. 
Die Reviſoren des 14. Titels I. Theils des A. &. MR.) 





5) Suarez fieht die Verjährung durch Nichtgebrauch — und 
nach der Beſtimmung des $. 850. Tit. 11. Th. J. des A. L. R. if 
die zehnjährige Zinfenverzährung als eine folche zu erachten — für eine 
poena negligentiae an; vgl. unfere Zeitſchrift Bd. IN. ©. 657. 658. 

D. H. 

6) Motive zu dem, von der Deputation vorgelegten Entreurf 

ber Lit. 11. u u. 18. Th. J. des 4.8.%. 6.19. H. 
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beziehen ziwar auch den $. 849. nur auf vorbebungene 
Zinfen, halten e8 jedoch für fehr wünſchenswerth, daß das 
Gefeß dem Gläubiger nicht mehr als zehnjährige Verzuge: 
zinfen zubillige, und tragen darauf an, dieſes feftzufegen. 
Sie kommen alfo im Wege der Legislation zu dem nämli⸗ 
hen Refultate, welches fich aus einer richtigen Interpreta⸗ 
tion der beftehenden Gefeße ergiebt. — 

Die Unantwendbarkeit der, im $. 849. a. a. D. feſtge⸗ 
fegten zehmjährigen Zinfenverjährung auf Verzugszinfen, wo⸗ 
für fih das Plenum des Geheimen Ober; Lribu: 

nals entfchieben hat, beruht hingegen auf Folgenden Gründen: 
1. Der 86. 849. a. a. O. fpricht, feinen Worten nach, 
allerdings von Zinfen überhaupt, ohme zwiſchen vorbedun⸗ 
genen und Verzugszinſen zu unterfcheiden. Allein die um 
zweideutigen Beftimmungen anderer Gefege beweiſen, daß 
nur von jenen. die Rede: fein kann. Es handelt fi näm⸗ 
fih um bie gerichtliche Einklagung rückſtändig 
verbleibender Zinfen. Eine. folche Einklagung von 
Zinfen ohne gleichzeitige Einklagung des Kapitals findet 
aber nach $. 845. a. a. D. bei Verzugsginfen nur dann 
ftatt, wen folche neben dem Eapitale nicht gefordert, auch 
von dem Michter- darauf nicht erkannt morden, und der 
Gläubiger über das Capital nur mit Vorbehalt der Ver: 
zugszinfen quittirt hat; andernfalls follen fie nicht einmal 
von dem Tage des ergangenen Urteld an nachgefordert wer⸗ 
- den können. Hieraus, fo wie ans bem $. 848. a. a. D., 
welcher dahin lautet: | 

„Hat der Richter geforderte Verzugszinſen im Urtel 

tibergangen, fo hat dieſes eben die Wirkung, als wenn 

er fie aberfannt Hätte,“ 
ergiebt fich, daß Verzugszinſen ‚als ein Zubehör des Capi⸗ 
tals anzuſehen in der Regel nur mit dieſem zugleich 
72 


J 
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eingeflagt werben können, und daher mit dem Capital der 
felben Verjährung unterliegen müſſen. 

Hierauf deuten dann auch die Worte im $. 849.: 
„rücdftändig verbleibender Zinſen,“ welche auf Ver: 
zugszinfen nicht paflen, da bei dieſen, wenn auch der Ter: 
min, von welchem fie laufen, beftimme ift, doch der Ber: 
falltag, an welchem fie zahlbar oder von welchen fie rück: 
ftändig find, nicht, mie bei den vorbedungenen Zinfen, 
feſtſteht. Es würde mithin bie Vorſchrift, nach welcher 
nur von dem Verfalltage einer Schuld die Verjährung au⸗ 
fangen kann ($. 545. Tit. 9. a. a. O.), der zehnjährigen 
Berjährung der Verzugszinſen entgegenftehen, und es ift 
deshalb diefe Art von Zinfen nur mit dem Aufbhören ber 
Schuldverbindlichkeit felbft, mit der. fie unzertrennlich ver- 
bunden find, als megfallend zu betrachten. 

2. Wenn auch im weiteren Sinne die Verzugszin⸗— 
fen, wie Die vorbedungenen, bei Darlehnen als eine Ent: 
fchädigung für die entbehrte Nutzung des Capitals anzufe 
‚ben find, fo befteht doch zwiſchen beiden der bedeutende Un⸗ 
terſchied, daß vorbedungene Zinfen auf einer Stipulation, 
Verzugszinſen auf einer widerrechtlichen Handlung des 
Schuldners, der mora, beruhen. Nur in dem Ießteren 
Falle iſt von einer eigentlichen Entfhädigung bie Rede. 
Borbedungene Zinfen, die jederzeit eingefordert werden kön⸗ 
nen, verdienen daher weit weniger begünftige zu werden, 
als die, dem Gläubiger aus dem Verzuge in Zahlung bes 
Capitald gebührenden, und nur mit diefem zugleich unter 
der Bezeichnung: „Zinſen“ einzuklagenden Entfchädigungen. 
Das 4. 2. R. ſieht auch nur die Verzugszinfen als den 
Erfag eines, dem Gläubiger sugefügten EIER an. Es 
beſtimmt im $. 833. a. DO, 

daß, außer den Zögerungszinfen, ber Gläubiger für den, 
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durch den Verzug des Schuldners ihm entftandenen Scha⸗ 
den Feine weitere Vergütigung fordern Eönne; 
und verordnet hierauf im $. 834. meiter: 
„Hat jedoch der Schuldner, bei vorhandenen binlänglis 
chen Zahlungsmitteln, aus Worfag ober grobem Verſe⸗ 
ben, die Zahlung verzögert; fo kann der Gläubiger, ſtatt 
der Zögerungszinfen ‚oder der Conventionalftrafe, den Ers 
fat des, aus dieſem Verzuge ihm erwachſenen wirklichen 
Schadens verlangen;“ 
ohne irgend wo zu beſtimmen, daß der hier im $. 834. ges 
dachte Erjag einer Fürgeren als der dreißigjährigen Verjäh⸗ 
rung unterliege. Es läßt fih nun Fein Grund abfehen, 
aus welchem diejenige Entfchädigung, die dem Gläubiger 
wegen des Verzugs des Schuldners im Zurlichzahlen des 
Kapitals gebührt, und die den Namen „Zinfen! führt, nicht 
aber diejenige höhere Entfchädigung, die er, twegen eben Die 
fe8 Verzuges, nach dem eben angeführten $. 834. zu fordern 
bat, der zehnjährigen Verjährung unterworfen fein follte. 
Eben fo wenig würde der Unterfchied zu erklären fein, 
der bei Anwendung des $. 849. auf Zögerungssinfen, in: 
Bezug auf die Verjährung zwiſchen Verzugszinſen bei einem 
Darlehne und den Verzugszinfen bei vergögerten Zahlungen 
aus andern Gefchäften, ftatt finden würde, da bei den Ich» 
teren Die zehnjährige Verjährung jedenfalls nicht eintritt. 
Es verordnet nämlich der $. 65. Tit. 16. d. a. D.: 
„Was wegen diefer (der Verzögerungssinfen) bei Dar: 
lehnen verordnet ift, gilt auch bei andern verzögerten Zah: 
lungen, mo nicht die Gefeße befondere Beftimmungen 
vorfchreiben (Tit. 11. 55. 827— 834, $. 111. 116. 227., 
Tit. 12. 66. 328, u. figd.), 
und daraus, daß unter den hier allegirten $$. der k 849. 
Tit. 11. nicht mit aufgenommen ift, ergiebt fich, daß die 
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fer $. nicht auf Verzugszinſen hat bezogen werben follen, 
indem er ſonſt unflreitig im $. 65. Tit. 16. als eine von 
den Vorſchriften aufgeführt fein würde, die bei allen Ars 
ten von Derzugsginfen zur Anwendung fommen 

Wenn ältere. und neuere Gefeggebungen die Zinfen nicht 
begünſtigen, und theilmeife ſogar bis zum. gänzlichen Ber: 
bot derfelben gehen, fo galt dies nur dem Ausbebingen von 
Zinfen. Verzugszinſen wurden dadurch, ihrer abweichen 
den Natur nach, faft gar. nicht betroffen ’). Es ſcheint 
auch in der That unbillig, die Entfchädigung, welche aus 
dem Verzuge bes Schuldners dem Gläubiger gebührt, der 
fein Geld entweder ganz ohne Zinfen, oder doch nur. gegen 
mäßige, ober auch gegen landübliche Zinfen hergegeben hat, 
ungewöhnlichen Befchränfungen zu unterwerfen, und den 
Gläubiger dadurch zu nöthigen, die Forderung früher, als 
er 28 wünſcht, gegen den Schuldner einzuklagen, um nur 
jener Srenpibigung nicht verluftig zu gehen. 


7) Nach Hugo, eiviliſtiſch. Magazin Bd. I. ©. 160. half man 
fich in Frankreich, wo bis zur Revolution der Sinseontract verboten 
war, dadurch, daß man nach einem Gerichtögebrauche der meiften Pors 
lamenter dem Schuldner, obgleich der Gläubiger jegt noch Feine Zah 
lung wünfchte, die Zahlung anbefehlen ließ, nur damit diefer ihm 
Berzug Schuld geben und Merzugszinfen anrechnen Eonnte, 

‚Dies finder buch Zachariä, Handbuch des Franzöſiſchen Civil 
vechts, dritte Aufl. Bd. II. S. 402. folgende nähere Erläuterung: 

„Mehrere ältere Drdonnanzen verboten, nad) dem Vorgange des 
canvoniſchen Rechts, gänzlich, von Darlehnen Zinfen zu bedingen. 
Icdoch wurde. dieſes Verbot nur in den Ländern des Gewohnheits⸗ 

rechts fireng befolgt, obwohl felbft in diefen der Renten⸗ oder Gül⸗ 
tenfauf für rechtmäßig erachtet wurde. In den Ländern des ger 
ſchriebenen Rechts wurde dagegen das versinsliche Darlehn, wenig: 
fiens in den Bezirfen mehrerer Parkamenter, entweder fchlechthin 
oder mit geriffen Eimfchrifungen für zuläffig erachtet. 
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DET 
Erbpacht. Gemährleiftung. 


Die geſetzlichen Vorſchriften über die Verjährung 
des Rechts, Gewährleiftung zu fordern, finden in dem 
Falle feine Anwendung, wenn eing, in Erbpacht ver- 
lichene Sache zwar vollftändig dem Vertrage gemäß 
übergeben ift, aber fpäterhin durch irgend ein Ereig- 
niß einen Nachtheil erleidet, fiir welchen der Erbpad- 
ter von dem Verleiher auf den Grund des Bertra- 
ges Entfhädigung fordert *). 
HER Th. J. Tie 5. 66. 343—348.; 
vgl. ebend. Tit. 21. 66. 199. u. figd., 87. 
u. flgd, 207. u. figd., Tit. 9. 9. 546. 





1) Vol. 1. unfere Nechtsfprühe, Bd. II w 12. S. 141. 
u. flgd. und Bd. IV. u 3. ©. 2, u. figd. 
: #. Bornemann, foftem. Darftellung bes Preuß. Eivikreshts 
Bb. U, ©. 591. 592., wofelbft es heift: 
„Im Allgemeinen if der Gcher verpflichtet, für alle ausdrücklich 
oder ſtillſchweigend vorausgeſetzte Eigenfchaften der übergebenen 
Sache und des übertragenen Rechts zu haften. Die aufergemöpnli- 
chen Kaften der Sache muß er daher vertreten, für. Laften, welche 
einer Sache der Art gewöhnlich anfleben, braucht er dagegen nur 
dann einzuftehen, wenn er die Sreipeit davon ausdrücklich verfpros 
chen oder behauptet hat. = — 
Damit ein Auſpruch auf Gersäßleifung begrůndet ſei, iſt aber 
in allen Fällen noch Folgendes erforderlich: u 
1. Der Fehler muß zur Zeit der Übergabe, wenn auch 
nur feinem Grunde nach, vorhanden geweſen fen CA L. R. 
Th. 1. Tit. 5. $. 322., Tit. 11. ss. ER u. Igd. 
966, ).7 | D. H. 
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tens der Krieges und Domairen« Kammer zu Magde: 
burg, Namens des Fiscus, bem Ober: Zolleinnehmer Fran 
ein, zu Wollmirſtädt gelegener Gafthof, der ſchwarze Adler 
genannt, mit den, in dem Vertrage näher bezeichneten Zu 
behörungen für einen jährlichen Canon von 250 Thlrn. in 
Erbpacht verliehen, und ihm in dem Vertrage geftattet, die 
vorhandenen Gebäude nach feinem Gefallen megzunehmen, 


zu verbeffern oder zu verringern, neue Wohnungen zu bauen 
und folche an andere Leute zu diberlaffen, überhaupt mit ' 


allen Pertinenzien dieſes Grundſtücks nach Gefallen zu ſchal⸗ 
ten. Dabei ward dem — die ausdrückliche Zuſi⸗ 
cherung ertheilt, 
diejenigen Wohnungen, welche er zum Vermiethen oder 
zum Verkaufen bauen werde, niemals mit en. einigen 
neyen oneribus zu beſchweren, 
und zugleich ferner beftimmt: 
dag aud) der. Erbpächter felbft und deffen Nachkommen 
init feinen neuerlichen oneribus an Schoß, Servis, Ers 
ben:, Grund» und andern Zinfen, oder wie dergleichen 
fonft Namen haben mögen, welche bisher auf dem Gafts 
hofe und deffen Pertinenzien nicht gehaftet haben, belegt 
werden, das Amt Wolmirftädt vielmehr die, auf dem 
Gaſthofe und defien Zubehörungen von Alters ber ge 
bafteten onera über fich behalten und entrichten, und 
Erbpächter mit folchen oneribus verfchont, fo wie auch 
infonderheit von aller Einquartierung an Mannfchaften 
und Pferden völlig und auf immer frei bleiben und das 
‚gegen wider Jedermanns Eingriff und Gewalt Eräftigft 
gefchügt und vertreten werden ſolle. 
Einige Zeit nachher erbaute der ꝛe. Franz auf dem 


E Erbpachtsgrundftiict noch ein zweites großes Wohnhaus, 


- Durch einen Vertrag vom 9. Mai 1778 wurde Sei- 
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welches mehrere einzelne Wohnungen enthält, und veräu⸗ 
fierte ſodann im Jahre 1805 dag, an diefen neuen Wohn: 
hauſe ihm zuftehende Erbpachtsrecht mit allen, durch den 
Hauptvertrag vom Jahre 1778 begründeten Prärogativen. 
Gegenwärtig befinden fih der Daniel Neimann, der 
Wilhelm Schulz und der Johann Heinrich in dem 
Beſitze dieſes zweiten Haufes, während der Gafthof zum 
ſchwarzen Adler felbft mit allen übrigen Zubehörungen des 
Erbpachtsgrundſtücks an den Rathmann Freisleben ge 
langt ift. | 
Am Fahre 1835 erhoben die drei genannten Befiger 
bes neu erbauten Haufes gegen den Fiscus Klage, indem 
fie behaupteten, daß theilg ſchon feit dem jahre 1308 wäh: _ 
rend der Fremdherrfchaft, theils fpäterhin das ganze Erb⸗ 
pachtsgrundſtück mit verfchiedenen neuen Laften, namentlich) 
mit Grundfteuer, Communal: Abgaben und Einquartierung ' 
befchwert worden. Nach dem Inhalte des Erbpachtsvertra: 
ges fei Fiscus fehuldig, wegen diefer, in neuern Zeiten dem 
Erbpachtsgrundftück auferlegten Laften die Befiger vollſtän⸗ 
dig zu entfchädigen. In Beziehung auf denjenigen Theil 
des Erbpachtsgrundftückd, welchen der Rathmann Freis⸗ 
leben erworben habe, erkenne auch Fiscus feine Verpflich⸗ 
tung hierzu an; dagegen molle er eine gleiche Entfchäbdi- 
gungss Verbindlichkeit in Betreff der, von dem Gafthofe ges 
trennten und an fie, die Kläger, gelangten Theile des Grund⸗ 
ſtücks nicht zugeſtehen. Sie richteten deshalb ihren Klage⸗ 
Antrag dahin: 
den Fiscus fchuldig zu erkennen, ihnen ſowohl für die 
Vergangenheit die, von dem fraglichen Wohnhauſe bis⸗ 
ber getragene, als auch die in Zukunft ferner zu tragende 
Grundſteuer, Communal: Abgaben und Einquartierung, 
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und zwar die bereits getragenen Laſten dieſer Art fofort, 
die Fünftigen aber alljährlich zu vergüten. 

Der Fiscus fegte unter andern Einreden, die hier über: 
gangen werden Eönnen, den Klägern entgegen, daß, wenn. 
auch der Aufpruch im Allgemeinen für begründet erachtet 
werden dürfte, die Klage doch jedenfalls zu fpät angebracht 
ſei; das A. L. R. Th. I. Tit. 5.95. 343. u. flgd. fege feft: 

daß alle Gewährsmängel innerhalb der dort beſtimmten 
kurzen Sriften, bei Verluſt des Klagerechts, geltend ge⸗ 
macht werden müſſen; 
nach dieſer Vorſchrift aber fei der Anfpruch ber Kläger 
längft durch Verjährung erlofchen. | 
Der erfie Senat des Dberlandesgerichts zu 
Magdeburg erachtete im feinem Urtel vom 14. Februar 
1837 in Betreff der Einquartierung und der Grumdfteuer 
-fämmtliche, der Klage entgegengefegte Einreden für uner 
beblich, und verurtheilte den Fiscus, den Kläger die, feit 
dem 1. Januar 1815 erweislich gettagene Grundſteuer und. 
Einquartierung, und zwar fo weit folche bereits getragen 
worden, fofort, die Fünftige aber alljährlich zu vergüten; 
wogegen der Anfprucy der Kläger auf gleichmäßige Vergii« 
tung der Communal:Laften aus befonderen, bier wicht in 
Betracht kommenden Gründen zurückgerviefen wurde. 

Beide Theile wandten die Appellation ein, und ber 
zweite Senat des genannten Oberlandesgerichts än- 
derte unterm 18. November 1337 daB erfte Urtel zu Gun⸗ 
ften der Kläger dahin ab, daß Fiscus. auch für ſchuldig er» 
Kanne wurde, ben Klägern die, feit Dem 1. Januar 1815 
erweislich entrichteten und ferner zu tragenden Commutal > 
Laſten zu erflatten. 

Gegen dies Erkenntniß erhob der verllagte Fiscus die 
Nichtigkeitsbeſchwerde. Er behauptete zu deren Begründung 


29 
unter andern, daß die Entfcheibung des Appellationgrichters 
jedenfalls gegen die Vorfchriften des A.E.R. TH. J. Tir.5. 
$$. 343 — 345. verftoße, wonach, wie fchon früher auge 
führt worden, dem Anfpruche der Kläger, wenn er auch 
fonft für begründet erachtet werden Fönnte, doch die Der: 
jährung entgegenftehe: 

Dei dem Vortrage der Sache in dem betreffenden 
Spruch: Senat des Geheimen Ober⸗Tribunals machte 
ſich Hinfichtlich der Trage über die Anweudbarkeit der fo 
eben angeführten $$. auf Schäden, bie an einer in Erb: 
pacht verliehenen Sache, nach deren Verleihung und Über» 
gabe, entftanden find, und wofür der Verleiher zu haften 
verfprochen hat, eine Anſicht geltend, welche von der, in 
Betreff diefer Frage früher bei demfelben Gerichtöhofe an; 
genommenen Meinung ?) abwich. Die Frage ward Daher, 
in Gemäßheit der Allerhöchften CabinetSorder. vom 1. Aus 
auft 1836 M 3. u. 4, zur Enticheidung ded Plenums 
geftellt, und von diefem am 27. Mai 1839 folgender Be: 
ſchluß gefaßt: ; 

Die VBorfchriften des A. L. R. TH. 1. Tit. 5. 66. 344. und 
345. über die Verjährung des Rechts, Gewährleiſtung zu 
fordern, finden in dem ale Feine Anwendung, wenn eine, 
in Erbpacht verlichene Sache zwar vollftändig dein. Ber: 
trage gemäß übergeben worden, aber fpäterhin. Durch ir: 
gend ein Ereigniß einen Nachtheil erleidet, für welchen der 
Erbpächter von dem Verleiher auf Grund bed Vertra⸗ 
ges Entſchädigung fordert. 


2) Vgl. das in den, Note 1) x I. allegirten Rechtsſprüchen 
Bd. IV. u 3. &. 22. u. flgd. abgedruckte Erkenntniß des Geheimen 
Dber -Bribunald vom 15. Juli 1833 in — des Müllers — 
now wider den Fiscus. | 


® 
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In Folge diefes Befchluffes wurde in dem gedachten 
Rechtsfalle durch das Erkenntniß vom 1. Juni 1839 die, 
wider das Appellations⸗ Urtel erhobene Nichtigkeitgbefchtverde 
als ungegründet verworfen. 

Diefe Entfcheidung beruht in Betreff der, zur Bera⸗ 
tbung des Plenums gebrachten Frage auf folgenden, zus 
gleich die Motive des Plenar:Befchluffes enthaltenden 

Gründen. 

Bon dem verklagten Fiscus wird die Entſcheidung des 
Appellationsrichters um deswillen als nichtig angefochten, 
weil die Vorſchriften des A. EN. Th: I. Tit. 5. 66. 343. 
344. über die Verjährung des Rechts zur Klage auf Ge: 
währleiftung für unanmwendbar auf den vorliegenden Fall 
erachtet find. Hierdurch fei gegen den Begriff verftoßen, 
den das Geſetz mit dem Ausdruck: „Gewährleiſtung“ ver⸗ 
Binde, Denn man verfiehe darunter nicht blos die Vers 

pflichtung, 
die gewöhnlich re und in dem Verträge aus» 
drücklich vorbedungenen Eigenfchaften einer Sache dem 
‚ Übernehmer derfelben wirklich zu verfchaffen, 
fondern auch die Verbindlichkeit: 
für den Mangel folcher Eigenfchaften Schadloshaltung 
und Vergütung zu leiften, falls deren poirkliche Verfehaf: 
fung unmöglich fei. 

Die, in den $$. 343. u. 344. a. a. D. beftimmten 
Verjährungsfriften feien, diefem Begriffe zufolge, nicht blog 
für den Fall vorgefchrieben, wenn. der Übernehmer einer 
Sache die wirkliche Gewährung der verfprochenen Eigen: 
fchaft fordere, fondern auch für den Fall, wenn er für die 
nicht mögliche Gewährung Vergütung verlange, 

Indem nun der Appellationgrichter jene Sriften auf 
den erfteren Fall befchränke, und fie für den Iegteren aus⸗ 
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fchliege, verlege feine Entfcheidung einen, aus dem Sinne 
und Zufammenhange: der angeführten Gefeße folgenden 
Rechtsgrundſatz, und fei daher nach dem $. A. M 1. ber 
Verordnung vom 14. December 1833 nichtig. - 

Allein diefer Vorwurf ift ungegründet. ' 

Die Entfcheibung des Appellationgrichters ift Seitens 
des verklagten Fiscus nicht richtig aufgefaßt worden. Der 
Appellationsrichter erachtet die mehrgedachten Vorſchriften 
bier nicht aus dem Grunde für unanwendbar, 

weil nicht auf Gewährung einer verfprochenen Eigens 
fchaft, fondern nur auf Entfhädigung megen Un: 
möglichkeit der wirklihen Gewährung geklagt 
worden; 
die Enticheidung des Bra Richters gründet fih viel⸗ 
mehr darauf: 
daß hier der Fall einer Gewährleiſtung im Sinne des 
A. L. R. TH. J. Tit. 5. 66. 343. u. flgd. überhaupt 
gar nicht vorhanden ſei, und deshalb auch die dort 
beſtimmten Verjährungsfriſten nicht zur Anwendung kom⸗ 
men können. | | 

Hierin muß man dem Appellationgrichter beipflichten. 

Die oft gedachten Vorfchriften des A. L. R. haben 
nur den Fall zum Gegenftande: 

to bei der Übergabe einer Sache die zu gewährenden 
Eigenfchaften dem Übernehmer nicht präftirt find, und 
folchergeftalt die Sache nicht in der Art übergeben iſt, 
wie es, bem Vertrage zufolge, hätte gefchehen follen. 

Unter diefer Vorausſetzung muß die mangelhaft er: 
folgte Übergabe binnen der beftimmten Sriften, bei Ver: 
Iuft des Klagerechts, gerligt werden. 

Bon einem folchen Fale ift hier nicht die Rede. Die 
Übergabe ber Sache ift in der vertragsmäßig beftimmten 
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Art längſt erfolgt, und erft viele Jahre nachher der Über: 
nehmer dadurch beeinträchtigt, daß ber Sache neue Laſten 
auferlegt find, mit denen fie zur Zeit des abgefchloffenen 
Vertrags und der Übergabe richt befchtvert war. 

Nach allgemeinen Nechtsgrundfägen würde der Erb- 
‚pächter den Schaden, den die in Erbpacht verliehene Sache 
erft fpäterhin durch die, derfelben Auferlegten neuen Laſten 
erleidet, allein zu tragen haben — A.L. R. Th. J. Tit. 21. 
$$. 199. u. figd., $$. 87. u. flgd. — und allenfalls nur, 
unter Umftänden, auf Herabfegung oder gänzlichen Erlaß des 
Zinſes Anfpruch machen können; a. a. O. 99. 207. u. flgd. 

Die Kläger behaupten nun aber und mit Recht, daß 
wegen ber, in dem Erbpachtövertrage enthaltenen ausdrück⸗ 
lichen Sefifegungen hier ein anderes Rechtsverhältniß ein 
‘trete. Ihre, auf eine fpecielle vertragsmäßige Verabredung 
gegründete Klage Tann, da hinſichts derfelben in den Gefegen 
eine Ausnahme nicht beftimmt if, und bie $$. 343. u. figd. 
Sit. 5. a. a. D. Feine ausdehnende Interpretation geftat- 
ten, mur der gewöhnlichen Verjährung‘ durch Nichtgebrauch 
unterliegen, fo daß der Anfpruch der Kläger, in Gemäßheit 
des $. 546. it. 9. a. a. D., erft mit Ablauf von drei⸗ 
fig Fahren erlofchen fein würde. | 





J% 32. 
Erbſchaft. Miterbe. Erbe ohne Vorbehalt. 
Beneficials Erbe. Erbfchaftögläubiger. So⸗ 
lidaritaͤt. 


J. Vor erfolgter Theilung der Erbſchaft haften | 
mehrere Miterben den Erbfepaftsgläubigern nicht 
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ſeldariſch, ſondern blos nach Verhaͤltniß ihrer 
Erbtheile; ſie koͤnnen jedoch nur gemeinſchaftlich, 
d. h. zuſammen, nicht einzeln, belangt werden. _ 

II. Es ändert hierin nichts, wenn auch. die mehre- 
ren Miterben für Erben ohne Vorbehalt zu ach⸗ 
ten find, letztere mögen mit Beneficial- Erben con- 
curriren oder nicht. 


IM. Die Erben ohne Vorbehalt haften aber für den- 
jenigen Betrag der Nachlaßfchulden, für den fie 
nach Verhältniß ihres Erbtheils auffommen muß 
fen, nicht nur mit diefem Erbeheile, fondern auch 
über denfelben hinaus mit ihrem eigenen Der 
mögen und ihrer ‘Perfon '). 


1) 1. In den, bei der gegenwärtigen Gefen-Revifion vorgeleg- 
ten Motiven zum Entwurf des Erbrechts heißt es &. 227 — 230.‘ 

„Schon in den früheren Entwürfen findet fich die Beitimmung, 
daß die Erbfchaftsgläubiger, wenn ihnen nicht die bevorftehende Thei⸗ 
lung befannt gemacht worden, fich nach ihrer Wahl entmeder an 
die Erben insgefammt, oder nur an Einen derfelben wegen der gan- 
zen Forderung halten Fönmen. CKircheifenfcher Entwurf Bd. XXIV. 
©. 295., Kleinfcher Entwurf Bd. XXV. ©. 120. $. 273.) 

Damit fcheint Suarez anfangs nicht einverftanden gewefen zu 

fein, denn er bemerfte dabei: 

„Faſt alle Monenten proteftiten fehr gegen dieſe Beſtimmung, 
wodurch die, ohnehin fo Foftbaren und läftigen Liquidations + Prozeffe 
nmiltiplieire würden, ch trete diefer Meinung vollkommen bei. 
Der Ereditor, der nicht jeden Erben pro rata belangen will, kann 
fih vor der Theilung melden. 

Übrigens bemerfe ich auch noch, daß irgend mo der. Sap, daß 
auch nomina activa ipso jure divisa sunt, und daß alſo ein Erb- 
ſchaftsſchuldner unter mehreren Miterben jedem nur feine Rate 
zahlen Fönne und dürfe, zu inferiren ſei.“ 

Diefer abweichenden Meinung ungeachtet iſt bie, in dem frühe: 

ren Entwürfen aufgefiellte Theorie beibehalten worden, und Suare; 
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A. L. R. Th. J. Tit. 17. 66, 127-146, 
Tit.9. 66. 418. 419. 423. 427., Tit. 12. 

$. 292., Tit. 16. $$. 308. 311. 312. 
Bal. 


vertheidigt fie felbt in der revisio monitorum meitläuftiger als fonft 

feine Gewohnheit ift, folgendermaaßen (Blatt 1382. zu $$. 297—307.): 
„Gegen die hier angenommene Theorie, wonach nomina heredita- 
ria passiva nicht mehr ipso jure divisa fein follten, haben ſich 
verfchiedene Monita gefunden. Man hält folche in der Natur der 
Sache nicht gegründet, weil es diefer vielmehr gemäß fei, daß ein 
Miterbe nur in dem Derhältniffe, wie er von der Erbfchaft Vor⸗ 
theil ziehe, auch zu den Laften derfelben beitrage. Man findet fie 
zu hart gegen die Erben, die folchergeftalt wegen des verfchuldeten 
Zuftandes ihrer Miterben, wegen der fchlechten MWirthfchaft derfel- 
ben, oder wegen anderer, fie betroffenen Unglücksfälle um ihr ganz 
zes Erbtheil gebracht werden Fonnten. Es fei.die Schuldigkeit des 
Greditors, fih um feinen Debitor und eine fo wichtige Verände⸗ 
rung in deffen perfönlichen Umftänden, als durch den Tod entficht, 
zu bekümmern und fich vor der Theilung zu melden. Die im Tert 
vorgefchriebene Bekanntmachung fei mit zu vielen Weitläufigkeiten 
und Koften verbunden. Es fei daher beffer, man belaffe es bei der 
bisherigen Theorie, nach welcher post divisionem jeder Erbe nur 
pro rata hereditaria haftet, und fege allenfalls nur feft, daß die 
Erbtheilung nicht übereilt, fondern auf eine gewiſſe Zeit, 3. B. drei 
Monate, verfchoben werden folle, damit Creditores Zeit haben, ſich 
noch vor der Theilung zu melden. 

Ich halte aber alle dieſe Monita nicht für erheblich. Vorauszu⸗ 
fegen ift, daß es die Meinung nicht fei, in irgend einem Falle, 
einen Miterben zur Schuldenbezahlung weiter verpflichten zu wollen, 
als fein Erbtheil reicht. Dies ift zwar im Texte nicht deutlich ge- 
fagt, es verfteht fich aber mohl von felbft, da es fonft eine gar zu 
auffallende Unbilligkeit enthalten würde, wenn man einen Miterben 
jedesmal in den Fall fegen würde, mehr als er wirklich geerbt hat, 
bezahlen zu müffen. Unter diefer Vorausſetzung, welche ausdrück- 
lich beizufügen fein würde, finde ich in der gegenwärtigen Theorie 
nicht die geringfte Härte oder Unbilligkeit. Einmal hatte doch der 
Ereditor das Recht, feine ganze Forderung nur von Einer Perfon 
und auf Einem Brett zu fordern; er mar berechtigt, fich auf das 

Ganje an den Nachlaß, welcher die Perfon feines Schuldners res 
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Bol. ebend. Tit. 17. $. 151. und A. ©. O. 
Th. J. Tie.1.9.33.5 ferner A. L. R. Th. J. 








präſentirt, zu halten. Wie könnte ihm dieſes Recht durch die, don 
den Erben hinter ſeinem Rücken vorgenommene Theilung entzogen 
werden? und mit welchem Grunde könnte er genöthigt werden, für 
einen einzigen, drei, vier und mehr debitores partiales anzunehmen, 
und jeden in feinem befonderen foro auf dergleichen zerſtückelte Bars 
tialzahlungen zu verfolgen? Es ift doch wohl natürlicher und billi- 
ger, daß die Erben, indem fie über den Nachlaß unter fich dispo⸗ 
niren, die Creditores, welche dabei ein ntereffe haben, davon bes 
nachrichtigen, ald daß man es diefen zumuthen will, fich um die Les 
bensgefchichte ihres Schuldners. fortwährend zu befünmern, und daß 
man es ihnen als eine fchuldbare Nachläffigkeit imputiren will, 
wenn fie fich, weil ihnen der Tod deffelben und die Theilung un? 
ter den Erben unbekannt geblieben, nicht früh genug gemeldet ha⸗ 
"ben. Der Erbe, welcher mehr bezahlt hat, als nach Verhältniß ſei⸗ 
ner rata hereditaria auf ihn Fam, kann fich an feine Miterben res 
greffiren, er wird dazu in den meiften Fällen gefchtwinder und leich⸗ 
ter gelangen Eönnen, als der Ereditor. Und wenn die Miterben 
ihm nicht mehr solvendo find, fo ift es duch wohl billiger, daß er 
fein lucrum hereditarium ganz oder zum Thell einbüße, ald wenn 
der Creditor dem größten Theil feiner Forderung einbüßen follte. 
Diefer fireitet de damno vitando, und der Erbe, der einen, zur 
Bezahlung noch hinreichenden Erbtheil hinter fich hat, certirt offen⸗ 
bar de luero captando, Überdem eröffnet ja das Gefek dem Erz 
ben einen leichten und fichern Weg, fich durch Bekanntmachung des 
Todes und der bevorfichenden Theilung außer aller Werlegenheit zu 
feen. Iſt diefe Bekanntmachung gefchehen, fo kann man cher mit 
Grund fagen, daß der Ereditor, welcher fich innerhalb der beſtimm⸗ 
ten rift nicht meldet, in culpa fei, und es fich felbft beisumeffen 
habe, wenn er hiernächſt an jeden Erben nur pro rata hereditaria 
fih halten kann. Daß diefe Bekanntmachung fo gar viel Koften 
verurſachen mürde, beruht eines Theil meift auf einem irrigen 
supposito, und anderen Theils ift es eine bloße aequitas cere- 
brina, wenn man den Erben diefe Koften fparen, und dagegen dem 
Ereditor Die unweit größeren Koften der einzelnen und partiellen 
Einklagung und Einziehung von fo viel Miterben aufbürden will. 
Sch würde daher bei der Theorie des Tertes, der nicht nur die 
meiften Monenten fillfchweigend beitreten, ſondern bie auch mehr 
Bd. IV. y 
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zit. 5. 6. 427., Tit. 6. $. 30., Tit. 13. 
$6. 201. 202, Tit. 16. $. 305., Tit. 17. 
66. 107. 109. 





rere ausdrückliche Vertheidiger unter ihnen gefunden hat, ftehen blei⸗ 
ben; jedoch unter der ausdrücklichen Bedingung, daß man Feinen 
Miterben weiter, als fein Erbtheil beträgt, vineuliren wolle. Denn 
will man ihn pure ex propriis zur Zahlung verpflichten, fo tritt 
die Billigfeit auf die Seite des Erben über, der dem Ereditor doch 
immer nur um deswillen verhaftet ift, weil er einen Theil des, zur 
Hefriedigung des Gläubigers beftimmten Nachlaffes hinter fich hat, 
und der für die bloße Unterlaffung der Notifieation zu hart geftraft 
werden würde, wenn er nicht nur alles lucrum hereditarium ver: 
lieren, fondern auch noch fremde Schulden aus eigenen Mitteln be: 
zahlen ſollte.“ | 
„Gegen diefe Ausführung läßt fich zwar anführen, daß die Erben 
nur entweder aus dem Belize oder aus der Antretung der Erbfchaft 
dem Gläubiger verpflichtet fein Fönnen; daß aus dem Beltz einer Erb- 
quote fo wenig eine perfönliche Werpflichtung gegen den Erbfchafts- 
gläubiger entfpringen Fann, wie aus dem Beſitz einer einzelnen, zum 
Nachlaſſe gehörigen Sache, und daß fich in dem Antritt der Erb- 
fchaft, in Gemeinfchaft mit mehreren Miterben, wohl nicht eine Erz 
Härung finden läßt, einem jeden Gläubiger für das Ganze feiner For⸗ 
derung, wenn auch nur fo weit die Kräfte der Erbfchaft reichen, haf⸗ 
ten zu wollen. Allein ohne die, für beide Meinungen fprechenden 
Billigkeitögründe, deren Gericht wohl nicht genau gegeneinander ab- 
zumeffen fein möchte, in Anfchlag zu bringen, muß man fich doch für 
die, im A. 2. R. angenommene Theorie entfcheiden, weil die Erben, 
ehe fie aus der Erbfchaft etwas gersinnen Fönnen, die darauf haften- 
den Schulden und Laften abführen müffen. Nur das, mas übrig bleibt, 
Fann Gegenftand der Theilung fein, und wenn fie früher zur Theilung 
fchreiten, ohne die Erbfchaftögläubiger ausgemittelt oder befriedigt zu 
haben, fo ift dies eine Unvegelmäßigkeit, aus welcher den Gläubigern 
wenigftens Fein Nachtheil erwachſen darf; diefer würde fie aber tref⸗ 
fen, wenn fie nach jeder, fogleich nach dem Tode des Erblaffers und 
ohne ihre Berückfichtigung vorgenommenen Nachlaßtheilung, verpflich- 
tet fein follten, jeden Erben nach Verhältniß feiner Erbquote in Anz 
fpruch zu nehmen. Wollen die einzelnen Erben fich der Gefahr nicht 
ausfesen, von dem Gläubiger wegen feiner ganzen Forderung in Ans 
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Zwiſchen dem erften und dritten Senate des Ge 
heimen Dber-Tribunalg hatte ſich eine Meinungsvers | 
fchiedenheit über die Frage gebildet: 


ſpruch genommen zu werden, ſo müſſen ſie ſämmtliche Schulden vor 
der Theilung berichtigen. Da nun aber das Geſetz dies nicht einmal 
unbedingt verlangt, ſondern den Miterben noch ein Mittel gewährt, 
ſich von ihrer ſolidariſchen Verpflichtung gegen die Gläubiger zu bes 
freien, fo ift in dem gegenwärtig geltenden Gefeg auch einmal eine. 
Unbilligfeit- gegen die Miterben zu finden.’ 

Weiterhin S. 232. wird bemerfts 

„In Hinficht der fpeeiellen, auf vorftehenden Grundfägen beruhen: 
den Beftimmungen ift nur noch zu bemerken: ad $. 131. follen dar⸗ 
über Zweifel entftanden fein, ob der Erbfchaftsgläubiger auch vor 
der Theilung nach feiner Wahl fih wegen feiner ganzen Forderung 
an Einen Miterben halten könne? 

Die Zweifel ſcheinen ungegründet zu ſein. Iſt der Nachlaß noch 
nicht getheilt, und haben die Erben nicht ohne Vorbehalt die Erb⸗ 
fchaft angetreten, fo muß der Gläubiger aus der ungetheilten Erb: 
fchaftsmaffe feine Befriedigung fuchen, an der die ſämmtlichen Erz 
ben Miteigenthümer, und daher auch nur gemeinfchaftlich berech- 
tige find, die Maffe im Proceffe zu vertheidigen. Der $. 131. fpricht 
auch nur von den Rechten und Pflichten der Miterben nach der 
Theilung des Nachlaffes, und kann alfo auch nicht auf den Fall 
angewendet werden, wenn die Theilung noch nicht geſchehen iſt.“ 

Del. ferner 
II. Bielitz, Nachtrage zum praktiſchen Commentar Heft 1. 
(1831) S. 74. 

II. Temme, Preußiſches Civilrecht (1832) S. 334—336, 
$$. 451. 452. 

IV. Thöne, foftem. Handbuch des Preuß. Privatrechts Bd. J. 
(1833) ©. 96— 9. 

V. Piners, über die Haftbarkeit mehrerer Erben gegen die 
Erbfchaftögläubiger nach dem A. L. R. Ch. I. Lit. 17. 88. 127 — 
146. in: Ulrich, Sommer und Böle, neued Archiv für Preußiz 
ſches Recht Bd. I. (1834) ©. 535 — 548, 

VI. Die von Dr. Sommer ebendafelbfi S. 549 — 556. mit- 
getheilten zwei Rechtöfälle. 

VII. Erelinger, Syftem des Preußiſchen Erbrechts (1834) 
S. 234. u. flgd. 
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06 bei Erbfchaften, die auf mehrere Perſonen verfällt wer; 
den, ein einzelner Miterbe dem Erbfchaftsgläubiger vor 
erfolgter Theilung des Nachlaſſes für deffen ganze For 
derung folidarifch verhaftet fei oder nicht? 

Diefe Streitfrage ward daher in Gemäßheit der Aller⸗ 
höchften CabinetSorder vom 1. Auguft 1836 M 3. und 4. 
zur Faſſung eines Plenar-Beſchluſſes vorgelegt," und hier 
bei dahin geftellt: | 
In welcher Art haften die mehreren Miterben, nament⸗ 

lich auch Diejenigen, bie für Erben ohne Vorbehalt zu 
achten find, in Folge der, in dem A. L. R. Th. J. Tie.9. 
$$. 418. 419. 427. und. Th. 1. Tit. 17. $$. 127. u. flgd. 





VII. Juriſtiſche Zeitung Sahrg. 1834. ©. 1047. u. figd. 
und Jahrg. 1835. ©. 1089. u. flgd. 

IX. Klein, Syſtem des Preuß. Civilrechts, bearbeitet durch 
von Rönne, 2.Ausgabe (1836) ©. 453. 454. 

X. unſere Rechtsfprüche Bd. IV. (1836) M 37. ©. 337. 
u. flgd. und Note 1. dafelbft. 

XI. Koch, die Lehre von dem Übergange der Korderungsrechte 
(1837) ©. 8. u. flod. 

XIT. Gentralblatt für Preuß. Juriſten Sahrgang 1837. 
©. 319. u. flod. 

XIII. Stute, Haftet ein Miterbe, der, ohne ausdrücklich die 
Erbfchaft ganz ohne Vorbehalt angetreten zu haben, der Rechtswohl⸗ 
that des Inventars verluftig geworden, überall, und felbft mit feinem 
eigenen Vermögen für das Ganze der Nachlaßfchulden oder nur pro 
rata nach Verhältniß feines Antheild an der Erbfchaft? in dem unter 
V. gedachten neuen Archiv Bd. IV. (1837) ©. 519. u. figb. 

XIV. Entfcheidungen des Geheimen Ober-Tribunals 
Bd. J. M 20. ©. 186, u. flgd., befonderd ©. 206. 

XV, Bornemann, foitem. Darſtellung des Preuß. Civilrechts 
Bd. VI (1839) ©. 516—5%6. 

Man fehe auch: 

Ergänzungen der Preuf. Sechtsbücher von Gräffu.f.m. Th. J. 

Abth. 1. ©. 604. u. figd. zum A. L. R. Th. J. Tit. 17. $.127—146, 
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enthaltenen Grundſätze vor erfolgter Thellung der Erb⸗ 
ſchaft, den Erbſchaftsgläubigern? Müſſen ſie denſelben 
ſolidariſch oder ohne Solidarität gerecht werden? | 
Der am 1. Mai 1837 gefaßte Plenar-Beſchluß 
lautet dahin: | 
Mehrere Miterben, namentlich auch Biejenigen, die für 
Erben ohne Vorbehalt zu achten find, Legtere mögen mit 
Erben, welche die Erbfchaft mit der Nechtsmohlthat des 
Inventars angetreten haben, concurriren oder nicht, hafs 
ten den Erbichaftsgläubigern vor erfolgter Theilung der 
Erbſchaft nicht folidarifch, fondern nur nach Sn 
ihres Erbantheils. 
Gründe, 
Wenn entfehieben werden fol: 
in wie weit mehrere, als Erben betheiligte Perfonen ver: 
pflichtet find, zur Bezahlung der Schulden ihres Erblaf: 
ſers aufsufommen, 
fo müffen zwei Fragen, deren Bermifchung Die richtige Beur⸗ 
theilung der Verhältniſſe weſentlich erſchwert, ſtreng von 
einander geſondert werden. Es kommt nämlich bei Feſt⸗ 
ſtellung der Grundſätze über die Verhaftung mehrerer Ers 
ben in Betracht: 
I. in welchem Maaße die mehreren Erben für die erb⸗ 


ſchaftlichen Schulden haften, ob 


ein Feder nur nach Verhältniß feines Erbantheild (pro 
rata), 
ober 
jeder Einzelne für das Ganze (folidarifch)? 
Ganz verfchieden ‚hiervon iſt Die Frage: 
IL. in wie fern bie mehreren Erben ſich auf die Rechts⸗ 
wohlthat des. Inventariums berufen Fönnen, oder nicht, d. 5. 
ob fie die, an die Erbfchaft zu machenden Zorberungen 
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nur fo weit zu vertreten brauchen, al8 der Betrag des 
Activ⸗Nachlaſſes hinreicht, 
oder 
ob fie für die Erfchaftsfchulden, auch fo weit folche das 
Activ⸗Vermögen der Erbichaft überfleigen, aufzukommen 
verpflichtet find? | 

Die erfie Trage bezieht fih auf die Forderung, für 


. „Welche die Erben haften, und auf den Antheil derfelben, 


für den fie auffommen müffen; fie geht dahin, mit andern 
Morten: ob jeder der mehreren Erben für. die ganze For: 
derung ober blog für einen Theil und für welchen hafte? 
Die zweite Frage dagegen bezieht ſich auf die Vermögens 
maffe, mit welcher die Erben den Gläubiger befriedigen 
müſſen; fie geht dahin: haften die Erben blos mit dem, 
was fie ererbt Haben, oder mit ihrem eigenen ganzen Vers 
mögen und felbft perfönlich? 

Die erfte Frage ift in den $$. 127 — 146. Tit. 17. 
Th. 1. des A. L. NR. entfchieden, und es werden dafelbft 
die folgenden drei Fälle wefentlich von einander getrennt: 

1. wenn die Erben ſich noch nicht in den Nachlaß 

getheilt Haben, | 

2. wenn fie fi in den Nachlaß fchon getheilt, je 

doch den Erbfchaftsgläubigern diefe Theilung vorher nicht 
befannt gemacht haben, und 

3. wenn diefe Theilung erft erfolgt iſt, nachdem folche 

vorher den Erbfchaftsgläubigern in Zeiten gehörig be 
kannt gemacht worden. 

Don dem erfien Falle Handeln die 66. 127—130., 
von dem zweiten die $$. 131 — 136. und von dem dritten 
die $$. 137. u. flgd. a. a. ©. 

Für den erfien Fall, der den Gegenfland der jegt zu 
beanttvortenden Streitfrage bildet, in welchem nämlich eine 
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Theilung der Erbfchaft noch nicht erfolgt ift, beſtimmt der 
$. 127. a. a. O. daß die Erben dem Erofpaftegläubiger. 
gemeinfchaftlich verpflichtet feien. 
Im zweiten Falle, wo die Theilung der Erbfchaft ohne 
vorgängige Bekanntmachung an die Gläubiger gefchehen ift, 
läßt das Geſetz im $. 131. a. a. D. dem Gläubiger bie 
dreifache Wahl, ob er fich wegen feiner Befriedigung an 
die Erben insgeſammt oder an jeden derfelben nach Ver 
hältniß feines Erbtheils, oder auch nur an Einen unter ih- 
nen für das Ganze feiner Forderung halten wolle. Ä 
Im dritten Falle endlich kann der Erbfchaftsgläubi- 
ger, dem die Theilung des Nachlaffes in Zeiten gehörig be 
kannt gemacht worden, der aber die drei- oder ſechsmonat⸗ 
liche Frift nach gefchehener Bekanntmachung bat verftreichen 
laffen, ohne fich zu melden, nach $$. 137. und 141. a. a. D. 
wegen feiner Befriedigung nur an jeben Miterben, nach Ver: 
hältniß feines Erbrheild und für deffen Antheil an der Erb» 
fchaft, ſich halten. 
Die zweite Frage dagegen, 
in wie fern mehrere Erben bei Bezahlung ber erbfchaft: 
lichen Schulden bloß mit dem, was fie ererbt haben, 
oder auch mit ihrem eigenen Vermögen und felbft mit 
ihrer Perfon haften müffen, 
gehört, ihrer Natur nach, nicht in den Abfchn. 2. Tit. 17. 
Th. 1. des U. L. R., welcher „vom gemeinfchaftlichen Ei 
genthume der Miterben“ Handelt; fie ift vielmehr nach den 
Grundfägen zu entſcheiden, welche In ben $$. 423. und be; 
zichungsmweife 418. 419. 427. Tit. 9. a. a. O. hinſichtlich 
der Folgen der Antretung der Erbfchaft mit oder ohne Vor⸗ 
behalt der Nechtsmohlthat des Inventars, aufgeftellt wer: 
den. Danach ergiebt fich Folgendes: 
1. mehrere Miterben, welche nur nach Verhältniß ih— 
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res Erbtheils haften Cim dritten Fall bei ber erften Frage, 
A. L. R. Th. J. Tie. 17. 66. 137. 141.), oder von dem 
Gläubiger (nach der, ihm im zweiten Fall bei der er; 
fien Srage zufichenden Wahl, ebend. $. 131. ) nur in 
dieſer Beſchränkung belangt werden, 
brauchen dem Erbſchaftsgläubiger auf den ganzen Betrag 
des, ihnen nach Verhältniß ihrer Erbrate zur Laft 
fallenden Sheiles der Nachlaßfchuld, jedoch nicht weiter, nur 
Dann gerecht zu werden, wenn fie Erben ohne Vorbehalt 
find, während ſie als Erben mit Vorbehalt den, von ihnen 
geforderten Autheil der Nachlaßfchuld nur fo weit zu ver: 
treten haben, als ihr Untheil an dem Activ- Vermögen 
reicht; 3. DB. A. und B. find Miterben, jeder zu einem 
Viertel; A. hat die Erbfchaft mit, und B. ohne Vorbe⸗ 





halt angetreten; der Nachlaß beträgt 2000 Tplr., eine vors 


handene Erbfchaftsfchuld A000 Thlr.; A. und B. werden 
sah Verhältniß ihres Erbantheild von einem Viertel auf 
Bezahlung diefer Schuld, alfo ein Feder auf 1000 Thlr., 


belangt; hier braucht A. über ein Viertel ſeines Antheils 


am Activ⸗Vermögen im Betrage von 500 Thlrn. nicht auf: 
zufommen, während B. dem Gläubiger für das volle Vier 


tel der Schuld von 1000 Thlen., jedoch nicht weiter, ges 


vecht werden muß. 
2. Wenn (in dem oben gedachten zweiten Falle der 


erften Frage, $. 131. a. a. O.) der Gläubiger einen meh⸗ 
rerer Miterben für das Ganze belangt, 


ſo haftet derſelbe zwar für den ganzen Betrag der Erb» 


ſchaftsſchuld, dies jedoch unbedingt wur dann, wenn er 
Erbe ohne Vorbehalt geworden, während. der Erbe mit 
Vorbehalt über feinen Erbtheil hinaus nicht su bezahlen 
braucht. Werden alfo in dem vorher angeführten Beifpiele 
A. oder B, auf das Ganze belangt, fo muß B., der Erbe 
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ohne Vorbehalt, für die ganze Schuld der 4000 Thlr. auf: 
kommen; A., ber Erbe mit-Vorbehalt, braucht dagegen nur 
500 Thlr., als den Betrag feines Erbantheils, zu zahlen. 
Betrüge aber in demfelben Beifpiele der Activ- Nachlaß 
20,000 Thlr., fo muß auch A., ber Erbe mit Vorbehalt, 
für die volle Forderung der 4000 Thlr. gerecht werden, 
weil fein Erbtheil fid) auf 5000 Thlr. belaufen würde. 

Der in allen an Sälen ſich geltend wmachende 
Grundfag: 

daß über den Betrag bee empfangenen Erbtheild hinaus 
- Fein Miterbe verhaftet fei, welcher die Erbſchaft nicht 

ohne Vorbehalt angetreten hat, 
wird nun zwar im A. L. R. ausdrücdlih nur für den 
Fall anerkannt, daß einer mehrerer Miterben ſolidariſch — 
auf-den ganzen Betrag der Schuld — belangt ift, indem 
der $. 134. a. a. D. verordnet: 

„Auf eine höhere Summe als der erhaltene Erbtheil 

beträgt, kann Eein einzelner Erbe, wenn er. die Erbfchaft 

nicht ganz ohne Vorbehalt angetreten bat, ” das 

Ganze belangt werden. “ 

Jener Grundfaß geht indeß im feiner Allgemein: 
heit nicht nur aus den angeführten Vorfchriften des Tit. 9. 
TH J. BEA ER. unzweifelhaft hervor, fondern wird. 
auch noch durch die Äußerungen unterſtützt, womit Sua— 
res in feiner revisio monitorum den Einwendungen be 
gegnet, welche gegen den, im erften Entwurf zum A. L. R. 
bereits aufgeftelten Grundfagß: daß nomina hereditaria 
passiva nicht mehr ipso jure divisa fein folten, erhoben 
worden waren: | 

„Ich halte,“ ſagt er, alle Diefe monita nicht für et: 

heblich. Vorauszuſetzen ift, daß es die Meinung nicht 

fei, in irgend einem Falle einen -Miterben zur 
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Schuldenbezahlung meiter verpflichten zu wollen, alg 
fein Erbtheil reicht. Dies iſt zwar im Texte nicht deut: 
lich gefagt; es verfteht fich aber wohl von felbft, da eg 
fonft eine gar zu auffallende Unbilligkeit enthalten würde, 
wenn man einen Miterben jedesmal in den Fall fegen 
würde, mehr als er wirklich geerbt hat, bezahlen zu müſ⸗ 
fen. ‚Unter diefer Borausfegung, welche ausdrücklich bei- 
zufügen fein würde — was fobann im $. 134. gefche 
ben ift — „finde ich im der gegenwärtigen Theorie * 
die geringſte Härte oder Unbilligkeit.“ 
Hierauf vertheidiget Suarez den, im Entwurfe zum 
A. L. R. aufgeftelten Grundfag, daß es den Erbfchafte- 
gläubigern, binter deren Rücken fi) die Erben in den 
Nachlaß getheilt haben, geftattet fein ſolle, fich wegen ihrer 
Forderungen auch nur an Einen der Erben zu halten. 
Dann fährt er fort: 
„Ich würde daher bei der Theorle des Textes ſtehen blei⸗ 
ben, jedoch unter der Bedingung, daß man keinen Mit: 
erben weiter, als fein Erbtheil beträgt, vinculiren wolle. 
Denn will man ihn pure ex propriis zur Zahlung ver: 
pflichten, ‚fo tritt die Billigkeit auf die Seite des Erben 
über, der dem Ereditor doch immer nur um deswillen 
verhaftet ift, weil er einen Theil des, zur Befriedigung 
des Gläubigers beftimmten Nachlaffes Hinter fich hat, 
und der für die bloße Unterlaffung der Notification zu 

hart beftraft fein würde, wenn er nicht nur alles lucrum 

. hereditarium verlieren, fondern auch noch fremde Schul: 
den aus eigenen Mitteln bezahlen ſollte.“ 

Aus allem diefen ergiebt fih nun, dag das A. ER. 
nur einen einzigen Fall kennt, wo ein Erbfchaftsgläus 
biger berechtigt ift, aus. den vorhandenen mehreren Miter: 
ben Einen auszuwählen, und diefen allein wegen feiner 
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Forderung, und zwar nicht blos nach Verhältniß feines Erb: 
theils, fondern auf das Ganze, zu belangen; Dies ift 
der im $. 131. a. a. D. gedachte Fall, in welchen die Er: 
ben, ohne vorgängige Bekanntmachung an die Erbfchafts: 
gläubiger, fich in den Nachlaß getheilt Haben. Ob aber 
auch in diefem Falle der, auf Zahlung des Gauzen be» 
langte einzelne Miterbe zur Berichtigung der ganzen 
eingeklagten Forderung verpflichtet ift, das ift eine weitere 
Frage, welche nach dem vorher Ausgeführten davon abs 
hängt, ob der belangte Miterbe die Erbſchaft mit oder ohne 
Vorbehalt angetreten hat. 

Außer diefem einzigen Falle, gedenkt das Geſetz nir⸗ 
gends einer ſolidariſchen Verpflichtung der mehreren Mit 
erben, namentlich) erwähnen einer folchen nicht die $$. 127 — 
130. a. a. D., welche den Fall behandeln, wenn die Er: - 
ben die Erbfchaft noch nicht getheilt haben, vielmehr ift 
im $. 127. fogar ausdrücklich) ausgefprochen, daß vor ber 
Sheilung die Verpflichtung mehrerer Erden zur Bezahlung 
der erbfchaftlichen Schulden nur eine gemeinfchaftliche fei. 

Die Vertheidiger der entgegengefeßten Meinung, welche 
auch vor der Theilung eine folidarifche Verhaftung der Mit 
erben annehmen, fügen ihre Anficht nun zwar gerade und 
hHauptfächlich mit auf den, im ebengedachten $. 127. ge 
brauchten Ausdrud: „gemeinfchaftlich verpflichtet. «- 
Schon durch diefe Worte an ſich und befonders in Bezug 
auf bie Vorſchrift des folgenden $. 128., finden fie die 
Solidarverpflihtung ausgefprochen. 

Auch iſt nicht zu läugnen, daß jener Ausdruck als 
stveifelhaft erfcheinen kann, weil in dem U. & R. bei ans 
dern Gelegenheiten mit dem Worte: gemeinfchaftlich 
allerdings der Begriff der Solidarverpflichtung verbunden 
worden ift, wie dies 5. B. der $. 427. Tit. 63., $. 30. 


wer 
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Tit.6., $$. 201. 202. Tit. 13. und $. 305. Tit. 16. Th. 1. 
beweiſen. 

Allein in dem bier in Frage ſtehenden $. 127. Sit 17. 
ift dad Wort: „gemeinfchaftlich" nicht im diefer Beben: 
tung gebraucht; fonft würde der $. 127. wicht nur offen: 
bar mit den, in den $$. 131. u. flgd. über die Theorie der 
Verhaftung mehrerer Miterben für die erbfehaftlichen Schul: 
den aufgeftellten Grundfägen ganz unvereinbar fein, fon: 
dern auch den rechtlichen Verhältniſſen widerfprechen, in 
welchen mehrere Erben eines Nachlaffes vor deffen Thei— 
lung zur Erbmaffe untereinander und gegen deren Gläubi: 
ger ftehen. 

Denn fo lange der Nachlaß noch nicht getheilt iſt, rer 
präfentiren die ſämmtlichen Erben zufammen den -Erblaffer; 
jedes Recht, welches von Leterem ausgeübt, und jede Ver: 
bindlichkeit, deren Erfüllung von ihm gefordert werden Eonnte, 
Fanıı daher von feinen Erben nur zuſammen gemeinfchaft: 
lich ausgeübt und gefordert werben. Nomina heredita- 
ria activa gelten nicht für ipso jure divisa, vielmehr ſteht 
jeden der Erben ein condominium an dem Nachlaffe, vor 
deſſen Theilung dergeftalt zu, daß in der Regel Feiner, ohne 
Zuziehung feiner Miterben, auch nur über den geringften 
Theil des Nachlaffes verfügen darf. 

* Unter diefen Umftänden ift vor der Theilung der Erb: 
fchaft eine Solidarverpflichtung des einzelnen Miterben nicht 
wohl denkbar; mwenigftens würde e8 in Feiner Weiſe gebil 
ligt werden können, daß ein einzelner Erbe, der allein Nach: 
laß» Activa nicht einforderw darf, für die Paſſiva ganz auf 
fommen fol. Überdies würde der Erbfchaftsgläubiger durch 
eine folche Solidarverpflichtung des einzelnen Miterben ein 
Recht gewinnen, auf welches er nicht den mindeſten An— 
ſpruch, hat, indem er ſtatt eines einzigen Schuldners, des 
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ten würde. Er könnte ſich nad) feiner Wahl an einen Je⸗ 


den von ihnen fir eine und diefelbe Forderung halten, für 
welche ihm Boch, der Natur der Sache nad), der Nachlaf 
ſeines Schuldners allein verhaftet ift. 

Hiernach kann alfo der, im $. 127. a. a. D. gebrauchte 
Ausdruck: „gemeinfchaftlich verpflichtet,“ nicht Die 
Solidarverbindlichkeit, fondern nur fo viel bezeichnen, daß 
fänmtliche Erben zufammen zur Berichtigung der Erbfchafts- 
ſchulden verpflichtet find, und daher auch nur zufams 
men darauf belangt werden können. 

Eine Betätigung hierfür findet fi) in der A. G. O., 
die als fpäteres Gefeß zur Erläuterung des A. L. R. die 
nen kann; vgl. das Minifterial- Refeript vom 25. Februar 
1799, neues Archiv von. Umelang, Bd. IL ©. 144. 
Gg,beißt nämlich im $. 38. Tit. 1. Th. I. derfelben: 


Pe 


„Welche Klagen auf die Erben übergehen oder nicht, und 


in wie fern mehrere Miterben, wegen Forderungen oder 
Schulden des gemeinfchaftlichen Erblaffers, zufammen 
oder einzeln Elagen, oder belangt werden Fönnen, ift nach 
den Vorfchriften des A. L. R. zu beurtheilen (Th. I. 


Tit. 9. $. 482. u. flgd., Tit. 17. Abfchn. IL; Th. IT. . 


Tit. 1. $. 827. u. flgd., Tit. 20. $$. 603 — 606. c.) 

Denn bier ift das Wort „zufammen“ fynonym mit 
dem, im $. 127. Tie. 17. Th. I. des A. L. R. enthaltenen 
Worte „gemeinfchaftlich" gebraucht. 

Zür die entgegengefegte Auslegung des $. 127. wird 
ferner der Inhalt des unmittelbar auf ihn folgenden $. 128. 
angeführt; jedoch ohne Grund. Beide $$. fprechen von 
einem gang verfchiedenen Verhältniffe der Erben. 

Der $. 127. beftimmt dasjenige, in welchem fie bei 
noch ungetheiltem Nachlaffe, als Gefammt+Repräfentanten 
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des Erblaffer8 gegen bie Erbfchaftsgläubiger ftehen. Der 
folgende $. 128. betrachtet fie aber nicht von biefem Stand: 
punkte aus, fondern in ihrer Qualität als Erben, und fetjt 
das Verhältniß feft, welches unter ihnen ſelbſt ftatt finder, 
und melches die Erbfchaftsgläubiger, die ihre Befriedigung 
nur aus dem noch ungetheilten Nachlaffe felbft zu fuchen 
und zu erhalten haben, nicht im entfernteften berührt. 
= Allerdings fol der $. 128., wie das Wörtchen „aber! 
ergiebt, einen Gegenfaß des $. 127. ausdrücken; diefer Ges 
genſatz ift indeß nicht darin zu fuchen, 
baß die Erben vor der Theilung den Gläubigern gegen: 
über folidarifh und unter fi) blog nad) Verhältniß ih- 
rer Erbtheile haften, 
ſondern darin, 
daß fie von den Gläubigern nur gemeinfchaftlich, d. H. 
zufammen belangt werden Fönnen, diefelben alfo keines⸗ 
wegs jeden Einzelnen, wenn auch nach Verhältniß feines 
Erbantheils in Anfpruch zu nehmen befugt find; daß fie 
aber unter fich allerdings nach dieſem Verhältniß Einer 
dem Andern haften. | 
Endlih führen die Vertheidiger der entgegengefegten 
Meinung für diefelbe noch den $. 107. a. a. D. an, mel: 
cher dahin Tautet: | 
„Für blos perfönliche Forderungen aber, die einem Drit- 
ten an ſämmtliche geweſene Theilhaber zukommen, haftet 
bei einer weder durch Vertrag, noch durch letztwillige 
Verordnung entftandenen Gemeinfchaft, nach erfolgter 
Trennung derfelben, ein jeder der geweſenen Theilnehmer 
nach Verhältniß des empfangenen Antheils.“ 
Sie glauben aus dieſem $. den Gegenfaß folgern zu 
Fönnen, daß bei einer, durch Vertrag oder durch letztwillige 
Verordnung entftandenen Gemeinfchaft, nach erfolgter Tren⸗ 


319 


nung derſelben, ein jeder der geweſenen Theilnehmer, nicht 
blos nach Verhältniß des empfangenen Antheils, fondern 
für die ganze Forderung des Dritten folidarifch hafte. 

Indeß kann der Vorfchrift des $. 107. Feine Einwir⸗ 
fung auf die Beftimmung der Verhältniffe der Erben eines 
noch ungetheilten Nachlaffes gegen die Erbfchaftsgläubi- 
ger zugeftanden werden. Folgende erhebliche Gründe ftchen 
enfgegen: | 
1. Der aus bem $. 107. gefolgerte Gegenſatz würde 
nur für Teftamentserben gelten Fönnen, nicht aber für In— 
teftaterben, weil er doch nur auf folche unter Erben ſtatt 
findende Gemeinfchaften anwendbar wäre, von denen der 
$. 107. ſelbſt fpricht, und dies find die durch letztwillige 
Verordnung entfiandenen. Es bliebe daher immer die Frage 
unentfchieden, was in dieſer Hinficht bei den Inteſtaterben 
gelte? 

2. Der $. 107. betrifft Tediglich den Fall, dag bie 
beftandene Gemeinfchaft nieder aufgelöft worden ift. Diefe 
Auflöfung tritt bei der Gemeinfchaft eines Nachlaffes erft 
dann ein, mern deſſen Theilung unter den Erben erfolgt 
if. Hier Handelt es fich aber nicht darum, was nach ber 
Erbtheilung, fondern was vor derfelben Rechtens fei? und 
fhon um deswillen Täßt fich diefe Frage ni aus dem 
$. 107. beantworten. 

Es fchließt aber auch 

3: das Geſetz felbft jede Anwendung des gedachten 
$. 107. auf die Verhältniffe der Erben gegen die Erbfchafte: 
gläubiger ausdrücklich aug, indem es im $. 109. a. a. D. 
bemerkt, daß Ausnahmen und nähere Beftimmungen in Au: 
fehung folcher Theilnehmer, deren gemeinfchaftliches Eigen- 
thum aus einem Gefellfchaftsvertrage entftanden wäre, fo 
wie in Unfehung der Miterben gehörigen Orts feſt⸗ 
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“ gefetst worden, und dabei mit auf den Abfchnitt 2. ver: 
weiſt, im welchen bie hier augzulegenden $$. 127. u. figd. 
gehören. Daraus folgt denn zugleich von felbft, daß bei 
Abfaffung des $. 107. die Abſicht nicht dahin ging, durch 
denfelben über die Verhältniffe der Erben gegen die erbs 
fchaftlichen Gläubiger etwas zu beftimmen, daß man viel 
mehr nur die Anwendbarkeit dieſes $. auf die, durch Ver: 
trag oder letztwillige Verordnung entftandene Gemeinfchaft 
ausfchliegen wollte. 

Ans allen diefen Gründen ift die vorliegende Streit 
frage, den gefeßlichen WVorfchriften zufolge, im Allgemeinen 
nur dahin zu beantworten, daß, fo lange die Theilung eineg, 
auf mehrere Erben verfälten Nachlaffes noch nicht erfolgt 
ift, Eein einzelner Miterbe für die erbfchaftlichen Schulden 
folidarifch verhaftet ift. 

Zu gleichem Nefultate gelangt man, wenn man den 
Grund näher ins Auge faßt, weshalb zwiſchen den mehre⸗ 
ren Arten der Erbtheilung unterſchieden wird. 

Daß der Gefeßgeber die rechtlichen Verhältniſſe mehre— 
rer Miterben gegen die Erbſchaftsgläubiger in dem Fall, in 
welchem der Nachlaß noch gar nicht, oder doch nur erſt 
nach vorgängiger, gehöriger Bekanntmachung an die Gläu⸗ 
biger getheilt worden, anders habe ſtellen wollen, als in dem 

Fall, in welchem die Erbſchaft ſchon getheilt, und dieſe 
Theilung ohne vorgängige Bekanntmachung hinter dem Rük—⸗ 
fen der Gläubiger. von den Erben vorgenommen ift, kann 
nicht beftritten werden. Eben fo wenig läßt es fich bezwei⸗ 
feln, daß das Verhältniß der Erben, melche fich in den 
Nachlaß theilen, ohne dies den Erbfchaftsgläubigern vor- 
ber gehörig bekannt zu machen, gleichfam als Strafe, ein 
härteres fein follte, ald das Verhältniß der Erben, die fich 
in die Erbfchaft entweder noch gar nicht, oder doch nur 

erft 


— 321 


erſt nach vorgängig erfolgter Bekanntmachung getheilt has 
ben. Denn die Theilung, ohne die vorgeſchriebene vorgän⸗ 
gige Bekanntmachung, iſt mindeſtens als ein Verſehen zu 
betrachten, deſſen ſich die Erben gegen die Gläubiger, mög: 
licher Weife zu großer Beeinträchtigung der Mechte derfelben, 
fehuldig machen. Der Unterfchied zwiſchen denjenigen Erben, 
welche den Nachlaß entweder noch nicht, oder doch erft nach. 
vörgängiger gehöriger Bekanntmachung getheilt haben, und 
denen, welchen bei der Theilung ein Verfehen zur Laft fällt, 
liegt, dem Gefeß zufolge, nur darin, daß die Letztern, und 
nicht die Erftern, es fich gefallen laſſen müſſen, wenn der 
Erbfchaftsgläubiger nicht von ihnen insgeſammt feine For⸗ 
derung bezahlt verlangt, auch nicht von jedem Einzelnen 
von ihnen eine Duote derfelben nach Verhältniß feines Erb» 
antheils, fondern nur einen der Erben, welchen er für den 
sahlungsfähigften erachtet, vor den andern erwählt, und-die, 
fen allein wegen Berichtigung feiner ganzen Forderung, fo 
weit deffen Erbantheil dazu hinreicht, in Anfpruch nimmt. 
Sollte nun aber diefe Berechtigung, den einzelnen ausge: 
wählten Miterben für das Ganze der Forderung allein in 
Anfpruch nehmen zu können, dem Erbfchaftsgläubiger auch 
dann zuftehen, wenn eine Erbtheilung noch gar nicht ftatt 
gefunden hat: fo wären in den 66. 127—141. a. a. O. 
sicht drei Fälle zu unterfcheiden geweſen, vielmehr hätte es 
völlig genügt, ein für allemal im Allgemeinen zu beſtim⸗ 
men, daß mehrere Miterben den Erbfchaftsgläubigern nicht 
blos gemeinfchaftlich zur Bezahlung der erbfchaftlichen Schuld 
verpflichtet wären, fondern daß auch jeder einzelne Miterbe 
dafiir nach Verhältniß feines Erbantheils, und fogar ſoli⸗ 
dariſch bis zum vollen Betrage feiner Erbquote, haften follte, 
und vom diefer Regel hätte es dann nur für den einzigen 
Bd. IV. 
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Fall einer Ausnahme bedurft, daß die Erben bie bevorfte; 
hende Theilung gehörig befannt gemacht hätten. 
Es bleibt indeß noch eine zweite Streitfrage iv beants 
mworten. ! 
Zumeilen tritt nämlich der Fall ein, daß von mehre⸗ 
ren Miterben nur Einer oder Einige die Erbſchaft ohne 
Vorbehalt, die übrigen aber unter der Rechtswohlthat des 
Inventars antreten, und hier fragt es ſich: 
ob die Erbſchaftsgläubiger bei noch ungetheiltem Nach: 
laß wicht berechtigt fein dürften, wenigftens von den Er 
‚ben ohne Vorbehalt, die Bezahlung ihrer ganzen Forde 
rung, auch wenn fie die Erbrate derfelben überfteigt, for 
lidariſch zu fordern. | 
Es ift indeß ſchon oben ausgeführt worden, dag die 
Frage: 
ob mehrere Miterben für die ganze Forderung oder blog 
fiir einen Theil und für melchen haften, 
ganz verfchieden und unabhängig fei von der Frage: 
ob ein Erbe blos mit dem, was er ererbt hat, oder auch 
mit feinem eigenen Vermögen und mit feiner Perfon hafte? 
Bei dieſer Verſchiedenheit/ beider" Fragen, welche zu 
ganz von einander gefonderten Nechtsmaterien gehören, kann 
denn auch felbftredend Die Art der Verhaftung mehrerer 
Miterben, fie mögen nun, je nach den Umftänden jeder nach 
Verhältnig feines Erbtheils, oder: jeder Einzelne für dag 
Ganze haften, dadurch, daß fie die Erbfchaft ohne Vorbe⸗ 
halt angetreten haben, nicht verändert werden; vielmehr hat 
dies nur die Folge, daß, mern zur Berichtigung des Be 
trageg, für welchen fie auffommen müffen, dasjenige nicht 
binreicht, was fie als Erbtheil erhalten haben, fie den feh⸗ 
lenden Betrag aus eigenen Mitteln zulegen müſſen. 
Es läßt fich daher auch nicht behaupten, daß vor der 
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Theilung Erben um beswillen, weil fie die Erbfchaft ohne 
Vorbehalt angetreten haben, follen folidarifch, ein jeder für 
das Ganze, belangt werden bürfen. 

Unmöglih Fann man annehmen, daß ein Miterbe 
durch die Abgabe der Erklärung, die Erbfchaft ohne Vor⸗ 
behalt anzutreten, zugleich die Mitverpflichtung feiner Miters 
ben habe übernehmen wollen; feine Abficht ging vielmehr, 
allem Vermuthen nach, nur dahin, im Verhältniß feis 
nes Erbantheils als. Erbe ohne Vorbehalt zu, gelten, 
d. 5. zwar mit feinem eigenen Vermögen für die Nachlaß» 
fchulden aufzufommen, jedoch nur für den Theil der Ich 
teren, ben er nach Verhältniß feiner Rate zu vertreten hat; 
mit anderen Worten: ber Erbe wollte über den Betrag ſei⸗ 
nes Erbantheils hinaus dem Erbfchaftsgläubiger nur fo 
weit verhaftet fein, als er dies in dem alle fein würde, 
wenn fämmtliche Erben den Machlag ohne Vorbehalt an⸗ 
getreten hätten. 

Mit diefem Grundfag, dag von mehreren Erben auch 
diejenigen, welche die Erbfchaft ohne Vorbehalt angetreten 
haben, nur nach Verhältniß ihrer Erbquote für die Nach» 
laßſchulden haften, fteht Feine gefegliche Vorfchrift in Wis 
berfpruch, namentlich nicht die $$. 418. 419. Tit. 9. und- 
$. 134. Tit. 17. TH. J. des A. EN. 

Zwar wird in den angeführten Stellen des Sit. 9. Th. J. 
feſtgeſetzt, daß der Erbe ohne Vorbehalt für alle, an die Erb⸗ 
ſchaft zu machenden Forderungen haften müſſe. Allein dieſe 
Vorſchriften, welche nur eine allgemeine Beſtimmung über die 
Folgen des Antritts einer Erbſchaft ohne Vorbehalt enthalten, 
berückſichtigen diejenigen beſonderen Verhältniſſe nicht, Die dar⸗ 
aus entſpringen, wenn mehrere Erben an einer Erbſchaft 
Theil nehmen, und die Nachlaßgläubiger gegen dieſe mehreren 
Erben ober gegen einzelne derſelben ihre Anſprüche geltend 
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machen wollen; für dieſe Verhältniffe entfcheiden vielmehr Ies 
Biglich die Vorfchriften des 2. Abfchn. im 17. Tit. a. a. D., 
als des eigentlichen Sitzes der Materie, wie denn auch bereits 
mehrfach darauf aufmerkſam gemacht ift, daß die Frage: 
mit welchen Vermögen die Erben haften, ganz verfchieden 
fei von der, für welchen Theil einer — ſie aufkom⸗ 
men müffen. | 
Der $. 134. Tit. 17. a. a. D. dagegen enthält, tie 
dies ebenfalls fchon oben näher ausgeführt ift, nur eine 
Anwendung der, in den $$. 418. 419. 427. und 423. 
Sie. 9. ebend. auggefprochenen Grundfäße auf den Fall, . 
wenn einer von mehreren Erben nach der Vorfchrift des 
vorhergehenden $. 131. Tit. 17. auf das Ganze belangt 
werden darf, und fpricht aug, in wie fern der in Anſpruch 
genommene Erbe, wenn jener Fall vorliegt, über den Be 
trag feines Erbtheils, alfo mit feinem eigenen Vermögen, 
aufkommen müſſe oder hierzu nicht verpflichtet fei, je nach: 
dem er Erbe mit oder ohne Vorbehalt iſt; darüber aber: 
unter welcher Borausfegung denn nun jener Fall ein 
tritt, d. h. einer mehrerer Erben für das Ganze belangt 
werden dürfe — iſt die Beftimmung, wie gedacht, im $. 131. 
enthalten; der $. 134. hat über diefe Frage durchaus nichts 
beftimmen wollen; e8 Fann mithin auf denfelben auch Fein 
Gewicht gelegt werden, wenn beurtheilt werben fol, ob ein 
Erbe für eine Nachlagfchuld ganz oder nur für einen Theil 
derfelben hafte. 
Die Frage endlich: 
ob bei ungetheiltem Nachlaß der Miterbe ohne Vorbe: 
halt dem Gläubiger auf die ganze Forderung, ohne Rück 
fiht auf die Höhe der Erbquote, nicht alsdann verhaf: 
tet fei, wenn ſämmtliche Erben die Erbichaft ohne 
Vorbehalt angetreten haben? 
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ift nach den nämlichen leitenden Grundfägen zu entſcheiden, 
und beantwortet fich nach diefen von felbft dahin, daß auch 
in dem voraugsgefegten Falle bei noch nicht erfolgter Nach» 
laßtheilung, jeder einzelne Miterbe dem Gläubiger ohne Vors 


behalt nicht folidarifch, fondern nur nad) Verhältniß 


feines Erbantheils aufzufommen braucht, ba es auf 
die Verpflichtung eines Erben ohne Vorbehalt gegen den 
Nachlaßgläubiger Feinen Einfluß haben kann, ob jener der 
einzige Erbe ift, der die Erbfchaft ohne Vorbehalt ange 
treten hat, oder ob dies auch von allen feinen Miterben 
gefchehen ift. 

| Eben fo verſteht es ſich nad) dem $. 127. Tit. 17. 
a. a. D. bei deffen richtiger, oben näher begründeten Aus 
legung von felbft, daß, wenn auch alle Erben die Erb» 
fhaft ohne Vorbehalt angetreten haben, der Gläubiger fie 
vor der Theilung, eben fo wie in den Fällen, wenn fie 
Alle Beneficials Erben, oder die Einen Erben mit und die 
Andern Erben ohne Vorbehalt find, nur zufammen, nicht 
einzeln verklagen Fann. 


— —— 


33 
Erbe. Activum. Nachlaßtheilung. Schuld— 
urkunde. Ceſſion. 





Nach getheilter Erbſchaft kann der Schuldner 
an denjenigen Erben, welcher ſich im Beſitze der, uͤber 
eine Nachlaßforderung ſprechenden Schuldurkunde be⸗ 
findet, ſicher zahlen, wenn gleich von demſelben eine 
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Eeffion oder —— Seitens der uͤbrigen Mit- 
erben nicht vorgelegt wird *). 
WER SI Zit. 17. 7. 9 152. 153. 2). 





1) Dal. 
I. Die, auch in dem Erkenntniß des Königl. Geheimen ober 
Tribunals in Bezug genommenen Motive zu dem, bei der jetzigen 
Gefeg-Revifion vorgelegten Entwurf der, das Erbrecht betreffenden 
Geſetze (Penſum XVI.) ©. 233. 234., wo es heißt: 
„In Hinſicht der zur Erbſchaft gehörenden Aetivforderungen ift bie 
Bemerkung gemacht, daß der $. 152. d. 8. (Kit. 17, CTh. L 
A. 8 R.), mach welchen der Schuldner nach getheilter Erbfchaft 
an denjenigen Erben fiher zahlen kann, welcher fich im Beſitz des, 
liber die Forderung fprechenden Documents befindet, mit den Vor⸗ 
fehriften des A. L. R. Th. I. Tit. 11. $. 394. und Tit. 13. $. 105. 
4120. und 123. im Widerfpruch ſtehe. Die Bemerkung ift richtig; 
denn nach Iegteren Gefegen ift weder ber bloße Beſitz des Schulds 
documents, noch eine vermuthete Vollmacht bei Erhebung fremder 
Forderungen zur Legitimation hinreichend. 
Die Materialien ergeben, daß die Verfaffer bes 4. 2. R. auch 
bei dieſem Punkte verfchiedene Anfichten schabt haben. In dem, 
im XXV, Bande der Materialien befindlichen Entwurf war diefer 
Gegenftand übergangen, und Suares bemerkte daher (Bl. 218.) 
bei Revifion deffelben: es werde noch irgend wo der Sag zu infes 
riren fein, daß auch momina activa ipso jare divisa sunt, und daß 
alfo ein Erbfchaftsfchuldner von mehreren Miterben jedent nur für 
feine Rate zahlen könne und dürfe. Es kommen, fährt er fort, das 
bei noch verfchiedene Fragen vor, die einer Erörterung bedürfen. 

1. Iſt der Debitor fehuldig, fih an einen einzelnen Miter⸗ 
ben affigniren zu laffen? 

2. Was hat der Debitor zu thım, wenn er zahlen will, und 
bie Erbfchaftsraten noch nicht ausgemittelt find? 

3. Iſt ein folcher Debitor fchuldig, einem jeden Erben feine 
rata ins Haus zu fchicken? oder kann er nicht dem ficher jah- 
len, der ihm das Schuldinftrument produeirt? Letzteres wünſche 
ich gefeglich beſtimmt zu fehen, weil aus dem bisher angenont- 
menen Gegentheil gar zu viel Weitläufigkeiten bei der Legitima⸗ 
tion entſtehen. 
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Die Eheleute Michael und Catharine Dummaſch 
verkauften ihr, in Pofrafen 17 28. belegenes Zinggut vers 


Darunter ift bemerkt: 

„Auch nomina activa find nicht mehr ipso jure divisa.. So— 
bald die Erbfchaft getheilt iſt, kann ich an den zahlen, der das 
Inſtrument produeirt. ft Fein Inſtrument vorhanden, fo muß 
ich an fämmtliche Erben oder ad depositum zahlen. Affig- 
nation aber muß ich mir gefallen laſſen.“ 

Nach diefem Befchluffe wurden die $$. 301 —310. des gedruck⸗ 
ten Entwurfs Th. II. Tit. VI. abgefaßt; da diefe aber von mehreren 
Seiten angegriffen wurden, fo bemerfte Suarez in der revisio mo-- 
nitorum zu deren Vertheidigung Folgendes: 

„Segen die $$. 308. und 309. enthaltene Aufhebung des Satzes: 
quod nomina hereditaria activa ipso jare sint divisa, haben fich 
viele Monenten erflärt. Sie mollen e8 dabei laffen, daß jeder Erbe 
ein Erbfchaftsaetivun pro rata heregditaria eingiehe, und der Der 
bitor an jeden feine ratam ficher zahlen Fünne. Dagegen hals 
ten fie es für äußerft bedenklich, daß der bloße Befis des Inftrur 
ments einen einzelnen Gläubiger zur Erhebung des Ganzen hinläng- 
lich legitimiren folle. Ein Erbe Fönne ja auf mancherlei Art zum 
Beſitze des Inſtruments gelangt fein, ohne daß juft die ganze 
Forderung auf ihn übertragen worden; er könne alfo durch die Ein; 
ziehung des Ganzen feinen Miterben fehr präjudieiren. Wenigftens 
müffe bei eingetragenen Poften auf die Legitimation gefehen werden. 
Aber auch hier würde ich dem Entwurfe simpliciter inhäriren. 
Es treten eben die Gründe ein, wie bei den pessivis hereditariis, 
Sp wenig dem Erbfchaftsgläubiger ftatt Eines viele Schuldner, fo 
wenig können dem Erbfchaftsfchuldner ftatt Eines viele Gläubiger 
aufgedrungen werden. Die Erben haben nicht mehr Recht, als der 
Erblaffer. Diefer Eonnte feinen debitorem nicht zwingen, an Mehs 
rere auf feine Aflignation Partieular- Zahlungen zu leiften, eben fo 
wenig kann diefe Befugniß den Erben eingeräunt werden. Warum 
follte es übrigens zur Legitimation nicht hinreichend fein, wenn es 
mand nachweift, daß er Erbe des creditoris fei, und daß er das 
Inſtrument in Händen habe? Er hat possessionem. titulatam für 
fih, und man muß ein delictum präfumiren, wenn man anneh⸗ 
men- will, daß er dem ohnerachtet zur Einziehung des Ganzen nicht 
befugt fei. Werden die Miterben Dadurch verfürzt, fo üft folches 
blos ihre eigene Schuld. Denn da fie fich doch um die Erbfchafts- 
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möge Contractd vom 17. November 1812 an ihren Sohn 
Michael für 1833 Thlr. 10 Ser. Das Kaufgeld ward 


Activa befümmern müffen, fo find fie doch in imputabili negligen. 
tia, wenn fie einem von ihnen, der zur Einziehung des Ganzen 
nicht befugt ift, das Inſtrument in Händen Iaffen, ohne den debi- 
torem zu warnen. Die großen Schwierigkeiten und Weitläufigfei- 
ten, welche, mie die tägliche Erfahrung lehrt, befonders bei dem 
Hypothekenweſen daraus entftehen, daß man nach 30, 40 und meh» 
teren Jahren, der bisherigen Theorie gemäß, annoch Nachmweifuns 
gen fordert, daß der Erbe, welcher das Inſtrument quittirt und in 
die Löſchung eonfentirt hat, alleiniger Erbe gewefen, und ihn die 
Port bei der Theilung zugefallen fei, machen es nothwendig, die 
Gache zu erleichtern, und den debitorem durch die Gorglofigfeit 
der Erben. nicht in Verlegenheit und Koften zu ſetzen.“ 
U. Suarez, amtliche Vorträge bei der Schlußrevifion des 
A. L. R., Jahrbücher Bd. XLI. ©. 56. 57., welche in dem Er 
Fenntniffe des Königl. Geheimen Ober⸗Tribunals gleichfalls allegirt 
werden. Es heißt hier: 
„Dieſe $$. (151. 158. Tit. 17. Th. I.) weichen von der Römi—⸗ 
fehen Theorie, wonach auch nomina activa hereditaria ipso jure 
divisa find, ebenfalls ab. — Man Fann dem debitori hereditario, 
der nur mit einem Manne eontrahirt, und nur an Einen das Ganze 
zu zahlen hatte, nicht anmuthen, fich ftatt deffen mit zehn und mehr 
Perfonen einzulaffen, und fich den Unbequenslichkeiten und Koften 
fo vieler PartieularsZahlungen zu unterziehen. Auch ift hier die 
Praris fchon jest mit der im Gefegbuch angenommenen Theorie 
ziemlich conform. 
11. Mathis, juriftifche Monatsfchrift Bd. VIII. ©. 386. 
IV. Merckel, Eommentar zum A. L. R. 2te Ausg. Bd. J. 
©. 953. (zum $. 151. Tit. 17. Th. I), welcher bemerkt: 
„Das factum der Theilung muß fich der Schuldner von dem Mit 
erben bemeifen Iaffen. Wird ihm aber. Beweis verfchafft, dann 
wird er gewöhnlich auch zugleich erfahren, went das Activum zuges 
theilt it, und forglos würde er nunmehr den Befiger des Juſtru⸗ 
ments blos ald Befiger, in Gemäßheit bes $. 152., für legitimirt 
annehmen. 
V. Grävell, Commentar zu den Ereditgefegen Bd. III. ©. 203. 
Note **), welcher der Meinung von Merckel beitritt. 
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im Hi 2%. des Contracts bis auf 800 Thlr. für belegt ans 
genommen, und diefe Summe für bie Verkäufer, gegen 
fünf Prozent Zinfen und halbjährige Kündigung, unter der 
Benennung: „Pflege⸗-Capital,“ auf dem Gute eingetragen. 
Nach dem Tode des Michael Dummafch, des Waters, 
wurde in dem, über feinen Nachlaß am 13. Februar 1815 
gerichtlich abgefchloffenen Erbreceffe für feinen Sohn Chris. 
ftoph ein wäterliches Erbgut von 107 Thlen. 21 Sgrn. 
11 Pfn. fefigeftellt, und der genannte, fo wie die übrigen 
Erben mit ihren ermittelten Erbtheilen auf jenes, bei dem 
Michael Dummafch, dem Sopne, ausſtehende ee 


— ; A Vielitz, Conmentet zum U. L. R. Bd. m. S 743. 
36 2. und 4. 

VII. Klein, Syſtem des Preuß. Eivilrechts, herausgegeben 
durch von Rönne, Aſte Ausg. Bd. L ©. 476. (2te Ausg. Bd. L 
©. 454.) 

VIII. Erelinger, Spftem des Preuf. Erbrecht ©. 240. 241. 

Juſtiz⸗Miniſterial⸗Reſeript vom 26. Februar 1836. (Jahr⸗ 
bücher Sp. XLVI. ©. 376 —378.). 

X. Hinfhius, Sest die Vorfchrift des $. 152, Tit. 17. Th. J. 
des A. L. R. — — eine befondere Anmweifung und Eeffton der For⸗ 
derung Seitens der übrigen Miterben voraus oder nicht? in der juris 
fiifchen Wochenfchrift, Sahrgang 1836. ©. 761 — 767. 

XI. Koch, die Lehre vom Übergange der ‚Sorderungsrechte 
©. 25. 26. 

XI, Bornemann, ſyſtematiſche Darſtellung des Preuß. Eis 
vilrechts Bd. VI. ©. 513 -515. 

XIII. Von Kräwel, über die Vorſchriften des A. 8. R., daß 
die zur Erbſchaft gehörenden Activforderungen son den Erben, fo lange 
fie im Miteigenthume fichen, nur gemeinfchaftlich eingezogen werden 
fünnen, nach getheilter Erbfchaft aber der Schuldner an denjenigen 
Erben ficher zahlen darf, welcher fih im Befig des, über die Fordes 
rung fprechenden Inftruments befindet; in ber juriftifchen Wochen⸗ 
fihrift, Jahrgang 1839. &. 469 — 477. D. 9. 


2) Bol. A. . R. Th. J. Tit. 14. 9. 68. 61. D. 9. 
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Pflege: Capital angewieſen. Eine Abzweigung der, auf dem 
Gute eingetragenen Original» Schuldurfunde über 800 Thlr. 
auf Höhe des, dem Chriſtoph Dummaſch davon über 
wieſenen Betrages erfolgte nicht, und eben fo wenig eine 
Subingroffation im Hypothekenbuche. Michael Dums 
maſch, der Sohn, verkaufte fpäterhin das verpfändete Grund» 
ſtück laut Contractes vom 8. November 1832 an Johann 
Szameitat. Unterm 8. Mai 1833, alfo nachdem jener 
Verkauf bereits ftatt gefunden hatte, ferengte Chriftoph 
Dummafch wegen feines väterlichen Erbtheild gegen feir 
nen Bruder Michael einen Proceß an, und erlangte auch 
ein, den Lesteren zur Zahlung von 107 Thlrn. 21 Sera. 
11 Pf. nebft Zinfen verurtheilendes Judicat, das jedoch) 
wegen der Vermögends Unzulänglichkeit des Schuldners nicht 
vollſtreckt werden konnte. Aus diefem Grunde richtete Chris 
ſtoph Dummaſch feine Anfprüche nun am den zeitigen 
Beſitzer des verpfündeten Grundftüd, den Johann Szas 
meitat, und brachte gegen denfelben, unter Überreihung 
der Driginal: Schuldurfunde über 800 Thlr., welche ſich bis 
dahin im den Händen feines Bruderd Michael befunden 
hatte, ein Mandat zur Zahlung von 107 Thlen. 21 Sgrn. 
11 Pfn. Capital nebft Zinfen in Antrag. | 
Das Mandat wurde erlaffen; der Verklagte erhob 
indeß gegen daffelbe innerhalb der beſtimmten Friſt Eintvens 
dungen. Er erklärte zunächft den Kläger für nicht zur 
Sache Iegitimirt, weil bderfelbe das Mandat nur auf den 
Grund eines, für ihn von der Driginal- Echuldurfunde ab» 
gezeigten Documents auszubringen befugt fein würde, ein 
folches jedoch ihm nicht vorgelegt fer Sodann aber machte 
er die Einrede der Zahlung, indem er behauptete, daß der 
Kaufpreis für das verpfändete,. von ihm erfaufte Grund» 
ſtück, melches er nach dem Eontracte vom 8. November 
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1832: baar herauszahlen müffen, von ihm auch wirklich an 


Michael Dummafc, den Sohn, abgeführt fe, dag ſämmt⸗ 
liche Erben Dummafch, insbefondere der Kläger, bei der 
Zahlung zugegen geweſen, und das Capital der 800 Thlr. 
unter fie vertheilt worden, auch der Kläger feinen Antheil 
feinem Bruder Michael in Verwahrung gegeben habe. 
Nach erfolgter Beweisaufnahme verftattete die Depu⸗ 
tation des Landgerichts zu Tilfit für den Mandats⸗ 
und den fummarifchen Proceß in dem, am 31. Mai 1837 
abgefaßten Urtel den Verklagten zum Eide darüber: | 
daß er die fraglichen 800 Thlr. an den Michael Dum⸗ 
mafch, den Sohn, im Beifein fämmtlicher Erben ber 
Eheleute Michael und Eatharine Dummaſch, nas 
mentlich auch im Beifein des Klägers, Chriftoph Dums 
mafch, gezahlt, daß von biefen Erben das Geld gemein 
fchaftlich) in Empfang genommen und in Natur getheilt 
worden fei, und dabei der Michael Dummaſch, der 


Sohn, den Antheil des Klägers, mit deſſen Bewilli. 


gung, in Empfang genommen habe; 
im Schwörungsfalle wurde das erlaffene Mandat für zurücke . 
genommen erklärt, im Nichtfchwörungsfalle dagegen auf 
defien Vollſtreckung erkannt. 

Kläger appellirte; die Deputation des Oberlan⸗ 
desgerichtg zu Infterburg für, die fummarifchen Pros 
ceffe. zweiter Inſtanz beftätigte aber in ber Sigung vom 
25. September 1837 das Urtel erſter Inſtanz. 

Wenn auch — fo wird ausgeführt — aus- dem Erbs 
receffe vom 13. Februar 1815 dem Kläger nicht nur ein 
perfönlicher Auſpruch an feinen Bruder Michael auf Zabs 
lung der ihm überwiefenen 107 Thlr. 21 Sgr. 11 Pf., 


fondern auch ein Realanſpruch au das verpfändete Grund» ä 


ſtück, auf welchem bie 800 Thlr. fogenannte Pflegegelder ein⸗ 
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getragen worden, erwachſen ift, fo ift doch dieſer theilweiſe 
Anfpruch des Klägers an dem eingetragenen Capital weder 
im Hypothekenbuche vermerkt, noch eine befondere Urkunde 
darüber von dem Driginal- Schuldbocumente abgezweigt; 
daß letztere gilt vielmehr noch auf feinen vollen Betrag 
von 800 Thlen. Da nun der Nachlaß des Michael 
Dummaſch, des Vaters, im Fahre 1815 getheilt worden 
war; der Miterbe Michael Dummaſch, der Sohn, aber 
fich im Beſitze der eingetragenen Obligation über 800 Tplr. 
befand, fo konnte der Verklagte an dieſen Befiger ded Dos 
cuments allein gültige Zahlung leiften, oder mit ihm fich 
darüber verrechnen, und fich hierdurch von feiner Verpflich⸗ 
tung gänzlich befreien; U. L. R. Th. L Tit. 17. $. 152. 
Es kommt daher nicht einmal darauf an, ob der Verklagte 
die Zahlungen, die er nach dem, mit dem Michael Dum⸗ 
mafch, dem Sohne, gefchlofienen Kaufvertrage übernommen 
hatte, und durch welche zugleich das eingetragene Capital 
der 800 Thlr. getilgt werden follte, im Beifein ſämmtlicher 
Erben des Michael Dummafch, des Vaters, und nas 
mentlich auch im Beifein des Klägers geleiftet, fondern nur 


darauf, ob er den Michael Dummaſch, den Sohn, bes 


reits völlig befriedigt habe; daß Letzteres aber gefchehen, ers 
giebt fich mit höchfter WahrfcheinlichFeit. 

Dies wird hierauf näher dargethan. — 

Nunmehr legte Kläger die Nichtigfeitsbefchwerde ein. 
Er behauptete, abgefehen von der, dem Appellationgrichter 
zur Laſt gelegten, bier indeß nicht weiter in Betracht kom⸗ 
menden Verlegung twefentlicher Proceßvorfchriften, daß der 
$. 152. Tit. 17. TH. I. des N. 2. R. auf einen Fall ans 
gewendet worden, wofür derfelbe nicht gegeben fei. 

Das Geheime ObersTribunalerfannte am 18. Mai 
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| 1839, daß bie eingelegte Wichtgtetsbelhwerde als ungegrüns 
det zu verwerfen. 


Gründe. 


Nach der Behauptung des Klägers ſoll der Appella⸗ 
tionsrichter den $. 152. Th. J. Tit. 17. HE A. L. R. uns 
richtig auf einen Fall, wofür derſelbe nicht beſtimmt iſt, in 
Anwendung gebracht, und dadurch nach $. 4. AG 1. der 
Berordnung vom 14. December 1833 einen Nechtsgrunds 
ſaatz verlegt haben. Der Kläger fucht in diefer Beziehung 

auszuführen, daß die, von dem Verklagten geleiftete Zah— 
fung nur als Abtragung des Raufgeldes für das Grund: 
ftück, nicht aber als Berichtigung eines erbfchaftlichen Acti—⸗ 
vums im Sinne des $. 152. a. a. D. zu erachten fei; 
auch habe der Verklagte eine Bereinigung mit Michael 
Dummafc, dem Sohne, wegen Verrechnung eines Theilg 
der Kaufgelder auf das, eingetragene Capital der 800 Thlr., 
nicht nachgemwiefen, und der Letztere mithin von feiner Bes 
fugniß zur Einziehung des Capital Feinen Gebrauch) ges 
macht; jedenfalls fei dieſer feines Rechts zur Erhebung ber 
Forderung durch Aushändigung des Schulddocuments an 
ihn, den Kläger, wieder verluftig gegangen. 

Diefe Beſchwerde ift nicht begründet. 

Der vorher angeführte $. 152. Tit. 17. Th. I. des 
A. 2. R. beſtimmt wörtlich: 

„Nach getheilter Erbfchaft kann der Schulöner an ben: 

jenigen Erben ficher zahlen, welcher ſich im Befige des 

über die Forderung fprechenden Inſtruments 
und der $. 153. fügt hinzu: 

„Wollen die übrigen Erben verhindern, dag der Befi iter 

des Inſtruments das Ganze für ſich einziehe: fo müſſen 

ſie dieſes dem Schuldner gerichtlich bekaunt machen; und 
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wenn die Poft im Hypothekenbuche eingetragen ift, auch 
ihre Proteftation dafelbft vermerken Taffen. 4 " 
Es ift nun zwar in der Praxis ftreitig: 

ob die Vorfchrift des $. 152. eine befondere Antveifung 

und Eeffion der kinzuziehenden Forderung an den, dag 

darüber fprechende Inſtrument befigenden Erben Seitens 

der übrigen Miterben vorausſetze, oder nicht? 
allein die legte Alternative kann jeßt, nachdem die Mate 
rialien zum A. L. R. in Betreff diefer Materie, theild durch 
die Motive zu dem, bei der jegigen Geſetz⸗Reviſion vorges 
legten Entwurf der, das Erbrecht betreffenden Gefege, Pens 
fum XVI. ©. 233. 234. °), theils durch Suarez, amt: 
liche Vorträge bei der Schluß: Revifion des A. L. N. 
(Jahrbücher Bd. XLI. ©. 56. 57.*)) veröffentlicht find, 
nur für die allein richtige erachtet werden. Denn eben in 
Solge. der, in dem $. 151. a. a. D. ausgefprochenen Aufs 
bebung des gemeinrechtlichen Grundſatzes, daß Erbſchafts⸗ 
activa ipso jure getheilt find, feßen die vorgebachten $$. 152. 
und 153. feſt, daß der Schuldner eines Nachlaß: Activums 
an ben Erben, der fich im Beſitz des über die Forderung 
fprechenden Inſtruments befindet, alsdann mit Sicherheit 
Zahlung leiften kann, wenn das Verhältniß deffelben als 

Miterbe dargethan, die Thatfache der erfolgten Nachlaßthei- 
“ Iung durch Vorlegung eines gerichtlichen oder notariellen 
Auseinanderfeßungs-Meceffes, ‚oder auf andere Art nachges 
wieſen wird, und die übrigen Erben feine Proteftation zur 
Verhinderung der Dispofition darüber im ie 
haben eintragen laffen. 

Im vorliegenden Falle war nun ber Verklagte das 


3) Dal. Note 1) I. 
4) Bol daſelbſt ar II. 
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* daß. er ein Grundſtück erkauft hatte, auf welchem für 
die Eheleute Dummaſch das ſogenannte Pflege⸗Capital von 
800 Thlrn. eingetragen ſtand, Realſchuldner ihrer Erben ges 
worden, d. h. dieſen, ſo weit das Pfand reichen würde, zu 
haften verpflichtet; A. L. R. Th. I. Tit. 20. $. 50. Er 
hatte aber das in Rede ſtehende Capital nicht auf Rech 
nung der Kaufgelder übernommen, fondern die volftändige 
Auszahlung der Iegteren verfprochen, um hierdurd) dag ers 
faufte Grundſtück von jener Hypothek zu befreien. Diefen 
Zweck konnte er durch eine allein an feinen Verkäufer, als 
Dummafchfchen Miterben, geleiftete Zahlung nur dann 
erreichen, wenn ber Verkäufer in feiner Eigenfchaft als Erbe 
zur alleinigen Dispofition Über das, aus dem zu zahlenden 
Kaufgelde zu tilgende Ingroſſat Tegitimirt war. Diefe Les 
gitimation erlangte der Michael Dummaſch nad) getheil: 
ter Erbfchaft durch den Beſitz des, über bie Forderung fpres 
chenden Documents. Da nun das Verhältniß deffelben als 
Miterbe unbeftritten feftfteht, nicht minder der gerichtliche - 
Auseinanderfegungss Neceß vom 13. Februar 1815 bie 
Thatſache der erfolgten Nachlaßtheilung ergiebt, die übrigen 
Erben auch eine Proteftation zur Verhinderung einer Dies 
poſition von Seiten de8 Michael Dummafch im Hypo» 
thefenbuche nicht haben eintragen -Iaffen, und es endlich 
ſelbſtredend ohne Einfluß ift, daß der Leßtere, der big zur 
gegenwärtigen Klage fih im Befige des Documents über- 
die Forderung befand, baffelbe jetzt wieder an den Kläger 
herausgegeben: fo hat auch der Appellationgrichter den 
$. 152. a. a. D. auf den vorliegenden Fall richtig ange 
wendet. 
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M 34. 

Vorbedungene Sinfen. Quittung. Zahl ung. 
Vermuthung. 





Die, uͤber die Zahlung eines Capitals ohne Vor: - 
behalt ausgeftellte Quittung begründet zu Gunſten des 
Schuldners nur die VBermurhung, daß die vorbe- 
dungenen Zinfen bezahlt oder erlaffen find; der Nach- 
weis des Gegentheils wird durch diefe Vermutung 
nicht ausgefchloffen. 

A. L. R. Th. J. Tit. 11. $. 843.; vgl. ebend. 
6$. 844. 845. 847., Tit. 16. 99. 105. u. flgd. 


Thecla von J. hatte aus dem Erbreceſſe vom 30. Mai 
1828 von ihrer Schweſter, der Wittwe von K., ein Ca—⸗ 
pital von 15,000 Thlen. zu fordern, welches vertraggmäs 
Fig mit fünf Procent zu verzinfen war. Auf das Capital 
felbft ward von der Wittwe von K. im Jahre 1829 eine 
Theilzahlung mit 1000 Thlen. geleiftet, der Neft von 
14,000 Thlru. aber am 21. December 1833 abgetragen, 
und in der,. an diefem Tage von der Thecla von J. aus⸗ 
.geftellten Quittung anerfannt, daß fie von ihrer Schwefter 
15,000 ZThlr., als ihr Erbtheil aus dem Erbvertrage vom 
30. Mai 1828, richtig auggesahlt erhalten habe. Der Zinfen 
gefchieht in diefer Quittung Feine Erwähnung, fo wie denn auch 
darin namentlich ein Vorbehalt weber überhaupt, noch 
insbeſondere hinfichtlich rückftändig verbliebener Zinfen enthals 
ten if. Nach der Behauptung der Thecla von J. follen 


jeboch bei der Zahlung des Neftcapitald von 14,000 Thlrn. 
die 
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die Zinfen hiervon feit Johannis 1832 wirklich noch viich 
ftändig getoefen und quch feitdem nicht berichtigt worden feien; 
fie forderte daher deren Zahlung von den Erben ber inzwi⸗ 
fchen verfiorbenen Wittwe von K., indem fie zugleich den 
Zeugenbeweis darüber antrat, daß nach ausdrücklicher Abs _ 
rede mit der Witwe von S. die Zahlung zunächft auf dag 
Capital geleiftet, und eben deshalb die Quittung über dag letz⸗ 
tere ausgeftellt worden; daß ferner bei Ausſtellung der Auit: 
fung die geforderten Zinfen. wirklich noch rückftändig geweſen, 
diefer Rückſtand auch von der Erblafferin der Verklagten bei 
und nach Ausfielung der Auittung anerkannt fei, und die 
von K. fi) zur Zahlung der Zinfen verpflichtet erklärt habe. 

Bon Seiten der Verklagten ward der behauptete Zins 
rückſtand beftritten, und dem Anfpruche insbefondere der 
Einwand entgegengefeßt, daß die Klägerin über das Capi- 
tal felbft ohne Vorbehalt quittirt habe, deshalb nach $. 843. 
Tit. 11. Th. I. des A. L. R. die Zinfen für bezahlt oder 
erlaffen anzunchmen feien, und hiergegen ein Zeugenbeweis 
nicht ftatt finde, die Klägerin auch nur einen mündlich 
gemachten Vorbehalt wegen der Zinfen behaupte, auf wel⸗ 
chen es bei dem Vorhandenſein der. fchriftlichen Quittung 
nicht anfomme. 

Diefer Anſicht trat der erfie Nichter, das Oberl an⸗ 
desgericht zu Bromberg, im Weſentlichen bei, und er, 
kannte deshalb unter dem 6. Juli 1936 auf Abweiſung ber 
Klägerin. | 

Diefe appellirte, und dag Oberehlppellationäge 
richt zu Pofen, welches die Meinung des erſten Nichs 
ters nicht thejlte, veranlaßte ‚die Aufnahme des Beweiſes 
über die, von der Klägerin behaupteten Thatſachen. Hier: 
nächft wurden in dem Erfenntniffe vom 24. September 
1838 die Anführungen -der Klägerin für fo weit dargethan 

Bd. IV. Y 


, 
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angenommen ‚um baſclben einen Eid dahin aufelegen 4 zu 

Fönnen, 
daß bei Ausſtellung der Quittung vom 21. December 
1833 über ihe väterliched Erbtheil von 15,000 Thlrn. 
noch die Zinſen von 14,000 Thlen. feit Johannis 1832 
rückftändig geweſen fein, und die Erblafferin der Ver 
klagten ſich ausdrücklich verpflichtet habe, die Zinfen von 
14,000 Thlen. für den Zeitraum von Johannis 1832 
bis Weihnachten 1833 nachträglich an bie Klägerin zu 
berichtigen; 

im Schwörungsfalle tourden die Verklagten zur Zahlung 

der eingeflagten Zinfen verurtheilt, für den Nichtſchwörungs · 

fall dagegen das erſte Urtel beſtätigt. 02 

Gegen biefe Entfcheidbung wandten die Verklagten bie 
Reviſion ein, und brachten die Wiederherftellung des erften 
Erfenntniffes in Antrag; das Geheime Ober» Tribu> 
nal beftätigte jedoch in dem, unter dem 11. Mai 1839 abge: 
faßten Erkenntniffe das Appellationgurtel aus folgenden 

Gründen. 

Die Auslegung, welche bie Verklagten und mit ihnen 
der erfie Richter von den $. 843. Tit. 11. Th. L des 
A. L. N. machen, iſt nicht für richtig anzuerkennen. 

Der $. 843. befindet ſich unter den Vorfchriften we⸗ 
gen Bezahlung der vorbedungenen Zinfen von Darlehnen. 
Im $. 842. ebend. wird zu Gunften des Schuldners die 
Vermuthung aufgefieht, daß, wenn der Gläubiger über 
den letzten Zinstermin ohne Borbehalt-quittirt habe, auch 
die vorhergehenden Termine berichtigt feien. Hieran ſchließt 
fich der $. 843. an, welcher mörtlich lautet: 

„Iſt über das Capital felbft ohne Worbehalt quittirt 
worden, fo find Die vorbedungenen Zinfen für — 
oder erlaſſen zu achten.“ 
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Schon die Verbindung, im melcher ber $. 843, mit 
dem unmittelbar vorhergehenden $. ficht, mehr aber noch 
die Wortfaffung führt darauf hin, daß in dem $. 843. Ies 
Biglich eine, zu Gunften des Schuldners gereichende Vers 
muthung aufgeftelt if. Es wird keinesweges gefagt, daß 
dergleichen Zinfen nicht nachgeforbert werben können, mel: 
chen Ausdruck das Gefeg in den $$. 845. und 847. ges 
braucht; e8 wird vielmehr nur ausgefprochen, daß die Zins 
fen für bezahle oder erlaffen zu achten fein; es ſoll alfo 
vermuthet werden, daß die Zinfen gezahlt‘ oder erlaffen 
find). Eine folhe Vermuthung fchließt aber, wie von 
felbft folgt, Feinesweges den Nachweis des Gegentheild aus, 
Dies ergiebt fich auch auf das Unzweideutigſte, wenn auf’ 
den Grund des Geſetzes zurückgegangen wird. Wenn der 
Gläubiger über den Empfang des Capitals, alfo über dag 
Principale, quittirt und dadurch das bisher obwaltende 
Schuldverhältniß als aufgelöft anerkennt, fo ift nach dem 
. gewöhnlichen Laufe der Dinge das ganze Gefchäft, mithin 
auch hinfichtlich der Zinfen — des Accefforiums des Eas 





1) Für diefe Auslegung des 8. 843. fpricht auch die Merbindung, 
in welche derfelbe mit dem unmittelbar nachfolgenden $. 844. geſetzt 
iſt. Dieſer $, lautet: | 

„Dagegen folgt aus einer ohne Vorbehalt ausgeftellten Quittung 
über das Capital fo wenig, ald aus ber Rückgabe des Sculöfcheing 
bie ‚erfolgte Zahlung oder Erlaffung der, von dem Richter zuerkann⸗ 
ten Verzugszinſen.“ | 

Nach der Faffung deffelben, insbefondere weil hier nur von der . 
Solgerung einer Thatſache aus der andern die Rede ift, kann darüber 
fein Zweifel obmwalten, daß der $. 844. blos eine factifche Vermu— 
thung befeitigen will. Da num die Vorfchrift deffelben durch das 
Anfangswort: „dagegen als ein Gegenfa zum $. 843. bezeichnet 
ift, fo wird hierdurch die Annahme, daß der letztere auch nichts eis 
‚ter, ald eine factifche Wermuthung aufftellt, unterfügt. 

| ED 


9. 
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pitals — um fo mehr für abgemacht anzufehen, als, der 
Kegel nach, jede Zahlung zunächft auf die Zinfen abge: 
rechnet wird; nach erfolgter Tilgung des Capitals mit: 
bin ein Zinsrückftand präfumtio nicht mehr vorhanden if. 
Das Gefeg will demnach in der, ohne Vorbehalt geleifte, 
ten Duittung über dag Capital das ftillfchtweigende Aners 
Fenntniß gefunden wiſſen, daß auch die vorbebungenen Zins 
fen getilgt fein. Wenn nun aber nach den $$. 105. u. flgd. 
Tit. 16. Th. J. des A. L. R. fogar gegen das ausdrüd: 
liche ſchriftliche Bekenntniß der empfangenen Zahlung der 
Nachweis des Gegentheils geſtattet iſt, ſo folgt von ſelbſt, 
daß ein ſolcher Nachweis noch weit mehr gegen ein blos 
ſtillſchweigendes, nur aus concludenten Handlungen abge: 
leitetes Anerkenntniß zugelaffen werden muß. 

| In dem vorliegenden Falle tritt hinzu, daß, wenn fich 
dad Sachverhältniß wirklich fo verhält, wie die Klägerin 
behauptet, die Verklagten fic) offenbar in dolo befinden 
würden, wenn fie Daraus, daß die, über das Capital aus: 
geftellte Quittung einen Vorbehalt binfichtlich der Zinfen 
nicht enthält, den Einwand entnehmen wollen, daß die Zins 
fen bezahle oder erlaffen feien, da die, zwifchen der Kläge⸗ 
rin und der Erblafferin der Verklagten ‚getroffene Abrede 
gerade dahin gegangen fein fol, daß die, von der Letzteren 
zu Weihnachten 1533 geleiftete Zahlung nicht auf die rück 
ſtändigen Zinfen, fondern auf dag Capital angerechnet werde, 
und diefer Abrede gemäß die Quittung ausgeſtellt worden. 
Bon den Verklagten ift zwar behauptet, daß es bei der 
fchriftlich auggefiellten Quittung auf einen mündlich gemach: 
ten Vorbehalt nicht anfomme; dies iſt indeß unrichtig. Es 
handelt ſich bier nicht um einen Vertrag; ein folcher Liegt 
in der Duittung nicht; dieſe iſt vielmehr nur das Aner: 
kenntniß einer Thatfache. Eben deshalb muß aber das in 


| — 341 


der Quittung enthaltene Bekenntniß der Wahrheit weichen, 
wenn dargethan werden kann, daß ſich die Thatſache an⸗ 
ders verhält, als der Inhalt der Quittung beſagt. — 
Hierauf wird ausgeführt, daß durch die Ausſage der 
vernommenen Zeugen die, von der Klägerin behaupteten 
Thatſachen ſo weit erwieſen worden, daß u einen Erfül⸗ 
lungseid zu erkennen geweſen fei. \ 





M 39. 


Rechnungslegung. Verwalter. Bevollmachtigter. 
Verjaͤhrung durch Nichtgebrauch. 





1. Die fünfjährige Friſt, binnen welcher von einen 
Verwalter Nechnungslegung zu fordern ift, 
widrigenfalls diefelbe für erlaffen erachtet werden 
fol, ift als eine Are der — durch Dice 
gebrauch amuſchen 


1) Val. 

I. Motive zu dem, bei der jegigen Gefegrevifion — 
Entwurf der Tit. 2. 7. 8. 9. Abſchn. 1—7. und 9., Tit. 10. und 
15.1. A. L. R.; hier heißt es G. 117. 118.: 

„Jetzt iſt es hingegen eine, beinahe auf allen Lehrſtühlen anerkannte 
Wahrheit, daß die Verjährung ber Klagen (temporalis ex- 
ceptio gegen eine actio) etwas von ber Verjährung als Erwerz 
bungsart durch Beſitz (usucapio, longi temporis praeseriptio, Er: 
fisung) ganz DVerfchiedenes ift. — — — In fehr vielen, bei an- 
dern Rechtsmaterien vorkommenden Kriftbeftimmungen zeigt fich ung 
nichts anders, ald eine temporalis exceptio gegen eine Klage, in 
manchen andern Fälfen ein Erwerb durch Beſitz. Zu der erftern 
Gattung gehören die Zeitbeftimmungen bei den Klagen auf Ger 
währleiftung (A.L. R. Ch. J. Tit. 5. 68. 343—345,), beim An⸗ 





A. L. R. Th. J. Tit. 14. 6. 159.5 vgl. ebend. 
66. 150. 152. 154. 
H. Diefe Art der Verjährung durch Nichtgebrauch 
wird auch durch außergerichtliches Abfordern der 
Rechnung unterbrochen. 


ſpruch auf Schadenserſatz außer dem Falle eines PR Cebend. 
Kit. 6. 8.54.), bei der Klage auf Rechnungslegung und zur 
Anfechtung einer gelegten Rechnung (ebend. Tit. 14. $. 154—159). 
Hinter diefen Motiven befindet fih auch S. 195 — 202. eine 
„ Bufanmienftellung der, in dem A. L. R. vorkommenden Sriftbeftims 
mungen, bei welchen die Frage entfteht, ob Darauf der Begriff von Vers 
jährung anzuwenden.“ In diefer Zufammenftellung heißt es (S. 197.): 
26. „In fünf Jahren iſt eine gelegte Rechnung für abgenom—⸗ 
men, in derſelben Friſt eine nicht gelegte Rechnung für erlaſſen zu 
achten (A. L. R. Th. I. Tit. 14. $$. 154— 159.) ; 
‚und mit Bezug hierauf werden ©. 172. alle diejenigen Fälle von Zeit 
beftimmungen aufgeführt, welche nicht nad) den Grundfägen von der 
Verjährung zu betrachten find, darunter aber ber M 26. nicht gedacht. 
II. Motive zu dem Entwurf der Tit. 14. und 16. Th. J. des 
A. L. R., woſelbſt S. 14. bemerkt ift: 
„Die fünfjährige Berjährungsfrift, mit deren Ablauf eine ges , 
hörig gelegte Rechnung für_abgenommen, eine nicht gelegte für ers 
laffen erachtet werden fol, — eine eigenthümliche neue Beftimmung, 
worauf man, nach einer Marginalbemerfung der revisio monitorum, 
bei Unsarbeitung deö gedruckten Entwurfs beinahe zufällig gefoms 
men zu fein fcheint, indem Suarez angeführt hatte, man möge, 
ber Bollftändigkeit wegen, beifügen, daß die Befugniß, Rechnungs- 
legung zu fordern und eine noch nicht quittirte Rechnung zu mo— 
niren, erft per praescriptionem ordinariam erlöfche — haben wir 
beizubehalten Fein Bedenken tragen können.“ 
Eben fo fehen die, in dem $. 158. Tit. 14. HLAUER 
aufgeftellte Srift für eine Verjährung durch Nichtgebrauch an: 
II. Grävell, die Lehren von Beſitze und von der Verjäh— 
rung ©. 147. [Note **) zu $. 46.] 1. 9. | 
IV. Bornemann, foftematifche Darftellung des Preuß. Civil 
rechts Bd. IT. ©. 92. u. flgd. Note *) al. 1. 
2 V. Thöne, foftematifches Handbuch des Preuß. Privatrechts 
Bd. 1. Abth. 2. ©. 443. Note 12). V D. H. 
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WERL. Er 14. 6. 188, Tit. 9. 

$. 561. 

III. Die Befugnig eines Machtgebers, von feinem 
| Bevollmächtigten über die Ausführung des 
Auftrags Mechenfchaft zu fordern, unterliegt die- 
fer Verjährung nicht 2). - 

A. L. R. Th. I Tit. 13. $. 61. 


Der Sabrifarbeiter Klinke hatte, in Folge eines mit 
feinen Gläubigern wegen deren allmähliger Befriedigung ges 
troffenen Übereinfommens, unterm 20. März 1828 den Yus 
ftiscommiffarius Nohl gerichtlich bevollmächtigt, feine Grund» 
ftücke auf fünf Jahre zu verpachten, in der nämlichen 
Verhandlung auch den Maurermeifter Becker beauftragt, 
den Pachtzins von den Pächtern einzuziehen, und fols 
chen demnächſt, unter Leitung und nad) Antweifung des 
ꝛc. Nohl, unter die Gläubiger zu vertheilen. Die Der 
pachtung der Grundflücde des Klinke erfolgte, und Bes 
ker untergog fich ber Ausführung des ihm übertragenen 
Gefchäfts. Dies erreichte jedoch ſchon vor dem Ablaufe 
des zweiten Jahres ſeine Endſchaft, indem die ſämmtlichen 
Grundſtücke ſubhaſtirt und den Käufern übergeben wurden. 
Unterm 12. September 1835 erhob Klinke gegen Becker 

auf Rechnungslegung über die Einnahme und Verwendung 
der eingegogenen Pachtgelder Klage. Becker widerſprach 
biefer Forderung; er behauptete, dem Juſtizcommiſſarius 
Nohl bereits Rechnung gelegt zu haben, und ſetzte sugleich 
dem Kläger den Einwand der Verjährung auf Grund der 
$$. 154. und 158. Tit. 14. Th. I. des A. 2. R. euntge⸗ 


2) Bol. Bielig, Commentar zum A. &. X. 3b. IL ©. 975. 
= 3. f D. H. 
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“ gen, zufolge deren der Kläger, da er die Klage erſt nach 
Ablauf von fünf Jahren feit beendigtem Gefchäfte angeftellt 
habe, jetzt tweber Nechnungslegung fordern, noch Erinneruns 
gen gegen die, dem Nohl gelegte Rechnung aufftellen Eönne. 
Bei der hierauf veranlaßten Inſtruction blieb es uns 
erörtert, ob der Kläger dem Verklagten die Rechnung ins 
nerhalb der fünfjährigen Frift nicht wenigſtens außerge— 
richtlich abgefordert hatte. 
| Daß Land: und Stadtgericht zu Iſerlohn vers 


uurtheilte den Verklagten unterm 8. April 1837 nach dem 


Klageantrage. 

Der Verklagte appellirte und der Civil-Senat des 
Dberlandesgerichts zu Hamm wies unterm 26. Juni 
1838, unter Abänderung des erften Erkenntnifiee, den Klä⸗ 
ger ab. Sin. den 

i Gründen 
‚wurde angenommen: 

Der Verklagte müffe als Verwalter angefehen wer⸗ 
den, da fein Hauptgefchäft Erhebung und Aufbewahrung 
der Pachtgelder für die Gläubiger des Klägers im Auf 
trage des Letzteren geweſen ſei; zwar habe’ der Verflagte 
feiner Pflicht zur Nechnungslegung noch keinesweges ges 
nügt; indeß Eönne der Kläger doch auch jeßt nicht mehr 
Rechnungslegung fordern, vielmehr habe er diefe Befugniß 
nach $. 158. Tit. 14. Th. 1. des A. ER. verloren, weil 
von ihm innerhalb fünf Jahren nicht auf Rechnungslegung 
geklagt worden ſei. Das angeführte Gefeg fpreche aller: 
dings nur von einer verfüumten Abforderung der Mech» 
nung; es Eönne jedoch darunter, mit Rückficht auf die hier 
zur Anwendung zu bringenden Vorfchriften von der Ver; 
- jährung durch Nichtgebraud), nur die unterbliebene gericht: 
liche Berfolgung des Anſpruchs verftanden werden, — 
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Nunmehr erhob der Kläger die Nichtigkeitsbefchtserbe. 
Er ließ die Anficht des Appellationgrichterd unangefochten, 
daß der vorliegende Fall nad) den Vorfchriften von ber 
Verwaltung fremder Güter zu beurtheilen ſei, und ſetzte 
feine Beſchwerde lediglich darin, daß der Appellationsrich⸗ 
ter den $. 158. Tit. 14. IH. J. des U. ER. falfch aus: 
gelegt, und in fo fern einen Rechtsgrundſatz im Sinne der. 
Verordnung vom 14. December 1833 verlegt habe. Nachdem 
nämlich im $. 157. des A.L. R. a. a. D. beftimmt worden, 
daß der Principal, wenn er dem Verwalter die Rechnungsies 
gung erlaffen habe, gegen die Verwaltung deffelben nur 
ſolche Ausftellungen, die auf einen begangenen Betrug hits 
auslaufen, anbringen Eönne, verordne der $. 158.: 

„Einer ausdrücklichen Erlaffung ift e8 gleich zu achten, 
wenn der Principal dem Verwalter eine Rechnung abs . 
zufordern durch fünf Fahre vernachläffige hat. 

Auf diefe Worfchrift könnten die Grundfäge von der 
Verjährung durch Nichtgebrauch nicht. angewendet werden, 
vielmehr beftimme dag Gert nur, daß und unter wels 
hen Borausfegungen hier ein Erlaß der Rechnungs 
legung vermuthet werden folle. Als Erforderniß diefer ges 
feglichen Vermuthung gebe das Gefe ausdrücklich nur dag 
verfäumte Abfordern der Rechnung an, keinesweges beftimme 
es aber, daß die Vermuthung auch dann eintrete, wenn 
zwar innerhalb jener fünf Fahre nicht die Abforberung der 
Rechnung unterlaffen, fondern nur verfaumt worden -fei, . 
diefe Abforderung durch Anftellung einer Klage zu verfolgen. 
Wäre letzteres die Abficht des Gefeßgebers gemwefen, fo würde 
er ſolches ausdrücklich auggefprochen haben, mie dies an 
andern Stellen, 5. B. im $. 849. Tit.9. a. a. O. beider 
Verjährung der Zinfen gefchehen fei, wo es heiße; 
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„Wer bie gerihtlihe Einklagung rückfländig ver 
bleibender Zinfen länger als zehn Fahre verabfüumt ꝛc.“ 

Mach $. 158. könne daher die Rechnungslegung nur 
dann als erlaffen angefehen werben, wenn ber Principal 
dem Verwalter die Rechnung -gar nicht, auch nicht einmal 
außergerichtlich abgefordert habe, und ber Appellationgrich» 
ter, welcher das Gegentheil ausdrücklich angenommen, habe 
mithin die Worfchrift biefes Geſetzes verlekt. 

Das Geheime Ober-Tribunal erachtete die Nich- 
tigkeitsbeſchwerde für begründet, vernichtete unterm 22. April 
1839 das Appellationg: Erfenntnig, und beftätigte in der 

Sache felbft das Urtel erfter Inſtanz. 
| Gründe. 
Die Beantwortung der Frage: 
ob die Vorfchrift des $. 158. Tit. 14. Th. J. A. L. R., 
welche nur von einem ſtillſchweigenden Erlaffe der Pflicht 
zur Mechnungsiegung zu fprechen fcheint, als eine Art 
der Verjährung durch Nichtgebrauch - anzufehen 
fei, und die, für diefes Rechts-Inſtitut geltenden Grunds 
fäge mithin darauf Anwendung finden dürfen, 
iſt nicht ohne Bedenken; eine forgfältige Prüfung führe in⸗ 
deß zur Bejahung der Frage. | 

Das weſentliche Merfmal der Verjährung durch Nicht 

gebrauch ?) befteht darin, dag durch dieſelbe ein beſtimm⸗ 


3) Bol, Bornemann, a. a. O. Bd. II. ©. 96. 97., wo der⸗ 
felbe bemerkt: 

„Der Verjährung durch Vichtgebrauch find nur diejenigen Rechte 
unterworfen, durch welche ein Anderer poſitiv verpflichtet, in der 
Freiheit feiner Perfon oder feines Eigenthums poſitiv eingefchränft 
wird, mithin nur Nechte auf fremdes Eigenthum und fogenannte 
Forderungsrechte. Denn nur der Nichtgebrauch diefer Nechte in- 
volvirt ohne weiteres eine Negligenz des Berechtigten und die Zus 
laffung eines entgegen fiehenden Beſitzes des Verpflichteten. Aus⸗ 
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| ter Verpflichteter, einem beftimmten Berechtigten 
gegenüber, von einem Dulden, Geben oder Reiften ders 
geftalt befreit wird, daß deu bisherige Berechtigte die Bes 
fugniß, fein Recht gegen den Verpflichteten gerichtlich zu 
verfolgen, verliert, oder vielmehr dem bisherigen Verpflich⸗ 
teten gegen bie Klage des Berechtigten die Einrede geftattet 
wird, wie die Verpflichtung inzwiſchen aufgehoben worden, 
diefe Einrede aber nur befeitigt werden kann, wenn der Bes 
vechtigte den vollſtändigen Beweis führt, daß nicht nur bie 
Verbindlichkeit fortdauere, fondern auch der Verpflichtete uns 
> reblicher Weife und gegen befferes Wiſſen von feiner noch: 
fortwährenden Verbindlichkeit der Erfüllung derſelben fich 
entziehen wolle; $. 568. Tit. 9. Th. J. A. L. R. Wo 
dieſe Merkmale bei einer in den Gefegen beftimmten Friſt, 
an melche ber Verluft eines Rechts geknüpft ift, fich vor⸗ 
finden, ift anzunehmen, daß eine wirkliche VBerjährunggs - 
frift vorhanden ſei. Dagegen können nur folche Friſten 
zur Ausübung eined Nechts, nicht zu den Verjährungsfrie 
ſten gerechnet werben ), wo dem Berechtigten Fein beftimms 





gefchloffen von der Verjährung durch Nichtgebrauch find dagegen alle 
echte, durch welche andere Perfonen nicht pofitiv verpflichtet wer⸗ 
den, welche einen, bie Sreiheit der Perfon oder des Eigenthums po⸗ 
ſitiv befchränfenden Anfpruch gegen Andere nicht begründen, fich 
vielmehr nur darin äußern, daß fie dem Berechtigten im Allgemets 
nen die Befugniß geben, den etwaigen Eingriffen Dritter negis 
rend entgegen zu treten. Denn bei dergleichen Rechten kann in 
Bezug auf Dritte von einer Negligenz des Berechtigten, und in 
Bezug auf diefen von einem, feiner Befugnig entgegen ftehenden 
Befige Dritter erſt dann die Rede fein, wenn Lentere in diefer oder 
‚ Iener Beziehung ein affirmatives, negatives oder Unterfagungsrecht 
ſich angemaaßt und darin während der Verjährungsfrift behauptet 
baben.” D. 9. 
4) Dal. | * 
Klein, Syſtem des Preuß. Civilrechts, bearbeitet durch von Rönne, 
1. Ausgabe Bd. I. ©. 274, Note 1). 
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ter Verpflichteter gegenüberfteht, oder der Verpflichtete von 
feinem Dulden, Leiften oder Geben befreit wird, fondern 
‚nur von einer, an eine gewiſſe Zeit geknüpften gefeglichen 
Befugniß Jemandes die Mede ift, deren Nichtausübung 
zwar für ihn den Verluſt der Befugniß zur Folge hat, aber 
nicht zugleich einen Andern von einer Verbindlichkeit bes 
freit. Dahin gehören z. B. das Necht, einer Erbfchaft zu 
entfagen und dag Inventarium Behufs der Erhaltung der 
Beneficialerben » Qualität gerichtlich niederzulegen; das Recht, 
eine Ehe nach entdecktem Irrthum oder Betruge ald unvers 
bindlich anzufechten; die Procepfriften und fehr viele andere. 

Dei dem, im $. 158. Ti. 14. a. a. D. erwähnten 
Falle find nun alle Merkmale einer wirklichen Verjährungs⸗ 
frißt vorhanden. Denn dem Principal, einem. beftimmten 
Berechtigten, fteht das Recht zu, von dem Verwalter, einem 
beftimmten Werpflichteten, die Legung einer Nechnung, alfo 
eine Leiftung, zu fordern; die Ausübung diefes Rechts aber 
iſt in dem $. 158. an eine beftimmte Frift mit dem Beir 
fügen gebunden, daß nach Verlauf der Frift die Leiftung 
für erlaffen, der Verpflichtete alfo von berfelben befreit er» 
achtet werden folle. Das Gefeß hat mithin hier nur Dies 
jenige Art der Aufhebung der Verbindlichkeit, deren Vor⸗ 
handenfein vermuthet werden fol, nämlich Erlaß, fpeciell 
genannt, während im $. 508. Tit. 9. a. a. D. bie Wir⸗ 
fung der Verjährung durch Nichtgebrauch im Allgemei⸗ 
nen dahin fefigeftellt ift, daß vermuthet werden foll, die ches 
mals entftandene Verbindlichkeit fei in der Zwilchenzeit auf 


gerner die in der Note 1) unter x IIL—V. angeführten 
Schriften, und zwar 

Grävell, a. a. O. S. 142. u. flgd. [Note ***) zu $. 35.], 

Bornemann, aa. O. G. 89 — 9., und 

Thöne, a. O. ©. 439, u. flgd. D. H. 
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eine oder bie andere Art! Calfo entweder durch Er 
laß oder Zahlung, Vergleich, Novation u. f. w.) gehoben 
morden. 
| In Übereinfiimmung mit dem, fiber den Begriff einer 
Verjährungsfriſt Angeführten wird nun auch im $. 152. 


Tit. 14. a. 0. O. bie, im $. 150. ebend. zur Anfech⸗ 
tung einer quittirten Rechnung beflimmte Frift auss 


drücklicd eine „Verjährungsfriſt“ genannt; und hier 


aus folgt ebenfalls, daß die Frift zur Ausübung des Rechts, 


Rechnungslegung überhaupt zu fordern, für eine Verjäh— 
‚rungsfrift gelten muß. Denn die leßtere Frift iſt nicht 
anderer Natur ald die erftere; nach $. 150. foll in der dort 
bezeichneten Friſt das Necht verloren gehen, an den Ver; 
alter noch Anfprüche auf Vertretung aus feiner Verwal⸗ 
tung, alfo auf ein Geben oder Leiften, zu machen, und nach 
$. 158. fol das Necht, die Legung der Rechnung übers 
haupt, alfo ein Leiften, zw fordern, nach Ablauf der. ber 
ſtimmten Frift nicht mehr gegen den Verwalter ausgeübt 
werden können. 

Wenn nun aber auch biernach bie im $. 158. vorge⸗ 
ſchriebene Friſt eine Verjährungsfriſt iſt, und deshalb 


den allgemeinen Grundſätzen der Verjährung durch Nichte 


gebrauch unterliegt, fo folgt daraus noch nicht, wie der Ap⸗ 
pellationgrichter annimmt, daß der $. 561. Zit. 9. 0.0. D. 
bier Platz greift, welcher beſtimmt: 


„Eine blos außergerichtliche Erinnerung iſt, für fich allein, 


die Verjährung zu unterbrechen, noch nicht hinreichend. + 
Dies würde nur dann der Fall und mithin die An: 
meldung der gerichtlichen Klage gegen den fäumigen 
Verwalter zur Erhaltung des Nechte, die Rechnungslegung 


zu fordern, nur dann nothwendig fein, wenn nicht der $. 561. 


a. a. D. bier durch eine befondere ausdrückliche Beftim: 
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mung ansgefchloffen wäre. Dies ift nun aber ber Sal; 
die Verpflichtung zur Rechnungslegung ift dem Verwal⸗ 


ter fehon durch dag Gefet auferlegt, und ber $. 158. 
Tit. 14. macht den Verluft des Rechts: den Verwalter zu 


dieſer gefeglichen Verbindlichkeit anzuhalten, ganz ausdrück 


lich von dem Umftande abhängig, daß ber Principal bie 


Rechnung dem Verwalter „abzufordern vernachläffigt,“ 


folglich denfelben auch nicht einmal außergerichtlich an die 


Erfüllung feiner gefeglichen Pflicht erinnert, und dadurch 


feinen Willen, dem Verwalter die Rechnungslegung nicht 
zu erlaffen, an den Tag gelegt bat. Sobald alfo der 
Principal innerhalb fünf Fahre von dem Tage an, wo bie 
Rechnung hätte abgelegt werden müffen, den Verwalter 


u wirflich aufgefordert bat, fie zu übergeben, hat er die, 


ihm vom Geſetz beigelegte Befugniß ausgeübt, und mo Je⸗ 
mand fi) in der Ausübung feiner Befugniß befindet, kann 
von einem Eintritte der Verjährung durch Michtgebrauch 


nicht die Rede fein. Nur wenn der Principal nach gefche 


bener Aufforderung bei der nicht erfolgenden Einreichung 
der Rechnung ſich beruhigt hätte, würde alsdann von da 
ab eine Verjährung durch Nichtgebrauch beginnen und ab» 
laufen können; bei fortgefeßter Abforderung der Rechnung 
aber kann dem Principale die Klage gegen den fäumigen' 
Verwalter auch nach Ablauf von fünf Jahren feit dem er: 
fen Termin zur _Nechnungslegung eben fo wenig verfagt 
werden, als der Principal dadurch, daß er gegen eine ge 
hörig gelegte Rechnung nur außergerichtlich Erinneruns 
gen aufgeftellt, und den Verwalter zur Hebung derſelben 
aufgefordert hat, das Necht verliert, die gemachten und dem 
Verwalter zur Hebung mitgefheilten Erinnerungen gericht 
lich zu verfolgen, wenn auch feit Einreichung ber Rechnung 


ſchon fünf Jahre verfloffen wären. 
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Der Uppellationsrichter hat hiernach in der That. ben 
$. 158. a. a. D. unrichtig ausgelegt, wenn er annimmt, 
daß von dem Gefegeber unter dem darin gebrauchten Auss 
druck: „die Rechnung abzufordern,“ eine fürmliche 
Klage auf Rechnungslegung verftanden worden, und dems 
zufolge die Meinung aufftellt, daß, nach Vorfchrift des ans 
geführten Geſetzes, die Rechnungslegung für erlaffen anges 
fehen werden müffe, wenn der Principal innerhalb fünf Jahre 
auf Legung der Rechnung nicht wirklich Klage angeſtellt 
habe. Dadurch ift ein, nus dem Sinne und Zufammens 
hange der Gefetze fich ergebender Nechtsgrundfag verletzt, 
welcher nach $. 4. MF 1. der Verordnung vom 14. Des 
cember 1833 die Nichtigkeit ber Entfcheidung nach fich zieht. 
Hierin kann es auch nichts ändern, daß bei der Inſtruction 
nicht erörtert worden, ob der Kläger innerhalb der gefetlichen 
Friſt den Verflagten auch wirklich ausdrücklich zur Mech 
unngslegung aufgefordert habe. Denn es ift eben fo wenig das 
Gegentheil fefigeftellt, und der Appellationgrichter hat, ohne 
fich über diefen Umftand zu äußern, 'denfelben auf Grund 
feiner unrichtigen Anficht augenfcheinlich für gang unerheb⸗ 
lich gehalten. Seine Entfcheidung gründet fich lediglich auf 
die unrichtige Auslegung der gefeßlichen Worfchrift des 
$. 158. a. a. D., und dies ift zur Wernichtung derfelben 
hinreichend. | 

In der Sache felbft. mußte auf die Appellation des 
Verklagten dag erfte, denfelben zur Mechnungslegung ver 
urtheilende Erfenntniß beſtätigt werden. 

Das zwifchen den Parteien beftehende Rechtsberhalt⸗ 
niß wird durch die gerichtliche Verhandlung vom 20. März 
1828 begründet, deren Inhalt daher die nächfte Duelle ber 
Entfcheidung if. In diefer Verhandlung erklärt der Kläger: 

er bevoßmächtige den Maurermeifter Beder, Namens 
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feiner die Pächte von den Zuftiscommiffarius Nohl 

einzuziehen und darüber zu quittiren, auch folche als: 

dann nad) Anmweifung und unter Leitung des ıc. Nohl 

unter feine, des Klägers, Ereditoren zu vertheilen; 
der Verklagte Becker aber verfpricht, das Mandat über: 
nehmen zu wollen. 

Es bezeichnen hiernach die Parteien das zwiſchen ih> 
nen su Stande gekommene Rechtsverhältniß als einen Boll; 
machtsvertrag, und wirklich finden fich auch nur bie 
Merkmale eines folchen, keinesweges die eines Verwaltungs⸗ 


vertrages, vor. Dem Iegteren liegt zwar ebenfalls ftets 


eine Bevollmächtigung zum Grunde; derfelbe iſt aber nicht 


nur, wie auc) das Geſetz ($. 109. Tit. 14. Th. I. deg 
A. 2 NR.) ausfpricht, gemischter Natur, fondern er un: 
terfcheidet fich überdies dadurch von dem einfachen Noll 
machtsauftrage, daß, während bei diefem nur ein oder meh⸗ 
rere einzelne beſtimmte Gefchäfte Gegenftand des Ber 
trages find, und für diefe die Vollmacht die nächfte allei- 
nige Norm des Verfahrens des Beauftragten ift, die Über 
tragung einer Verwaltung immer die Befugniß zur Aus 
übung eines Inbegriffs von Rechten und Pflichten, die 
Befähigung und Verpflichtung zur Vornahme aller, dere: 
nigen Handlungen verleiht, welche zum Betriebe eines ge 
wiſſen Geſchäfts, oder zur Erhaltung und wirthſchaftlichen 
Benutzung einer fruchttragenden Sache, falls diefe Gegen: 
ftand der Verwaltung war, erforderlich find, und dabei ge 
wöhnlich vorfommen. Daraus ergiebt ſich zugleich der 
Grund, aus welchem das 2.8. R. den Verwaltungsver⸗ 
trag als ein befonderes NRechtsverhältniß betrachtet, und in 


verſchiedenen Bezichungen, namentlich hinfichtlich der Nech- 


nungslegung, nad) andern Grundfägen beurtheilt wiffen will, 
tie den einfachen Vollmachtsauftrag. Der Bevollmäch—⸗ 
tigte 
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tigte nämlich, deſſen Pflicht nur dahin gerichtet iſt, die ein⸗ 
zelnen ihm übertragenen Geſchäfte, ber Vorſchrift des Macht: 
gebers gemäß, auszuführen, ift nur fehuldig, dem Letztern 
Rechenſchaft über die Befolgung dieſes Auftrags zu geben, 
da eine eigentliche Rechnungslegung, vermöge der einfachen 
Natur des Verhältniſſes, nicht füglich ſtatt finden kann; 
das Verwaltungsgeſchäft erfordert aber eine ſolche Rech⸗ 
nungslegung nothwendig, und daher finden ſich im A. L. R. 
auch hier umſtändliche Vorſchriften über die Art und Weiſe, 
wie die Rechnung gelegt werden muß; Vorſchriften, die bei 
dem Ablegen der Rechenſchaft über die Ausführung eines 
einfachen Vollmachtsauftrags in der Regel nicht Platz greifen. 

Im vorliegenden Falle ging. der, dem Verklagten er: 
theilte Auftrag lediglich dahin, die Pachtgelder der, durch 
den Juſtizcommiſſarius Nohl verpachteten Grundftücke des 
Klägers von den Pächtern zu erheben, und nach Antveis 
fung des Nohl an die Gläubiger des Klägers auszuzahs 
len. Durch die Ausführung diefes Auftrags ward der Ver: 
Elagte nicht Verwalter des Klägers; vielmehr würde er, 
felbft wenn er die Grenzen feiner Vollmacht überfchritten, 
und ſich etwa einer Adminiftration der verpachteten Grund: 
ſtücke angemaaßt hätte, dennoch nicht nach den Vorſchrif— 
ten von. der Verwaltung fremder Sachen (Abfchn. 2. Tit. 14. 
a. a. D.), fohbern, in Gemäßheit der ausdrücklichen Bes 
ſtimmung der $$..166. und 167. Zit: 14. ebend, nach den 
Vorfhriften von der Übernehmung fremder Geſchäfte 
ohne Auftrag (Abfchn. 2. Tit. 13. a. a. D.) zu beur- 
theilen fein. | 

Wenn nun demzufolge die Beftimmungen des Abſchn. 2. 
Tit. 14. a. a. D. yon der Verwaltung fremder Güter hier 
nicht zur Anwendung kommen, fo erledigt fich von ſelbſt 
der Principal» Einwand des Verklagten, daß dem Kläger 

Bd. IV. . | 3 


L) 
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die Verjährung entgegenftche, weil er länger als fünf Fahre 
hindurch verfäumt habe, dem Verklagten bie NRechnungsle: 
gung abzufordern, indem der $. 158. Tit. 14., auf wel- 
chen DBerklagter fich beruft, auf den vorliegenden Fall gar 
nicht paßt; binfichtlich des Rechts eines Machtgeberg, 
von dem Bevollmächtigten Nechenfchaftzu fordern, aber 
in den Gefegen eine andere, als bie gewöhnliche Verjäh— 
rungsfrift, nicht vorgefchrieben iſt. 

Hierauf wird der Einwand des Verklagten toiderlegt, 

daß er die, von dem Kläger jet geforderte Nechenfchaft 
bereits dem Suftizcommiffarius Nohl, ald Bevollmäd)- 
tigten des Klägers, abgelegt habe. 
Sodann heißt e8 weiter: 

Da nun der Verklagte zugiebt, daß er dem Kläger 
felbft noch gar Feine Nechenfchaft abgelegt habe, fo iſt feine 
Verurtheilung dazu keinem Bedenken unterworfen, und muß 
“ daher das erfie Erkenntniß beftätige werden. 





IE 96. 
Bergbau. Schade. Grundeigenthum. 





Die Bergbauenden find verpflichtet, den Grund» 
eigenthümern allen, an ihren Grundftucfen durch den 
Betrieb des Bergbaus unmittelbar verurfachten Scha- 
den zu crfeßen. 

Dieſe Verbindlichfeit wird auch alsdann nicht 
ausgeſchloſſen: 

1. wenn die Anlagen, wodurch die Beſchaͤdigung 
herbeigefuͤhrt worden, nicht unter den beſchaͤdigten 
Grundſtuͤcken ſelbſt gemacht ſind, noch 
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2. die Befchädigung bei gehöriger Aufmerkſam⸗ 


keit ſich vorherſehen ließ, und eben fo wenig 


Ei 


3. aus dem Schaden des Grundeigenthuͤmers 
ein Vortheil für den Bergbauenden erwaͤchſt. 
A. L. R. Th. I. Tit. 16. 66. 109-112, 
116*. 150.; vgl. ebend. Einleitung 6$. 74. 
75. 88. 94. Th. I. Tit. 6. $. 36., Tit. 8. 
66. 26. 29—31. 130. | 


Die Wittwe und Erben des Johann. Wilhelm. 


KRellermann zu Altendorf find Befiger einer Wieſe, 
‚welcher bis zum Jahre 1833 dag, zum Flößen erforderliche 


Waſſer größtentheild aus einer Duelle zugeführt wurde, die 
auf dem Grund und Boden des Landwirthes Brinfmann 
entfprang. Der Zwifchenraum zroifchen dieſer Duelle und 


jener Wiefe betrug etwa 500 Schritte, und die ihn bilden: 


den Grundftüce find Eigenthum dritter Perfonen. Im 
Jahre 1833 bemirkte der, auf der Zehe Mühlheimer 
Glück getriebene Dueerfchlag das DVerfiegen der Duelle, 
und ſeitdem entbehrt die Kellermannfche Wiefe des Flöß— 
waſſers. Die Wittwe und Erben des x. Kellermann 
Elagten daher gegen bie Gewerkſchaft der genannten Zeche 
auf Entfchädigung. Die Verflagte beftritt die rechtliche 
Begründung des Anſpruchs, und berief ſich insbefondere 
auf den Umftand, daß ihr Bergbau mit der Wiefe der Kläs 


ger felbft in Feine Berührung gefommen fei, uamentlich auch 


die verfiegte Duelle fich nicht auf den Grundftücken der 
Kläger befunden habe. 

Durch das Erfenntniß des Berggericht8 zu Bo; 
chum vom 31. Auguft 1836 ward die verflagte Gewerk— 
fchaft verurtheilt, den Klägern vom Sjahre 1833 an, und 
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-fo lange der entftandene Waſſermangel fortdauert, eine jähr⸗ 
‚liche Entfhädigung von 10 Shen. 6 Sgrn. 3 Pfr. zu 
entrichten. 5 
Beide Parteien legten Die Appellation ein, und in dem, 
bei dem Civil» Senate des Oberlandesgerichts zu 
Hamm ergangenen. Erfenntniffe vom 16. März 1338 ward 
das Entfchädigungsquantum auf 13 Thlr. 2 Sgr. erhöht, 
im Übrigen aber dag erfle Urtel beftätigt. 
Der Appellationgrichter hielt den Anfpruch der Kläger 
durch die Thatfache allein für begründet, daß die Duelle in 
dem Brinfmannfcen Bufche bis zum Jahre 1833 hin; 
reichendes Waffer zur Beflößung der Wiefe der Kläger ges 
liefert hat, diefelbe aber durch den, auf der Zeche Mühl: 
heimer Glück betriebenen Queerſchlag trocken gelegt und 
hierdurch der Wiefe der Kläger das Waffer entzogen wor⸗ 
den iſt. Auf ein Verfehen der verklagten Gewerkſchaft 
oder darauf, ob die Duelle gerade auf dem benachtheilig: 
ten Srundftücke felbft belegen getwefen, oder die Anftalt der 
Verklagten, die Urſache des Verſiegens, unter demfelben fich 
befunden, follte nach der Auficht des Appellationsrichters 
nichts anfommen, weil durch $. 112. Tit. 16. Th. II. des 
A. L. R. dem Grundeigenthiimer für Alles, was er durch 
den Bergbau verliere, Entfhädigung zugefichert fei, und die 
allgemeinen Vorfchriften über Schadenserfag auf das Ders 
hältniß zwiſchen den Bergbauenden und den Grundbefigern 
nicht paflen. 

Nunmehr legte die verklagte Gewerkſchaft die Nichtige 
keitsbeſchwerde ein. Sie bezeichnete zunächſt die Vorſchrift 
des $; 112. Tit. 16. Th. II. A. L. R. als verlegt, und 
führte, unter Hinweiſung auf die allgemeinen Beſtimmun⸗ 
gen in den $$. 88. 94. der Einleitung, $. 36. Tit. 6. und 
$$. 26. 130. Tit. 8. Th. J. a. a. D., im Wefentlichen aus: 
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Die Bergbauenden, welche ihre Nechte vom Staate als de; 
ren Verleiher herleiteten, fein Eigentblimer des Berg 
baues, und ftänden als folche dem Eigenthlimer der 
Erdoberfläche gegenüber. Gerade nun tie ein Eigenthü- 
mer der Oberfläche dem andern für Eeinen Schaden aufju- 
fommen brauche, der aus der Benugung und Ausübung 
feiner Eigenthumsrechte für den Leßteren entftehe, eben fo 
könne auch der Bergwerkseigenthümer dem Eigenthümer ber 
Dberfläche für Feinen Schaden veranttvortlich fein, der. dies 
fem aus der rechtmäßigen Ausübung des Bergbaues er 
wach. Ein Vertragsverhältniß, liege nicht vor, und eben 
- fo wenig der Fall einer nothwendigen Abtretung zum Zwecke 
des Bergbaues; nicht einmal ein Wortheil fei aus dem 
Verſiegen der Duelle für den Betrieb des Bergbaues ent: 
ftanden, und alfo felbft eine nügliche Verwendung nicht an 
zunehmen. Der einzige Grund einer Verpflichtung der ver- 
Flagten Gewerkſchaft könne mithin nur darin liegen, 

daß die Befchädigung aus einem Verſehen der Lesteren 

entftanden fei, 
ein Verſehen fei aber im vorliegenden Falle nicht erwieſen. 
Der Verluſt des Flößwaſſers durch das Werfiegen der 
Brinkmannſchen Duelle in Folge des Bergbaues fei hier- - 
nach als ein Zufall zu betrachten, den der Eigenthiimer 
zu tragen habe. Nach allgemeinen Grundfägen, insbefon- _ 
dere auch mach der, in den oben angeführten Gefegen ent 
haltenen Regel, daß derjenige, welcher fich feines. Rechts in: 
nerhalb der gehörigen Schranken bediene, den Schaden, der. 
einem Andern daraus entftehe, nicht erfegen dürfe, fei da- 
her eine Entfchädigungsverbindlichkeit der verklagten Gewerk⸗ 
fchaft nicht begründet. Die fpecielen Vorſchriften der 
66. 109—112. Zit. 16. Th. IL. a. a. D. dagegen legten 
den Bergbauenden nur für Abtretungen zum Zwecke 
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und Vortheile bed Bergbau eine Erfagverbindlichkeit 
auf, worauf allein fi) namentlich auch der Ausdruck: 
nverloren! im $. 112. begiehe, wenn dort verordnet 
werde, daß für Alles, was der Grundeigenthlimer zum Baue 
und Betriebe des Werkes abgetreten oder verloren 
babe, demfelben volftändige Entfchädigung zu leiften fei. 
Jedenfalls hätten auch ſowohl die angeführten Vorfchriften 
des A. L. R, als die der Cleve-⸗Meurs⸗Märkiſchen Berg⸗ 
Ordnung vom 29. April 1766 Cap. 1.$.9.und Cap. IXXII.) 
nur auf diejenigen Grundeigenthümer Bezug, unter deren 
Grundftücken der Bergbau betrieben werde. Wenn nun 
das Hofrefeript vom 13. September 1777 (Schuls, 





4) Revidirte Berg Ordnung für das Herzogthum Cleve, Fürs 
ſtenthum Mörs und die Graffchaft Mark, de dato Berlin, den 29. April 
1766; N. C. C. Bd. IV. Col. 317 —398.; auch abgedruckt bei Rabe, 
- Sammlung Preuß. Gefege Bd. I. Abth. 3. ©. 168— 240, 


Die angeführten Stellen lauten: 

Cap. I. $. 9.: „Damit aber auch, wenn dergleichen Schürfe in 
Geldern, Wiefen oder Gärten zu fiehen kommen, die Beſitzer des 
Gutes Feinen Schaden leiden, und ihnen zur Beſchwerde gereichen 
möge; fo follen Gewerken, wo fie an einen Ort fchürfen, einfchlas 
gen, eine Halde fürzen und befchütten, und da fie den Ort zum 
Bergwerk behalten würden, denfelbigen tariren Jaffen, und nach Pros 
portion deffen, was an Nugung davon einzunehmen gerefen, nad) 
Billigfeit und Erkänntniß der Berg Officier, dem Eigenthums⸗ 
Herrn zu bezahlen fchuldig feyn.” 

Gap. LXXIL.: „Sollte es fich begeben, daß in Baus und 
Weyde⸗Land Schächte oder Licht⸗Löcher eingefchlagen, Halden ger 

ſtürzt, Zechen⸗ Häuſer und Berg-Schmieden, auch Kunft-Göpel, 
Rad-Stuben, Hütten und Pochwerke gebauet werden müften; fo 
müffen fi) die Gewerken mit dem Grund⸗Herrn deshalb gütlich 
‚vergleichen, und wenn diefes nicht gefchehen fann, das Bergamt 
den Drt befichtigen, tariren, und den Eigenthümern den Schaden 
billig mäßig durch die Gewerken bezahlen laffen, meld; Taxatum 
denn derſelbe anzunehnien verbunden. “ DS . 
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Handbuch ded Preußischen Bergrechts, Effen 1920. &.90.)?) 
dem Grundeigenthümer auch alsdann eine billig mäßige Ent 
fhädigung zufpreche, falls ihm durch) den, unter feinem 
Grundſtücke betriebenen Bergbau das nöthige Waffer ent 
zogen werde, fo habe doch dies Reſcript theils Feine Ge- 
ſetzeskraft, theils werde durch daſſelbe jener Anfprucd auf 
Entfhädigung nicht als gefeßlich begründet, fondern nur 
als auf Billigkeit beruhend anerkannt; auf Feinen Fall. aber 
Fönnten fich die Kläger auf dies Nefeript berufen, da der 
Bergbau unter ihrer Wiefe nicht betrieben werde. 

Durch das Erkenntniß des Geheimen Ober: Tris 
bunals vom 16. März 1839 murde die Michtigfeitebe 
ſchwerde ald unbegründet verworfen. 

Gründe. 

Es kann micht in Abrede geftelt werden, daß Berg 
werke Gegenftand des Eigenthums find, und die Gewerk 
fchaft, wenn der Bergbau nach den beftehenden Worfchrif 
ten und den Anmweifungen der Bergbehörde betrieben wird, 
fi) in der Ausübung ihres Rechts, und zwar inner 
halb der gefeglichen Schranken, befindet. Hierbei Fann es 
nun vorfommen, daß das MWeitertreiben des Baueg den Ein- 
flurz eines Gebäudes, einer Duelle ꝛc. zur Folge hat, mo 
dies nach der reiflichften Prüfung, allen geognoftifchen Ers 
fahrungen gemäß, nicht zu befürchten war. In einem fol 
chen Falle kann allerdings von einem Verfehen der Ge 
werkſchaft nicht die Rede fein, und eben fo wenig von einer 
Bereicherung bderfelben mit fremden Schaden, von einer 


2) Dies Refeript an das Märkifhe Bergamt zu Hagen vom 
13. September 1777, welches eine Deelaration des Cap. XXX. $. 3, 
der vorher angeführten Berg-Drdnung enthält, ift abgedruckt im N. C. C. 
Bd. VI. Col. 907— 912. ; und en a. a. O. Bd. I. Abth. 6. 
©. %5—257. D. 9. 
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nüglichen Verwendung. Aber auch dann würde von einer 
Verſchuldung nicht die Rede fein Fönnen, wenn der Berg⸗ 
bauende bei der Fortfeßung des Baues Ereigniffe jener Art 
toirklich vorausficht, fich jedoch deffen ungeachtet zu den 
Arbeiten entfchliegt, wodurch diefe Ereigniffe herbeigeführt 
werden. Zwar handelt der Bergbauende in dieſem Falle 
mit Vorfaß, nichts deſto weniger würde ein Anſpruch ges 
gen ihn auf died vorfägliche Unternehmen der, dem Ei- 
genthiimer ded Bodens fehädlichen Arbeiten, auf einen do- 
lus de8 Bergbauenden, nicht zu gründen fein, weil ber: 
felbe vom Gefeß in ber Befugniß zur Förderung von Mir 
neralien 2c. nicht. der Einfchränkung unterworfen ift, daß 
er inne zu halten verpflichtet fei, fobald durch den Weiter: 
bau Schaden für das obere Grundeigenthum veranlaßt 
werde; vielmehr nur die Anmeifungen des Bergamts nach 
ben fpeciellen Vorfchriften der Berg- Ordnungen, z. B. in 
den $$. 147. 224. Tit. 16. Th. 1. des A. L. R. zu ber 
folgen hat. | 

. Eben fo wenig darf es aber auf der andern Seite ein 
. Büfall genannt werden, wenn die Derfenfung ber Erd» 
oberfläche, oder das Verſiegen einer Duelle die unmittels 
bare Folge »de8 Grubenbaues if. Denn es ift kein Zu 
fall, wenn nach ben unmanbdelbaren Gefegen der Natur 
durch Unterhöhlung eine Verfenfung bewirkt oder eine Duelle 
trocken gelegt twird, mag auch diefe Wirkung ihren Grund 
in einer Befchaffenheit des Erdreichs finden, über welche 
ber Bergbauende fich vorher gänzlich getäufcht hatte. Diefe 
Täuäuſchung iſt nicht.im Stande, jener unausbleiblichen Wire 
fung feiner Handlung den Charafter einer Zufälligkeit 
aufzudrücken. Kann nun aber durch den Grubenbau ein 
ſolches, dem Grundeigenthiimer nachtheiliges Ereigniß möge. 
licher Weife gegen alle Berechnung eintreten, fo muß auch 
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zugeftanden werden, daß Wiffenfchaft und Erfahrung keine 
abſolute Sicherheit für Berechnungen gewähren, die ein 
Unternehmen des Baues in einer beſtimmten Richtung für 
den Grundeigenthümer unſchädlich erſcheinen laſſen, daß alſo 
im Bereiche des Bergbaues für den Grundbeſitz in einem ge _ 
wiſſen Grade immer Gefahr droht. 

Den Srundfägen der- Billigkeit dürfte e8 mit Rück 
ficht auf das Angeführte nun unzweifelhaft gemäß fein, 
wenn derjenige, der fich um feines Vortheils willen zu einem 
Unternehmen entfchließt, bei welchem er die Folgen durch» 
aus nicht in feiner Gewalt hat, und der es darauf anfoms 

menu läßt, durch feine Handlungen unmittelbar das Eigen» 
thum Dritter in Gefahr zu bringen, für verpflichtet erach⸗ 
tet woird, diefen Dritten für den ihnen folchergeftalt verurs 
fahten Schaben aufzufommen. 

Können nun auch die rechtlichen Grundfäge vom Vers 
fehen eben fo wenig ald die vom Zufal bei einem unmits 
telbar durch den Bergbau dem Grundbefig zugefügten Scha- 
den Anwendung finden: fo läßt es fi) doch aus den, in 
Betreff des Bergbaues fpecielt erlaffenen pofitiven Vorfchrifs 
ten nachmweifen, daß bie Bergbauenden alle, unmittelbar 
durch den Betrieb des Bergbaues an Grundftücken verurs 
fachten Befchädigungen vergütigen müffen. 

Zuvörderſt beftimmen nämlich die $%. 109 - 111. 
Tit. 16. Th. II. des A. L. R.: 

$. 109. „Der Grundeigenthümer muß an bie Berg: 

bauenden den Grund und Boden überlaffen, melcher zur 





Grube feldft, zu den Stollen, zu Halden und Wegen, - 


und zu den Gebäuden über der Erde nothwendig iſt, 
ingleichen das, zum Betriebe der Kunſt-⸗ Poch-, Waſch⸗ 
und Hüttenwerke erforderliche Waſſer.“ 
$. 110. „Auch Teiche und Mühlen müſſen dem Berge 
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bau weichen, wenn es zur Fortfegung beffelben nothwen⸗ 
dig ift. | 

6. 111. „Bau⸗ und Kohlenholz, in fo fern der Grund: 
herr dergleichen aus feinen Forften verkauft, muß er an 
die bauenden Gemwerfe vorzüglich, jedoch nur für eben 
den Preis, wie an Fremde, überlaffen. 

Diefe Vorfchriften erwähnen zwar, außer der Abtre⸗ 
tung befonder8 genannter Anlagen und Producte (99. 110. 
und 111.), ausdrüclic nur der Abtretung des Grundes 
und Bodens zu einzelnen beffimmten Zwecken ($. 109.); 
es find indeß die, in dem $. 109. aufgeführten Fälle nur 
als Beifpiele?) anzufehen. Eben hieraus folgt aber, daß 
nach demfelben Princip, aus melchem in dem $. 112. 
a. a. D.*) die Entfchädigungspflicht des Bergbauenden in 
Betreff der, im den $$. 109. und 110. gedachten Fälle. 
ausgefprochen ift, den Grundeigenthümern auch in allen ans 


3) Bol. Allerhöchfte Declaration wegen Überlaffung des Grund 
und Bodens an die Bergbau treibenden Gewerke zur Anlage der Ab⸗ 
fuhrwege und Niederlagen von 27. Detober 1804, Neues Archiv 
HH. II. S. 315 — 318.5 Mathis, jurififche Monatsfchrift Bd. J. 
&. St —56., und Rabe, Sammlung Bd. VII. &. 202— 204. 

D. 9. 

4) Bol. Motive zu dent, bei der gegentwärtigen Geſetz⸗Reviſion 
vorgelegten Entwurf eines allgemeinen Preuß. Bergrechts (Geſetz⸗ Nez 
viſion, Penſum XI.), wofelbft es ©. 126. heißt: | 

„Die — — $$. 112. u. flgd. Tit. 16. Ch. Il. des A. L. R. beftimmen 
die Entfchädigung des Grundeigenthümers für alles, mas er zum 
Betriebe und Baue des Bergwerks abgetreten hat; das A. L. R. 
beftimmt aber nicht über feine Entfchädigung für andere Nachtheile. 
Diefe Eönnen auf verfchiedene Weife bedeutend eintreten, nament⸗ 
lich durch Entziehung des Waffers, Erdbrüche und Derfenfungen, 
Beſchädigung der Wiefen durch Pochwerke ꝛc. | 

Es fcheint deshalb angemeffen, die Verpflichtung sur Vergü—⸗ 

tung dergleichen Nachtheile allgemein — auszuſprechen.“ — — 
D. N. 
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dern Fällen, to ihnen in Folge des Bergbaued Etwas ent: 
sogen oder ein Schade zugefügt wird, ebenfalls eine Ent: 
fhädigung zu Theil werden muß. 

Für diefe ausdehnende Auslegung der $. 109— 111. 
fpricht e8 auch, daß diefelben unzweifelhaft auf den, in den 
$$. 74. 75. der Einleitung und $$. 29— 31. Tit. 8. Th. 1. 
a. a. D. enthaltenen allgemeiner Grundfägen beruhen, in 
den eben angezogenen $$. aber dem Eigenthümer, welcher 
zum Vortheil bes Staats oder anderer Bürger deffelben in 
dem Gebrauch feines Eigentums eingefchränft wird, bolls 
ftändige Schabloshaltung zugefichert iſt; 


vgl. Karften, Grundriß der deutfchen Bergrechts⸗ 
fehre, Berlin 1828. $. 335°). 


5) Karften bemerft a. a. D. ©. 330. 331.: 

„Außer den Entfchädigungen für den zum Bergbau abgetretenen 
Grund und Boden Fönnen aber noch andere Entfchädigungen eins 
treten, worauf der Grundeigenthümer Anfpruch zu machen hat, und 
welche durch den Bergbau ebenfalls herbeigeführt werden. 

Es kann nämlich dem Grumdeigenthümer durch den Bergbau 
Waſſer in feinen Teichen, Brunnen u. f. f. entzogen werden; es 
können Verſchlämmungen von Wiefen eintreten; es Eönnen ihm 
die Tagewaſſer durch die hineinfallenden Grubenwaffer unbrauchbar 
gemacht, feine Fifchereien dadurch verdorben werden; ja es Eönnen 
felbft die Wohns und Wirthfchaftögebäude u. f. f. wegen der zu gros 
fen Nähe des unterirdifchen Baues gefährdet worden fein. Die 
Grundfäge, nach welchen bei der Abſchätzung folcher Schäden zu 
verfahren ift, find eben fo wenig ein Gegenftand für das Bergrecht, 
als die Grundfäge, nach melchen der Werth der Auffchlagemaffer, 
der Mühlen u. f. f. zu bejtimmen ift, welche der Bergbau für feine 
Zwecke in Anfpruch nimmt, oder nehmen Fönnte. Eine vollftäns 
dige Entfchädigung hat der Bergwerkseigenthümer unter allen Um— 
ftänden zu leiften, wenn er auch genöthigt wäre, Fünftliche Waffers 
leitungen zu machen, einzelne Gebäude oder wohl gar ein ganzeg 
Gehöft zu verlegen, und die den Oberflächen: Eigenthüner entzo⸗ 
gene Nugung fo vollftändig zu erfegen, daß die Schadloshaltung al: 

- Sen Gewinn vom Bergbau .abforbirt.” D. H. 
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Hate , Commentar über das Bergrecht, Sulzbach | 
1823. $$. 540 — 542. 

Es verordnet Beie: der $. 150. Tit. 16. Th. 1. 

a. a. D.: 
„Wird bei dem Schürfen nichts entdeckt, fo muß der 
Schürfer die aufgerworfene Grube wieder einfüllen, den 
Ort eben machen, auch allen durch das Graben ver: 
urſachten Schaden und die entzogene Nugung, allen 
falls nach der Feftfegung des Bergamts, erfegen.! 

Auch Hier wird die Erfagverbindlichfeit an die bloße 
Thatſache geknüpft, daß durch das Schürfen ein Schade 
angerichtet worden iſt; ein Verfehen auf Geiten des Schürs 
fenden, oder ein Vortheil, ben derfelbe erlangt hätte, ift da⸗ 
bei nicht vorausgefeßt. 

Endlich ſchreibt der $. 116%. a. a. D. noch vor: 
„Hat Jemand Gebäude, Wafferleitungen, Teiche, Blei 
chen und dergleichen in einem Reviere, wo ein Berg» 
bau fchon in folcher Nähe gefrieben wird, Daß eine 
weitere Ausdehnung defielben bis zu diefen neuen Ans 
lagen vernünftigermeife voraußgefehen werden fonnte, den: 
noch angelegt, ohne fih von dem Bergamte die Stelle, 
wo es ohne feine Gefahr gefchehen kann, anweiſen zu 
laſſen, fo ift er; wegen der durch den fortgehenden 
Bergbau daran entftehenden Schäden, zu Feiner Vers 
gütung berechtigt." 

Aus diefer Vorſchrift folgt, daß bei den, ſchon vor 
Eröffnung des Bergbaues vorhanden getvefenen Gebäus 
den u. f. w. der, Durch ‚den fortgehenden Bergwerksbetrieb 
angerichtete Schade erfegt werden muß; und dies ift auch 
hier meber von einem, bei der Beſchädigung obmaltenden 
Verſehen des Bergbauenden, noch von einer Verwendung 
in deffen Mugen abhängig gemacht; die Befchädigungen an 
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den Gebäuden, MWafferleitungen ꝛc., die vor ber Eröffnung 
des Bergbaues errichtet find, und folglich auch die Befchä- 
digungen an den Grundftüchen felbft und eben fo an Ge 
wäſſern, die von jeher eriftirt haben, braucht nur durch 
den fortgehenden Bergbau verurfacht zu, fein, um ben Berg: 
bauenden unbedingt zur Entſchädigung zu verpflichten. 
In allen vorangeführten Vorſchriften ift aber auch die 
Entfchädigungsverbindlichkeit nirgends anf den Fall ber 
fchränft, wenn der Bergbau gerade unter dem beſchädig— 
ten, 3. B. des Waflers beraubten Grundftücke fteht, und 
in ber That würde bei dem Zufammenhange der Grund- 
ſtücke unter einander, die ja in der Natur nur ein, denfel- 
ben Gefegen unterliegendes Ganzes bilden, und deren Ver: 
theilung unter mehrere verfchiedene Befiger nur zufällig ift, 
eine Unterfcheidung, ob der ein Grundftück befchädigende 
Bergbau gerade unter diefem betrieben wird oder nicht, jes 
des Grundes entbehren. 

Die Meinung des Appellationsrichterg — dem⸗ 
nach in jeder Beziehung vollkommen gerechtfertigt. Die 
Vorſchriften im Cap. I. $. 9. und Cap, LXXII. der Cleve⸗ 
Meurs-Märkifchen Berg: Ordnung vom 29. April 1766 %) 
und im $. 112. Tit. 16. Th. I. des A. L. R. find d% 
ber von ihm nicht verleßt, und eben fo wenig ift dies der 

Fall mit dein, von der verflagten Gemwerkfchaft in Bezug 
genommenen Grundfaße: daß derjenige, der fein Necht nach 
den Gefegen ausübt, zum Erfag des, einem Andern dar- 
aus entftandenen Schadens nicht verpflichtet if. Denn 
was insbefondere noch diefe in den, von der Verklagten 
angezogenen $$- 88. 94. der Einleitung, $. 36. Tit. 6. und 
$. 26. Tit. 8. TH. 1. des A. L. R. ausgefprochene Rechte: 


6). ©. Note 1). 
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regel betrifft, fo ift zwar alles fremde Grundeigenthum dem 
Nechte des Bergbauenden zur Benutzung deffelben Behufs 
des Bergbaubetriebes unterworfen; aber dieſes Recht iſt be⸗ 
ſtändig von der Verbindlichkeit zur Entſchädigung des 
Grundeigenthümers bedingt. So oft der Bergbauende von 
feinem Nechte Gebrauc) macht, und fo weit die Wirfun- 
gen davon fich auf den fremden Srundbefig erſtrecken, muß 
er auch feiner Verbindlichkeit genügen. Mur alfo, indem 
er fchürft ober den Bergbau betreibt und zugleich Ent: 
(hädigung leiftet, übt er fein Necht auf gefegmäßige 
Weiſe aus. Ein Widerſpruch zwiſchen den angeführten 
Sefeßftellen und dem, in ben $$. 112. 116. und 150, 
Sit. 16. Th. II. a. a. D. anerkannten Grundfage ift dem: 

nach nicht vorhanden. Die Hinweifung der verklagten Ge | 
werkſchaft auf die Vorfchrift des $. 130. Tit. 8. Th. I. 
a. a. D. endlich ift keinesweges paffend. Zwiſchen einem 
Nachbarn, der auf feinem eignen Grund und Boden einen 
Brunnen gräbt, womit berfelbe immer noch eine gewiſſe 
Strecke von der Grenze entfernt bleiben muß (vgl. $. 131. 
a. a. D.), und einen Bergbauenden, dem jeder fremde 
Grundbeſitz, um darin feinen Gewinn zu fuchen, Fraft eines 
befondern Privilegiums zur Dispofition geftellt ift, waltet 
ein weſentlicher Unterfchied ob. Überdies wird der Berg: 
bauende dadurch, daß er Bergbau auf fremdem Grund und 
Boden betreibt, noch nicht Eigenthümer ded Raumes 
unter der Oberfläche, fein Necht geht vielmehr weſentlich 
nur auf bie darin befindlichen Foſſilien und auf die An— 
wendung aller äußern Mittel zur Erlangung derfelben; er 
darf ſich mithin auch aus diefer Nückficht dem wahren Er 
genthümer eines Grundftücks nicht gleich ftellen. 


l 
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M 37. 
Münfter. Minden. Ravensberg. Colonat. 
Mahljahre. Peculium. 





Der mahljährige Beſitzer eined, in den Fuͤrſten— 
thuͤmern Minfter und Minden oder in der Grafſchaft 
Mavensberg belegenen Colonats, weldyer entweder felbft, 
oder deffen vorverftorbener Ehegatte ſchon zur Zeit 
der Aufhebung des Leibeigenthums durd) das DBergi- 
fehe Deeret vom 12. December 1808 und beziehungs⸗ 
weife durch das Weftphälifche Decret vom 23. Januar 
deffelben Jahres fich im Colonarsbefige befunden hat, 
ift nicht verpflichtet, das, beim Ablaufe der Mapl- 
jahre vorhandene, aus den Mitteln der Stätte erwor- 
bene Peculium zurüczulaffen ?). 





1) Dal. 
A. Sn Betreff der Eolonate im Fürftenthum Münfter: 

I. Entfcheidungen des Geheimen Ober-Tribunals 
Bd. II. 6 18. ©. 168— 186. und die dafelbft Note 1) [S. 168— 
170.] angeführte Literatur. 

1. Den vom HOberlandesgerichtörath von Viebahn in dem 
neuen Archiv von Ulrih, Sommer und Boele, Jahrgang V. 
©. 280 — 286. mitgetheilten Rechtsfall; über den Einfluß der Aufher 
bung des Leibeigenthums auf die Verhältniffe mahliähriger Befiger; und 

II. Sommer, Bemerkungen zu den unter I. gedachten Ent- 
fcheidungen in dem zu II. bezeichneten Archiv, Jahrg. V.S. 624 — 626. 

B. SHinfichtlich der Colonate im Fürftenthum Minden und der 
Grafſchaft Navensberg: Wigand, die Provincialrcchte des Fürs 
ſtenthums Minden und der Graffchaften Ravensberg ꝛe. Bd. I. 
©. 300 — 302., wo es heift: 

„In ©. Kirchhof gegen Kirchhof zu Dehme mar der Mahlsähler 
im Jahre 1808 auf die Leibzucht gezogen, und das Gericht zu Vlo⸗ 
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Fuͤrſtlich Münfterfhe Eigentums Ordnung, 
—. vom 


tho verurtheilte ihn, nach dem Antrage des Eolonen, durch Er⸗ 
fenntnif vom 13. Mai 1817, die etwaigen Baarfchaften und aus- 
fiehenden Capitalien eidlich zu manifeftiren, Es kann fein, daß 
dies, Behufs der Feftfegung der Brautſchätze, die erft im folgenden 
Jahre gefchah, nöthig war, weil bie vorhandenen Activa mit den 
Maaßſtab bei Beſtimmung derfelben bilden. Aber der Richter fagt, 
es fei dem Geift und Sinn der Ravensbergfchen Colonatverfaſſung 
gemäß, daß ein mahljähriger Colon nicht befugt fei, bei feinem Abs 
zug auf die Leibzucht von demjenigen Vermögen, welches er auf 
dem Eolonat erworben oder befeffen habe, willkürlich etwas an ſich 
zu behalten, mit auf die Leibzucht zu nehmen und zu feinen Pri- 
vatzwecken, ohne Vortheil für das Colonat, zu verwenden. Hier 
"werben offenbar Prineipien des Eolonatrechts mit denen der Leib⸗ 
eigenfchaft vermifcht, die mit dem Jahre 1808 aufgehört hatte. — — 
In ©. Meier gegen Müller zu Kleinbremen hatte der Mahljäh: 
rige ein Handwerk getrichen, eine Chauffeer und Zoll-Einnehmer: 
ſtelle befleidet, fich manches erfpart, noch eine Stätte gefauft, und 
ein Haus gebaut. Der Anerbe behauptete, wie er Colon gewor⸗ 
den, daß ein mahljähriger Befiger alles, mas er erworben, fei es, 
woher oder modurch es molle, der Stätte erwerbe, und bei derfel- 
ben laffen müßte. Das Gericht zu Minden wies aber durch Er⸗ 
‚ Benntniß vom 19. April 1823 den Kläger ab. Denn, weil die 
Stätte nach einem Inventar übernommen werde, fo dürfe der 
Mahljährige zwar ihren Zuftand nicht verfchlechtern; nirgend fei 
ihm aber unterfagt, Vermögen für ſich zu aequiriren, nirgend vor⸗ 
gefchrieben, daß aller Erwerb Pertinenz der Stätte werde. Datz 
aus, daß der Gutshere beim Sterbfall das Recht habe, die nova 
acquisita ald Pertinenz der Stätte zu betrachten, folge nicht, daß 
auch der Anerbe es habe. Die richtige Entfcheidung wird fodann 
bauptfächlich mit den Regeln des Nießbrauchs gerechtfertigt. Das 
Dberlandesgericht erfannte aber gegentheilig unterm 2. Juni 1824, 
und fprach den ganzen Erwerb dem Anerben zu. Hier fänden nicht 
die Vorfchriften vom Nießbrauch fiatt, fondern die Eigenthums + 
Ordnung entfcheide allein. Der Mahljährige müffe num nicht blos 
den Wohlitand des Gutes fürdern, fondern auch alles, was er an 
eigenem Vermögen darin verwandt habe, in demfelben zurücklaffen, 
wogegen er die Leibzucht erhalte. Die Eigenthums + Ordnung 
Gap. II. $. 2. beftimme, daß, mas der Eigenbehörige aequirire, 





’ 


en, 309 


vom 10. Mai 1770?) Th. U. Tir. 1. 
$. 4, Tit. 5. 6. 3, Tit. 8. 96.1.2. 3, 

Tit. 9. 66. 13. 14. 15., Tit. 10.6. 1.5 
TH. IM. Tit. 1.6.3, Tit. 4. 6.3, Tie 5. 
66. 2. 3. 8., Tit. 7. 6 1.5 vgl. Th. J. 
zit. 7.915, Th. II. Tit. 1. $.3., Tit. 2. 
§. 2.3 Th. III. Tir. 4. 6. 1. Tit. 5. $. 9, 
tie. 7. . 6. | 

Geſetz über die, den Grundbeſitz betreffenden 
Rechtsverhaͤltniſſe und über die Realberech⸗ 
figungen in den Landestheilen, welche zu 
dem chemaligen Großherzogchum Berg eine 
Zeit lang gehört haben, vom 21. April 1825. 
$$. 4. u. flgd.; Geſetzſammlung ©. 94. u. flgd. 

Koͤniglich Preußiſche Eigenthums⸗Ordnung des 
Fuͤrſtenthums Minden und der Grafſchaft 
Ravensberg, vom 26. November 1741. 2) 





bei der Stätte bleibe. Dieſe Sentenz, bie ſich rein auf Grund: 
‚füge der Leibeigenfchaft ſtützte, wurde in revisorio ju Halberſtadt, 
17. Juni 1825, wieder aufgehoben, und das erſte Erkenntniß her⸗ 
geſtellt.“ DH. 
2) Wegen ihrer Ausgaben und der Orte, mo fie abgedruckt ift, 
vgl. Entfcheidungen des Geheimen Dber-Tribunals Bd. IL, 
©. 100. Note 2); namentlich findet fie fich bei Schlüter, Provin- 
eialrecht der Provinz Weftphalen Bd. I. S. 257. u. fig. 
D. 9. | 
3) Abgedruckt bei Schlüter, a. a. O. Bd. I. S. 121- u. flgd: ; 
ferner bei Holfche, Befchreibung der Graffchaft Tecklenburg, Berlin 
und Frankfurt 1788. &. 275. u. figd. (mit Anmerkungen); Nabe, 
Sammlung Bd. I. Abth. 2. S. 154. u. figd. und an andern Drten; 
dgl. Entfcheidungen des Geheimen Dber-Tribunals Bd. I. 
©. 377. Note 2). D. 9. 
Bd. IV. | . Ya 
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Cap. II. 656. 2. 4, Cap. VIIL $. 1, 
Cap. XI. $. 10., Cap. XI. $G. 8& 
Geſetz über die, den Grundbeſitz befreffenden 
Rechtsverhaͤltniſſe und über die Nealberechti- 
gungen in den Landestheilen, welche vormals 
eine Zeit lang zum Königreih Weftphalen 
gehört haben, vom 21. April 1825. 65. 4. 
u. flgd.; Geſetzſammlung ©. 74. u. flgd. 


In den Fürftenthümern Münfter und Minden und 
der Grafichaft Ravensberg galt bekanntlich der Grund: 
faß, daß, wenn der Teibeigene Befiger eines eigenbehörigen 
Gutes mit Tode abging, der überlebende Ehegatte deffelben 
mit Zuftimmung des Gutsherrn fich wieder verheirathen 
und mit dem angeheiratheten Ehegatten auf der Stätte ver- 
bleiben konnte; hierzu wurden indeß, falls aus der frühe: 
ren Ehe Kinder vorhanden waren, gewiſſe Jahre beftimmt, 

Miinfterfche Eigenfhums: Ordnung Th. II. Tit. 9. 
$$. 13. 14.%); Ä | 


4) $. 13. „Wann der Anerb ober die Anerbinn mit Gutsherr⸗ 
licher Bewilligung zur zweyten Ehe fehreitet, fo bleibet zwar der oder 
diefelbe,; ed mögen Kinder aus der erften Ehe feyn oder nicht, auf 
dem Erbe, fo lang er oder fie demfelben vorzuftehen fühis iſt, jedoch 
follen dem mit dem Anerben oder der Anerbinn fich ‚verheyrathenden 
Ehegatten, mann er fich eigen gegeben, und Kinder aus erfter Ehe 
obhanden, gewiſſe, über 250Jahr nicht zu erſtreckende Mahljahren ges 
feget werden, und iſt derfelbe nach Verlauf der Mahliahren, wann 
immitteld der Anerb oder die Anerbinn verfiorben wäre, dem Kinde, 
welches der Gutö- Herr aus erfter oder zweyter Ehe zu der Succeſſion 
beftimmet, das Erbe einzuraumen, und die Leib-Zucht zu besichen 

ſchuldig.“ 
| $. 14. „Wann aber nach Abfterben des Anerben oder der An- 
erbinne der überlebende Ehegatt fich wieder verhenrathet, und aus er 
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Minden: Ravensbergfche Eigenthumg » Orb: 
nung Cap. XI. $$. 10. 11.5), | 
nach deren Ablauf die Stätte — das Erbe — demjeni- 
gen Kinde bes verftorbenen Hofbefigers, welches von dem 
Gutsheren gewählt ward, 
Münſterſche ——— Ordnung Th. I. Tit.9. 
$. 1.9, 
oder welches zur Solg® in den Hof berechtigt war, 


ſter Ehe Kinder obhanden wären, als welche, wie oben ſchon verordnet 
- worden, in der Suceeſſion den Vorzug haben, ſo werden auch auf Dies 
ſem Fall, und zwar beyden EherLeuten nach YUnterfchied und Propor⸗ 
tion des Alters derer EhesLeuten und Vorkinderen fichere, doch auch 
nicht über 25 Jahr zu erfireckende Mahljahren gefeget, fofern jedoch 
mitler weil die ſämtliche Vorkinder verftürben, oder, frey gelaffen, obs 
fonft zu der Succeſſion untauglich wären, fo können zwar die Ehe: 
Leute nach Ablauf der gefezten Mahljahren nit Gutöherrlicher Bes 
willigung noch länger auf dem Erbe verbleiben, müffen aber alsdann 
über das vorhin bezahlte noch ein leydentliches Gewinn⸗Geld für die 
übrige Zeit entrichten.” “ D. 9. 

5) $. 10. „Wann ein Leiheigener Ehegatte auf dem Erbe ober 
Kotten durch den Tod abgegangen ift, Fan der überbliebene mit Eins 
willigung des Guts⸗ Herrn wieder darauf heyrahten, jedoch muß die 
Perfon, welche durch folche Heyraht auf die Stette kömmt, fich eigen 
geben und den Weinfauf besahlen. 

Sind aber Kinder aus voriger Ehe vorhanden, fo foll die Bes 
wohnung des Erbes auf gewiffe Jahre geferet, und gedachter Perfon 
das Erbe oder Stette die determinirte Zeit zu bewohnen verftattet wer⸗ 
den, jedoch Fan folche Zeit und Jahre von dem Guts-Heren nicht 
weiter als bis der Anerbe 28 Jahr, oder wenn ed eine Tochter, 25 Jahr 
alt gemorden, falls fonft diefelbe tüchtig, ausgefeget werden.’ 

$. 11. „Sobald der Anerbe 28 Jahr, oder wann es eine Toch⸗ 
ter,. 25 Jahr alt geworden, fo ziehen die Alten auf die Leibzucht, 
welche Leibzucht folcher Perſon, fo durch Heyraht oder fonft auf ges 
wiffe Jahre auf das Erbe gekommen iſt, ebenfalld ald wann fie des 
Anerben leiblicher Vater oder Mutter wäre, eingeräumet werden * — 

D. H. 
6) $. 1. „Eigenbehöriger Ehe⸗Leuten eheliche Kinder erwer⸗ 
Aa2 
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Minden: Mavensbergfce mans: Drd- 
nung Gap. XL. $. 1.°) 
— dem Anerben — herausgegeben" merden mußte; 


ben zwar alle durch die Geburt das Erb> und Gueceflions-Necht an 
dem Gut oder Erbe, melches ihre Elteren nah Eigenthums Recht 
unterhaben. Alldieweil aber nur eins von denenfelben fuccediren Fan, 
und dann wegen der Art und Weife, wie die Kinder fuceediren, und 
welchem darunter der Vorzug oder einiges Worrecht gebühret, die bis⸗ 
herige Gebräuche und Gewohnheiten an fich fehr unterfchiedlich, un 
gleich auch ungewiß find, und nach Zeugnüß deren aus den Antteren 
eingegangenen Berichteren es bald fo, bald wiederum anderft damit 
gehalten worden, dergeftalt, daß, wie es die Erfahrung lehret, diefe 
in dem Herbringen felbft fich äußerende Ungewißheit öfterft zu Eoftba- 
ren und verderblichen Streit-Sachen Anlaß gegeben, fo haben Wir 
zu Vermeydung aller daraus weiter entfichen Fönnenden Rechts: Hän- 
dlen und Proceffen Uns mit Unſeren Landftänden darüber verglichen, 
und verordnen demnach, daß bey fich ereignenden Succeffions- Fällen 
die Guts⸗ Herren (weil ihnen daran, daß ihre Höfe, Erbe, und Kot 
ten mit tüchtigen Leuten wieder befeget werden, am meiften gelegen 
ift, und zu vermuthen ſtehet, daß fie auch am beften dafür forgen wer⸗ 
den) unter denen alddann obhandenen, zu der Succeflion. und Verwal⸗ 
tung der Stette tauglichen Kinderen Männ⸗ und Weiblichen Gefchlechts, 
auch unter denen After und 2ter Ehe Kinderen, wann der Anerb, ‚oder 
der, von welchem das Erbe herfommet, zur 2ten Ehe gefchritten wäre, 
die freye Wahl haben follen, den, oder die, welchen, oder melche fie 
dazu am tauglichſten zu feyn, erachten, ausjufehen, und zu beftimmen. 
| | D. I. 


7) 8.1. „Wann fich begiebt, daß ein Eigenbehöriges Erbe 
oder Stette durch den Tod derer Eolonen, des Mannes oder des Wei- 
bes, oder beyder, oder durch Abtretung deffelben und Annchmung der 
Leibzucht, zur neuen Befegung eröffnet wird, fo fol der jüngfte Sohn, 
amd wenn deren Feine vorhanden, die jüngfte Tochter den Hof erben. 
Wann aber der jüngfte Sohn lahm oder gebrechlich, folglich nicht im 
Stande ift, dem Hofe gehörig vorzuftehen, Fan mit Zugiehung derer 
Eltern, oder nach deren Abfterben, derer Verwandten, von denen an- 

‘dern Söhnen einer vom Guts-Heren zum Anerben gemacht werden, 
wobei aber auf den Penultimum und fo mweiter auf den nächftfolgen- 
den, warn fonft wider denfelben nichts zu erinnern, zu. reflectiren. 
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Münſterſche Eigenthums⸗ Debnung Th. I. Tit. 9. 

66. 13. 14.9). 

Minden» Ravengbergfche Eigenthumg: Ord⸗ 
nung: Cap. XI. $$. 10. 14. ). 

Diefe Friſt, welche einen Zeitraum von 25 und bezie⸗ 
hungsweiſe 28 Jahren nicht überſchreiten durfte, 

vgl. die ſo eben angeführten Stellen, 
nannte man Mahljahre, und die einſtweiligen Beſitzer der 
Stätte Mahlzähler, mahljährige Wirthe. 

Von dem Erbe unterſchied ſich dasjenige Vermögen, 
welches ein Wirth außer dem Hofe beſaß, machte er daf 
felbe aus den Mitteln der Stätte oder anders woher, z. B. 
durd) Erbfchaft oder Schenfung u. f. w., gewonnen haben, 
in der Münfterfchen Eigenthums⸗Ordnung ausdrücklich 
Peculium genannt; 

Miinfterfche Eigenthums: Ordnung Th. IT. Tit. 8, 
$$. 1—3. 5. 7. 9— 11 19). 


Solte der Anerbe fich vor tauglich ausgeben, der Guts⸗ Herr 

ihn aber dafür nicht halten, muß die Obrigkeit davon eoguoseiren, 

jedoch, ohne en den geringften Proceß zu verftatten, es deei⸗ 
D. 9. 


diren.“ 


8) S. Note 4). 
9) ©. Note 5). 

10) $. 1. „Das Suceeflions- Recht, welches der Leib⸗ und Ei- 
genthums⸗Herr durch Abfterben eines Eigenbehörigen an deffen Gü- 
ter und Verlaffenfchaft überkommt, oder der fogenannte Sterb-Fall be- 
fteht nach Geftalt der Sache zumeilen in der halben und zumeilen 
- auch in der ganzen Nachlaffenfchaft.’’ 

8% „Wann demnach von Eigenbehörigen Ehe⸗ Leuten (fie 
mögen ‚auf ihres Guts-Herren oder eines anderen Eigenbehörigen, 
oder freyen Gut wohnen, oder auch anderfims und gar außerhalb Lan- 
des fich Häußlich niedergelaffen haben) der Dann oder die Tran zu 
fterben kommet, erbet der Guts- Herr von dem zur Zeit des Abſter⸗ 
bens obhandenen fänstlichen Vermögen die eine Halbfcheid, und ver: 


’ 
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bleibet die andere Halbſcheid dem überlebenden Ehegatten; und wann 
demnächſt auch dieſer ohne Hinterlaſſung Ehelicher Leibs-Erben mit 
Todt abgehet, iſt die dem letzt⸗ lebenden verbliebene Halbſcheid, und 
was derſelbe weiter für ſich gebracht, und erworben hat, mithin das 
ganze Peeulium nach Abzug der Schülden dem Guts-Herren mit 
Ausfchluß deren nächſten Verwandten und Erben ab Intestato ver: 
fallen. * 

8. 3. „Wann aber der letzt⸗lebende Kinder hinterliehe, und der 
Guts⸗Herr den Sterb-Fall in natura ausnehmen mwolte, muß der 
felbe fich mit der Halbfcheid des nachgelaffenen Vermögens (weilen 
fonft denen Kinderen nichts übrig: bliebe) begnügen laffen, und vers 
bleibet die übrige Halbfcheid dem Anerben und aufm Erbe, oder wann - 
die verftorbenen Elteren fein Erbe, oder eigenbehöriges Gut von ihe - 
rem Gutss Herren untergehabt, denen hinterlaffenen Kinderen zur Bil 
lig-mäßigen Ausfteuer, wohingegen, mann das Mortuarium nicht in 
natura gezogen, fonderen zu Geld angefchlagen, und redimiret wird, 
fih von felbft verfichet, daß alddann der Anerb oder die Kinder das 
gange Peculium cum commodo et onere behalten, und darum auch) 
für die Schülden allein ftehen und haften müſſen.“ 

8.5. „Wann eigenbehörige Kinder, welche nicht mehr in dem 
Brode ihrer Elteren fiehen, und 25 Jahr alt find, ungeheyrathet, und 
im ledigen Stande verfterben, und ſich ein Peeulium erworben hät- 
ten, fo ift das ganze Pecrulium nach Abzug der Schülden und Ber 
gräbnüßsKöften dem Guts- Herren verfallen; es wäre dann, daß das 
Perulium, wie oben $. 3. gemeldet worden, redimiret würde, welchen: 
falls der, fo es redimiret, die Schülden und Begräbnüß-Köften ab: 
zufragen hat.’ 

7 „Weiter ift dem Guts-Herren unbenommen, fonderen 
frey geftellet, ob er den Sterb⸗Fall befonders, oder mit dem Gewinn 
und Weinkauf zugleich, und zufammen verdingen laſſen wolle, wel 
ches auch alsdann gefchehen Fan, wann die alte Ehe=Leute und Wehr: 
fefter Unvermögenheit halber, obfonft mit Bewilligung des Guts⸗Her⸗ 
ren das Erbe mit dem Peeulio dem Anerben übergeben und die Leib: 
Zucht beziehen.” 

9.9, „Alles, was nach dem tödlichen Hintritt eines Eigenbe⸗ 
börigen fih an Mobilien und Moventien, Baarfchaften, Rent: Vers 
fhreibungen, und fonft auf dem Erbe oder im Sterb> Haufe befin- 
det, wird fo lang dafür gehalten, daß es zu des verfiorbenen Nach—⸗ 
loffenfchaft, mithin zu dem Sterb-Zall und Peeulio gehörig fey, bis 
daran das Gegentheil von dem, welcher Anfpruch darauf machet, bes 
wiefen worden.’ 


’ 
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Minden: Ravensbergfihe Eigenthumg - Orb: 

nung Cap. III. $$. 2. 4. 1), Cap. VII. $. 1.12). 

In früheren Zeiten war darüber Fein Zweifel, daß auch 

das Peculium, welches der Mahlzähler während der Mahl: 

jahre erworben hatte, fo meit e8 bei Ablauf der letzteren 

noch vorhanden war, mit dem Erbe zufammen auf den Anz 
erben überging 13); wogegen der Mahlzähler von dem An: 

- erben die Leibzucht, Ä 


$. 10. „Es find auch die letzt-lebende Ehe-Gatten, Anerben, 
oder nächfte Verwandte des Verftorbenen Eigenbehörigen alles und je 
des, was zu dem Peeulio gehörig, mithin alle Moventien und Mobi- 
lien, baar vorräthiges oder ausgelichenes Geld, Aetiv- und Paſſiv⸗ 
Forderungen, und wie es fonft Rahmen hat, richtig und getreulich zu 
eröfnen und anzuzeigen, wie auch auf Verlangen des Guts- Herren 
für den Richtern, weſſen Surisdietion der Verſtorbene Untermworfen ger 
weſen, endlich zu befräftigen, fchuldig, daß fie nichts davon verfchwie- 
gen, verbracht, oder verhelet, auch nicht mehr fchülden, als würcklich 
obhanden find, „angegeben haben.’ 
$. 11. „Solte aber dannoch über Kurs oder Lang Fund und 
offenbar werden, daß die Nachlaffenfchaft, oder das Perulium unvoll- 
kommen oder unrichtig angegeben, und davon wiffentlich etwas ver; 
ſchwiegen worden, fo foll das Verfchwiegene dem Eigenthums- Herren, 
warn gleich derfelbe nur zur Halbfcheid dazu berechtiget geweſen, völ⸗ 
lig und gantz verfallen ſeyn.“ D. 9. 
2 ©. weiterhin im Text Seite 383. und Seite 382, 
D. 9. 
12) ©. weiterhin im Tert Seite 384. D. H. 
13) Man vgl.: 
I. in Betreff der Münfterfchen Eolonate: Welter, über 
das gutsherrlich-bäuerliche Verhältniß im Hochftifte Münfter ©. 414. 
(ertrahirt im II. Bande der Entfcheidungen ©. 168. Vote 1)); und 
IT. Hinfichtlich der Minden: Ravensbergfchen Eolonate: 
Wigand, in der Note 1) angeführten Schrift Bd. I. S. 300 — 
302. und 332— 335. Derfelbe bemerkt insbefondere: 
©. 300.: ‚„Über den Erwerb während der Mahljahre Fonnte nicht 
leicht Streit entfiehen, weil der Befiger, wenn er auf die Leibzucht 


Miünfterfche Eigentbums: Hrdnung Th. II. Tit. 9 
$$. 13. 9 15.25), Tit. 10. $. 1.19), 
Minden: Ravensbergfche Eigenthumg » Orb: 
nung Tit. XI. $. 11.7), Tit. XH. & 9.°®), 
und auch für feine, während der Mahljahre S9KeH Fin: 
der eine Ausſteuer fordern konnte; 


308, nicht anders, als der Colon felbft behandelt wurde. So mes 
nig Als diefer, Fonnte auch der Mahljährige, wenn er leibeigen war, ' 
ein freies, gefondertes Allode erwerben;“ und, 

S. 332,: „Die Eigenthums Ordnung Cap. II, 5. 2, ſchreibt 
vor, daß alles, was der Eigenbehörige acquirirt, dem Herrn acqui⸗ 
rirt werde, und bei der Stätte bleibe. Im Cap. X. $. 4. wird 
das geſammte Mobiliar Bermögen nit den ausftchenden Activ— 
Forderungen als Fond beftimmt, woraus die Brautfchäge entrichtet 
werden. Es bildete fich daher die Negel, daß aller Erwerb dem 
Eolonat aeereseire, und daß der Leibzüchter nichts auf die Leibzucht 
mitnehmen und zu freier Dispofition fich befonders vorbehalten könne.“ 


©. auch Note 1) Lit. B. —X7 
14) ©. Note 4). 
15) ©. weiterhin im Tert Seite 394. — 


16) 8.1. „Wann die Eigenbehörige Alters oder anderer Gebrech⸗ 
lichkeiten halber dem ihnen eingethanen Erbe nicht mehr vorſtehen 
können, oder ſolches ihrem Nachfolgern übergeben, welches jedoch ohne 
Vorwiſſen und Bewilligung des Guts-⸗Herren nicht geſchehen ſoll, fo 
gebühret denenſelben (wann ſie auch nur auf Mahljahren das Erbe 
angenommen) daraus Zeit⸗Lebens der nöthige Unterhalt, und wird 
genennet das Leib⸗Geding, oder die Leib⸗Zucht.“ D. H. 


17) ©, Note 5). 


18) 8.9. „Wann der Anerbe noch jung, einer von denen El- 
tern aber indeffen verftürbe, und der überbleibende mit Confens des 
Guts⸗Herrn zur zweyten Ehe träte, die Auffahrt bezahlte, die Gebühr 
ren allerfeits präftirte, auch das Seinige zur Stette brächte, obgleid) 
er oder fie nur auf gewiſſe Jahre das rechte Erbe oder Stette ber 
wohneten, behalten fie dennoch bey Antrerung des rechten Anerben die 
Leibzucht völlig, gleich als wann fie des Anerben N Eltern 
wären,’ - D. 9. 
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Münfterfche Egenthume Orbnung h. III. Tit. 7. 

§. 1.19) 20). 
Durch das Großherzoglich Bergiſche Decret vom 12. Des 
cember 18083 °) und durch das Königl Weftphälifche De: 
cret-vom 23. Januar deffelben Jahres?) wurde die Leib» 


DT — 


19) „Da in denen eigenbehörigen Güteren, Höfen, Erben, Kot 
ten und dem nach Abzug des Sterbfalls übrigbleibenden Perulio nur 
eins deren Kinderen (welches vermög Ddiefer Ordnung dazu beftinmmt 
wird) fuecediren Ean, fo find die Elteren, und nad) deren Abfterben 
die Anerben und successores ſchüldig, die übrige Kinder, fie mögen 
" aus erfter, oder auch, mann der überlebende Ehegatt fich mit Guts- 
herrlicher Bewilligung wieder verheyrathet, aus der folgenden Ehe ent⸗ 
fproffen feyn, nach den Kräften des Perulü, und vom Erbe habenden 
Genuffes zu dotiren, und aussufteuren. 2:2, 


20) Wegen des Fürftenthums Minden und der Graffchaft Ra⸗ 


vensberg vol. man in diefer Beziehung: 


I. Holſche's in dem Mote 3) angeführte Schrift S. 376,, 
wofelbft in der Anm. zum Gap. XII. $. 12. der Minden-Raveng- 
bergfchen Eigenthums-Drdnung bemerkt wird: 

„Kinder von Stiefeltern, fo auf Mahljahre gefeffen, müffen gleich 
den andern Kindern aus der Stätte abgefunden merden.” “ 

1. Wigand in der Note 1) allegirten Schrift Bd. I. ©. 306., 
welcher fagt: 

„Seine (des mahljährigen Befigers) Kinder haben daffelbe Recht, 
wie die Kinder erfier Ehe, und es ift nur dadurch befchränft, daß 
diefen der Brautfchag früher beftimmt wird, und ſomit größer aus— 
fallen kann, fo wie, daß diefelben in der Suceeffion ihnen vorge 
hen. Auch den Kindern aus zweiter Ehe des mahljährigen Befigers 
felbft gebührt das Recht auf einen Brautfchag aus dent Gute, wenn 
die Ehe unter den, im. vorigen $. befchriebenen Bedingungen ger 
ſchloſſen“ — d. h. von dem zmeiten Ehegatten der Weinfauf in 
gehöriger Weife erlegt — „und das Recht der Mahljahre auch fei- 


nen zweiten Ehegatten verfchricben wurde.’ — Man f. auch 
©. %85— 269. a. a. O. D. H. 
21) S. Bergiſches Geſetz⸗Bülletin I. 6. ©. 182 — 19%. 
DD. H. 


22) ©. Weftphälifches Gefeg-Bülletin von 1807 u. 1808. 18 27. 
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eigenfchaft mit allen darauf gegründeten Rechten und Ber- 
bindlichkeiten in den Eingangs gedachten Landestheilen auf 
gehoben, und diefe Aufhebung durch die Gefeze vom 21. April 
1825 über die gutsherrlich: bäuerlichen Verhältniſſe im vor; 
maligen Königreih Weftphalen $$. 1. 2. 4. u. figd., 
85. 15. u. flgd., Gefeßfammlung ©. 74., und von dem⸗ 
felben Tage über die gutsherrlich: bäuerlichen Verhältniſſe 
im vormaligen Großherzogthum Berg $$. 1. 2. 4. u. flgd., 
66. 15. u. flgd., Gefeßfammlung ©. 94., aufrecht erhalten. 

Es fommt nun der Fall vor, 
daß auf eine, nach der früheren Verfaffung eigenbehörige 
Stätte zur Zeit, wo biefe frühere Verfaffung noch in 
voller Kraft beftand, der mahljährige Befig auf beſtimmte 
Jahre eingeräumt worden, diefe Befisjahre aber erft nach 
Publication der fremdherrlichen Decrete abgelaufen find, 
und damit die Verpflichtung zur Herausgabe der Stätte 
an den Anerben eingetreten ift. 

So viel bekannt, waltet darüber Fein Zweifel ob, 
daß ein Mahlzähler, deffen Beſitzjahre erſt nad) der Pu: 
blication der fremdherrlichen Decrete angefangen ha: 
ben, das Peculium für fich felbft erwirbt; 

und eben fo wenig darüber, 
dafi der, zur Zeit der alten Verfaſſung eingekretene Mahl⸗ 
zähler das, big zur Publication der fremdherrlichen De; 


Th. J. S. 224. u. flgd. — Das Fürftenthum Minden und die Graffchaft 
Ravensberg, welche von Preußen durch den Tilfiter Frieden vom 
9. Juli 1807 an Frankreich abgetreten waren, wurden zu dem, durch 
das Kaiferlich Sranzgöfifche Deeret vom 7. Detober 1807 neu errich 
teten Königreich Weftphalen, dagegen das, durch den genannten 
Srieden ebenfalls abgetretene Fürſtenthum Münfter durch den Tracz 
tat vom 1. März 1808 zum Großherzogthum Berg gelegt; vgl. Rabe, 
neues Hülfsbuch Bd. 1. ©. 642. 643. 653. D. 9. 
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crete erworbene Peculium bei Ablauf der ——— an 
den Anerben mit abtreten muß. 
Zweifelhaft iſt es dagegen: 

ob der-mahljährige Wirth, deſſen ie vor Pur 
blication der fremdherrlichen Decrete angefangen haben, 
auch das, nach diefem Zeitpunfte ertvorbene Peculium 
bei Abtretung der Stätte an den Anerben herauszugeben 
verpflichtet ift? 

Diefe Frage ift früher in einigen, Münfterfche Colo⸗ 
nate betreffenden Fällen bei dem Geheimen Ober: Sri: 
bunal bejahend entfchieden worden 28). 

Der Hauptgrund diefer frühern Entfcheidungen beruht 
darin, daß durch den Antritt des mahljährigen Beſitzes ein 
mechfelfeitiged Verhältniß zwiſchen dem Mahlzähler und dem 
Anerben entftanden fei, in welchem die, durch die fremd» 
herrlichen Gefege vom Jahre 1808 Kerbeigeführte und durch 
die Preugifchen Gefege vom jahre 1825 beftätigte Aufhe⸗ 
bung des Leibeigenthums nichts habe ändern Eönnen, in- 
dem dieſe Aufhebung vielmehr nur das Verhältniß zwifchen 
dem Gutsheren und dem Eolonen gelöft und beziehung» 

weife anders geregelt habe. 
| Bei dem zweiten Senate des Geheimen Ober: 
Tribunals bat ſich nun aber die entgegengefegte Anfiche 
geltend gemacht. In der Sache Deppendorf wider 
Görner, genannt Deppendorf, aus der Graffchaft Ra: 
vensberg, war von dem zweiten Senat de Dber; 
landesgerichts zu Paderborn mit Abänderung des, bei 


23) Bal. Neues Archiv von Ulrich, Sommer und Böle, 
Bd. V. ©. 280—286., und Entfcheidungen des Geheimen 
Ober⸗Tribunals Bd. IL u 18. ©. 168 — 186, 
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dem Lands und Stadtgericht zu Herford in erſter Inſtanz 
gefprochenen Urteilg, der Anerbe mit dem Antrage, den 
Mahlzähler für fchuldig zu erkennen, das während feines 
mahljährigen Beſitzes auf der Stätte erworbene, aber bei 
der Herausgabe des Gutes verfchtwiegene Vermögen an ihn 
abzutreten, aus dem Grunde abgemwiefen: 
„weil der, vor der Aufhebung der Leibeigenfchaft beſtan⸗ 
dene Grundfaß, daß alles, was ein Eigenbehöriger auf 
der Stätte erwerbe, dem Eigenthumsherrn - erworben 
werde, und bei der Stätte verbleibe, lediglich ein Aug: 
fluß der Leibeigenfchaft zur Sicherung des, dem Gute: 
herrn gebührenden Sterbefall fei, durch die erfolgte Auf: 
hebung der Reibeigenfchaft aber der Mahlzähler nach dem 
Gefeg vom 21. April 1825 und-den, diefen zum Grunde 
liegenden fremden Verordnungen in Beziehung auf die 
Nugungen der Stätte mit dem wirklichen Colonen gleiche 
Nechte habe, und daher nicht fchuldig fei, dag auf der 
Stätte erworbene Vermögen gleichzeitig mit der Stätte 
felbft an den Auerben herauszugeben. 4 
Gegen diefe Entscheidung wurde die NichtigfeitSbe- 
ſchwerde eingelegt. Der zweite Senat des Geheimen 
Ober-Tribunals war der Anficht, daß folche zu ver: 
werfen fei. Wegen der hierdurch entflandenen Meinungs: 
verjchiedenheit wurde die Frage: 
"ob ein mahljähriger Wirth, welcher auf den Grund der 
Minden-Ravensbergſchen Eigenthums⸗Ordnung 
vom 26. November 1741, oder der Münſterſchen Eis 
 genthums: Ordnung vom 10. Mai 1770, noch vor dem 
Eintritt der fremden Geſetze über die Aufhebung der Leib: 
eigenfhaft zum mahljährigen Befige des Guts gelangt 
iſt, und deffen Mahljahre erft nach Emanation der Ge: 
fege vom 21. April 1825, oder doch der, diefen zum 
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Grunde liegenden fremden ‚Gefege abgelaufen find, und 
der hiernach bei der Abtretung des Guts auf Gewäh— 
rung der Reibzucht Anfpruch hat, dagegen auch das ganze 
Peculium, und namentlich auch dasjenige, was er wäh— 
rend des mahljährigen Befiges durch feinen eigenen Fleiß. 
auf dem Gute erworben bat, an den Anerben herausge⸗ 
ben müfle, oder ob. ihm dicfer Erwerb als völlig freieg 
Vermögen verbleibe? 
sur Entfcheidung des Plenums de8 Geheimen Ober: 
Tribunalg geftellt, und dabei zugleich anheim gegeben, 
‚ in befondere Erwägung zu ziehen: 
ob diefe Frage anders zu beantworten fei, je nach dem 
die Minden-Ravensbergſche oder die Münfterfche | 
Eigentums: Ordnung bei der Entfcheidung zum Grunde 
gelegt werde. 
Bei der Berathung im Plenum am 12. December 
1838 vereinigte man fich zuvörderft dahin, 
daß die bisherige Meinungsverfchiedenheit der beiden Ser 
nate nicht dasjenige Peculium -betreffe, welches der 
Mahlzähler mac) Aufhebung des Leibeigenthums nicht 
ans den Mitteln der Stätte, fonders anders woher 
erworben habe, dieſer Theil des Peculiums vielmehr dem 
Mahlzähler jedenfalls verbleiben müſſe, und von ihm 
beim Ablauf der Mahljahre an den Anerben nicht ber- 
auszugeben ſei; daß. dagegen die, durch den Plenar: Ber 
fchluß zu erledigende Meinungsverfchiedenheit zwiſchen den 
Senaten mur das, nad) Aufhebung der Feibeigenfchaft 
aus den Mitteln der Stätte erworbene Peculium 
zum Gegenftande ‚habe. 
Es wurde. hierauf. vom Plenum folgender Beſchluß 
gefaßt: 
Ein mahljähriger Wirth, — * den Grund der 
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Minden » Navensbergfhen Eigenthums » Hrdnung 
vom 26. November 1741, oder der Münfterfchen Ei- 
genthums: Ordnung vom 10. Mai 1770 noch. vor dem 
Eintritt der fremden Gefeße über die Aufhebung der Leib: 
eigenfchaft zum mahljährigen Befige des Gutes gelangt 
if, und deffen Mahljahre erft nach erfolgter Aufhebung 
des Leibeigenthums ablaufen, ift wicht verpflichtet, das 
in dem Zeitraume zwiſchen Diefer Aufhebung und dem 
Ablauf der Mahljahre aus den Mitteln der Stätte ev; 
worbene Peculium an den Anerben herauszugeben. 

Gründe. 

Zur Vermeidung von Verwirrungen fcheint es — 
wendig, die Rechtsverhältniſſe im Fürſtenthum Minden 
und in der Grafſchaft Ravensberg einer-, und die im 
Fürftenthum Münfter andererfeits abgefondert zu betrachten, 

So viel nun 

I. das Fürſtenthum Minden und die Grafichaft Ra; 
vengber g betrifft, fo bedient fich. die, für diefelben ergan- 
gene Eigenthums- Ordnung vom 26. November 1741 des 
Ausdruckes „Peculium“ nur an einer einzigen Stelle, 
und zwar wird auch bier damit nicht einmal das Befig- 
thum des Eigenbehörigen außer dem Erbe, wie fonft üb: 
lich üft, bezeichnet. Im Cap. III. $. 4. heißt e8 nämlich: 

„Wann ein Eigenbehöriger flirbet und hinterläſſet Kin 
der, welche etwas an Mobilien oder Immobilien befeflen, 
fo im Haufe und andern Stetten befunden merbden, fo 
wird folches fo lange für ein-Pertinens der Gtette, und 
bei der Erbtheilung zum Eigenthümlichen Inventario ge 
börig gehalten, bis von dem Befiger ein Peculium er 
wiefen, und, daß es nicht aus der Stette oder aus der 
Stette Mitteln acquiriret, befcheiniget worden. 

Hier ift mithin von dem Falle die Rede, daß ein Drit: 
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ter, der Derlaffenfchaft gegenüber, etwas als ihm gehörig 
vindiciren will. Ermeift er daran fein Eigenthum, fo nimmt 
er es als fein Peculium heraus; dasjenige hingegen, was 
aus der Stätte oder aus der Stätte Mitteln ac 
quirirt worden, wird, obwohl man fonft gerade die mit 
dem Ausdrucke: Peculium zu bezeichnen pflegt, ausdrücklich 
dem Peculium des Dritten gegenübergeftellt; e8 macht einen 
integrirenden Theil der Verlaffenfchaft aus, und. wird nach 
der Beftimmung im Cap. VII. $.1.2%) a. a. D. zwiſchen 
dem Gutsheren und den Anerben zu zwei Hälften getheilt. 

| Wenn nun auch, wie gedacht, der Ausdruck: Peculium 
in der Minden-Ravensbergfchen Eigenthums- Ordnung 
fich fonft nicht vorfindet, fo kommt es doch auf den blo: 
‚sen Namen nicht an; der Begriff ſelbſt aber findet fich in 
der angeführten Ordnung allerdings. Bei dem hier in 
Rede ftehenden Verhältniffe wird nämlich, wie fchon oben 
angedeutet worden, unter Peculium dasjenige verftanden, 
was der Colon nicht mit dem Erbe sufammen von dem 


Eigenthumsherrn verliehen erhalten, fondern während fei- 


ner Beſitzzeit felbft erworben hat. In Beziehung auf die 
fen Vermögenstheil des Eolonen verordnet aber $. 2. 
Cap. II. a. a. O.: Ä 
nWann ein Eigenbehöriger —5 ie 
fo acquiriret er es dem Herrn, und bleibet es 
bey der Stette, wird mit beweinkauffet, und Fan nad): 
gehends, fo bald der Sterbfall über beyde'Eheleute dar 
über gegangen, ohne Conſens des Herrn nicht weiter da- 
von veralieniret werden, fonften aber und fo lange ber 
Sterbfall über beyde verehelichte Perfonen nicht ergan⸗ 


24) ©. weiterhin im Tert ©. 384. 
| e: D. 9. 
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"gen, bleibet einem jedem Theil über — Halbſcheid .i in⸗ 
ter vivos zu disponiren unbenommen.“ 
In den Eingangsworten dieſes Paragraphen wird, mit 
Rückſicht auf den Urſprung des Erwerbes, nicht unterſchie⸗ 
den, namentlich nicht, ob, wie der angeführte K.4. a. a. D. 
fich ausdrückt, etwas aus der Etätte oder aus der Etätte 
Mitteln acquirirt worden. Man muß daher annehmen, 
daß nach der Minden-Ravensbergfchen Eigenthums— 
Ordnung aller und jeder Erwerb bei der Stätte bleiben 
foll, obwohl, wie der angeführte $. 2. Cap. II. fich aus⸗ 
drückt, „einem jeden Theil über feine Halbjcheid inter vi- 
vos zu disponiren unbenommen bleibt." Damit fiimmt 
denn auch der $. 1. Eap. VI. vollkommen überein, in: 
dein es daſelbſt heißt: 
„Bey Abfterben eines Eigenbehörigen gehöret dem Eigen 
thums- Herrn der fo genannte Sterb:Fall, oder dimi- 
dia omnium mobilium et moventium bonorum, und 
Fan davon der Eigenbehörige- weder per testamentum 
noch per donationem morlis causa, in praejudicinm 
des Guts-Herrn digponiren, fondern wann ein dergleis 
chen Teftament oder Donation gemacht wird, fo foll fil- 
biges ipso facto null und michtig, auch von Feiner: 
Kraft feyn. 

Jedoch ſetzen, ordnen und wollen Wir, daß einem Ei⸗ 
genbehörigen erlaubet ſeyn ſoll, etwas, aber nicht ultra 
semissem bonorum mobilium inter vivos pure et 
absolute — zu verfchenfen 2c. 

So viel nun insbeſondere das Verhältniß der mahl: 
jährigen Wirthe betrifft, fo waren ſie nach den Beſtimmun⸗ 
. gen der oft erwähnten Eigenthumg: Ordnung verpflichtet, 
nicht blos dag, bei dem Antritt der Mahljahre ihnen über: 
toiefene, fondern > dag, während der Mahljahre von ih: 

nen 
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nen nen ertorbene Peculium bei ihrem Abzug dem Aner— 
ben mit zu überantiporten. Dies verficht fich in Anfehung 
des, den Mahlzählern bei dem Antritt der Mahljahre über: 
wieſenen Peculiums von ſelbſt. Denn fie find zufolge dee 
Cap. XI. $. 10.°%) blog Bewohner. und Nießbraucher der 
Stätte; der Auerbe aber ift, gleich von dem Tode feines 
Erblaffers ab und während der ganzen Dauer der Mahl: 
jahre, wahrer Befiger des Erbes, mie folches von dem Ges 
heimen Ober-Tribunal in Beziehung auf die, nach. der 
Minden: Ravensbergfehen Eigenthums » Ordnung zu 
beurtheilenden -Nechtsverhältniffe in Sachen Rünfemöller 
wider Koch und Heidbreder wider Niederbeckmann 
in den Erfenntniffen vom 10. Januar 1823 und "26. Au⸗ 

guft 1836 angenommen worden; 
sl. Entfheidungen des. Geheimen, Dber: j 
Tribunals Bd. I. M 1. S. 1—1A. Bw 

Bb. J. 38. ©. 371—391. 

E8 muß daher dag, bei dem Tobe des Eigeubehöris | 
gen bei der Stätte. befindliche Peculium,- fo weit daſſelbe 
nicht durch den Sterbefall zur Hälfte dem Gutsherrn an⸗ 
heim fällt, auf den Anerben übergehen, und von dem Mahl⸗ 
zähler demſelben erhalten werden, weshalb auch nach Cap. XII. 
800 D. „zu Verhütung weitläufiger Disputen zwi⸗ 
ſchen denen auf Mahl-Fahre fisenden Eltern und Anerben, 
fo oft jemand bie: Stette auf Mahl» Jahre annimmt, ein 
richtiges Inventarium conferibiret werden fol." 
Hinſichts des neuen eigenen Erwerbes des Mahlzäh—⸗ 
lers ſcheint es nun zwar auf ben erſten Augenblick auffal- 
Iend, daß dasjenige, was der Mahlzähler als Nießbraucher 
S 1. und * UNE - fein freies Eigentpunn blei⸗ 





2) ©. Note * 
Bd. IV. Bb 
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ben, vielmehr bei Ablauf der Mahljahre dem Anerben aus 
geantwortet werden fol. Allein da im Sinne der Eigen: 
thums⸗ Ordnung der Mahlzähler ſelbſt ein Eigenbehöriger 
ift, fo findet auch auf ihn bie oben erwähnte Beflimmung 
des $. 2. Cap. IIL Anwendung: 

„Bann ein Eigenbehöriger etwas acquiriret, fo acquiri⸗ 
vet er es dem Herrn, und bleibet es bey der Stette.“ 
Weil hiernach der Erwerb des Eigenbehörigen bei der Stätte 
Bleiben fol, muß auch der des Mahlzählers auf den In⸗ 
haber der Stätte, auf den Anerben, übergehen. | 

Mit Rückficht auf die fo eben angeführten Srundfüße, 

beantwortet fich denn auch die Brage: | 

ob durch die Aufhebung des Leibeigenthums in der Ver 

pflichtung des Mahlzählers zur Herausgabe des Erwer⸗ 
bss an den Anerben eine Änderung eingetreten ſei? 
ohne Schwierigkeit. Durch das Weftphälifche Decret vom 
23. Januar 1808 find die geibeigenfchaft, welcher Art fie auch 
fein mag, fo wie alle barauf gegründete Nechte und Ver⸗ 
Gindlichkeiten abgefchafft, und dies ift durch $. A. des Ge 
feges vom 21. April 1825, Gefeßfammlung ©. 75., be 
ftätigt worden. Jeder, der im Umfang des damaligen Kö⸗ 
nigreichs Weftpalen fich im mabljährigen Befige eines eigens 
behörigen Colonats befand, hörte mithin bei Eintritt der 
Geſetzeskraft des Decrets vom 23. Januar 1808 auf, eigen 
behörig zu fein; es mußte folglich auch von demfelben Au 
genblict am jene Beftimmung des Cap. IH. $.2. der Eigen 
thums +» Ordnung: Ä 

„Wann ein Eigenbehöriger etwas acguiriret, fo acquiri⸗ 

vet er ed dem Heren, und bleibet es bey der Stette,“ 
für ihn außer Anwendung. treten. AS ein freier Mans 
erwarb er binfort für fich felbft, und nicht mehr für den 
Heren und die Stätte. Blieb er man gleichwohl nach wie 
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vor verpflichtet, das ihm nur zum Mießdrauch verlichene 
Erbe und das dabei befindlich geweſene Peculium, nicht 
minder das, bis zur Gefeesfraft des Decretd vom 23. Ja⸗ 
nuar 1808, mithin noch während feiner fortdauernden Eigen 
behörigkeit, für die Stätte erworbene Vermögen bei Ablauf 
der Mahljahre dem Anerben auszuantworten, fo bat dage 
gen ber. Legtere auf den, vom Mahlzähler nach dem eben 
angegebenen Zeitraum gemachten Erwerb nicht den mindes 
ſten Anſpruch. 

Von den Vertheidigern der entgegengeſetzten Meinung 
wird zwar behauptet, daß die Befugniß des Anerben auf 
das, von dem Mahlzähler erworbene Peculium als ein Cor⸗ 
relat der Verpflichtung des Anerben zu betrachten ſei, dem 
Mahlzähler die Leibzucht und feinen, während der Mahl: 
jahre gebornen Kindern den Brautfchaß zu gewähren; dag 
ferner, weil der Mahlzähler, der Aufhebung der Leibeigens 
ſchaft ungeachtet, im Befig dieſer Nechte verblieben, berfelbe 
auch die Verpflichtungen erfüllen müffe, unter deren Vor⸗ 
ausfegung ihm jene echte nur eingeräumt ſeien; fo tie 
endlich, daß die fremdherrliche Gefeßgebung in diefen, vor 
ihr eingegangenen — Verhältniſſen nichts habe 
ändern können. 

Allein es iſt nicht wohl — wie man das Recht 
des Anerben auf das Peculium des Maplzählers als ein 
Correlat feiner angeführten Pflichten gegen den Letzteren ans 
fehen faun, da doch ein viel näherer und weit paflenderer 
Grund zu diefen Pflichten, und zwar fo viel die. Leibzuche 
betrifft, in dem Verhältniſſe des Anerben als Kind, besies 
hungsweiſe als Stief- und Pflegefind, und in der, dem 
Pfleger für feine Pflege und für die Obforge hinſichtlich 
des Gutes gebührenden Vergeltung, in Beziehung auf die 
Ausſteuer der Geſchwiſter aber darin zu finden ift, daß der 
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Anerbe gegen bie Grundfäge des gemelnen Rechts das ganze 
MWermögen, nach Abzug des Sterbefals, allein wegnimmt. 
Von contractlichen Verhältniffen endlich kann gar nicht.die 
Rede fein, da jene Rechte dem Mahlzähler und deffen Kin 
dern geſetz⸗ und obfervangmäßig 2°) zuſtehen, nicht aber auf 
einem, mit. dem Anerben gefchloffenen Vertrage beruhen. 
Hiernach unterliegt es Feinem Bedenken, in Beziehung 
auf die, in dem Fürftenthum Minden und in der Graf: 
fchaft Ravensberg belegenen Colonate in aurgehehie 
Frage dahin zu beantworten: 
dag das, von einem Mahlzähler nach Eintritt der Ge 
ſetzeskraft des Decrets vom 23. Januar 1808 eriyor: 
bene Peculium, auch wenn der Anfang der Mahljahre 
noch vor dem angegebenen Zeitpunkt fällt, fein Eigen: 
thum verbleibt, und dem Anerben nicht ausgeantivortet 
zu werben braucht. | 
1. Was das Fürſtenthum Münſter betrifft: fo hat 
die für Daffelbe ergangene Eigentums: Ordnung vom 10. Mai 
1770 den Begriff von Peculium, als Fnbegriff des Vermö⸗ 
gens der Eigenbehörigen außer ihrem Rechte an der Stätte, 
viel fchärfer feftgchalten, als die MindensRavensberg- 
fche Eigenthums⸗Ordnung. 
Die, auf das Peculium bezüglichen Stellen der erfie 


ren ſind: 


2 11. Tit. 1. $. 4. 2), Tit. 5. 5.8, =, Lit. 8. 





26) Bol, oben &. 375 — 377. und Note 20). 

27) ©. weiterhin im Text &. 392, DOD. H. 

28) „Bei der Beſtimmung des Gewinns oder Weinkaufs fol 
unter anderen Aftens auf die Kräften des Peculii; 2tens: Auf die 
größe des Hofes und der Nügung, und ob das Erbe hoch oder gering 
in Schagung ſtehe; Stend: Auf die Viel / oder Geringheit ber jähr⸗ 
lichen Pächten; Atens: Auf die Zahl der Kinder, welche neben bem Ans 
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99.2: 3.5.7.9. 29), vgl. edend. 1. 20), Tit. 9. 
$. 15. 29), Tit. 10. $. 5.92%), und 
Th. II. Tie. 1. $. 3., Tit. 2. 66. 1. 2, Sit. 4. 
$.3., Tit. 5. 99. 2.3, 8., Ti. 6. $. 1.9), 
gie. 7.91.29, 


erben und Guecefforen anf dem Hofe find, und noch ansgefteuret wer⸗ 
„ den müffen; Stens: Auf den nächſt⸗vorigen Anfchlag ber Gewinn⸗Gel⸗ 
der, und endlich btens: Auf die Länge oder Kürge der Swifchen: Zeit, 
fo von dem einen Gewinn zu dem andern abgeloffen, gebührende Rück 
fiht Benommen, und der Anerb in dem Anfchlag nicht übernommen 
werden.’ D H. 

29) ©. Note 10). 

30) ©. ebendafelbft. | 

31) ©. weiterhin im Text Seite 394, O. H. 

32) „Damit gleichwohl alsdann der Guts⸗Herr wegen des Sterb⸗ 
Falls Feine Verfürgung zu beforgen habe, fo fol berfelbe befügt feyn, 
das Peculium, fobald die Alten das Erbe übergeben haben, auffchreis 
ben, tariren und bedingen, oder in natura ausnchmen zu laffen. 

D». 9. 





33) Kit. 1. 8.3. „Alle übrige Eontracten aber (welche zu 
bem Genuß und nüglicher Verwaltung der Stette gehören, oder nur 
das Deeulium, nicht aber das Pradium felbft, oder deffen Gerechtfame 
betreffen, wann fie in diefer Ordnung nahmentlich nicht ausgenommen, 
und auch ob rationis paritatem unter den ausgenommenen nicht bes 
griffen find) mögen die Eigenbehörige ihres Gefallens fchlieffen und 
eingehen, und muß der Guts- Herr ihnen daran nicht hinderlich ſeyn.“ 

Tit. 8.1. „Dem Eigenbehörigen if, wie oben ſchon verords 
net worden, zwar erlaubt, ein oder anderes zu feinem Erbe gehöriges 
Stück Landes, welches er felbit füglich nicht unter bringen, und ver- 
arbeiten Fan, zu befferem Nugen und mehrer Bequemlichkeit anderen, 
jedoch nicht länger, als jedesmahl auf eine Mift-Saat in Pacht oder 
Mieth zu geben; Er muß aber die Pacht: oder Mieth: Gelder ſich 
jährlich; und nicht voraus und für alle Jahren auf einmahl zahlen 
laffen, fonft, wann der Locator immittels zu fterben käme, ift der Nach⸗ 
folger, er möge Succeffor in Peculio feyn oder nicht, die noch übrige 
Pacht⸗ Jahren auszuhalten nicht fehüldig, fonderen, die verpachteten 
Ländereyen, ohne die“ geringfte Erftattung der vorausgesahlten Pacht 
wieder anzugreifen, und an fich zu nehmen befugt. — —“ Ä 
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Es iſt danach das Pecullum bag wahre Eigenthum 
des Colonen, obfhon er allerdings in Beziehung auf dafs 
| ſelbe manchen Einfchränfungen unterworfen iſt, welche mei⸗ 
ſtentheils ihren Urſprung in der Eigenbehörigkeit finden. 
Das hauptſächlichſte Recht des Eigenthumsherrn auf das 
Peculium iſt der Sterbefall. Wenn nämlich von zwei 


Ebend. 5. 2. „Es bleibet auch der anticipirten Zahlung unge⸗ 
hindert ein ſolcher Conductor pro rata des für die noch nicht ver 
fioffene Pacht Tahren voraus gezahlten Mieth⸗Geldes für die Guts⸗ 
herrliche Pächte haftbar, bergeftalt, daß der Butss Herr (wann er fich 
aus des Coloni eigenen Früchten oder aus beffen Peculio, obfonft anz 
derſt nicht erhohlen kan) an denfelben fich halten, auch die auf dem 
verpachteten Lande obhandene Frucht in Anfpruch nehmen, und fich 
daraus bezahlt machen könne.“ 

Kit. 4. F. 3. „Würde aber ein Elgenbehöriger mehr als einen 
vierten Theil feines Peculii verfchenken, fo it die Donation, in fo 
weit das Gefchen den vierten Theil übertrift, unfeäfüg, und von feis 
ner Würckung.“ 

Tit. 5. F. 2. „Hat nun der Guts / Herr feinen Sonfens dazu“ 
— zur Aufnahme von Schulden ($. 1.) — „gegeben, fo ift nicht 
allein der Schuldner und Anerb oder Nachfolger (mann er auch ein 
Sremder, und Fein Gueceffor in Peculio wäre), fonderen auch ber 
Hof oder das Erbe felbft (wann folches in der Bewilligungs⸗Urkunde 
zum Unterpfand gefeget worden) für die Schuld haftbar.’ 

Ebend. $. 3. „Es ift und bleibet aber doch der Eigenbehörlge 
der Principal Schuldner und mag der Glaubiger nicht ehender Cals 
wann er von demfelben ober aus dem Perulio feine Zahlung nicht er⸗ 
halten Fan) das verpfändete Erbe in Anfpruch nehmen.’ 

Ebend, $. 8. „Alle übrige” — nämlich außer den in den SS. 6, 
and 7, bezeichneten — „„unbetilligte Schulden aber — — ift der Ans 
erb oder Nachfolger, wann er Fein Succeſſor in Peeulio iſt, zu tra⸗ 
“ gen, und abzufinden, nicht verbunden,’ 

Fit. 6.9.1. „Wenn ein Eigenbehöriger Schulden machet, und 
feln Vermögen oder Peculium zum Unterpfand fest, ift die geftellte 
KHypothee zwar gültig und fülglich auch der Glaubiger, wann fchon 
die Schuld Gutsherrlich nicht bewilliget wäre, zur Erhaltung feiner Bes 
friedigung darauf — gerichtlich gu verfahren berechtigt,” D. H. 

34) ©. Rote 19). | R 
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Ehegatten der eine ftlrbt, fo erbt nach Th. II. Tit. 8. 
$. 2.35) der Gutsherr von dem, zur Zeit des Abfterbeng 
vorhandenen fümmtlichen „Vermögen die eine Hälfte, und 
die andere verbleibt dem Überlebenden; geht hiernächſt auch 
diefer, ohne Hinterlaffung ehelicher Leibeserben, mit Tode 
ab, fo ift auch die zweite Hälfte und — wie es im $. 2. 
a. 0. 9. wörtlich heißt — „was derſelbe weiter für fich ges 
bracht, und erworben hat, mithin das gange Peculium nac) 
Abzug der Schülden dem Guts⸗Herrn, mit Ausfchluß deren 
nächften Vertvandten und Erben ab Intestato, verfallen; 
hinterläßt aber ber letztlebende Ehegatte Kinder, und nimmt 
der Gutshere den Sterbefall in Natur, fo befommt er nach 
$. 3. a. a. D. 8%) nur die Hälfte des nachgelaffenen Vers 
mögen (einen halben Theil der Hälfte), die andere Hälfte 
bleibt „dem Anerben und aufm Erbe; läßt der Guts⸗ 
herr fich dagegen den Sterbefall in Gelde bezahlen, fo be: 
hält der Anerbe oder die Kinder „das gange Peculium 
cum commodo et onere.!! Übrigens find die Eigenbe: 
hörigen befugt, in Beziehung auf das Peculium beliebig 
Eontracte zu fchließen, und über daffelbe zu verfügen, fo 
fern nicht die Eigentums» Ordnung ausdrücklich Ausnah⸗ 
men feftfeßt, Th. III. Tit. 1. $. 3.07). Zu diefen gehört 
vornehmlich, daß die Eigenbehörigen nicht mehr als den 
vierten Theil des Peculiums verfchenken dürfen, a. a. D. 
Tit 4. $. 3.8); daß ihnen Teftamente und Schenkungen 
‚von Todeswegen ganz unterfagt find, Th. I. Tit. 7. $.1., 
Th. IH. Tit. 4. $. 1.99); = ihre Schulden, weun nicht 


35) ©. Note 10). 

86) ©. dafelbft. 

37) ©. Note 33). 

33) ©. dafelbft. 

39) Th. I. Tit. 7, $. 1. „„Eigenbebörige können, fo lang fie 


892 ss | 
blos der Anerde oder Nachfolger, twelcher zugleich „Suce 
ceffor in Peculio“ ift, dafür verhaftet fein fol, des Conſen⸗ 
ſes des Gutsherrn bedürfen, Th. IT. Tit. 5. $$.1. 2.3. 8. 0). 
Eine für den Eigenbehörigen fo präjubichrliche Beftim- 
mung aber, wie die Worfchrift im Cap. III. $. 2. der 
Minden:Ravensbergfchen Eigenthumss Ordnung: 
„Wann ein Eigenbehöriger etwas acquiriret, fo acquirk 
vet er es dem Herrn, und bleibet es bey der Stette,“ 
ift in der Münfterfchen Eigentums: Ordnung nicht enthals- 
ten. Wielmehr wird in der letzteren Th. 11. Tit. 1. 6. 3. 
nur der Grundſatz ausgefprochen, | 
wie die Präfumtion dafür ftreite, daß „alle Acker, Gärten, 
Ländereien, Wieſen, Weiden, Holz⸗Gewächs, Fiſchereien 
md Gerechtigfeiten, U welche ein Eigenbehöriger befigt, 
für Zubehörungen der Stätte — des Prädii, wie es im 
$. 3. 0. 0. D. heißt — zu halten feien; £ 
zugleich aber wird im $. 4. ebend. fofort hinzugefügt: 
„Hätte jedoch der Eigenbehörige von folhen Gründen 
und Pertinentien ein und anderes Stück felbft erweiß⸗ 
lich angekaufet, oder auf eine andere Art rechtmäfig er⸗ 


Lelbeigen find, Fein Teſtament machen, noch durch eine andere legte 
Millend- Verordnung über das erworbene Vermögen disponiren.’’ 
Ch. II. Tit. 4. F. 1. „Gleichwie benen Eigenbehörigen die Macht 
benommen ift, eine Teftamentarifche ober andere letzte Willens⸗ Ver⸗ 
ordnung zumachen, alfo if auchdenenfelben nicht erlaubt, mortis causa 
oder von Todts/wegen von ihrem Bermögen etwas zu — le 
Ä D. N 


407 6. 4. „Die Eigenbehörige follen fi ch, ſo viel möglich, vor 
Schulden hüten, und wann ſie Geld aufzunehmen benöthigt ſind, ſol⸗ 
ches und die Urſach, warum ſie zu der Aufnahm gezwungen werden, 
ihrem Guts⸗Herren vortragen, und bey demſelben ſich um die Guts⸗ 
herrliche Bewilligung geziemend bewerben.“ 

Die h. u 3. 8.6.0. O. ©, Note 33). DH 
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worben, fo gehört ſolches ihm, und nicht cheuder als 
nach feinem Abfterben pro rata des Sterbfalls mithin 
gang oder zum Theil zu dem Erbe, wann es vorhin, 
wie denen ‚Acquirenten freiftehet, nicht wieder veräuſſert 
worden;“ 

wie denn auch der $. 2. Tit. 2. a. a. 2. verordnet: 
„Dieſem Zufolge dann genieffet der Eigenbehörige von ſei⸗ 
em Hofe oder Erbe, und ſämtlichen dazu gehörigen Wer: 
tinentien alle Früchten und Nugbarkeiten, die durch Fleiß 
und Arbeit, oder- auch von der Matur ſelbſt herfür ge⸗ 
bracht werden.“ 

Hiernach fällt der Grund, weshalb bei den Minden, 
und Ravensbergſchen Eolonaten der Mahlzähler das von 
ihm ertworbene Peculium dem Anerben herausgeben mußte, 
nämlich weil er als Eigenbehöriger Alles, was von ihm ers 
worben wurde, der Stätte erwarb, bei. den Münfters 
fchen Colonaten gänzlich. fort. 

Ein anderer, in der Münfterfchen Eigenthums⸗Ord⸗ 
nung ſelbſt liegender Grund, aus welchem jene Verbind⸗ 
lichkeit des Mahlzählers auch für die Münſterſchen Colo⸗ 
nate hergeleitet werden könnte, iſt aber nicht aufzufinden. 

Daß der Mahlzähler das, bei dem Antritt der 
Mahljahre vorhandene Peculium, eben ſo wie die Stätte 
ſelbſt, nur als Uſufructuar nutznießen darf, und mit der 
Stätte an den Anerben hiernächſt herausgeben muß, iſt 
zwar ganz in der Ordnung. Denn der Anerbe wird nach 
Th. UI. Tit. 7. $. 1. ) Befiger des gefammten Vermö— 
geng, mit Einfchluß des Peculiums, fo weit nicht ein Theil 
davon: durch den Sterbefall an den Herrn gelangt, und der 
J 15. Tit. 9. Th. II. beſtimmt ausdrücklich: 


41) ©. Note RE 
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„Dann ſollen auch die auf Mahljahren geſetzte Ehe⸗ 
Leute ein richtiges Inventarium oder Verzeichnüß aller 
Mobilien und Moventien, mithin des gantzen Pe— 
culii und der Schülden ihrem Guts⸗Herren einlieferen, 
damit dieſer bey dem Abzug daraus, wie ſie auf dem Erbe 
gewirthſchaftet haben, erſehen, und in Beſtimmung der 
Leib: Zucht ſich darnach richten könne.“ 

Allein die Pflicht, das zum Nießbrauch und zur Ver⸗ 
waltung Empfangene nad) Ablauf der Mahljahre dem Ans 
erben wieder augzuanttvorten, ift doch gar weit von einer 
Verbindlichfeit verfchieden, auch noch, dasjenige Peculium, 
das ber Mahlzähler während der Mahljahre erworben hat, 
dem Anerben herausgeben zu müffen. 

Mac) der Natur ber Sache und nach allgemeinen 
Nechtsgrundfägen muß, wie ber eigenbehürige Colon ben 
vollen Genuß bes Erbes für ſich, nicht für ben Herrn 
und eben fo wenig für die Stätte hat, eben fo auch dem 
Mahlzähler ein gleiches Nugungsrecht zugefprochen werben, 
und nur ausdrückliche Vorfchriften Eönnten die Annahme 
des Gegentheils rechtfertigen; folche find aber in der Müns 
fierfchen Eigentums: Ordnung nicht zu finden. 

Menn bisher, in Widerfpruch mit den eben entwickels 
ten Srundfägen, angenommen ift, daß der Mahlzähler auch 
das während der Mahljahre erworbene Peculium dem Ans 
erben herausgeben muß: fo fcheint es, dag man fich dabei 
vornehmlich auf den vorher erwähnten $. 15. Tit. 9. Th. II. 
der Eigentbums» Ordnung geftüßt hat. Diefer $. rechtfer- 
tigt jene Meinung indeß nur dann, wenn man- denfelben 
fo verficht, als fei darin von einem Inventarium Die Rede, 
welches der abziehende Mahlzähler beim Ende der Mahl: 
- jahre dem Gutsheren einzureichen babe; allein eine folche 
Auslegung des $. 15. a. a. D. würde durchaus unrichtig 
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ſein. Man darf nämlich: diefe Stelle nur mie dem 6. 9, 

Tit. 5. Th. UL. vergleichen, um fich zu überzeugen, daß 

jener $. 15. Tit. 9. TH. IL nur von dem die Mahljahre 

antretenden, nicht von dem abgehenden Mapizähler rede. 

Denn im $. 9. a. a. D. heißt es: 
„Wann eigenbehörige Ehe: Leute (welche, wie oben in 

dem 2ten Th. Tit. 9. $. 13. gedacht: if, auf Mahljahren, 
und. nach Verlauf derenfelben auf die Leibzucht zu fiten 

- kommen) immittels Schulden gemachet hätten, fo hat 
der Gutd: Herr aus dem, bei Antrettung ber Mahl» 
jahren errichteten Sjnventario, nach dem Zuftand der 
Schulden, wie. felber damahls gemwefen, ſich zu erkündi⸗ 
gen, und wann nach der Zeit mehrere ohne Bewilligung 
oder unnöthiger Weile contrahiret wären, dahin zu fors 
gen, daß die Leibzucht, fo viel thunlich, eingsfchränfet, 
und: daraus bie contrahirte neue Schulden gang oder 
zum Theil abgefunden twerden.4 

Hiernach ift nun fo viel Elar, wie der $. 15. Zit. 9 
Th. II. nur davon fpricht, daß der antretende Mahl 
zähler ein Inventarium des ganzen, Peculiums und ber 
Schulden den Gutsherrn einzureichen habe. Daraus läßt 
ſich mit Zug und Recht wohl herleiten, daß der Mahlzäh— 
ler für dag, in den mahljährigen Befig mit hinübergenom: 
mene Peculium verantwortlich bleibt, und daſſelbe Fünftig 
wieder herausgeben muß; nicht aber folgt aus dieſer Vor⸗ 
fchrift, dag der Mahlzähler aud) das während der Mahl 
jahre erworbene Peculium mit dem Ablaufe der Mahljahre 
dem Anerben auszuantworten verpflichtet fei. 

Muß nach allem diefen angenommen werden, daß, -auch 
bei noch beſtehendem Leibeigenthum, der Münfterfche Eis 
genbehörige, wenn er auf Mahljahre ſaß, nur das bei Ans 
tritt der Mahljahre vorhanden geivefene, keinesweges aber - 
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das während bderfelden erworbene Peculium, bei deren Ab⸗ 
lauf an den: Erben herauszugeben hatte, fo verſteht es ſich 


von ſelbſt, daß hierin die, durch das Bergiſche Decret vom 


12. December 1808 erfolgte und durch dag Geſetz vom 
21. April 1825 $. 4. (Gefegfammlung ©. 95.) beftätigte 
Aufhebung ber Leibeigenfchaft nichts geändert haben Faun. 
Der Einwurf endlich), 
daß bie Verpflichtung des, vor Aufhebung des Leibeigen⸗ 
thums eingetretenen Mahlzählers zur Herausgabe des gan⸗ 
zen, bis zum Ablauf der Mahljahre erworbenen Pecus 
liums an den Anerben, ein Correlat feines Mechtd auf 
Leibzucht und Ausſteuerung feiner Kinder fei, und in 
diefem, vor Eintritt der neuen Gefeßgebung einmal ein 
gegangenen contractlichen Verhältniß durch die neuen Ges 
fee nichts habe geändert werden können, 
ift bereit oben bei Beurtheilung der Minden-Ravend 
bergſchen Verhältniffe widerlegt worden. | 
Den dort angeführten Gründen tritt aber. noch hinzu, 
daß die Größe des Peculiums ſowohl nach $. 15. Tit. 9. 
Th. 11.42) auf die Beftimmung ber Leibzucht, als nach $. 6. 
Tit. 7.2. IL #°) in Verbindung mit $. 3. Tit. 5. Th. IL %*), 





42) ©. vorher im Text Geite 394. &. H. 

43) „Solte aber wider alle Zuverficht ein Guts- Herr hierunter 
anf geziemendes Anfuchen der Billigkeit Fein Gehör geben, vder den 
Kinderen nichts zuftehen wollen, fo mögen die Elteren oder Kinder 
bey der vorgefegten Obrigkeit fich darüber beſchweren, und foll als- 
dann die Determination der Ausftener oder des DBrautfchages Cnach- 
dem der Guts- Herr von der angehobenen Klage denuntürt, und vor⸗ 
ber die Güte inter Partes verfuchet worden) von Gerichts> und Amts⸗ 
wegen gefchehen, und dabey beobachtet werden, was in dem zweyten 
Theil diefer Ordnung Kit. 5. $. 3. eriunert und vorgefchrieben iſt.“ 

J .; Ar D. H. 


44) ©, Note 8), 


oꝛ⸗ 


der Mün ſterſchen Elgenthums⸗Ordnung auf die Beſtim⸗ 
mung der Brautſchätze von Einfluß iſt; je weniger alſo der 
Mahlzähler dem Anerben an Peculium überliefert, deftomes 
niger auch der Letztere dem Mahlzähler und feinen Kindern 
an. Leibzucht und Brauffchägen zu gewähren hat. Abgeſe⸗ 
hen hiervon iſt überdies auch ein, nach dem Decret vom 
42. December. 1808 ‚eingetretener Mahlzähler mit, dem Ab- 
lauf der Mahljahre -Leibzucht für fih und Ausſteuer für 
feine Kinder von dem Anerben zu fordern unbedenklich bes _ 
rechtigt, deffenungeachtet aber, wie nicht beftritten wird, zur 
Ausantwortung des Peculiums an den Anerben nicht ver⸗ 
pflichtet; 

| dgl. Welter, über das gutsherrlich⸗ bãuerliche Ver⸗ 

hältniß ꝛc. S. 414. 

Beſteht daher hinſichtlich eines ſolchen, nach Aufhe⸗ 
bung der Leibeigenſchaft eingetretenen Mahlzählers für den 
Anerben die Pflicht zur Gewährung der Leibzucht und Auss 
ftattung der Kinder ohne das Recht auf das von Mahl: 
zähler ertvorbene Peculium, fo ift nicht abzufehen, weshalb 
ein Gleiches nicht in Betreff der, vor Aufhebung der Leib» 
eigenfchaft eingetretenen Mahlzähler fol gelten können; in 
feinem Falle aber liegt eine innere Nothivendigfeit vor, jene 
Pflicht und jenes Necht des Anerben als correlat zu denken. 

Somit muß denn auch die, zur Entfcheidung des Ple⸗ 
nums gelangte Frage hinſichtlich der inı Fürſtenthum Miüns 
fter belegenen Colonate, eben fo beantwortet werden, wie 
dies in Betreff der —— ul. an⸗ 
gegeben worden — 
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M 38. 
Stromſchiffer. Fracht 


Der S t romſchiffer iſt eben fo wie der See⸗ 
ſchiffer die Zahlung der Fracht ſogleich nach Abliefe⸗ 
rung ſaͤmmtlicher Waaren von dem im Connoiffenent 
beftimmten Empfänger derfelben zu fordern berechtigt. 

A. L. R. Th. I. Tier. 8. 6. 1722 1), 
Alcrhöchfte Eabinetsorder vom 23. Septem⸗ 
ber 1835, wegen des Nechtsverhältniffes der 
Eigenthümer von Stromfahrzeugen zu den 
Fuͤhrern derfelben und der Schiffsführer 
zu den Schiffsfuchten; — 
| ©. 999, 2) 


Der $. 179. Tit. 8. Th. I. des A. e R. verordnet: 
„Die Zahlung der Fracht iſt der Schiffer, ſogleich nach 
Ablieferung ſämmtlicher Waaren, von dem im Conmoiſſe⸗ 
ment beſtimmten Empfänger berfelben zu fordern berechtigt." 

Es ift zweifelhaft: ob diefe Vorfchrift auch auf Stroms 

ſchiffer, nicht blos auf Seefchiffer, Anwendung findet, 

In früheren Entfcheidungen des Geheimen Ober 

Tribunalg®) ift die Trage bejahet worden; bei einem 





1) Über den $. 1722. a. a. D. vgl. man: Meditationen über 
einzelne Stellen des Preuß: Rechts ae 29., im Eentral-Blatt für 
Preuß. Zuriften, Jahrg. 1838. ©. 522— 525. .; r 

2) Vgl. Hinfchius, zur Erläuterung der Allerhöchſten Cabinets⸗ 
order vom 23. September 1835, juriftifche Wochenfchrift — 1835. 
©. 357. D. H. 

3) Dal. unfere ee Bd. IV. m 97. ©. 259. u. figd., 
befonderd ©. 263. und 264 D. 9. 
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neuerlich zur Entfcheidung vorliegenden all hat jedoch ber 
dritte Senat bie entgegengefegte Meinung angenommen, 

Die flreitige Frage ift daher zur Berathung des Ple⸗ 
nums vertiefen worden, welches fic) durch den Beſchluß 
vom 26. Aug. 1839, in Übereinftimmung mit der früheren 
Anficht, für Die Anwendbarkeit ded $. 172 a. a. D. auf 
ROMANE erklärt Bat. 

Bründe,. 

Der 11. Abſchn. des 8. Tit. im IL. Th. des A. 2— 
„von Rhedern, Schiffern und Befrachtern,“ welcher die 
68. 1389 — 1765. enthält, iſt der einzige, der die Rechts⸗ 
verhältniffe der Schiffer behandelt; eine befondere Unterab⸗ 
theilung, die ſich ausfchlieglih auf Strom ſchiffer bezieht, 
finder fich indeß in jenem Abſchnitte nicht, und eben fo mes 
sig find eigenthümliche Vorfchriften Hinfichtlich der Stroms _ 
fchiffer an andern Stellen des A. & R. enthalten. Diele 
Beftimmungen des Abfchn. 11. a. a. D. handeln nun auch, 
wie ihr Inhalt leicht erkennen läßt, allein von Seefchifs 
fern, und Fönnen, nach der Natur der Sache, auf Stroms» 
fchiffer nicht Anwendung finden, bei vielen Vorfchriften jes 
nes Abfchnitts ift dagegen kein Grund erfichtlich, weshalb 
fie auf Seefchiffer zu befchränfen, und nicht auch auf 
Stromfciffer zu beziehen fein follten ). Zu den legteren 


4) Diefe Anficht wird, außer in den, Note 2) angeführten Rechtös 
fprüchen: und ber daſelbſt IBd. II. S. 259. Note 1)] ertrahirten 
Stelle aus Bielig, Commentar zum U 2.8. Bd. VI ©. 698., 
noch angenommen von 

von Könne in Klein, Spften bed Preuß. Eivilrechts, 1. Ausg. 
Bd. J. ©. 325. Note 1). 

Rn Temme, Handbuch des Preuß. Privatrechts $. 128. ©. 94., 


Hinfhins, in der Note 1) allegirten Abhandlung. Hier heißt 
es ©. 357.: | 
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würden namentlich die 66. 1620 - 1741. a. a O. über 
das Verhältniß zwiſchen den Schiffern und den Befrach—⸗ 
tern zu rechnen fein, wenu nicht Rückſichts deſſelben durch 
die Allerhöchſte Cabinetsorder vom 23. September 1835 
(Geſetzſammluug S. 222.) ein Anderes feſtgeſetzt wäre. 
In dem Eingange dieſer Order wird anerkannt, daß 
‚der Mangel geſetzlicher Beſtimmungen über dag Rechtsver—⸗ 
hältuiß der Eigenthümer von Stromfahrzeugen zu den 
Führern derfelben und der Schiffsführer zu den Schiffe 
knechten fühlbar geworden fei.  Hiernächft werben zur. Bes 
- feitigung des angedeuteten Mangels, vorbehältlidy der all 
gemeinen Geſetz⸗Reviſion, folgende Beftimmungen getrofe 
fen: Unter 7 1. wird — wie dies in Betreff der Seeſchiff— 
fahrt fchon durch die Allerhöchſte Cabinetsorder vom 3. Nox 
vember 1831, Geſetzſammlung ©. 255., gefchehen war — 
auch das Verhältniß zwifchen den Stromſchiffern und den 


Schiffsknechten (vgl. 65. 1534 — 16019. des A. EM 


a. a. O.) den Vorſchriften der Geſinde-Ordnung vom 
8. November 1810 untergeordnet; unter AP 2. werden 
die Vorſchriften des A. L. R. über das Verhältniß der 


Schiffs⸗ 


V „Ein nicht geringer Theil der Borfehrifken des ilſten Abſchnittes 
im achten Titel des zweiten Theils des A. L. R. bezieht ſich aus 
genfcheinlich nur auf die Seeſchifffahrt. Hieraus hat man die 
Solgerung hergeleitet, daß ber ganze Abfchnitt nur dieſe betreffe 

und die Stromfchifffahrt ausfchließe. (Es) kann diefe Folgerung 

nicht für. richtig erachtet werden, und. die Gerichte haben auch größ- 
tentheild bei Streitigkeiten, die fich bei Gelegenheit der Strom⸗ 
ſchifffahrt ereignen, in Ermangelung aller. fonftigen gefeglichen Ber 
flimmungen, die Vorfchriften jenes Abſchnittes zum Grunde gelegt, 

wie aus den Meferipte vom 10. Januar 1818 Gahrb. Bd. XI. 

S. 17.) hervorgeht.“ 
nn Meinung ift von Rönne in der 2 Ausg. des Syſte⸗ 
mes son Klein, Bd. I. ©. 330. Note 2). D. H. 
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Schiffsrheder zu den Schiffen (vgl. 66. 1445-1633. 
a. a. O.) auch auf das Verhältniß der Eigenthümer ber 
Stromfahrzeuge zu den Stromfciffern ER unter 
IE 3..ift wörtlich beſtimmt: 

„daß das Verhältniß zwilchen den Strom ſchifern und 

den Befrachtern nach den Vorſchriften des A. EL. R. IHM. 

Tit. 11. 86. 869 — 920.“ — von Verträgen über Hand⸗ 

lungen — „zu beurtheilen iſt“;*) | 
M 4. endlich ordnet fiber dag Verfahren bei Streitigkei⸗ 
ten zwiſchen den Eigenthümern der Stromfahrzeuge und den 
Schiffern, ſo wie zwiſchen dieſen und dem Schiffsvolke das 
Nöthige an, | 

Hieraus ergiebt fich zunächft unzweibeutig, daß nach 

der Anficht des Geſetzgebers bis zu der, von ihm gettoffe 
nen Beſtimmung die Vorfehriften des A. N. a. a. DO, 
8. 1445 — 1583. auf das Verhältnig der Eigenthümer 
der Stromfahrzeuge zu den Stromfciffern nicht zu bes 
ziehen waren, weil es fonft einer Ausdehnung jener Pas 
tagraphen auf dieſes Verhältniß nicht bedurft hätte Es 
folgt aber auch ferner, daß bie Unternbtheilung AF IV. im 
Abfche 11. Tit. 8. TH. I. des A. & R. über das „Ders 
hältniß zwifchen den Schiffen und den Befrachtern“ 
($$. 1620 — 1741 a. a. D.) nicht, wie man nach. der als 
gemeinen Saffung der darin enthaltenen Vorſchriften anzu⸗ 





5) Vol. die Note 2) ungeführte Abhandlung von Hinſchius, 
in welcher es &. 359. heift: 
„zu bemerken ift Hierbei —, daß — die letztere Vorſchrift“ Cnänts 
lich die in ae 3: der Allerh. Order vom 23: September 1835) 
„der Analogie des 5. 2458. a. a: O. (Tit. 8. Th. II. des A 8.8.) 
folgt, wonach das Verhältniß zwiſchen Privatfuhrlenten und denjes 
higen, welche fie gedungen haben, nach den Worfchtiften der 
$$. 869 — 920, cum: 11. Th. I: a 0 ©.) iu beurcheilen if.“ 
D. 2. 

Bd. IV, = Gc 
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nehmen berechtigt wäre, auf Stromfchiffer, fondern nur 
auf Geefchiffer angewendet werden darf, da das Verhälts 
niß zwiſchen ‚jenen und ben Befrachtern nach den allgemeis 
nen Vorfchriften von Verträgen über Handlungen a 
werden foll. 

Es fcheint nun zwar, und ift wirklich behauptet won 
den, daß hiernach auch der $. 1722., der. ſich in jener 
IV. Unterabtheilung des 8. Abfchn. a. a. D. befindet, bei 
Beurteilung des Verhältniſſes zroifchen dem Stromfcif- 
fer und dem Empfänger der von ihm geladenen Waaren 

ausgefchloffen bleiben müſſe. 
| Diefe Behauptung geht inde zu weit. 

Der Stromſchiffer erhält nicht minder als der See 
fehiffer in dem, ihm von dem Befrachter ausgehändigten 
Srachtbriefe eine Anmeifung über den Betrag der Fracht - 
auf den Empfänger der Ladung, und tritt Dadurch zu dem 
Befrachter in das Nechtsverhältniß eines Bevollmächtigten, 
dem die Ausübung derjenigen. Rechte zufteht, welche der Be; 
frachter felbft, wenn er an dem Befimmungsorte der Waa- 
ren gegenwärtig wäre, auszuüben haben würde. In der 
Eigenfchaft als Affignatar ift aber der Schiffer nach dem 
A. L. R. Th. J. Tit. 16. $$. 277. u. flgd. nicht blos be⸗ 
fugt, ſondern fogar verpflichtet, 

vgl. Reſcript vom 15. Auguſt 1812, Jahrbücher 
Bd. I. S. 246., 
die angewieſene Fracht von dem Empfänger der Waaren 
einzuziehen. Etwas anderes beftimmet der $. 1722.a.a. D. 
nicht, und es kann keinem Bedenken unterliegen, dieſe, den 
allgemeinen. Grundfägen von der Affignation entfprechende 
Vorſchrift nicht auf Seefhiffer zu befchränfen, fondern auch, 
wenigſtens analog, auf Stromfchiffer anzumenden. 

Dem ſteht auch die Bezugnahme der Allerhöchften Ca⸗ 
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binetsorder vom 28. September 1835 auf bie Beftimmuns 
gen des A. L. R. von Verträgen über Handlungen (Th. I. 
Sit. 11. $$. 869— 90.) nicht entgegen. Diefe Ießteren 
enthalten über die Befugniß des Stromfchiffers, von dem 
Empfänger der Waaren bie Zahlung der Fracht zu fordern, 
- keine Entfcheidungsnorm. Es entfteht daher durch die Bes 
zugnahme auf jene Vorfchtiften in der Gefeßgebung eine 
Lücke, und um diefe auszufüllen, iſt es nicht allein zuläffig, 
fondern auch nothwendig, auf den $. 1722. Tit. 8. Th. I. 
a. a. O. zurückzugehen. | 


In s “ * 


6 39. 


Ef vet. Gewerbeſchein. Kaufmann. 
| Reifender Handlungsdieher. 





Kaufleute und Handlungsgehülfen derſelben, welche 
{m Umherreiſen Waarenbeftellungen fuchen, ohne ſich 
über die Befugniß dazu durch einen Gewerbefchein aus: 
weifen zu Fönnen, haben, tern ihnen auch bei gehoͤ⸗ 
riger Meldung der Gewerbefchein fteuerfrei zu erthet- 
len war, doch den vierfachen Betrag des Steuerfaßes 
von zwei Thalern als Strafe zu entrichten, und: über: 
dies die Confiscation derjenigen Gegenftände verwirft, 
die fie ‚wegen ihres Gewerbes bei. fih führen: 

Regulativ über. den Gewerbebetrieb. dm. Um⸗ 
herziehen und insbefondere das SHanfiren, 
vom 28: April 1824.65. 26-28. 30.; 
vgl. 65.2: ö. 7. 11. 13, 20, Geſetzſamm⸗ 
lung &: 125. u. flgd. 

| Cc2 
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Allerhoͤchſte Cabinetsorder vom 12. Februar _ 
1831., wegen Befreiung der Kaufleute und 
| Babrifanten von der Entrichtung befonderer 
- Gewerbefteuer für die Gewerbefcheine zum 
. Auffuchen von Waarenbeftellungen, und zum 
Waaren⸗Aufkauf, Gefegfammlung ©. 5. 
Allerhöchfte Cabinetsorder vom 31. December 
1836., den Gewerbebetrieb im Umherziehen 
und das desfallfige' Regulativ vom 4. De- 
cember 1830. betreffend, Geſetzſammlung 
1837. ©. 13. 
Bol. Geſetz wegen Entrichtung der Gewerbe. 
fteuer vom 30. Mai 1820. 66. 2. und 20. 
Lit. a., Geſetzſammlung ©. 147. u. flgd. 


Die Allerhöchſte Cabinetsorder vom 12. Februar 1831, 
Geſetzſammlung S. 5., verordnet, daß von Kaufleuten, ne⸗ 
ben der Gewerbeſteuer für ihr kaufmänniſches Gewerbe 
überhaupt, Fünftig eine befondere Steuer für diejeni- 
gen Getwerbefcheine nicht erhoben werden ‚fol, deren fie für 
ihre Perfon ober für die augfchliegend in ihrem Dienfte fie 

henden Hanblungsgehülfen bedürfen, wenn fie im Umher⸗ 
. reifen Waarenbeftellungen ſuchen. 

Diefe Vorfchrift Hat darliber Zweifel veranlaßt: 
welche Folgen es herbeiführt, wenn Kaufleute oder ihre 
Handlungsgehülfen, die im Umberreifen Waarenbeſtellun⸗ 
gen fuchen, bie Befugniß dazu durch einen Gewerbeſchein 
nicht darzuthun vermögen. 

Insbeſondere ift bie Frage aufgeflellt worden: 
ob in dem vorausgeſetzten Falle nur eine folche Über: 
tretung des Regulativg vom 28. April 1824, Geſetz⸗ 
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fammlung &. 125. u. flgb., anzunehmen fei, bie nah 
$.30. beffelben blog eine Ordnungsftrafe mach fich zieht? 

Das Plenum des Geheimen Ober» Tribunalg 
bat in der Sigung vom 26. Auguft 1839 dieſe Frage vers 
neint, und folgenden Beſchluß gefaßt: 

Kaufleute und ihre Handeldgehülfen, welche im un⸗ | 
herreifen Waarenbeftellungen fuchen, ohne fich tiber bie 
Befugniß dazu mittelft Gewerbeſcheins für bag laufende 
Jahr ausmweifen zu Fönnen, find, wenn auch nach der 
Allerhöchſten Eabinetsorder vom 12. Februar 1831 von 
ihnen für diefen Getverbefchein eine befondere Steuer nicht 
erhoben werben könnte, dennoch nach den Beſtimmungen 
des Hauſir⸗Regulativs vom 28. Ypril 1824 im $. 26. 
und den fie mobificirenden der Allerhöchſten Cabinetsor⸗ 
ber vom. 31. December 1836 gu beftrafen, 


Die 
Sründe 
dieſes Beſchluſſes find folgende: 

Das unterm 21. Mai 1824 Allerhöchft genehmigte 
Regulativ liber ben Getwerbebetrieb im Umherziehen und ins⸗ 
befondere das Haufiren vom 28. April 1824 verordnet: 

$. 26. „Wer umherziehend ein Getverbe treibt, ohne fich 

über feine Befugniß dazu mittelft Gewerbeſcheins für dag 

laufende Jahr ausmweifen zu Eönnen, bat nicht nur bie 
Jahresſteuer im höchſten Sage nachzuzahlen, und außer 
dem den vierfachen Betrag bderfelben als Strafe zu ents 
richten, fondern auch überdies die Eonfiscation berjeni- 
gen Gegenftände verwirkt, die er — ſeines Gewerbes 
bei ſich führt.“ — 

$. 27. „Eine gleiche Strafe, nur mit Wegfall der 

Nachzahlung der Steuer, trifft denjenigen, welcher zwar 
einen Gewerbefchein befit, aber ein anderes als das 
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dar in genannte Gewerbe treibt, ober andere ald bie ihm 
Danach geflatteten Waaren führt.” 

$. 28. „Daffelbe finder ſtatt, wenn der Inhaber des 
Gewerbeſcheins den legten an einen Dritten verleiht, übers 
läßt oder abtritt, oder andern Mißbrauch damit £reibt, 
oder wenn das Gewerbe für Rechnung des Inhabers 
von einer dritten, in dem Gewerbefchein nicht genannten 
Perfon getrieben wird. In dieſen Fällen trifft die volle 
Strafe den Inhaber ſowohl ald den Dritten, und ber 
Letztere muß außerdem noch, wie in dem Falle des $. 26, 
bie Steuer nachzahlen; auch muß einer für den Andern 
folidarifch haften, | 

$. 30. „Andere Übertretungen bed gegenwärtigen Re 
gulativs, für welche vorftchend nicht befondere Strafen 
beftimmt find, follen mit einer Geldftrafe von 10 Sgrnu. 
bis 10 Thlen. geahndet werden.“ 

Sowohl nad) dem Gefeße wegen Entriehtung der Ge⸗ 
werbefteuer vom 30. Mai 1820 $$. 2, und 20. Lit. a. 
Gefegfammlung ©. 148. 150., als nach dem Regulativ 
vom 28. April 1824 $$. 2. 5. 7. 43. und 20. ſoll aber 
das Verfenden von Waaren ohne Beftellung außen 
halb des Wohnorts und das Suchen von Waarenbeſtellun⸗ 
gen als ein befonderes Gewerbe angefehen, zum „Gewerbe⸗ 
betrieb im Umherziehen“ gerechnet, und dazu jedesmal ein 
befonderer Gewerbeſchein geläfet werden. Namentlich wird 

im $. 13. de Regulativs beftimmt: 
daß zum Durchreifen der Provinz, um Waarenbeftellun 
gen zu fuchen, Mitteldperfonen Creifende Diener) zuläffig 
feien, jedoch auch für folche Gehülfen und Diener die 
im $. 11. AG 1—3. vorgefchriebenen Erforberniffe nach⸗ 
getoiefen, und fie in dem Gewerbeſcheine namentlich be 
nannt und figualifirt werben müſſen. 
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Da nun nach den angeführten Gefegen für bied Ge 
werbe eine befondere beftimmte Steuer zu entrichten mar, 
fo unterlag es keinem Bedenken, die Strafbeftimmuns 
gen in den mitgetheilten 66. 26—28. bes Regulativs 
auf folche Perfonen anzuwenden, bie für Andere außerhalb 
des Wohnorts derfelben Waarenbeftellungen fuchen, ohne 
fich durch einen Getwerbefchein Iegitimiren zu Fönnen, fo 
wie auf diejenigen, welche jene mit bem Gefchäft beauftragt 
hatten. Dies warb früher für unzweifelhaft angefehen. AL 
kein auch durch die fpätere Gefeggebung ift hierin eine dur 
derung, wie behauptet worden, keineswegs eingetreten, 

Die ſchon erwähnte Alerhöchfte Cabinetsorder vom 
12. Februar 1831 verordnet; 

„dag von Kaufleuten und den ihnen gleichſtehenden Fa⸗ 
brifanten, neben der Gewerbeſteuer, twelche fie nach dem 
Gefege wegen Entrichtung der Gewerbefteuer vom 30. Mai 
1820 für ihr Faufmännifches Gewerbe überhaupt entrichs 
ten, eine befondere Steuer für bie Gewerbeſcheine künf⸗ 
tig nicht erhoben werden fol, deren fie für ihre Perfon 
oder für die ausfchließend in ihrem Dienft fiehenden Hans 
delsgehülfen nach $. 21. Lit. a. des angeführten Ges 
feßes und des $. 5. des Regulativs yom 28. April 1824 
bedürfen, wenn fie im Umberreifen Waarenbeftelungen 
fuchen oder zum Behufe des Wiederverkaufs Waaren auf: 
faufen, welche fie nicht mit fich umberführen, ſondern 
frachtmeife befördern laſſen.“ 

Durch diefe Vorfchrift follen, behauptet man, die früs 
bern Strafbeftimmungen aufgehoben fein, teil, mit dem 
Fortfallen der Steuer für das im Umherreiſen betriebene 
Nebengewerbe, von einer Steuer: Defraudation in fok 
- hen Fällen nicht mehr die Rede fein könne, wo Jemand 
für einen Kaufmann Waarenbeftelungen fuche, ohne daß 
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ihm oder dem Kaufmann felbft ein befonberer Gewerbeſchein 
ertheilt worben; das verfäumte Machfuchen des Gewerbes 
fcheing, deffen Ertheilung nach dem Gejege allerdings forte 
während gefchehen müfle, falle daher gegenwärtig in Die 
Kategorie einer bloßen Übertretung der vorgefchriebenen 

" görmlichkeiten, welche nach $. 30. des Regulativg vom 
28. April. 1824 nur mit einer Ordnungsſtrafe geahndet 
werden bürfe, indem es einen Wibderfpruch enthalten würde, 
die Strafe einer Steuers Defraubation eintreten zu laflen, 
wo eine folche nicht begangen werben könne. 
Dieſe Anſicht ericheint jedoch bei näherer Prüfung nicht 
gerechtfertigt. 

Zunächft ift nämlich bie dabei zum Grunde liegende 
Vorausfegung irrig, daß bie in ben 66. 26. und 28. des 
Regulativs enthaltenen Strafbeſtimmungen lediglich eine 

. Strafe für die Defraudation der Steuer feftiegen. 
Der $. 26. beftimmt vielmehr; | 
„Wer umderziehend ein Gewerbe treibt, ohne fich über 
feine Befugniß dazu mittel Gewerbefcheing aus» 
weiſen zu Eönnen, hat — die Jahresſteuer — nachzus 
zahlen und außerdem den vierfachen Betrag derfelben als 
Strafe zu entrichten 20, 
und nach $. 28. fol daffelbe auch dann flatt finden, wenn 
zwar ber Gewerbefchein gelöfer iſt, jedoch 
ndas Gewerbe für. Rechnung des Inhabers von einer 
dritten, in dem Gewerbefehein nicht genannten Perfon ges 
trieben wird, 

Diefe Feftfegungen, verbunden mit dem Umftande, daß, . 
obwohl nach $. 2. des Geſetzes vom 30. Mai 1820 noch 
verfchiedene andere Gewerbe außer dem Gewerbebetrieb im 
Umperziehben fieuerpflichtig find, doch nach $. 20, Lit. a. 

nur für legteren Gewerbefcheine ertheilt werben, ergeben 
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deutlich, daß, eben fo wie bie Defraubation der Steuer, 
auch die verfäumte Löfung des Gewerbefcheing und 
der Mißbrauch mit einem folchen- ald ber Grund ber 
Strafe zu betrachten find; ber Betrag ber Steuer aber nur 
bie Art und Höhe ber Strafe regeln fol. Denn wenn 
4. B. in dem Fall des $. 28. ein Kaufmann, ber wirklich 
einen Gewerbeſchein gelöfet. hat, ftatt des darin bezeichneten 
Individuums einen Dritten verfchickt, um Waarenbeſtellun⸗ 
gen zu fuchen, fo ift eine Defraubdation der Steuer nicht 
begangen; deffenungeachtet muß ſowohl ber Kaufmann, als 
derjenige, welcher, ohne in dem Gewerbefchein genannt zu 
fein, für Rechnung des Inhabers des letzteren Waarenbes 
ftellungen fucht, den vierfachen Betrag ber Steuer als Strafe 
entrichten. Es follen ferner nach $. 13. des Regulativs 
vom 28. April 1824, in Verbindung mit $. 11. daſelbſt, 
Gewerbeſcheine zum Suchen von Waarenbeftellungen im Ums 
berreifen nicht willkürlich für jeden, von einem Kaufmann 
beliebig gewählten Gehülfen, fondern nur für diejenigen er⸗ 
theilt werben, bei denen die, im $. 11. AG 1—3. ange 
gebenen Erforderniffe nachgemwiefen find, die fich ſämmtlich 
auf die perfönlichen. Eigenfchaften und individuellen Vers 
bältniffe desjenigen beziehen, für den der Getwerbefchein aus⸗ 
gefertigt werben fol. Auch aus biefer Beſtimmung geht 
yervor, daß der Staat das in Rede ftehende Gewerbe im 
Umperziehen nur von gefeglich qualificirten Perfonen 
betrieben miffen will, und daß zur Erreichung dieſes Zwek⸗ 
kes in den 66. 26 — 28. a. a. D. die Eontravention gegen 
bie, binfichtlich der Löfung der Gewerbeſcheine beſteheuden 
gefeglichen Anordnungen nicht minder hat mit Strafe be» 
droht werben follen, als bie Defraudation ber Steuer felbf. 
Zwar liege fich hiergegen einwenden, ‚daß, da die 
Strafe lediglich nach dem Betrage der Steuer abzumeflen 
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fei, gegenwärtig aber Kaufleute und Fabrifanten für dag 
Suchen von Waarenbeftellungen im Umberreifen Eeine 
Steuer zu entrichten haben, hierdurch für dieſen Fall die 
Deftimmungen der $$. 26. und 28. a. a. D. außer Aus 
wendung gefegt würden, mithin doch nichts übrig. bleibe, 
als auf die allgemeine Vorſchrift des $..30. ebend. zurlich 
zugeben. Diefem Einwande ift indeß durch ein ſpäteres 
Geſetz begegnet. Die Alerhöchfte Cabinetsorder vom 31. Des 
cember 1836, den Gewerbebetrieb im Umherziehen und das 
biesfallfige Regulativ vom 4. December 1836 betreffend, 
Gefeßfammlung von 1837 ©. 13., wodurch die Strafen 
der. Eontraventionen bein Gewerbebetriebe im Umherziehen 
mobdificirt werben, iſt nämlich weit entfernt, die in den 
55. 26— 28. des Megulativs vom 28. April 1824 ent 
baltenen Strafbeftimmungen, mit Rückficht auf die Königl. 
Drder vom 12. Februar 1831, Hinfichtlich der Kaufleute 
und Fabrifanten, fo wie ihrer Gehülfen, für aufgehoben zu 
erklären, vielmehr beftimme biefelbe nur ganz allgemein, 
daß die in den 66. 26. 27. 28. des Negulativg vom 
28. April 1824 vorgefchriebene Strafe nicht für jeden 
Fall in vierfachem Betrage der Sjahresfteuer nach bem 
höch ſten Sage derfelben, fondern im vierfachen Betrage 
derjenigen Steuer beftehen foll, welche Dem Gewerbe 
des Steuerpflichtigen angemeffen und mit Rückficht 
auf das (dem Gefeße beigefügte) Regulativ vom 
4. December 1836 fefzufegen iſt;“ 
zugleich aber wird noch ausdrücklich hinzugefügt; 
„Hätte den Eontravenienten bei gehöriger Meldung ber 
Gewerbeſchein ſteuerfrei ertheilt werben Eönnen, fo ift 
zur Abmeffung der Strafe ein Steuerfaß von 
2 Thlrn, anzunehmen.“ . | 
Dier ift es auf das Unzweideutigſte — daß 
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bie. Strafe der Contravention von einer zu entrichtenden 
Steuer unabhängig ifl, legtere vielmehr nur dag Maaß 


der Strafe beftimmt, und, wenn überhaupt keine Steuer 


zu erlegen war, der Steuerſatz von 2 Thlen. als Grunds 
lage des Strafmaafes eintreten muß. Bei dieſer deutlichen 
gefeglichen Beſtimmung erjcheint die Anficht, daß Contras 
ventionen der in Rebe ſtehenden Art gegen die Vorfchriften 
der 66. 26 —28. des Regulativs vom 28. April 1824, 
nach Emanation der Alerhöchften Cabinetsorder vom 12. Fes 
bruar 1831, nur mit einer Ordnungsftrafe zu ahnden feien, 
völig unhaltbar, ES müſſen vielmehr auch jegt noch die 
Strafgefimmungen der. eben gedachten $$. mit den, aus 
ber Allerhöchften Order vom 31. December 1836 ſich ers 
gebenden Modificationen zue Anwendung Eommen. 





Be M 40. an 
Nichtigfeitsbefchwerde. Appellationsrichter. 





Wenn auf eine, bei dem Gerichte zweiter In—⸗ 
ftanz angebrachte Nichtigfeitsbefhwerde das weitere 
Verfahren bei demfelben Richter veranlagt worden, 
fo ift dies allein fein Grund, um die definitive Ent- 
fheidung auszufegen und die Acten dem Gericht er- 
fier Inſtanz zur Berichtigung des al ion zuzu⸗ 
fertigen *). 


1) Bol. die Verordnung über das Rechtsmittel der Revifion und 
der Nichtigkeitöbefchwwerde ꝛe. Breslau 1839. ©. 140. Note 3), wo⸗ 
ſelbſt bemerft wird: | 

„Die Verprdnung vom 14. Deceniber 1833 fprach im $. 14, die 
unbedingte Nothiwendigkeit der Anbringung der Nichtigkeitdber 


412 





Verordnung über das Mechtsmittel der Revi⸗ 
fin und der Nichtigkeitsbeſchwerde vom 
14. December 1833. $. 11.; Geſetzſamm⸗ 
lung ©. 305. 

Verordnung wegen Einführung eines gleich. 
mäßigen Verfahrens bei der Inſinuation 
der richterlihen Erkenntniſſe und bei Ein- 
legung der Rechtsmittel vom 5. Mai 1838. 
6. 10.5 Geſetzſammlung ©. 275. 

Inſtruction zur Ausführung der Verordnung 
uber das Rechtsmittel der Mevifion und 
der Nichtigkeitsbeſchwerde vom 14. Decem- 
ber 1833., d. d. den 7. April 1839. A 28.; 
Geſetzſammlung S. 144. 

Bol. Declaration der eben gedachten Verord⸗ 
nung, vom 6. April 1839. Art. 6— 10. 
18.; Gefesfammlung ©, 129, u. flgd. 








ſchwerde bei dem Richter erfier Inftanz aus. Die Declara- 
tion vom 6. April 1839 fagt hierüber gar nichts, und mit Recht, 
denn es tritt gegenwärtig bei allen Nechtsmitteln, alſo auch bei 
der Nichtigkeitäbefchwerde, die Beftimmung des $. 10, der Verord⸗ 
nung von 10. Mai 1838 wegen Einführung eines gleichmäßigen 
Verfahrens bei der Infinuation richterlicher Erfenntniffe und bei 
. Einlegung der Rechtsmittel ein. Wenn daher die Inftruetion vom 
7. April 183° unter ME 28. ausfpricht, daß die Anbringung bei 
dem Gericht erſter Inſtanz, welchem auch die Voll: 
ſtreckung der ergangenen Urtel sufteht, erfolgen folle, fo 
verſteht es fich von felbft, daß dies nur eine belehrende Anord- 
nung ift, und daß die Friſt auch falvirt wird, wenn nur die Vor: 
fehrift des $. 10. der Verordnung vom 5. Mai 1838 beobachtet 
worden.’ DD. 
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Die Verordnung wegen Einführung eines gleichmäßi⸗ 
gen Verfahrens bei der Infinwation der richterlichen Er⸗ 
fenntniffe und bei Einlegung ber Rechtsmittel vom 5. Mai 
1838, Geſetzſammlung S. 273. u. flgd., beftimmt im $. 10.: 
n Die Zeift zur Einlegung jedes zuläffigen Rechtsmittelg 
ift gewahrt, wenn baffelbe innerhalb des gefelich dazu 
beftimmten Termins bei einer derjenigen Gerichtsbehör: 
den angebracht wird, zu deren Reſſort die Sache in ber 
erſten oder in einer höhern Inſtanz ganz oder thellweiſe 
gehört.“ 
„Hat die Partei ſich irrthümlich an eine andere, ins 
competente Juftisbehörbe gewandt, fo ift letztere verpflich⸗ 
. tet, das Geſuch von Amtswegen fofort an das betref+ 
fende Gericht zur weiteren DBerfügung abzugeben. Der 
Partei wird jedoch bie Zeit von der Präfentation bes 
Geſuchs bei der incompetenten Juſtizbehörde bis zur Präs 
fentation bei dem gehörigen Gerichte nicht angerechnet. 
Mehrere Landes s Fuftigcollegien find auf Grund diefer 
Vorſchrift der Anficht, daß im denjenigen, in erfter Inſtanz 
bei Untergerichten verhandelten Proceßfachen, bei melchen in 
der Appellations⸗Inſtanz eine neue Inſtruction bei dem 
Dbergerichte ftatt gefunden hat, nicht nur ber beeinträchtig- 
ten‘ Partei die Wahl zuftehe, ob fie das Nechtsmittel der 


Nichtigkeitsbefchwerbe bei dem Gericht erfter oder bei dem . 


zweiter Inſtanz einlegen molle, fondern im letztern Falle dag 
Gericht zweiter Inſtanz auch competent fei, die Nichtigkeits⸗ 
befchtwerde durch Einleitung des georbneten Verfahrens wei⸗ 
ter verhandeln zu Faffen. Der zweite Senat bed Ge, 


heimen Ober⸗Tribunals nahm dagegen an, daß durch. 


den vorgebachten $. 10. nur Behufs der Erhaltung des 
Fatale die Einreichung der Beſchwerde bei dem Appellationg- 
richten, nicht aber dem Letztern die Infiruction des Mechtds 
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mittels nachgelaſſen ſei, und erachtete deshalb eine, bei dem 
Richter zweiter Inſtanz ſtatt gefundene Verhandlung über 
die Nichtigkeitsbeſchwerde für einen ſolchen Verſtoß, dem vor 


ber definitiven Entfcheidung noch abgeholfen werben müffe. 


Mit diefer Anficht erklärte fich der erſte Senat bes 
Geheimen Ober⸗Tribunals nur zum Theil einverflans 
den. Er nahm zwar an, daß ber $. 10. der Verordnung 
vom.5. Mai 1838 den Appellationgrichter zur Inſtruction 
einer bei ihm angebrachten Nichtigkeitsbefchtwerbe nicht er: 
‚mächtige, daß indeg, falls die Anftruction einer Nichtigs 
feitSbefchtverbe dennoch beim zweiten Richter ftatt gefunden 
babe, dieſe Unregelmäßigkeit die Entfcheidung nicht hindere, 
fondern nur gegen das betreffende Gericht zu mißbilligen fei. 

Die hieraus ſich ergebende Meinungsverfchiebenheit beis 
‚ber Senate führte eine Berathung im Plenum herbei, von 
welchem am 26. Anguft 1839 folgender Befchluß gefaßt warb: 

Daß eine, bei dem zweiten Inftanzrichter angebrachte 
Nichtigkeitsbeſchwerde auch bei demfelben und nicht bei 
dem Gericht erfter Inſtanz infiruirt worden, ift als ein 
Hinderniß der definitiven Entfcheibung nicht anzufehen, 
und daher aus dieſem Grunde allein die Zufertigung ber 
Acten an das Gericht erfter Inſtanz zur Berichtigung des 
Verfahrens nicht erforderlich. 
Gründe. 

Schon vor Emanation der Verordnung vom 5. Mai 

1338 war der firenge Grundfag, 
dag eine Nichtigkeitsbeſchwerde, die nicht in Gemäßheit 
des $. 11. der Verordnung vom. 14. December 1833 
urfprünglich bei dem Nichter erfter Inſtanz ans oder auf- 
genommen worden, verworfen werden müfle, 

son dem Geheimen Ober⸗Tribunale verlaffen, und 
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durch den PlenarsBefchluß vom 6. November! 1837?) atts 
genommen, 
daß die rechtzeitig bei einem — als dem competen. 
ten Gericht erſter Inſtanz an⸗ oder aufgenommene, aber 
noch vor dem Ablaufe der geſetzlichen Friſt an dieſes letz⸗ 
tere gelangte Nichtigkeitsbeſchwerde für genügend, und 
den Lauf der Friſt zu unterbrechen fiir geeignet zu ach⸗ 
ten fei, wenn das competente Gericht jene Nichtigfeits- x 
beſchwerde als volftändig und genügend annimmt, 
Diefer Beſchluß erlife durch die Verordnung vom 
5.Mai 1838 eine weſentliche Mobdificarion 9). Der $. 10; 
derfelben bezeichnet nämlich zuvörderſt zur Anbringung je: 
des zuläffigen Nechtsmitteld, alfo auch der Nichtigkeitsbe⸗ 
ſchwerde, diejenige Gerichtsbehörde, zu deren Reſſort die 
Sache in der erfien oder in einer höhern Inſtanz ganz oder 
theilweife gehört, als competent, jede andere Juſtizbehörde 
Dagegen als incompetent. Sodann aber erklärt der $. 10. 
die Frift zur Einlegung eines jeden Nechtsmittels, mithin 
auch der Nichtigkeitsbefchwerbe, für gewahrt, nicht blog 
wenn daſſelbe bei einer, im Ginne des Geſetzes competen: 
ten Gerichtebehörde angebracht. wird, fondern auch wenn 
die beeinträchtigte Partei ſich aus Irrthum an eine incom: 
petente Juftigbehörbe endet, fo fern dies in beiden Fäl⸗ 
len nur innerhalb des gefeglich dazu beftimmten Termineg 
gefchieht, felbft wenn das Gefuch dem Gerichte erſter Ju⸗ 
ſtanz, falls es dieſem überfendet wird ‚ innerhalb der vor; 
gefchriebenen Friſt nicht zugeben ſollte. Dabei ift nun blog 





2) &. Entfcheidungen des Geheimen Ober-Zribunals 
Bd. IL A 11. ©. 105 — 108, D. H. 


3) Bol. ebendaſelbſt S. XIII. Zuſatz 1. | 
D. 9. 
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den incompetenten Juſtizbehörden im zweiten Abſatze des 
$. 10. die Pflicht auferlegt, das an fie gelangte Gefuch von 
Amtswegen fofort an das betreffende Gericht zur meitern 
Verfügung abzugeben, wogegen im erfien Abfage den compes 
tenten Gerichtsbehörden "die Verweiſung des Gefuchg, mit⸗ 
bin auch der NichtigfeitSbefchwerde, an dag Geige erfter 
Inſtanz nicht vorgefchrieben ift. 

Es fcheint nun zwar, daß es einer biesfälligen Bes 
ſtimmung für die competenten Gerichtöbehörden nicht erſt 
bedurft habe, weil die beſtehenden Grundfäge hinfichtlich 
ber Inſtruction der Rechtsmittel überhaupt, und bie im 
$. 11. der Verordnung vom 14. December 1833 vorge 
fchriebene Anbringung der. Nichtigkeitsbeſchwerde bei dem 
Gericht erfier Inſtanz insbefondere, durch den $. 10. ber 
Verordnung vom 5. Mai 1838 nicht ausdrücklich aufges 
hoben, und noch weniger den Gerichten der höheren us 
ftanzen die Pflicht auferlegt iſt, die Inſtruction des enge 
legten Rechtsmittel einzuleiten. 

Wecnn jedoch deffen ungeachtet die Inſtruction ber Nich⸗ 
tigkeitsbeſchwerde bei demjenigen Richter erfolgt, der fich in 
der Appellations⸗Inſtanz der Inſtruction unterzogen bat, 
fo ift diefes Verfahren doch nicht als ein fo erheblicher Ver: 
ftoß zu erachten, Daß demselben vor der definitiven Ents 
ſcheidung über die Nichtigfeitsbefchwerde abgeholfen werden 
müßte. Vielmehr dürfte e8 ber deutlichen. Beftimmung des 
$. 10. a. a. O. zutwiderlaufen, wenn man auch noch jetzt 
die, bei dem Gericht zweiter Inſtanz erfolgte Einwendung 
und die damit nothwendig verbundene Nechtfertigung der 
Nichtigkeitsbeſchwerde nicht berückſichtigen wollte, nachdem 
die früher nur dem Gericht erſter Inſtanz beigelegt gewe⸗ 
ſene Competenz zur Annahme der Nichtigkeitsbeſchwerde auch 
den Gerichtsbehörden höherer Inſtanzen eingeräumt, mithin 
von 
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von der Zuftändigkeit des Gerichts in einer ber zuläffigen 
Juſtanzen der fpeciellen Streitfache überhaupt abhängig ge: 
macht worden. ift. 

Für den Jmploranten bringt nach der unzweideutigen 
Beſtimmung des $. 10. die Einlegung der Nichtigkeitsbe⸗ 
ſchwerde bei dem Gericht erfter Inſtanz oder bei einer der; 
jenigen Gerichtöbehörden, zu deren Reſſort die Sache in den 
höhern Inſtanzen ganz oder theilmeife gehört, gleiche rechts. 
liche Wirkung hervor. Legt derfelbe dem zufolge die Nich- 


tigkeitsbeſchwerde innerhalb der angeordneten Friſt und in 


der vorgefchriebenen Form auch nur bei dem Gericht zwei⸗ 
ter Inſtanz ein, fo hat er feinerfeits alles gethan, mag dag 
Gefeß von ihm fordert und fih damit das Nechtsmittel 
erhalten. So wenig aber der Implorant durch die Unres 
gelmäßigkeit des Appellationsrichterg, fofern die, von dem; 
felben vor fich gegogene Inſtruction der Nichtigkeitsbeſchwerde 
als eine folche anzufehen iſt, des Nechtsmittels verluftig ge 
ben darf, eben fo wenig würde der Implorant durch diefe 
Unregelmäßigkeit einen Vortheil haben dürfen. Wenn das 
her auch anzunehmen twäre, daß wegen jener Untegelmäßig- 
feit durch eine interlocutorifche Verfügung des Geheimen 
Dber- Tribunald die Übermachung der Acten an den Rich— 
ter erfter Inſtanz Behufs nochmaliger Inſtruction der 
Nichtigkeitsbefchwerde anzuordnen wäre, fo würde der Im⸗ 
plorant immer nicht verlangen Fönnen, daß ihm nunmehr 
bei dem Gericht erfter Inſtanz die Aufftellung neuer, inner: 
halb der Friſt zur Einlegung des Nechtsmitteld nicht ans 
gebrachter Beſchwerdepunkte geftattet werde. Die Wieder: 
holung der Inſtruction bei dem Gericht erfter Sinftanz vor 
der definitiven Entfcheidung würde mithin nur die Folge 
haben, daß der Implorat noch einmal mit feiner Beant⸗ 
wortung der ARSUMBRSUSDEL ANDERS gehört, d. h. in den mei⸗ 
Bd. IV. Dd 
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ſten Fällen nur, daß die Beantwortung dem erkennenden 
Richter in zwei Exemplaren vorliegen würde. Dies wäre 
aber eine leere Formalität, welche der Geſetzgeber nicht be⸗ 
zweckt haben kann, zumal dadurch die Entſcheidung der 
Sache ohne Noth aufgehalten würde. 

Ein Bedenken gegen die vertheidigte Anſicht wird aus 
dem gefetzlichen Grunde der Vorſchrift des $. 11. der Vers 
ordnung vom 14. December 1333 entnommen. Der Grund 
diefer Vorfchrift, wonach die Nichtigkeitsbefchwerde bei dem 
Gericht erfter Inſtanz angebracht werden muß, wird näm- 
lich darin gefucht, dag nach $. 10. a. a. D. die Einwen⸗ 
dung der Nichtigkeitsbefchtwerde die Vollſtreckung des ange 
fochtenen Erfenntniffes nicht aufhalte, nach $. 1. Tit. 24. 
Th. I. der A. ©. D. aber die Vollſtreckung eined Judica⸗ 
te8 bei dem Gericht, vor welches die Inflruction der Sache 
in erfier Inftanz gehört hat, nachzufuchen fei, und daher 
diefeß Gericht, wenn es auf das Erecutionsgefuch zu ver 
fügen im Stande fein folle, fich auch im Befiß der Acten 
befinden müſſe. Dies könne — behauptet man nun — 
nicht der Fall fein, wenn das Gericht zweiter Inſtanz die 
Inſtruction der Nichtigkeitsbeſchwerde vor fich ziehe, und 
e8 werde daher, wenn folches zugelaflen werden follte, das 
durch der Zweck des Gefeßes: die Vollfiredkung des Ur 
tels, ungeachtet der Nichtigkeitsbefchtwerde, möglich zu ma» 
chen, vereitelt. 

Diefe Folgerung geht indeß zu weit. Abgefehen von 
‚ den Zälen, wo das angefochtene Erfenntniß auf Abwei⸗ 
fung des Klägers lautet, oder wo die obfiegende Partei, 
bevor fie die Execution nachfucht, die Entfcheidung auf bie. 
Nichtigkeitsbeſchwerde abmwartet, kann die Vollſtreckung des 
Urtels dadurch, daß die NichtigkeitSbefchtwerde bei dem Rich» 
ter zweiter Inſtanz eingelegt ift, in der That nur höchſt 
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felten gehemmt werben. Theils geht das Executionsgeſuch 
häufig bei dem Gericht erfter Inſtanz früher ein, bevor dag 
Gericht zweiter Inſtanz wegen der erhobenen Nichtigfeitg: 
beſchwerde die Acten einfordert, theild befteht bei den mei⸗ 
ften Gerichtshöfen die Einrichtung, daß bei Verfendung der 
Acten an eine höhere Inſtanz Abfchrift der Formeln der 
frühern Erfenntniffe zurückbehalten wird. Sollte aber we 
der das Eine noch das Andere der Fall fein: fo wird es 
keine Schwierigkeit haben, wenn die Execution nad) einge 
legter Nichtigfeitsbefchtwerde in Antrag gebracht wird, bie 
Acten von dem Obergericht einftweilen zurück zu erhalten. 
Jedenfalls kann der Aufenthalt oder Nachtheil, der der ob: 
ſiegenden Partei bei dem Antrage auf Erecution möglicher 
Meife daraus entfteht, daß die Acten ſich nichtmehr bei 
dem Gericht erfter Inſtanz befinden, nicht eine Nulität der, 
bei dem Appellationsrichter erfolgten Inſtruction der Nichs 
tigkeitsbeſchwerde herbeiführen, und die Wiederholung des 
Verfahrens vor dem Gericht erfier Juſtanz UN 
machen. 

Endlich kommt abee noch in Erwägung, daß gegen: 
märtig durch den Art. 6. der Declaration der Verordnung 
vom 14. December 1833 über das Rechtsmittel der Revi⸗ 
fion und der Nichtigfeitsbefchwerde vom 6. April 1839 (Ge 
feßfammlung ©. 129.) die $$. 11— 14. der eben gedach⸗ 
ten Verordnung gänzlich aufgehoben, und an deren Gtelle 
die Vorfchriften der Art. 7—10. getreten find. Von die 
fen verprdnen die Art. 7. und 8.: 

Art. 7. „Die Nichtigkeitsbeſchwerde muß ſtets ſchrift⸗ 
lich eingereicht, und bie Befchroerdefchrift von einem Ju: 
ſtiz⸗ Commiffarius oder an deſſen Stelle von einem, ber 
Partei beigeordneten rechtsverſtändigen, d. h. zum. ichs 
teramte befähigten Affiftenten unterzeichnet werben. 

52 
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Die fhriftliche Einreichung ohne Zupiehung eines Ju⸗ 
fig: Commiffarius ift nur den öffentlichen Behörden und 
folchen Privatperfonen geftattet, welche felbft zu den 
Nechtsverftändigen gehören. 

Dreer Juſtiz⸗Commiſſarius muß fich, wenn er die Par- 
tei nicht fchon in erfter oder zweiter Inſtanz vertreten, 
oder diefe die Nichtigkeitsbefchtwerde nicht felbft mit un⸗ 
terfchrieben hat, durch eine Vollmacht oder ein Schreis 
ben legitimiren, und ift, wenn dies nicht fpäteftens big 
zum Ablaufe der dazu im Urtheil feftzufegenden Friſt ge: 
fchieht, in Stelle .der Partei für ale Schäden und Ko— 

ſten perfönlich verhaftet." 

Art. 8. „Die Zulaffung des Nechtsmittels findet nur 
fatt, wenn die Nichtigkeitsbefhtwerde innerhalb der an- 
geordneten Frift und in der vorgefchriebenen Form ange: 
bracht ift, die Beſchwerdepunkte, fo wie Die gefeglichen 
Vorfchriften oder den Nechtsgrundfaß, deren Verlegung 

- behauptet wird, beftimmet angiebt, und fo fern die Be 
ſchwerde auf den $. 5. M 10. Buchftabe a. und b. der 
Verordnung vom 14. December 1833 und den Art. 3. 

M 4. der gegenwärtigen Declaration gegründet ift, die 
betreffenden Verhandlungen oder Schriftftücke genau bes 
zeichnet. Eine bloße Anmeldung des Nechtdmitteld ges 
nügt zu deffen Bewahrung nicht." 

Die Art. 9. und 10., welche Hier nicht weiter in Bes 
tracht kommen, enthalten Beftimmungen über die Befugnig 
des Imploranten zur näheren Ausführung der von ihm 
aufgeftellten Befchtverdepunfte und über die Beantwortung 
der Nichtigkeitsbefchwerde von Seiten de8 Imploraten. 

In dieſe Artikel ift die WVorfchrift des aufgehobenen 
$. 11. der Verordnung vom 14. December 18333, daß die 
Nichtigkeitsbefchwerde bei dem Gericht erfter Inſtanz ange⸗ 
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bracht werden muß, nicht mit aufgenommen, und dagje 
nige Gericht, bei welchem die Nichtigkeitsbeſchwerde einzu 
reichen ift, auch nicht einmal angedeutet. Es Fönnte num 
zwar fcheinen, daß es bei der Redaction der Urt. 7. und 8. 
der Declaration nur überfehen worden, jene Beftimmung 
des $. 11. der Verordnung vom 14. December 1833 mit 
aufzunehmen. Dies darf indeß keineswegs angenommen 
werden, virlmehr liege der Grund, weshalb darüber, bei 
welchem Gericht die Nichtigkeitsbefchwerde anzubringen fei, - 
in der Declaration nichts beftimmt ift, nur in dem $. 10. 
der Verordnung vom 5. Mai 1838. Da in diefem $. be 
reits angeordnet ift, daß die Anbringung der Nichtigfeite: 
beichwerde bei dem, für die fpecielle Streitfache competens 
ten Gerichte zweiter Inſtanz eben dieſelbe rechtliche Wirkung 
bervorbringen fol, ald wenn die Nichtigkeitsbefchwerbe bei 
dem Gericht erfter Inſtanz eingelegt worden: fo wäre eine 
Wiederholung dieſer Beftimmung - offenbar etwas Über: 
flüffiges geweſen; eine Vorfchrift aber, daß die Nichtig: 
keitsbeſchwerde bei dem Gericht erfter Inſtanz nothwen⸗ 
Dig anzubringen fei, hätte mit dem $. 10. a. a. O. im 
MWiderfpruch geftanden. 

Zwar beftimmt M 28. der Minifterial: nftruction 
zur Ausführung der Verordnung über das Nechtsmittel der 
Kevifion und der Nichtigkeitsbefchwerde vom 14. Decem: 
ber 1933, d. d. den 7. April 1839: 

„In diefer Form ift fie! — die Nichtigkeitsbefchiwerde — 
„anzubringen bei dem Gericht erfter Inſtanz, welchem auch 
die Vollſtreckung der ergangenen Erfenntniffe zufteht. 

Allein dieſe Vorfchrift enthält nur eine reglementarifche 
Beftimmung zur Herbeiführung eines gleichmäßigen Verfah— 
rens, welche allerdings den Gerichten zur Norm dienen muß, 
deren Unterlaffung aber für die Parteien Eeinen Nachtheil 
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herbeiführt *). Es Kann bei derfelben nicht die Abficht ges 
weſen fein, die Einreichung der Nichtigkeitsbeſchwerde bei 
dein erfien Nichter als zur Wahrung der Förmlichkeiten 
nothwendig anzuordnen, da eine folche Feftfegung weiter 
gehen würde, als fi) nach Art. 18. ber Declaration vom 
6. April 1839 rechtfertigen ließe, wodurch der Chef der Zus 
ſtiz nur ermächtigt ift, zur richtigen und gleichmäßigen Ans 
wendung ber Verordnung vom 14. December 1833 und 
der eben erwähnten Deckaration eine befondere Inſtruction 
fiir die Gerichte und Anwälte zu erlaffen, 





I A. 
Weſtpreußen. Provincialrecht. Gemeines 
Recht. 


Beſtimmungen des gemeinen Rechts, welche in 
ein, als Geſetzbuch publicirtes Provincialrecht heruͤber⸗ 
genommen worden, ſind als Provincialgeſetze zu be— 
trachten, und kommen vor dem Allgemeinen Land— 
rechte zur Anwendung. 
Mamentlich gilt dies von denjenigen Beſtimmun⸗ 
gen des gemeinen Rechts, die in das Preußifche Land- 
recht vom Jahre 1721 herüber genommen find ?). 





4) Dal. Note 1). 


1) 1. Schon unmittelbar nach Emanation des allgemeinen Ge . 
ferbuches, das befanntlich nach zweijähriger Suspenfion unter dem Ti⸗ 
tel: „Allgemeines Landrecht  publieirt ward, entitand der Zweifel, 

- ob umd eventuell in welchem Umfange die Römifchen, gemeinen 
Sachſen- oder anderen fremden fubfidiarifchen Nechte und Gefeze, 
welche bisher in einen oder dem andern Landestheile Geltung hat- 
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Publications Patent zum A. L. R. vom 5. Fe- 
bruar 1794. 6$. L—UL; vgl. ebend. 
65. IV.— VI 





ee. 


ten, ungeachtet der Publication des allgemeinen Gefenbuches, als 

‚ Provineialrechte bis zur Vollendung der Provineial: Gefegbüs 
cher Anwendung finden dürften? 

Sp bemerkt namentlich Erhard, Verſuch einer Eritif des all 
gemeinen Gefegbuches für bie Preuß. Staaten, 1792, Th. I, Bd. I. 
&. 289. 290: -. 

„Noch aber kann ich in Anfehung der Zeit, binnen welcher die 
Provineialgeſetzbücher gefegliche Kraft erlangen follen, den Wunſch 
nicht bergen, daß man doch die Gültigkeit des allgemeinen Gefeg- 
buchs fo lange fuspendirt laffen möge, bis die Provincialgefegbüz- 
cher fertig fein werden, meil außerdem große Verwirrung und Uns 
gemwißheit der Rechte zu befürchten fein dürfte. Denn fo würde 
ſich's, um nur ein Beifpiel anzuführen, in Schlefien, wo das ger 
meine Sachfenrecht gilt, fragen: fol das Sachfenrecht in Schles 
fien bis zur Vollendung des dafigen Provineialgeferbuchs als Pro: 
vineialgewohnheit gelten, in fo fern es dem allgemeinen Gefegbuche 
widerſpricht? oder foll das, $. I. des Publications » Patents enthaltene 
Verbot, das gemeine Sachfenrecht nicht mehr zu allegiren, auch 
nicht mehr nach demfelben zu forechen, fich auch auf Schlefien be- 
ziehen? Iſt das Erftere zu bejahen: fo leidet die allgemeine Dispo: 
fition der erften 88. des Publicationg-Pateng eine, dort nicht bemerkte 
Ausnahme. Wäre die zweite Frage zu affirmiren, fo würde Schles 
fien durch das allgemeine Gefegbuch ein Theil feiner Probineial: 
rechte und Gewohnheiten entzogen, welches doch nach $, ILL —M. 
jo * nicht ſein ſoll.“ | 

Späterhin ift diefelbe Trage mehefach von Neuem angeregt 





— 
A. Am Allgemeinen vgl, man deshalb: 
4, Erfenntniß der Dberfchlefifchen Ober Amtöregierung zu Brieg 
vom 5. September 1805, Sahrbücher Bd. IV. &. 58, 
2, Mercdel, Eommentar zum U. L. R. (2te Ausg. 1812.) 
Th. 1. ©. 2. (zu $. I. des Publications - Patents): 
„Wo fich Provincialgefege und Statuten, deren Berückfichtigung 
überhaupt noch erlaubt if, auf gemeines Recht, z. B. auf Säch⸗ 
fifches Recht, gründen, da iſt auch jegt noch auf dieſes Rückſicht zu 


424 


Der erfie Senat des Geheimen Ober:Tribunals 
‚+ hatte in der Nechtsfache Nehring, genannt von Gzer- 
dahelly, wider Taube den Grundfag angenommen: 


nehmen; $. 520. Tit. 2. Th. IT. 4. L. R. — Gegen jene Anwen: 
dung des Sächfifchen oder fremden Kechts bei Unzulänglichfeit eines 
Statutes oder inländifchen Geſetzes, welches ein Inſtitut betrifft, 
das lediglich aus dem fremden Rechte originirt — gegen jene Anz 
wendung ift jedoch in Erinnerung zu bringen: daß, wenn in dem 
Statut oder Provincialgefen nicht etwa eine zweifelhaft fcheinende 
Beſtimmung zu ergänzen oder zu erläutern, fondern darin vielmehr 
eine gewiffe Frage gar nicht zur Sprache gekommen. ift, diefe 
nicht aus den Meinungen der Mechtslehrer oder dent fremden ges 
meinen Recht ergänzt werden darf.’ | 
3. Gräff, Auch eine Beleuchtung der Frage, ob das Nepräfens 
tationdrecht in der Seitenlinie in Schlefien auf die, von den Gefchmwis 
fern abftanımenden Kinder erften Grades befchränft fei? Jahrbü— 
der Bd. XLIV. ©. 58. Note *). 
4. Scholtz, Provineialrecht der Kurmark Brandenburg, Abth. IL 
Th. 1. S. 52. u. figd. ©. 61— 63. An der legteren Stelle heißt es: 
„Nun haben zwar bei den früheren Berathungen über das Pro- 
vincialrecht die Märkifchen Stände noch die Behauptung aufgeftellt, 
daß in der Mark das gefanmte Nömifche Recht durch die Land- 
tagsreceffe ald Provineialrecht eingeführt worden fei, das A. L. R. alſo 
in der Mark, da die Vrovineialgefege nach dem Publications Pas 
tente ihre Gültigfeit behalten follen, dem Römiſchen Rechte auch 
nicht derogiren Fünne, und haben aus diefem Grunde darauf 
angetragen, in das zu entwerfende Provineialgeſetzbuch die Grund: 
füge des Römifchen Rechtes neben den eigentlich Märkiſchen Pro- 
vineinlgefegen aufzunehmen. — Indeſſen, felbfi wenn die hierbei 
zum Grunde liegende Präjudicialfrage: ob die Beſtimmungen des 
Romiſchen Rechts wirklich als Provincialgefege für die Mark an 
gefehen werden können? bejaht werden Fünnte, wie in dieſer Allges 
meinheit durchaus nicht der Fall ift, fo würde fih dad damals von 
den Etänden geäußerte Verlangen doch von felbft erledigen, da, 
wenn auch nach dem Publicationd- Patente zum A. L. R. die Märs 
fifchen Provinzialgeſetze aufrecht erhalten werden follen, zugleich auf 
das Beſtimmteſte ausgefprochen if, daß dagegen die landrechtlichen 
Dorfchriften überall an die Stelle der bisher in den einzelnen Pros 
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daß in den Landestheilen, wo das Provincialrecht ein 
in ſich abgeſchloſſenes Syſtem bildet, und als ein beſon⸗ 
deres Geſetzbuch publicirt iſt, auch diejenigen Grundſätze, 


vinzen zur Anwendung gekommenen Römiſchen und ſonſtigen gemei⸗ 
nen Rechte treten ſollen.“ F 
B. Beſonders hat es zweifelhaft geſchienen: 

ob auch diejenigen aus dem Nömifchen, gemeinen Sachſen- oder 
andern fremden fubfidierifchen Rechten und Gefegen herrührenden 
Rechtsſätze, welche in einzelne, für eine oder die andere Provinz er- 
gangene Geferbücher oder Landesordnüungen übergegangen find, noch 
jest zur Anwendung kommen müffen? 

In Beziehung hierauf fiehe man: 

1. Merdel, a. a. O. Th. IL ©. 210. (zu $. 35. Tit. 3. 

Th. HJ: 

- „Übrigens fcheint mir ſowohl die Sanction vom 25. Januar 1704 
[vgl. Brachvogelfhe Sammlung Th. I. &. 309. und Jahr: 

bücher Sb. XLIV. ©. 47, Note *)], als die Pragmatica vom 
31. Detober 1696 [vsl. Brachvogelſche Sammlung a. a, 9. 
©. 274. und Jahrbüder a. a. O. ©. 45. Note )] — bios 
das ehemalige fubfidiarifche Sachſen- und Römiſche Recht zu ſup⸗ 
pliten, folglich Fein Provineialgefeg zu begründen, fo daß alfo jest 
wohl dem A. 2. R. nachzugehen fein wird.’ 

2. Hälfchner, Iſt das Kepräfentationsrecht in der Geitenlinie 
in Schlefien auf die, von den Gefchmwiftern abftammenden Kinder er: » 
fien Grades befchränft, Tahrbücher, Bd. XXVIII. ©. 37. 38, 

3. Gräffa. a. O. [oben Lit. A. M 3.] ©. 46—60, 

4. Homeyer, in der Reeenſion der Schriften: von Kamp, 
Provincialz und fatutarifche Rechte, und Lentze, Provineialrecht des 
Fürſtenthums Halberftadt, Sahrbücher Bd. XXXV. ©. 99, 100, 101. 

5. Sehr. von Harthaufen, Über den Begriff, den Umfang 
und das Verhältnig des Provincialrechts zum A. L. R., Jahrbücher 
Bd. XLIII. ©. 3, und figd., befonders ©. 53, 

6. Das Provineialrecht des Herzogthums Neu Vorpommern 
Th. II. ©. 47.: ARE 

„Dagegen find Grundfäge des gemeinen Kechts, wenn fie in ein- 
zelnen Provincialgefegen ausdrücklich ausgefprochen waren, von der 
Aufnahme nicht ausgefchloffen, weil bier nicht die Seftfegung des 
gemeigen Rechts, fondern das Provincialgefeg, als nächfter und 
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welche Iebiglich aus dem Römifchen oder Sachfen: 


Recht entnommen find, als Provincialgejege 
zu betrachten feien, und daher, in ſo fern ſie von dem 





hauptſachlichſter Grund der Otte, iu betrachten und zu berück⸗ 
fichtigen war.” 
7. Bon Klemwig, das Proyineialrecht des Herzogthums Mag⸗ 
deburg Th. II. ©. 10.: 
„Es find aber auch ferner diejenigen (Beſtimmungen) als ſchon 
aufgehoben betrachtet, die nur noch ein Fümmerliches, in der Wirk: 
lichkeit zweifelhaftes Dafein führen... Es gehören dahin namentlich 
folche Beftimmungen, welche mehr gemeinrechtlich als provinciell 
find, welche indefien doch mitunter noch) als Provineialrecht anges 
wendet werden, weil fie ans dem gemeinen Rechte in die gefchrier 
benen Quellen des Provincialrechts übergegangen, und darum, wies 
wohl nicht mit Grund, als provineialrechtlich betrachtet worden find.’ 
8. Das PartieularsRecht im Verhältniffe zum gemeinen Rechte 
und der jurifiifche Pantheismus. Berlin 1837. ©. 34.: 
„Wenn ein Territorium ganz oder zum Theil zur Provinz eines 
größeren Staates degradirt wird, fo muß allerdings ordnungsmäßig 
der Einfluß des bisherigen Gemeinrechts auf das Provincialrecht, 
fo weit er fich nicht bereits verfeftet hat, aufhören, d. h. es hört 
nicht der bisherige Einfluß auf, fondern der fernere Zufluß. In fo. 
fern wird nun von oben einem anderen allgemeineren Einfluffe Pla 
verfchafft; aber das bereits gewordene Provincialrecht felbft bleibt, 
und unter diefer Geftalt auch das bisherige gemeine Necht, fo weit 
es fich im Provineialrechte fpecialifiet und verfeftet hat, nur daß es 
in Folge der neuen Verbindung für die Zukunft einem höheren 
Rechte untergeorönet al aus welchen es in jeder Noth Subfis 
dien erhält.‘ 
C. So viel endlich die zu B. gedachte Frage in beſonderer Be: 
‚ siehung auf das Preußifche Landrecht vom Jahre 1721 betrifft, 
fo vgl. man 
1. Schweifart, über die in Oſt⸗ und Wefipreufen geltenden 
Rechte, Tahrbücher Bd. XXVI. ©. 29. 
2. Leman, Provincialrecht der Provinz Wefpreußen Bd. TI. 
©. XXVI. und ©. 7. 
3. Motive zum revidirten Entwurfe des — Ten 
rechts. Berlin.1837. ©. 3. und 4.: 


= 
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A. L. R. abweichen, vor dieſem zur Anwendung kom⸗ 
men müiſſen. 


Namentlich ward dieſer Grundſatz in Beziehung auf 


„Bei der Berathung des Wefipreufifchen Provineialrechts find die 
ftändifchen Deputirten von dem Gefichtöpunfte ausgegangen, daß 
nur_diejenigen bisherigen Beftimmungen des Provineialrechts in das 
Provincials Geſetzbuch aufjunehmen feien, von welchen die Erfah⸗ 
rung bemiefen habe, daß fie entweder nothwendig oder nach den 
Verhältniffen der Provinz anerkannt nüglich feien. Namentlich find 
fie der Meinung gemwefen, daß von allen denjenigen Beſtimmungen 
bes Preußifchen Landrechtd von 1721, der Hauptquelle des Weſtpreu⸗ 
ßiſchen Provincialrechts, welchen das Römifche Recht zum Grunde 
liege, gänzlich abzuftehen fei, indem diefe Vorfchriften bereits bei 
der Entwerfung des A. L. R. von 1794 gründlich erörtert, vielfeis 
tig erwogen und zum größten Theile in das A. 8. R. übernommen 
worden, zu einer Beibehaltung derjenigen Punkte aber, in welchen 
das A. 2. R. von dem Römiſchen Recht abmweiche , für Weftprems 
fen weder in der Verfaffung der Provinz, noch in den eigenthüm⸗ 
lichen Verhältniſſen derfelben ein Grund vorliege. In Betreff 
Weſtpreußens fei um fo weniger ein Grund für die Beibehaltung 
der, vom A. 2. R. abweichenden, auf dem Römiſchen Rechte bes 
ruhenden Beftimmungen des Landrechtd von 1721 vorhanden, als 
das letztere Fein eigenthümliches Nechtsbuch Weftpreußens, fondern 
urfprünglich für Oftpreußen gegeben und erft 1772 auf Weftpreußen 
übertragen fei, und man felbft für Oftpreußen bei der Entwerfung 
des Dftpreufßifchen Provineialrechts jene, auf dem Römiſchen Rechte 
beruhende Abweichungen des Landrechtd von 1721 nicht beibehal- 
ten habe.’ | 
„Wenn auch im Allgemeinen gegen diefen Grundfag nichts er» 
innert werben kann, fo ift doch zu erwägen, ER 
1. daß manche Rechtsmaterien dürch die Länge der Zeit ſich 
bergeftalt in der Provinz eingebürgert und mit den Ideen der 
Einwohner fo feft verfchmolzen haben, daß deren Aufhebung bes 
denflich erfcheint, und | 
2. daß, aus dem Gefichtöpunfte der Nüglichkeit und Ange—⸗ 
meffenheit betrachtet, manche Vorfchriften des Landrechts von 1721 
den Beftimmungen des A. 2. R. vorzuziehen fein möchten.’ 
„Ed wird daher diefer Prajudicial- Grundfag nicht bios im All⸗ 
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das Prengifche Landrecht von 1721?) aufgeſtellt, fo weit 
daffelbe das Provincialrecht für einen Theil von Weftpreus 
en bildet ?). 

. Der zweite Senat bed Collegiums machte dagegen 
in einer, an denfelben zum Spruch gelangten Sache die Ans 
ficht geltend, daß das U. L. R. had) $. I. des Publica» 
tions» Patents vom 5. Februar 1794 allgemein an die 
Stelle des früheren gemeinen Rechts, auch da, wo 
daß letztere in den Provincials Gefegen ſich finde, getreten 
fei, und daß dies namentlich auch hinfichtlic des Preußis 
fchen Landrechts von 1721 gelte, welches im bie, jet einen 
Theil von Weftpreußen bildenden Provinzen durch das Nos - 
tificationg: Patent ‚vom 28. September 1772 *) und bie 


gemeinen, fondern auch rückfichtlich einzelner Materien und Vor⸗ 
fchriften um fo mehr einer nähern Erwägung zu unterwerfen fein, 
als die ftändifchen Deputirten bei dem allgemeinen Antrage, die 
aus den Römifchen Rechte entnommenen Borfchriften des Land» 
rechtes von 1721 aufzugeben, fich über mehrere einzelne Punkte 
nicht fpeciell ausgelaffen haben.” 

4. Entfcheidungen des K. Geheimen Dber-Tribunals 
Bd. II. 34. ©. 292 — 302. 

5. Jahrbücher, Bd. LI. ©. 353 — 360., mofelbft das unter 4. 
mitgetheilte Erfenntniß des K. Geheimen Ober: Tribunal ebenfalls 
abgedruckt ift. D. D. 

2) Bol. über diefes Landrecht: 

I. Die Note 1) 6 U. Lit. C. X 1. angeführte Abhandlung 
von Schmweifart, Sahrbücher Bd. XXVI. ©. 292 — 299, 

I, Leman, das Provineialrecht der Provinz Weftpreußen Bd. I. 
©. V. VI. XXV. und ©. 4., und 

I. Entfheidungen des 8. Geheimen Ober-Tribus 
nals Bd. II. ©. 294. Note 3). D. H. 

3) Bl. Note 1) unter II. Lit. C. M 4. 9: 

4) Notificationd Patent, betreffend die Einrichtung des Geiftli- 
chen und Weltlichen Aufig-Wefens, in den bishero von der Crone 
Pohlen befeffenen und nunmehry von Sr. Königl. Majeftät von Preus 
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Regierungs⸗Inſtruction vom 21. September 17735), in 
fo weit es Römifches und gemeines Sachſenrecht 
enthalte, nicht als ein befonderes Provincials 
recht, fondern als gemeines Recht eingeführt worden, 
Die flreitige Frage: - | 
was. unter Provincialrecht in Weftpreußen zu verfte 
ben fei? 
ward daher an das Plenum des Geheimen Ober: 
Tribunal gebracht, welches fi) in dem Beſchluß vom 
8. April 1839 dahin entſchied: 
daß das Preußifche Landrecht von 1721 im Sinne des 
$. III. des Publications; Patents zum A. L. R. vom 
5. Februar 1794 auch binfichtlich der darin enthaltenen, 
aus dem Nömifchen und. fonftigen gemeinen. Necht ent: 
nommenen Beftimmungen als ein bejonderes Provincial: 
gefeß anzufehen fei, und daß daher diefe Beflimmungen 
durch die Einführung des A. 8. R. nicht aufgehoben 
worden. | | 
Gründe. 
Die $& J. II. und IIL des Publicationd: Patents zum 
A. L. R. vom 5. Februar 1794 verordnen über die An— 
mendung des neu gefchaffenen Gefeßbuchs Folgendes: 
$. I „Das gegenwärtige A. L. R. foll an die Stelle 
der in Unfern Landen bisher aufgenommen geme- 


fen in Befig genommenen Lande Preußen und Pommern, wie auch 
den bishero zu Groß» Pohlen gerechneten Diftrieten dieffeits der Netze. 
De dato Berlin, den 28. September 1772; N. C.C. Bd. V. Ch. 1. 
Eol. 45. u. figd. 28 XLIX.; auch abgedruckt bei Rabe, Samm⸗ 
lung Preuß. Gefege Bd. I, Abth. 4. ©. 335. u. fd. D. I. 

5) Snftruetion für die Weſt⸗Preußiſche Regierung. De dato Ber: 
lin, den 21. September 1773; N. C. C. Bd. V. Th. 11. Eol. 2125. 
u. figd. LII.; auch abgedruckt bei Rabe, a. a. O. Bd. I. Abth. 5. 
©. 673. u. figd. DD. 
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fenen Römifchen, gemeinen Sachſen⸗ und: ans 
derer fremden fubfidiarifchen Rechte und Gefege 
treten cl · | 

$. II. „Eben fo tritt diefes A. L. R. an bie Stelle 
der, über einzelne Nechtsmaterien von Zeit zu Zeit ergans 
genen allgemeinen Edicte und Verordnungen, 
welche bisher in allen Unfern Provinzen als ge: 
gemeine Landesgefege gegolten haben ꝛc.“ 

$. III. „Die in den verfchiedenen Provinzen bisher 
beftandenen befonderen Provineialgefege und Statuten be 
halten — vor der Hand noch ihre gefegliche Kraft und 
Gültigkeit 20." | 

Hiernach ift wohl anzunehmen, daß das A. L. R. an 
die Stelle desjenigen allgemeinen Rechtes treten follte, wel⸗ 
ches im ganzen Lande — „in Unferen Banden,“ „in als 
fen Unfern Provinzen — nach dern gemeinen Römifchen, 
dem Sächſiſchen oder einem andern fremden Rechte, ver- 
möge der Neception, oder nach allgemeinen Edicten und 
Verordnungen, gleichmäßig und übereinfiimmend gegolten 
bat; dieſes bisherige allgemeine Recht ift aufgehoben und 
durch das A. L. R. erſetzt. Dem gemeinfamen Recht aller 
Provinzen ftehen, zufolge des $. HL, die Rechte der eins 
zelnen Provinzen, die Provincialgefege, gegenüber, welche in 
ihrer gefeglichen Kraft und Gültigkeit beibehalten find. 

Das charakteriftifche Kennzeichen des abgefchafften ges 

meinen Rechts beſteht hiernach darin, daß es als ein ge: 
meines Römifches, Sachſen⸗ oder anderes Recht aufgenoms 
men war, und als folches Gültigkeit hatte, im Gegenfaß 
zu dem befonderen Provincialrecht, welches nicht auf einer 
gleichen Reception tie dus gemeinfame Recht aller Provin⸗ 
zen beruht, vielmehr in einem, für eine einzelne Provinz er- 
gangenen Gefeg:Coder oder auch in den, für einzelne 


431 


Provinzen emanirten Verordnungen enthalten ift. Dieſes 
Provincialrecht ift identifch mit dem Territorialrecht, teil 
die Kraft und Wirkfamkfeit deſſelben mit den Grenzen der 
Provinz abſchließt. Die Beftimmungen des Römiſchen 
oder Sachfens Rechts, die in einem Provinciafgefegbuch oder 
in der, für eine Provinz erlaffenen Verordnung eine Stelle 
gefunden haben, gelten in der Provinz nicht mehr als Rö⸗ 
mifches oder Sachfen- Recht, fondern ald Provincialrecht. 

Eine gang volftändige und erfchöpfende Provincials 
GSefeßgebung gab es zur Zeit der Publication des A. L. R. 
in feiner Provinz des Preußifchen Staats, und eben fo we; 
nig giebt es jet eine ſolche; es fanden fich nur mehr ober 
weniger umfaflende Rechtsnormen, deren Lücken das fubfis ‘ 
diarifche gemeine Recht ausfüllte. 

Diefes allgemein geltende ergänzende Recht, an deſſen 
Stelle das 4. L. R. getreten iſt, konnte bei einem befte- 
benden Provincialrechte feine Wirkung nur in fo weit äu- 
fern, als das letstere mangelhaft und unvollftändig mar, 
während hinfichtlich der Gegenftände, für welche die Pros 
vincial» Gefeßgebung ausreichende Vorfchriften enthielt, die 
Nechtsnormen aus ber Provincial» Gefeßgebung, als ein 
eigenthümliches Necht der Provinz, mit Beifeitefeßung der 
Duellen des fubfidiarifchen Nechts, zu fchöpfen waren. 

Man darf daher auch den Begriff bes Provincialrechts 
nicht fo befchränfen, daß darunter nur eine beabfichtigte 
Ausnahme von dem gemeinen Recht oder eine Abän de⸗ 
rung bdeffelben verftanden wird.” Solche Ausnahmen und 
Abänderungen bilden nur eine Art der Provincialgefeße; 
diefe find, wenn gleich ber $. IH. des Publications: Pa- 
tentd nur im Allgemeinen von ben bisher beftandenen Pros 
vincialgefegen ohne weitere Unterfcheidung handelt, dennoch 
doppelter Art; es giebt | 
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1. Provincialrechte, die, wie 5. B. das Märfifche, 
ohne ein zufammenhängendes Syſtem, nur für einzelne Zweige 
des bürgerlichen Rechts, ald im Familien, Erbs, Lehn:, 
Bauerns und Kirchenrecht und dergleichen, eigene Vorfchrif: 
ten enthalten. In den Landestheilen, wo fich ſolche Pro- 
vincialrechte fanden, war für die übrigen Verhältniffe das 
gemeine Necht maaßgebend, welchem fich die provincialrecht⸗ 
lichen Beftimmungen anfchloffen. 

Es finden ſich aber auch) 

2. Provincialrechte, die mehr umfaffend find, us ein 
gefchloffenes Rechtsipftem bilden. Bei dieſen ift ed nun 
keineswegs erforderlich, daß die in dem Rechtsſyſtem ent 
haltenen Vorfchriften, um für provincialrechtlich zu gelten, 
durchaus eigenthümlicy fein müſſen. Mögen diefe Bor 
fchriften auf dem Grund und Boden der Provinz erwach- 
fen oder mögen fie dem gemeinen Nechte entnommen fein, 
immer find fie Glieder eines Gefegförpers, welcher dag Pro: 
vincialrecht eines beftimmten Landestheiles darftelt, und Eöns 
nen von dem Ganzen, ohne dieſes zu verlegen, willkürlich 
nicht getrennt werden. 

So hat auch der Gefetgeber fich die Sache gedacht. 
Dies beweifen nicht nur die drei angeführten $$. I—IIL 
des Publicationg- Patents zum A. L. R., ſo wie die $$. 1. 
und 2. der Einleitung zu demfelben, welche verordnen: 
„Das allgemeine Gefegbuch enthält die Vorfchriften, nach 
welchen die Rechte und Berbindlichkeiten der Einwohner 
des Staats, fo weit diefelben nicht durch befondere 
Geſetze beftinnmt worden, zu beurtheilen find.” 

„Beſondere Provincialverordnungen und Sta 
tuten einzelner Gemeinheiten und Gefelichaften erhal: 
ten nur durch die landesherrliche Beftätigung die Kraft 
der Gefeße; 

fonts 
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fondern es geht folches auch aus dem $. 21. ebend. her 
vor, zufolge deſſen 
bei Beurtheilung einzelner: Streitfragen die allgemeinen 
Geſetze den Provincialgefegen, und Iegtere den Statuten 
nachftehen. 
Noch deutlicher beweiſen dies aber die $$. 61. und 62, 
0. a. D., wo es heißt: 
$. 61. „Statuten und Prooincialgeſetze werden durch 
neuere allgemeine Geſetze nicht aufgehoben, wenn nicht in 
letzteren die Aufhebung der erſteren deutlich verordnet iſt.“ 

$. 62. „Bei Aufhebung beſtandener Statuten, Pros 
vincialgefege und Privilegien müffen diejenigen, die 
es zunächft angeht, mit ihrer Nothdurft gehört 
werden. 

Hiernach läßt es fich nicht annehmen, daß von dem Ge: 
ſetzgeber bei der Publication des A. L. R. beabfichtigt worden, 
einzelne Vorſchriften eines Provincialgefegbuchs, ohne die 
Provincialftände gehört zu haben, außer Kraft zu feßen. 
Allerdings iſt es ſehr mahrfcheinlich, daß bei einer künfti⸗ 
gen Sammlung der Provincialgefege alle diejenigen Rechtes 
füge, die nichts anderes ald gemeines Necht enthalten, bes 
feitigt werden, um Übereinfiimmung in bie gefammte. Ge: 
feßgebung des Staats zu bringen, das A. L. R, ald dag 
„für beſſer erkannte Neue volftändig an die Stelle des ge - 
meinen Rechts, auch derjenigen Beftimmungen deſſelben, 
welche in das Provincialrecht übergegangen find, treten zu 
laffen, und der gemeinfchäblichen Nechtsverfchiedenheit, die 
ſtets Die Rechtsungewißheit im Gefolge hat, ein Ende zu 
"machen. Allein fo lange unter Mitwirfung der Stände 
diefe längft erwartete Sichtung der Provincialgefege nicht 
erfolgt ift, muß man dieſelben in ihrer bisherigen Gültig⸗ 
keit beſtehen laſſen. Wollte man mittelft der richterlichen 

Bd. IV. Eee 
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Auslegung nur folche Beftimmungen eines Provincialgefeß- 
buches ald noch forfdauernd betrachten, Die etwas Abwei⸗ 
chendes vom gemeinen Recht verorbnen, fo würde nicht 
allein durch die oft ſchwierige Ermittelung, was als ab» 
weichend vom gemeinen Nechte anzufehen ift, große Verwir⸗ 
rung angerichtet, fondern auch das Provincialrecht, tel 
ches volftändig, wie es befteht, beibehalten werden muß, 
in einzelne theils noch gültige, theils nicht mehr Anwen: - 
dung findende Theile zerftüichelt werden. Dabei macht es 
auch offenbar Keinen Unterfchied, ob fich in einem Landes: 
theile ein vollftändiges Provineialgefegbuch findet, oder nur 
minder ausgedehnte Provincialrechtsbücher und Verordnun⸗ 
gen vorhanden find, die ſich blos auf einzelne Materien des 
bürgerlichen Nechts erſtrecken. Auch was in dieſen verord- 
net wird, iſt feinem ganzen Inhalte nach ohne Rückſicht 
‚auf den Urfprung Provincialrecht, und daher felbft in denje⸗ 
nigen Beftimmuugen, welche nur gemeines Recht wiederholen. 
In Übereinftimmung hiermit ift aud) ſchon früher in 
Sachen Graf von Schweinig wider Graf von Schla> 
brendorf im Fahre 1833 der Grundfaß feftgeftellt, 
daß in Schlefien das Provincialrecht felbft in Anfehung 
folcher Sätze beibehalten fei, durch welche nur gemei: 
nes Recht feftgefeßt oder abgeändert worden, 
und daffelbe in Sachen von Machui wider von Köli: 
chen ebenfalls im Jahre 1833, namentlich in Beziehung auf 
die pragmatifche Sanction vom 31. October 1696 9 ans 
genommen. 


6) Kaiferliche Sanetion de jure repraesentationis [in linea 
eollaterali ], de dato den 31. October 1696 in: Suarez;, Samm⸗ 
lung Schlefifcher Provineialgefepe. Breslau bei Kom 1771. Th. J. 
Abfchn. 1. XV. ©. 98—100.; ferner in der Brachvogelfchen _ 
Sammlung Th. I. ©. 274,, und in den Jahrbüchern Bd. XLIV. 
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Mit Unrecht wird behauptet, daß das, was ein Pro⸗ 
vincialrecht in Übereinſtimmung mit dem gemeinen Recht 
feſtſetze, nichts anderes, als gemeines Recht ſei. Das letz⸗ 
tere hat vielmehr durch die Aufnahme in ein Provincialge⸗ 
feß die Eigenfchaft eines provinciellen Rechts angenommen, 
und es ift vom jener Behauptung nur fo viel richtig, dag 
dag gemeine Necht dem probinciellen zum Grunde liegt. 
Durch die bloße Aneignung einer gemeinrechtlichen Bes 
flimmung wird diefe eben ſowohl ein Beftandtheil des Pros 
vincialrechts, als durch eine etwaige Umfchaffung und AÄn⸗ 
derung; es ift alfo gleichgültig, ob der inhalt der einzel: 
nen provincialrechtlichen Worfchriften dem gemeinen Hecht 
gemäß ift, oder von dieſem abweicht. 

Die Vertheidiger der entgegengefegten Anficht behaups 
ten zwar, daß nur Die, auf eigentbümlicher Verfaffung | 
und Einrichtung der einzelnen Landestheile beruhenden Bes 
fiimmungen der Provincialgefege als folche bei Einführung 
des A. L. R. beibehalten find, und folgern dies daraus, weil 
fonft die Grundfäße des gemeinen Rechts das Syfiem des 
A. L. R. durchkreuzen und ſeine Wirkung lähmen würden. 
Dieſes Argument iſt indeß nur gegen die Schädlichkeit der 
Provincialrechte überhaupt gerichtet, wird aber weder durch 
die 55. I— IM. des Publications Patents zum A. 2. R., 
wie ſchon oben gegeigt ift, noch durch die folgenden $$. IV. 
-V, und ‚VI. ebend. unterftügt, 

Diefe $$. enthalten nämlich die Anmeifung, tie bet 
der beabfichtigten Sammlung ber Provincialgefegbücher zu 





©. 45. Note ). — Man vgl. bie, in ber Note 1) unter as IL 

Lit. A. M 3. und Lit. B.- 6 2. angeführten Abhandlungen. von 

Hälfchner und Gräff, fo mie Wengel, das Prosineialsecht des 
Herzogthumd Schleſien x. S. 156 — 159, D. H. 
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verfahren fei, welche Vorfchriften in diefelben aufgenommen 
und welche meggelaffen werben, welche alſo Fünftig als 
provincialrechtlich gelten follen. In diefer Beziehung wird 
verordnet, daß nur diejenigen Beftimmungen in den Provin⸗ 
cialgefegbüchern beizubehalten feien, welche der Eigenthüms 
lichkeit einer jeden Provinz entfprechen. Daraus läßt fich 
jedoch nicht der Schluß herleiten, daß auch jegt unter pros 
vincialrechtlichen Vorſchriften nur folche zu verftehen find, 
welche aus der befondern Verfaſſung und dem eigenthims 
lichen Bedürfniß einer Provinz fich entwickelt Haben; die zu 
beftellenden Redactoren der Provincialgefeßbücher follen viel 
mehr erft aus der gefammten Mafle aller provincialrechtli- 
chen Normen die zur Beibehaltung geeigneten auswählen, 
die übrigen aber, bei denen ein Grund zur Abweichung von 
dem gemeinen Mecht des Landes nicht obmaltet, ausſchei⸗ 
den. Dies ift das Verfahren, welches — wie hier befon» 
ders in Betracht kommt — auch bei der Sammlung des 
Oſtpreußiſchen Provincialrechts fatt gefunden hat. 
Dffenbar würde e8 einer Sammlung der Provincial- 
gefegbüicher überhaupt gar nicht bedürfen, wenn fchon jeßt 
feftftände, daß nur die Rechtsfäge, welche fich aus örtlichen 
und nationellen Eigenthümlichkeiten gebildet haben und von 
dem gemeinen Nechte abweichen, als Provincialvecht zu bes 
trachten wären, und wenn in jedem einzelnen Falle von dem 
Nichter beurtheilt und entfchieden werden bürfte, ob ein 
‚ Nechtsfag, welcher in einer Provinz, oder an einem Orte 
als Provincials und beziehungsweife Localrecht gültig ges 
weſen, auf einer provincielen Eigenthümlichkeit oder auf 
dem gemeinen Rechte berube, und daher noch jet gelte 
‚oder nicht. | e Ä 
Daß diefe Vorausfegung aber nicht richtig fei, bemeift 
eben Bag für die Bearbeitung der Provincialrechte vorgefchrie: 
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bene Verfahren. In dieſer Beziehung verordnet zunächſt 

ber $. V. des Publications» Patenıd: 

„Es follen — die. Landes-Juſtiz-Collegia mit den De 
putirten der Stände — fi zufammenthun, die vor» 
bandenen und nach dem Plane des A. L. R. von ihr 
nen zu ordnenden Provincialgefege und Statuten genau 
durchgehen, die Abweichungen derfelben von den Vor⸗ 
fchriften des befagten A. 2. R. gehörig bemerken, und 
ſodann gemeinfchaftlich erwägen, welche von biefen Abs 
weichungen ferner beibehalten und in das befondere 
Geſetzbuch der Provinz nothwendis aufgenommen wer⸗ 
den müſſen ꝛc.“ 

Hier wird nun zwar der Abweichungen der vor 
bandenen Provincialrechte von den Vorfchriften des A. L. R. 
gedacht; es ift aber dabei nicht angedeutet, daß dieſe Ab⸗ 
meichungen, welche zum Zweck der Redaction der Provin- 
cialgefegbücher gehörig vermerkt werden follen, nicht ſolche 
ſein dürften, die in dem früher recipirten gemeinen Rechte 
ihren Grund haben, was doch nothiwendig geweſen wäre, 
wenn man angenommen hätte, daß bie, ihrem Urfprunge 
nach gemeinrechtlichen Beftimmungen der Provincialgefege 
fhon durch die Einführung des A. & N. ihre Gültigkeit 
verloren haben. 

E8 verordnet ferner der $. VI. a. a. O.: 

Bei dieſer Bearbeitung ſollen jedoch die Collegia und 
Stände mit allem Fleiß darauf ſehen, daß die Geſetzge⸗ 
buug der einzelnen Provinzen mit der allgemeinen, fo viel 
als möglich, in Gleichförmigkeit gebracht, bie bisherige, 
in fo mancher Nückficht höchſt nachtheilige Verſchieden⸗ 
heit und Ungemwißheit der Nechte nicht ohne Noth fort: 
gepflanzt — —, vielmehr abweichende Beftimmungen 

‚ nicht anders, ald aus fehr erheblichen Gründen, welche 
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etwa auf bie befondere Werfaffung, natürliche Befchaffen: 
beit und Lage der Provinz, oder auf gewiſſe eigenthüns 
liche Arten von Gewerben und Befchäftigungen der Ein- 
wohner, oder endlich auf gewiſſe urfprüngliche, ohne Nach⸗ 
theil wohl ermorbener Nechte nicht aufzuhebende Einrich⸗ 
tungen und Anftalten fich beziehen, in die Provincialge- 
feßbücher aufgenommen werden ꝛc.“ 

In fo fern hiernach nur Diejenigen, vom 2. L. R. 
: abweichenden Beftimmungen ber Provincialvechte beibehal- 
ten werben follen, die durch die, in dem Geſetze angedeu: 
teten Eigenthümlichkeiten gerechtfertigt werden, ift zugleich 
anerkannt, daß es auch vom A. L. R. abweichende pro: 
pincialrechtliche Vorſchriften giebt, die ihre Begründung 
nicht in jenen eigenthümlichen Verhältniſſen finden, und 
die baher vornehmlich auf Beflimmungen des gemeinen Rech» 
te8 beruhen. 

Auch bei ‚der, in der neuern Zeit wieder aufgenommes 
nen Bearbeitung der Provincialgefegbücher liegt, wie die 
Sarüber ergangenen höhern Anweiſungen und zur ffent⸗ 
lichkeit gekommenen Verhandlungen ergeben, lediglich die 
Borausfegung zum Grunde, daß das jeßt gültige Provins 
cialrecht theils aus folchen Worfchriften, die durch provin⸗ 
ciefle Eigenthümlichkeiten begründet werben, theild aus fols 
chen befteht, denen dieſer Charakter nicht beiwohnt, die viel 
mehr aus dem gemeinen Rechte entnommen find. Den Res 
dactören der Provincialgefegbücher und den Ständen ift, 
ganz in Gemäßheit der Vorfchriften der $$. IV. V. und VI. 
des Publications» Patents vom 5. Februar 1794 und der 
Allerhoͤchſten Cabinetsorder vom 22. Auguft 1798, N. C: C. 
Bd. X. Eol. 1689. M LVL?), die Aufgabe geſtellt wor: 


7) Auch bei Rabe, Sammlung Preuß. Geſetze Bd. V. ©. 1858— 
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ben, ein eigentlicheS Provincialrecht, d. h. ein den Eigen: 
thümlichkeiten der Provinz entfprechendes, herzuftellen. 

Erft das Patent wegen Einführung des A. 2, R. und 
der U. ©. D. in das Herzogthum Weftphalen, das Fürs 
ſtenthum Siegen mit den Ämtern Burbach und Neuen: 
Kirchen und die Grafichaften Wittgenftein -Wittgenftein und 
Mittgenftein- Berleburg vom 21. Juni 1825,. Gefeßfamm: 
" ung ©. 153., hat in den $$. 2. und 3.°) für Diefe neu 
erworbenen Landestheile einen abweichenden Grundfag auf 
geftellt, indem dafelbft verordnet wird: 

„Das 4. & R.mit den darüber nachher erfolgten Be- 
ſtimmungen tritt an die Stelle der bisher geltend gewe⸗ 
fenen gemeinen Rechte und derjenigen Landesgeſetze oder 
der in ihnen enthaltenen WVorfchriften, worin gemeineg 
Recht aufgenommen, erläutert, ergänzt oder abgeändert 
worden ift. 4 
„Die in den eingelnen vorgedachten Landestheilen und 
Orten beſtehenden beſondern Rechte und Gewohnheiten, 
desgleichen diejenigen Landes⸗Ordnungen oder Beſtim⸗ 
mungen derſelben, welche ſich auf Provincialrechtsverhält⸗ 
niſſe beziehen, behalten noch fernerhin ihre geſetzliche Kraft 
und Gültigkeit, dergeſtalt daß die vorkommenden Rechts⸗ 
angelegenheiten hauptſächlich nach dieſen und erſt in de⸗ 


191. — Über die Veranlaſſung zu der angeführten Allerhöchſten Or⸗ 
der fiche man Scholß, Provincialrecht der Kurmark, Abth. II. Th, 2. 
©. 41. u, figd.— Dal. Jahrbücher Hd, XVIU. ©. 112. u. figd. 
un 

8) Vol. über die Auslegung der SS. 2. und 3. des angeführten 
Patents: 

I. Sehr. von Harthanfen in der, Note 1) unter 7 AI. Lit. B. 
8 5. angeführten Abhandlung S. 81 — 90., und 

I. Rintelen, das Provincialrccht des Herzogthums Weftpha- 
In Th. U. S. 7—15. D. H. 
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ren Ermangelung nach ben Vorfchriften bed A. 2. R. 
(6. 2.) beurtheilt und entfchiedben werden follen. Damit 
aber jede Ungewißheit darüber befeitigt werde, melche Lan⸗ 
de8 + Ordnungen oder welche Beftimmungen derfelben im 
Grgenfage der, mit Einführung des A. L. R. außer Ans 
wendung fretenden ($. 2.) in Kraft bleiben: fo behals 
ten Wir Uns vor, ein volftändiges Verzeichniß berfelben 
anlegen zu laffen und durch die Gefegfammlung bekannt 
zu machen.’ 

Zu den volftändigeren Provincialgeſetzbüchern gehört 
das für gewiſſe Bezirke von Weſtpreußen geltende Lands» 
recht vom Jahre 1721, welches, wie man nach dem 
Hergange der Gefeßgebung und der Geſchichte annehmen 
muß, bei der Dccupation von Weſtpreußen in diefen Lan 
destheil nicht als ein gemeines, fondern als ein Provin 
cialrecht eingeführt worden ift. 

Der eine Theil von Weftpreußen, wie @ im $. 1772 
unter Preußifche Landeshoheit gelangte, beſtand aus dem 
fogenannten Negdiftricte, der andere Theil aus den drei 
Woywodſchaften oder Palatinaten Kulm, Marienburg 
und Pommerellen. 

Der Nesdiftrict hatte früher zu Großpolen gehört, 
und es waren in demfelben bis zum Jahre 1772 die-Pols 
nifchen Gefege zur Anwendung gekommen. 

Die drei Palatinate hatten vordem mit Dfipreußen 
eine, von dem Deutfchen Orden im dreisehnten Jahrhun⸗ 
derte eroberte zufammenhängende Ländermaffe ausgemacht. 
Dftpreußen war durch den Thorner Frieden (im October 
1466) unter Polnifche Lehnshoheit gekommen, ward fpäs 
terhin im Jahre 1525 dem damaligen Hochmeifter des 
- Deutfchen Ordens, Markgrafen Albrecht von Brandenburg, 
als ein weltliched, von der Krone Polen zu Lehn gehendes 
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Herzogthum verliehen, von Kur: Brandenburg, welches im 


Jahre 1569 die Mitbelehuung erhalten hatte, nach Abgang 


der Preußifch- Braridenburgfchen Linie 1618 in Befig ‚ge 
nommen, und im Welauer Frieden von 1657 für unabs 
bängig von Polen und für fouverain erklärt. In diefem 
Landestheile galt dag gemeine Nömifche und Sächſiſche Recht, 
und blieb als fubfidiarifches Necht auch dann noch in Ans 
wendung, nachdem dag im Jahre 1620 publicirte „Land⸗ 
recht des Herzogthums Preußen! die Stelle eines, für dag 
Herzogthum zunächft geltenden Provincialrechtd eingenoms 
men hatte, welche auch die einer Nevifion untersworfenen, 
in den Jahren 1685 und 1721 publicirten Ausgaben des 
Landrechts behielten. 

Die drei Palatinate Kulm, Marienb urg und Poms 
merellen dagegen waren durch den ſchon gedachten Thorner 
Frieden von 1466 von Oftpreußen getrennt und an die Krone 
Polen abgetreten worden °), und in diefen Landestheilen blieb 
das bis dahin geltende Necht, nämlich das durch Sachſen⸗ 
Recht, insbefondere durch den fogenannten alten Kolm '°) 
modificirte Römifche Recht, auch während ihrer Verbindung 
mit Polen big zum Jahre 1772, fortdauernd in Gültigkeit. - 

Dies vorausgefchickt, ift aus dem Notificationd- Patent 
vom 28. September 1772, N. C. C. 38. V. Th. I. Eol. 451. 
u. flgd. Aß XLIX., zu entnehmen, daß der neu erworbenen 
Provinz Weftpreußen das Preußifche Landrecht von 1721 


9) Bol. Rabe, neues Hülfsbuch für praftifche Zuriften Sb. III. 
©. 650—652., und Leman, Provincialrecht der Provinz Weſtpreu⸗ 
fen Bd. 1. ©. XX. u. figd. D. H. 

10) Vgl. die, Note 1) 6 II. Lit. C, 6 1. angeführte Abhand⸗ 
lung von Schweikart in den Jahrbüchern Bd. XXVI. ©. 249 — 
292,, befonders &, 252. u. flgd., und ern das alte Kulmifche 
Kedit.. Derlin 1838, D. 9. 
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nur mit der Wirkung eines Provincialrechts verliehen 

worden iſt, wie es in der ältern Provinz DOftpreußen felbft, 

zu der ein Theil der erworbenen Provinz in früheren Zei: 
ten gehörte, ebenfalls nur gegolten hatte. So heißt es na⸗ 
mentlich in dem gedachten Patent: 

„Wir Friedrich ze. thun kund zc., daß, nachdem Wir nun⸗ 
mehro aus. dem, der ganzen Welt öffentlih im Druck 
vor Augen. gelegten Recht, die, biehero Uns und Unfern 
Vorfahren wiberrechtlich vorenthaltene und von der Erone 
Pohlen befeffene Lande, Preußen und Pommern, und big; 

hero zu Großpohlen gerechnete Diftricte dieffeits der Netze, 
nahmentlich xc., als Unfer rechtmäßiges Eigenthum in 
Befig genommen haben 2. 

— — „Zweitens — — Wir wollen, daß vom Dato 

der Publication dieſes Unfers Notifications: Patents alle 
bisherigen Gefege und Verordnungen in Juſtitz-Sa—⸗ 
chen, fie betreffen die Nechte felbft, oder die Gerichtliche Ver: 
fahrungsart — — von feiner mweitern Kraft und Gül⸗ 
tigkeit, fondern wie hiermit gefchiehet, aufgehoben feyn 
follen. 4 

Dahingegen haben Wir Uns Drittens, vornehmlich in 
der Betrachtung, daß der größte Theil diefer Unferer jetzt 

vindicirten Provinz und Diftricte fchon ehedem mit Uns 
ferm bisher fchon befeffenen Königreich Preußen einerley 
Rechte und Verfaflung gehabt haben, bewogen gefunden, 
hiermit und Kraft dieſes, die Gefege und Juſtitz-Verfaſ⸗ 
fung dieſes Unfers Königreich auch nunmehro in die 
fem, ihm binmiederum einverleibten und zugebrachten 
Theile, hiermit — einzuführen, und — zur alleinigen Richt: 
ſchnur vorzufchreiben ꝛc.“ 

Unter den Geſetzen des Königreichs Preußen, welche 
hiernach in die neue Provinz eingeführt werden, iſt in der 
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‚Beilage A. zu dem Patente unter J., a. a. D. Col. 465. 
u. flgd., zuerft „Bas verbefferte Landrecht des Kös 
nigreih8- Preußen vom Jahre 1721, als das Grund: 
gefeg in allen Zuftigfachen dieſes Königreiches,“ aufgeführt. 
Zwar werden dort unter AG II. u. figd. allgemeine Lan⸗ 
desgefeße, die in der ganzen Monarchie gefegliche Kraft hat: 
ten, ebenfalls genamt. Die Einführung dieſer letzteren 
bemweift jedoch nicht, daß das Preußifche Landrecht von‘ 
1721, gleich ihnen, ein gemeines Recht der Provinz Welt; 
preußen geworden fei, was es nach feiner ganzen Eigens 
thiimlichkeit als Provincialrecht einer andern Provinz (der 
ältern Provinz Oſtpreußen) nicht werden Fonnte, fondern 
es folgt daraus nur, daß neben dem Preußifchen Landrechte 
noch allgemeine Geſetze publicirt find, wodurch der Cha: 
vafter des erftern als Provincialrecht nur noch beutlis 
‚cher hervortritt. Etwas Anderes läßt fi) aud) aus der 
Inſtruction für die Weftpreußifche Regierung vom 21. Sep: 
tember 1773, N. C. C. 38. V. Th. II. Col. 2125. u. figb. 
JE LIL, welche im $. 13. über die Antvendung der im ber 
Provinz neu eingeführten Gefege ausführliche Beſtimmungen 
enthält, nicht entnehmen. 
Wäre das Landrecht von 1721 für Weftpreußen ein 
gemeines Mecht geworden, fo würde e8 durch bie Eins 
führung des N. L. R., welches an die Stelle deg gemeis - 
nen Rechtes trat, in allen feinen Theilen ohne Ausnahme 
aufgehoben fein. Das Lestere ift aber niemals behauptet, 
vielmehr das Preußifche Landrecht in der Gerichtsprarig 
nie anders, als in der Eigenfchaft eines Provincialrechts 
betrachtet worden, wie namentlih Leman, Provincialrecht 
der Provinz MWeftpreußen Seite XXVL, bezeugt, indem 
er fagt: Ä | 
„Die Einführung ded U. L. R. für die Preugifchen Staa⸗ 
d 
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ten von 1794 hatte nur die Folge, daß daffelbe in die 

Stelle des Römifchen Nechts als Hiülfsrecht in Weft- 

preußen Gültigfeit erhielt; die Provincialgefege und 

befonders das Preußifche Landrecht von 1721 bes 
hielten ihre Kraft." 

Dieſem Zeugniffe muß nach dem vorher Angeführten 
um fo mehr beigeftimmt werden, als dag Publicationd-Pas 
tent.vom 5. Februar 1794 im $. III., wo es von den be; 
ftehenden Provincialgefegen redet, nur in dem Sinne vers 
“fanden werden kann, daß es bie Rechtsſyſteme, welche in 
den einzelnen Provinzen gültig waren, ſelbſt wenn ſie in 
weiterer Ausdehnung über das ganze bürgerliche Recht ſich 
erſtreckten, als Provincialgeſetze anſieht; ein Geſichtspunkt, 
der in einigen nachfolgenden Patenten, namentlich in den 
Patenten wegen Einführung des A. L. R. in das Fürftens 
thum Hildesheim und die Stadt Goslar vom 8. März 1803, 
N. €. €. Th. XI. Col. 1313., in das Fürſtenthum Eichs⸗ 
feld, die Städte Mühlhauſen, Nordhaufen und Erfurt und 
das Erfurter Gebiet vom 24. März 1803, a. a,D. Col. 1457., 
und in die Erbfürftenthiimer Paderborn und Münſter, ims 
gleichen die Abteien Effen, Werden und Elten vom 5. April 
1803, a. a. D. Eol. 1685, ebenfalls vorherrſcht. Erſt in 
dem fchon oben gedachten Patente wegen Einführung des 
A. L. R. und der A. G. D. in das Herzogthum ef 
phalen ıc. vom 21. Juni 1825 606. 2. und 3., iſt diefer 
Gefichtspunft verlaffen worden. Hier kommt es indeß nur 
auf den Sprachgebraud) des U. L. R. felbft an, und da 
nach entjcheidet über die Frage: ob eine Beflimmung pros 
vincialrechtlicher Natur fei? nur die Gewißheit, dag fie dem 
Provincialrecht einverleibe üft, nicht die Nückficht, ob fie et» 
was vom gemeinen Recht Abmweichendes enthält, und 
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job e8 die Abſicht babei geweſen, eine Ausnahme von 
dem gemeinen Recht feſtzuſetzen. 


Gegen die vorſtehend entwickelte Anſicht ſind folgende 
Gegengründe geltend gemacht worden: 

Die Beantwortung der aufgeworfenen Frage kann zwar 
zunächſt nur aus den Beſtimmungen der $$. I—IM. des 
Publications: Patents vom 5. Februar 1794 entnommen . 
werden. : Wenn man bei dem Inhaͤlte dieſer 6. ſtehen 
bleibt, fo möchte es fich wohl rechtfertigen laſſen, dag cha» 
rafteriftifche Merkmal des Provincialrechts in die Begren⸗ 
zung feiner räumlichen Wirkfamfeit zu feßen, und demge⸗ 
mäß das Provincialrecht für ibentifch mit dem Terris 
torialrecht zu erklären, d. 5. mit derjenigen lex scripta, 
die — entweder als ein, das gefammte bürgerliche Necht 
umfaffendes gefchloffenes Geſetzbuch, oder doch als ein In⸗ 
begriff der, für einzelne Zioeige des bürgerlichen Rechts gel» 
tenden Vorſchriften — nur für eine Provinz, einen geos 
graphiſch abgegrenzten Diftrict des Preußifchen Staats, 
Gefeßesfraft hat; deren Wirkfamkeit alfo mit den Territos 
rialgrengen der Provinz abfchließt. 

Draß aber das Publicationg» Patent vom 5. Februar 
1794 nur in diefem Sinne verfianden werden könne, und 
daß demzufolge der $. III. deffelben, wenn er von den, in 
dei verfchiedenen Provinzen bis dahin. beftandenen, befons 
dern „Provincialgeſetzen“ vedet, hierbei die, dag ganze bir: 
gerliche Recht umfaffenden Rechtsſyſteme — die in einzels 
nen Provinzen geltenden befondern Gefeßbücher — vor Aus 
gen gehabt habe, dürfte fchon um deswillen einem erheblis 
chen Zweifel unterliegen, weil zur Zeit der Emanation des 
A. L. R. ein folcher, das ganze bürgerliche Rechtsſyſtemn 
umfaffender, in fich gefchloffener Geſetz⸗Codex nur für Die 


446 — 


eine Provinz Preußen in dem Landrecht vom Fahre 1721 
vorhanden war; und weil gerade dieſes Geſetzbuch hinfichts 
feiner Anwendbarkeit in den verſchiedenen, die Provinz bil- 
denden Landestheilen, damals fchon fo erhebliche Modificas 
tionen erlitten hatte, daß es nicht füglic unter den Ge 
ſichtspunkt eines Territo rialrechts — eines für das da- 
malige Oſt⸗ und Wefipreußen geltenden Provincialgeſetz⸗ 
buches — gebracht werden Fonnte. 


Der $. Il. des. Publications: Patents, aus welchem . 


das Haupt» Argument dafür entnommen wird, daß das 


Provincialrecht ibentifch fei mit Territorialreht, 
ſteht durch feine Beſtimmung, daß die in den verfchiedenen 
Provinzen bisher beftandenen befonderen Provincialgeſetze 
und Statuten „zwar vor der Hand noch ihre gefegliche 
Kraft und Gültigkeit behalten ſollen,“ in untrennbarer Ver⸗ 
Bindung mit den fich anſchließenden $$. IV. u. flgd., bie 
von der damals beabfichtigten, in möglichft Eurzer Friſt zu 
vollendenden Redaction der Provincialgefegbücher handeln, 
und deren fpecielle Seftfegungen auf einen ganz andern Bes 


griff von Provincialrecht und Provincialgefegen führen. Bei 


Feſthaltung dieſes Begriffs erfcheint es aber geradehin un 
möglich, dag nur noch in einigen Diſtricten der Provinz 
Weſtpreußen geltende Preußifche Landrecht von 1721 für 
ein Provincialgefegbuch Weftpreußeng zu erachten, und, dem⸗ 
zufolge diejenigen aus den Römiſchen, gemeinen Sachſen⸗ 
und andern fremden Rechten ſtammenden Vorſchriften, welche 
von denen des A. L. R. abweichen, für Weſtpreußiſches 
Provincialrecht zu erklären. 

Demnach find es zunächſt und hauptſächlich die Bes 
ſtimmungen der $$. IV. u. flgd. des Publications» Patents, 
auf melche die abweichende Meinung geftügt wird, Daß Pros 
vincialrecht und Territorialvecht nicht identiſch fei, Daß 
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vielmehr unter dem Provincialvechte, im Sinne des Publis - j 
cationg: Patents, nur folche Nechtsvorfchriften und Inſti⸗ 
fute verftanden werden Eönnen, welche materiell, ihrem 
Urfprung und Zwecke nad), mit ber Eigenthümlichfeit eineg 
provincielen Zuftandes in Verbindung ſtehen. 

Don der, im $. 1. des Publicationd: Patents ganz all: 
gemein ausgefprochenen Regel: dag in deu gefammten. Kö⸗ 
niglich Preußifchen Landen dem big dahin, d. h. big zum 
Jahre 179%, recipirt getvefenen Römifchen und gemeinen 
Sachfenrechte dag A. L. R. fubftituirt fein folle, iſt im 
$. III. die Ausnahme feftgefeßt: daß in den einzelnen Pros 
vinzen der Monarchie, die bisher (d. h. big zum Jahre 1794) 
beftandenen befondern Provincialgefeße und Sta, 
tuten fo lange noch neben dem A. L. R. und beziehungs⸗ 
weife gegen deſſen Beftimmungen ihre gefeßliche Kraft und 
Gültigkeit behalten follen, bis dieſe befonderen Geſetze, nach 
näherer Anleitung der $$. IV. u. figd. des Publications s 
Patents, für jede Provinz gefammelt, revidirt, nach dem 
Plane des A. L. R. geordnet, und die zu redigirenden Ents 
würfe unter Iandesherrlicher Beftätigung, als eigene Pro; 
vincialgefegbücher, promulgirt fein werden. Bei Die 
fer, in den $$. IV. und V. angeordneten Bearbeitung der 
Vrovincialgefegbücher, fol zufolge des $. .VI. vornämlich 
darauf gefehen werben, „daß die Gefeßgebung der einzelnen 
Provinzen mit der allgemeinen fo viel als möglich in Gleich: 
förmigfeit gebracht, die bisherige, in fo mancher Rückficht 
böchft nachtheilige Verfchiedenheit und Ungemißheit der Rechte 
nicht ohne Noth fortgepflanzt, — vielmehr abweichende Be 
flimmungen nicht anders als aus fehr erheblichen Gründen: 
in die Provincialgefegbücher aufgenommen werden mögen." 
‚Unter diefen „fehr erheblichen Gründen" verfteht aber der 
$. VI. foldye Gründe, „die auf die befondere Berfaffung, na: 
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türliche Beſchaffenheit und Lage der Provinz, oder auf ge⸗ 
wiſſe eigenthümliche Arten von Gewerben und Beſchäftigun⸗ 
gen der Einwohner, oder endlich auf gewiſſe urſprüngliche, 
ohne Nachtheil wohlerworbener Rechte nicht aufzuhebende 
Einrichtungen und Anſtalten ſich beziehen.“ 

Ein ſolches ſelbſtſtändiges Provincialgeſetzbuch, wie dafs 
ſelbe gemäß $. IV. des Publications⸗Patents für jede Pros 
ping bis zum 1. Juni 1796 zufammengeftellt werben follte, 
ift befanntlich bis jegt noch für Feine Provinz vorhans 
den; denn auch in den Landestheilen, wo die eigenthümlis 
„ chen probincialrechtlichen Beftimmungen zufanımengeftellt, 

und mit der Iandesherrlichen Beftätigung als Provincial: 
recht publicirt worden, wie dag unterm 4. Auguft 1SOL 
und 5. März 1802 emanirte Oftpreußifche Provincial- 
vecht 12), find diefe provinciellen Gefeße und Statuten doch 
nur in der Form abänbdernder oder ergänzender Zufäße zu 
den betreffenden Vorfchriften des A. L. R. fanctionirt, nicht 
aber in der Form eines Gefeßbucheg, d. h. eines in fich ge 
fchloffenen, mit Gefegesktaft verſehenen vollftändigen Rechts⸗ 
Syfemd. 
| Wenn man diefen, auf der gefeßlichen Grundlage der 
gr. 
11) Val. I. Patent von 4. Auguft 1801 wegen Publication des 
Provincialrechts für Oftpreußen, Litthauen, Ermeland und den Ma: 
rienmwerderfchen Iandräthlichen Kreis, in fo weit folches die Zufäge zum 
erften Theil und den vier erften Titeln des zweiten Theils des A. L. R. 
enthält, wodurch diefem Theil des Provineialrechts vom 1. Januar 1802 
Geſetzeskraft beigelegt worden it; N. C. C. Bd. XI. Col. 407. u. figd. 
36 XLV., und Rabe, a. a. O. 2b. VI. ©. 568. u. flgd., und 
I, Patent vom 6. März 1802, wegen Publication des Provins 
eialrechts für Oftpreußen zc., in fo weit daffelbe die Zufäge zum zwei⸗ 
ten Theile des A. L. R. von deffen fünften Titel an bis zu Ende 
enthält, modurch diefer Theil sont 1. September 1802 Gefegesfraft 
erhalten hat, N.C.C. a. a. D. Col. 871. u. fldd. XXV., und 
Rabe, a. a. O. Bd. VII ©. 163, u. figd. | D. 9. 


f 
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$$. I. bis VI. des Publications: Patents vom 5. Februar 
1794 beruhenden Geſichtspunkt fefthält: fo dürfte, in Bes 
zug auf dag hier in Nede flehende Weftpreußifche Pro: 
vincialrecht, insbefondere das Preußifche Landrecht von 1721, 
nicht zu bezweifeln fein: einmal, daß dieſes Gefegbuch 
nicht für ein Provincialgefegbuc) im Sinne dee Publica⸗ 
tions⸗Patents $. IV. gelten, und ſodann, daß daſſelbe 
Überhaupt nicht, am menigften aber in feinen, aus dem Rö— 
mifhen und gemeinen Sachfenrecht entnommenen Beftim- 
mungen ſolche befondere Provincialgefege und Sta; 
tuten enthalten kann, die mach $. VI. deffelben Patente 
zur Aufnahme in das, für die Provinz Weftpreußen zu 
redigirende Provincialgefegbuch geeignet find, und die eben 
deshalb gemäß $. III. a. a. D. big zur Emanation eineg 
MWeftpreußifchen Provincialgefegbuch8 in Gültigkeit bleiben, 
beziehungsmweife da8 A. L. R. von feiner Anwendung auss 
fchliegen müßten. 

Das Eine mie das Andere ergiebt fich aus näherer 
Betrachtung des Urfprungs des Preugifchen Landrechts von 
1721 und der Art, wie daffelbe in dir Provinz LITE 
gen Geſetzeskraft erhielt. 

Dies Geſetzbuch ift bereits im Jahre 1620 publicire 
und in den fpäteren Ausgaben vom Jahre 1685 und 1721 
nur an einzelnen Stellen verändert. Es umfaßt in ſechs 
Haupt-Abfchnitten ein wolftändiges, in fich gefchloffenes 
Nechtsfpftem, und zwar ſowohl des Civil: als des Straf: 
rechts. Das erfte Buch enthält die Civil⸗Proceß-⸗Ord⸗ 
nung, im zweiten bis fünften Buche wird das Civil 
vecht und im fechften das Strafrecht, fo wie der Criminal: 
Proceß abgehandelt’). Die Grundlage diefes Gefegbuches 





12) Die Überfehriften der einzelnen Bücher lauten: 
Bd. IV. öf 
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it dag Römifche und gemeine Sachfenrecht, fo tie das 
aus Ieterem, insbefondere aus dem Magdeburgifchen ab: 
geleitete Kulmifhe Recht; namentlich aber ſchließt fich 
das Spftem des Civilrechts durchweg an das Römiſche 
echt an. Die Grundfäge und Rechtsregeln deffelben 
werden im Landrecht von 1721 theils als bekannt und 
unzweifelhaft vorausgefeßt, wie dies 5. DB. mit dem, nur 
gelegentlich im $. 6. Art. 9. Tit. 5. Buch IV") bei 
der Pfandſchaftsklage erwähnten Rechtsſatze: „nomina he- 
reditaria ipso jure divisa gunt,“ geſchehen iſt, welchen 
der erſte Senat des Collegiums bei Entſcheidung des Rechts⸗ 
ſtreits Nehring, genannt von Szerdahelly, miber 
Taube als Weftpreußifches Provincialrecht zur Anwendung 
gebracht hat; theild find Nömifche Nechtsregeln durch ent: 
fprechende Vorfchriften des Preußiſchen Landrechts von 1721 
nachgebildet, oder auch durch wörtliche Überfegungen. einzel: 
ner Stellen des corpus juris wieder gegeben worden. Lets 





Buch J.: „Don dem gerichtlichen Proceß.“ 

Buch II.: „Von Ehefachen, Verlöbniſſen, Legitimirung und der⸗ 
ſelben Ordnunge: Item von Pfleg⸗ und Vormundſchafften, und der: 
gleichen zugehörigen Sachen.’ 

Buch TIL: „De acquirendo reram dominio, earumque pos- 
sessione et interdictis, Wie man Haab und Gut an fich bringe, 
umd dero Eigenthumb überfonmte, auch derofelben Gewehr oder 
Hefig erlange. Item, wie es in Jrrungen, Spän und Gtreit der 
Poſſeſſion, Spolũ. und Entſetzung halber, ſoll gehalten werden.“ 

Buch IV.: „Von Contraeten und Handthierungen, die einen 
gewiſſen, ober keinen gewiſſen Nahmen haben, auch deroſelben Actio—⸗ 
nen, Klagen und Forderungen.“ 

Buch V.: „Von Teſtamenten, letzten Willen und dergleichen 
Geſchäfften von Todes wegen. Auch von Erb⸗ und Verlaſſenſchaft 
derer, ſo ohne Teſtament abgeſtorben, wie es darin zu halten.“ 

Buch VI.: „Von Peinlichen Sachen.“ D. H. 

13) ©. Entſcheidungen des K. Geheimen Dber-Zribu: 

nals Bd. II. ©. 29. D. 9. 


451 


teres ift namentlich der Fall mit dem $. 10. Art. 2. Tit. 17. 
Buch IV. 1) bei der Lehre von der condictio indebiti, 
wodurch der, in der Negel dem, Kläger obliegende Beweis 
‚ des erſten Erforderniffes jener condictio: dag nämlich, für 
die Perfon des Zahlenden gar Feine, auch nicht eine blog 
moralifche Verbindlichkeit zur Zahlung vorhanden getwefen 
fei, ausnahmsmeife zu Gunſten gewiffer Perſonen dein Ver 
Elagten auferlegt wird, indem das Landrecht von 1721 in. 
diefem $. eine finguläre Beſtimmung des Römifchen Nechts 
durch mörtliche Überfegung der L. 25. pr. $. 1. Dig. de 
probationibus et praesumtionibus (XXI, 3,) 15) dahin 
- aufgenommen hat; | 


- 


14) Sm $. 10. a. a. D. heißt est 

„Was aber die Probation und Beweiß des Dinges, fo man zu zah⸗ 
len nicht fchuldig gemeft, anbelanget, foll auf nachfolgende Diftin- 
etion fürnehmlich gefehen werden: Wann jemand einen beflagt, er 
habe Geld von ihm eingenommen, das er ihm nicht fchuldig gemeft: 
Oder habe ihm das vorhin auch einmahl bezahlet, und fpricht dann 
Beklagter, er geftche nicht, daß er einiges Geld vom Kläger en: 
pfangen. In diefem Fall fol der Kläger (mie auch fonft regula- 
riter im andern) zur Beweifung der Ausgabe folches Geldes ge: 
laffen werden. Und fo er Die Ausgabe und Solutionem erwiefen:; 
Alsdann muß hergegen der Beklagte darthun, daß ihm daffelbige 
Geld aus billiger und rechtmäßiger Schuld bezahlet morden fey. - 
Sagt und ereipiret er aber, der Beklagte, Anfangs, er geftche zwar 
des empfangenen Geldes, gefiche aber nicht, daß er das unbillig 
ſolte eingenommen haben: Alsdann fol und muß der Kläger in fol- 
chen Fall beweifen, daß er ihm folch Geld nicht fchuldig geweſt: 
Sonſt mag feine Klage nicht fatt haben. Aber eine andere Ge: 
falt hat es, wo eine unmündige oder minderjährige Perfon, ein 
Weib, ein Bauer, oder ein ander Einfältiger, Gerichtlicher Sachen 
ungeübter, mit folcher Klage unbillig bezahleten Gelds für Gericht 
kommen. Dann gegen denfelben ift der Beklagte fchuldig anzuzei- 
gen, daß er folch Geld von ihm billig, und nicht wieder Recht ein- - 
genommen hat.’ . I. 
15) L. 25. pr. $. 1. Dig... c.: „Cum de indebito quaeritur, 
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— „Aber eine andere Geftalt hat e8, mo eine unmün⸗ 
dige oder minderjährige Perfon, ein Weib, ein Bauer, 
oder ein ander Einfältiger, Gerichtlicher Sachen ungeüb⸗ 
ter, mit folcher Klage unbillig besahleten Geldes für Ges 


richt fommen. Dann gegen benfelben ift der Beklagte 


fhuldig anzuzeigen, daß er folk Geld von ihm billig, 
und nicht wieder Recht eingenommen Hat. 4 | 
Ein Beifpiel vom der, bei der Redaction des Preu⸗ 
ßiſchen Landrechts von 1721 gefchehenen Nachbildung 
Römiſcher Nechtsregeln findet fich bei der Lehre von ber 
Bindication, indem der $. 6. Art. 1. Tit. 4. Buch III.i6) 


quis probare debet, non fuisse debitum? res ita temperanda est, 
ut, si quidem is, qui accepisse dicitur rem vel pecuniam indebi- 
tam, hoc negaverit, et ipse, qui dedit, legitimis probationibus s0« 
lutienem epprobaverit, sine ulla distinctione ipsum, qui negavit, 
sese pecuniam accepisse, si vult audiri, compellendum esse ad 
probationes praestandas, quod pecuniam debitam acceperit. Et- 
enim absardum est, eum, qui ab initio negavit pecuniam susce- 
pisse, postquam fuerit convietus eam accepisse, probationem non 
debiti ab adversario exigere. Sin vero ab initie confiteatur qui- 
. dem suscepisse pecunias, dieat autem non indebitas ei fuisse so- 
lutas, praesumtionem videlicet pro eo esse, qui accepit, neme du- 
bitat. Qui enim solvit, nunquam ita resupinus est, ut facile suas 
pecunias iactet, et indebitas eflundat, et maxime si.ipse, qui in- 
debitas dedisse dicit, homo diligens est, et studiosus paterfami- 
lias, cuias personam incredibile est in aliquo facile errasse, et 
ideo eum, qui dicit indebitas solvisse, compelli ad probationes, 
quod per dolum accipientis, vel aliquam iustam ignorantiae cau- 
sam indebitum ab eo solutum sit, et nisi hoc ostenderit, nullam 
eum repetitionem habere. $. 1. Sin autem is, qui indebitum 
quaeritur, vel pupillus vel minor sit, vel mulier, vel forte vir 
quidem perfectae aetatis, sed miles, vel agricultor, et forensium 
rerum expers, vel alias simplieitate gaudens, et desidiae deditus, 
tanc eum, qui accepit pecunias, ostendere, bene eas accepisse, et 
debitas ei fuisse solutas, et ei non ostenderit, eas nredhibere,” 


- D. 9. 
. 16) $. 6. a. a. D.: „Und folches hat sum dritten nicht alleine 
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den, der L. 23. Cod. de rei vindie. (IH, 32.)17) und 
der L.2. Cod. de furtis ( VI, 2.) 10) entfprechenben Grund: 
fa aufftelt: daß auch der redliche Erwerber einer geſtoh⸗ 
lenen Sache diefelbe dem vindicirenden Eigenthümer unent- 
geltlich herausgeben muß. Diefe Vorfchrift ſteht mit dem 
$. 26. Tit. 15. TH. 1. des U. L. R. eben fo im birecten 
MWiderfpruch, wie die oben gedachte Negel des Nömifchen 
Erbrechts mit dem $. 131. Tit. 17. Th. J. des A. L. R., 
und die der L. 25.’ pr. $. 1. Dig. de probationibus et 
praesumt. entnommene Beftimmung über bie rechtliche Be 
gründung einer condictio indebiti, mit dem $. 178. Tit. 16. 
Th. I. des A. L. R. Daß aber mweber die bier begeichnes 
sen Vorfchriften des Landrechts von 1721, noch überhaupt 


fatt in den Dieben und Räubern felbft, fondern auch in denjenigen, 
die von ihnen etwas bona fide und mit gutent Glauben gekauft, oder 
fonften durch einen andern rechtmäßigen Titul empfangen oder befom- 
men haben. Deromegen fo mag der rechte Eigenthums⸗Herr daffel- 
bige allegeit, auch ohne Erftattung des Geldes, damit es einer gekauft 
und an fic; gebracht, wiederum vindieiren und fordern, wofern er zu - 
Rechte bemeifet, daß es fein gemefen, und ihm abgeftohlen oder abges 
raubet worden. Man foll es ihme auch alfo gut, wie es ift, wieder 
geben und zuftellen: Der Beklagte aber foll und mag feinen regress an, 
feinen Autorem ober Gewehrmann haben. Iſt es aber gefiohlen oder 
geranbet Viche, und bey dem Käufern, fo es mit gutem Glauben be> 
feffen, oder andern Befigern, in feiner Gewalt ohne feine Schuld ge: 
forben, oder font umkommen, er darff es ihm nicht gelten. 
D. 9. 

17) L. 23. Cod. 1, c.: „Si mancipium teum per vim vel far- 
tum ablatum alii ex nulla iusta causa distraxerunt, vindieanti tibi 
dominium solvendi pretii nulla necessitas krogetur.” D. 9. 

18) L. 2. Cod. 1. c.: ‚„‚Incivilem: rem desideratis, ut agni- 
tas res furlivas non prius reddatis, quam pretium fuerit solatum 
a dominis. Curate igitur cautius negotiari, ne non tantum in 
damna huiusmodi, sed etiam in eriminis suspicionem ineidatis.“ 


D. 9. 
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irgend eine, dem Nömifchen oder gemeinen Sachfenrechte 
entnommene, von dem U. 2. R. abweichende Beftimmung 
jenes älteren Gefegbuches materiell für eine provincials 
rechtliche Beftimmung im Sinne des $. VI. des Publica> 
tions» Patentd vom 5. Februar 1794 erachtet werben kann, 
diirfte Eeinem Zweifel unterliegen. 

Wenn unter ben Provincialrechten folche Gefege und 
Statuten verftanden werden, die aus der Eigenthümlichfeit 
ber Provinz hervorgegangen, durch die befondere Verfaffung, 
natürliche Lage und Befchaffenheit der Provinz, durch eigens 
thiimliche Arten von Gewerben und Befchäftigungen der 
Einwohner ꝛc. ind Leben gerufen find, fo ift e8 ohne wei⸗ 
teres Elar, daß für die Provinz Weftpreußen, welche als 
folche erft aus den, im Sjahre 1772 der Vreußifchen Mo⸗ 
narchie einverleibten Randestheilen gebildet ward, Feine Pros 
pincialrechtlichen Beftimmungen im Sinne de8 Publications: 
Patents vom 5. Februar 1794, in dem älteren Preußifchen 
Landrechte enthalten fein können, weil bei der Abfaffung und 
Nevifion dieſes Gefegbuches in den Fahren 1620, 1685 
und 1721 felbftredend nur auf das Bedürfnig und Die Eis 
genthümlichkeit derjenigen Provinzen des Preußiſchen Staatg, 
in welche das Gefegbuch damals eingeführt werden follte 
und besiehungsmeife eingeführt war, Nückficht genommen 
werden konnte. Dies waren aber nur diejenigen Landes 
theile, welche feit der Auflöfung des Deutfchen Ritterordeng 
im fechszehnten Jahrhundert dag Herzogthum, fpäter feit dem 
Jahre 1701 dag Königreich Preußen bildeten. In diefen 

Landestheilen galt jedoch das Landrecht von 1721 nicht alg 
ein befonderes Provincialrecht, fondern als das allge: 
meine Landesgefeß, welches nur die damals fchon gels 
tenden, in der Anwendung recipirten Srundfüge und Vor⸗ 

* fchriften des Römifchen und gemeinen Sachfenrechts in ein 


* 
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volftändiges Syſtem zuſammengeſtellt, und folchergeftalt den, 
nach der Praxis beftehenden damaligen Zuftand des mates 
riellen Rechts mittelft derfelben Operation verkörpert hatte, 
wie diefes fiebenzig Jahre fpäter durch die Nedaction des 
A. L. R. gefchehen:ift, deffen Spftem auf derſel ben Grunds 
lage, dem gemeinen Nechte, beruht, und welches, gleich dem 
älteren Gefeßbuch, das bereit recipirte gemeine Necht in 
dem Zuftande aufgefaßt und codificirt hat, wie daffelbe im 
Sahre 1794 durch die Praxis und vorgefchrittene Rechts⸗ 
wiffenfchaft fich ausgebildet und als beftehend dargeftellt hatte. 
Durch die Cobificirung des Nömifchen und gemeinen 
Sachſenrechts in dem älteren Preußifchen Landrechte ward 
nicht für einen beftimmten Diftrict ein neues materielles 
Necht gefchaffen, fondern nur die Form der Nechtsquellen 
verändert. Den urfprünglichen Quellen, dem Corpus ju- 
- ris, dem Sachfenfpiegel, dem alten Kolm ꝛc. ward das, aus 
denfelben extrahirte und bearbeitete Gefeßbuch von (1620) 
1721, als die allein gültige Nechtsquelle, fubftituirt. Dar⸗ 
aus aber, daß dieſer Codex nicht für den ganzen Umfang 
der Monarchie, mo dag gemeine Recht in feiner urfprüng» 
lichen Geftalt recipirt war, Geſetzeskraft erhielt, fondern 
nur für die, das damalige Herzogthum bildende Provinz 
Dftpreußen, folgt keineswegs,‘ daß chen deshalb das Preus 
Fifche Landrecht von 1721 nicht für ein allgemeines Lan⸗ 
desgeſetz, fondern für dag, dieſer Provinz eigenthümliche 
Provincialrecht erachtet werden müſſe. Wenn ein Gefeß- 
buch nicht materiell provincialrechtliche Beftimmungen ent 
hält, fo kann e8 weder durch die ihm gegebene Form eines 
in fich gefchloffenen Rechtsſyſtems, noch durch die ihm 
nach gewiſſen Diftricten vorgezeichneten Grenzen feiner Wirk: 
ſamkeit den Charakter eines Provincialvechts erlangen. 
Muß aber hiernach angenonmen werden, daß das ' 
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Preußifche Landrecht von 1721 urfpränglich ben Charakter 
eined Provincialrechts des Herzogthums Preußen nicht ge: 
habt hat, ſo kann nur noch die Frage entſtehen: ob es dieſen 
Charakter durch ſeine, funfzig Jahre ſpäter im Jahre 1772 
erfolgte Einführung in die damals neu erworbenen und der 
Preußiſchen Monarchie als Provinz Weſtpreußen einverleib⸗ 
ten Landestheile erlangt habe? 
| Diefe Frage ift zu verneinen. Das, nach der Occu⸗ 
pation von Weftpreußen zur Einrichtung des Juſtizweſens 
dieſer Provinz ergangene Notifications⸗Patent vom 28. Sep⸗ 
tember 1772 hat alle, in den occupirten Landestheilen bis 
dahin beſtandenen Geſetze und Verordnungen in Juſtizſa⸗ 
chen unbedingt und ohne alle Ausnahme aufgehoben, und 
vom Datum der Publication des Patents an außer Kraft 
geſetzt, und zwar ſowohl diejenigen Geſetze und Verordnun⸗ 
gen, welche das materielle Recht ſelbſt, als die, welche das 
gerichtliche Verfahren betreffen; vgl. M 2. des Motifica> 
tion » Patents. Ä Ä 
„Dahingegen haben wir Und — fo heißt e8 unter AG 3. 
ebend. weiter — vornehmlich in der Betrachtung, daß 
ber größte Theil dieſer Unferer jeßt vindicirten Provinz 
und Difkicte ſchon ehedem mit Unferm bisher fchon bes 
feffenem Königreich Preußen einerlei Rechte und Berfaf: 
fung gehabt haben, beivogen gefunden, hiermit und Kraft 
dieſes, die Gefeße und Juſtitz · Verfaſſung dieſes Unfers Kö 
nigreichs auch uunmehro in dieſem, ihm hinwiederum ein⸗ 
verleibten und zugebrachten Theile, hiermit folgenderge⸗ 
ſtalt einzuführen und unter folgenden Maaßgebungen zur 
alleinigen Richtſchnur vorzuſchreiben.“ 
Alsdann folgen unter M 4. bis 15. Belchrungen 
über die Fundamental⸗ Verfaffung und verfchiedenen Reſſort⸗ 
verhältniffe ded Königreichs Preußen, insbeſondere über Die 
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beftehenden und angeordneten Yuftige Einrichtungen; endlich 
wird unter 7 16. auf die Anlage A. des Notificationgs 
Patents hingewieſen, in welcher diejenigen Geſetze verzeich⸗ 
net find, die in der Provinz MWeftpreußen am die Stelle ber 
bis dahin beftandenen aufgehobenen Gefege und Verordnun⸗ 
gen treten follen. | 

In diefer Beilage ift num zunächſt unter I. dag ver- 
befferte Landrecht des Königreichs Preußen vom Jahre 1721 
aufgeführt, welches als das Grundgeſetz in allen Juſtiz⸗ 
fachen des Königreichs bezeichnet ift. Sodann mwird un 
ter II. bis VIII. auf alle diejenigen, das materielle Recht. 
und dag Gerichtsverfahren betreffenden Geſetze und Wer 
ordnungen hingewieſen, welche feit dem Sahre 1721 
im Königreich Preußen Gefegeskraft erlangt Haben. Mehs 
rere diefer Gefege werben fpeciel aufgeführt, 5. B. un: 
ter II. „die bey der Jufligreforme — im Jahre 1751 pros 
mulgirte Instructiones mit ihren Annexis, als: nehmlich den 
Sportuln: und Sportul: Eaffen Reglements, Depofital: 
und Bupillen: Ordnungen 20.5" unter IV. Die, durch bie 
gedachten Inſtructionen vom Jahre 1751 beftätigte Schle- 
fifhe Hypotheken: Ordnung vom Jahre 1750 u. a. m. 
Endlich wird im Allgemeinen auf „die übrigen Preußifchen 
Gefege und Constitutiones“ hingewieſen, die fich in den 
namhaft gemachten Sammlungen, namentlich) im Corpus 
constitutionum Prutenicarum für die Zeit bis 1721, und 
im Novum corpus constitutionum Prussico-Branden- 
burgensium für die Jahre 1751 bis 1771 u. f. w. befin- 
den. Zugleich enthält die Beilage eine fpeciele Erörterung 
de8, in dem Landrechte von 1721 aufgeftellten Nechtsfys 
ſtems mit Hinweifung auf die daffelbe ergänzenden und ab- 
äundernden, feit dem Jahre 1721 emanirten Specialgefege. 
Üpnliche Erläuterungen find in der, am 21. Septem⸗ 
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tember 1773 ergangenen Inſtruction für die Weftpreu: 
Bifche Regierung (das damalige Landes- Fuftig-Colles 
gium) noch umftändlicher gegeben. 

Hieraus geht hervor, dag von einer, durch dag No— 
tificationg- Patent von 1772 und die Regierungs⸗Inſtruc⸗ 
tion von 1773 gefchehenen Einführung eines Provincials 
rechts für die Provinz MWeftpreußen nicht füglich die Rede 
fein kann. Das Preußifche Landrecht von 1721 mag zwar 
bin und wieder auch provincialrechtliche Beftimmungen ent 
halten, e8 war aber, wie oben gezeigt iſt, nicht dag in Oft» 
preußen geltende Provincialrecht. Dies ift auch ſchon 
daraus deutlich zu entnehmen, daß das in den Jahren 1801 
und 1802 in der Form eines Anhanges zum A. L. R. pur 
blicirte Oftpreußifche Provincialrecht nur verhältnigmäßig 
fehr wenige Abweichungen vom A. L. R. als provins 
cialrechtliche Beflimmungen fanctionirt hat, namentlich 
aber nicht diejenigen abweichenden Borfchriften des Land; 
rechts von 1721, die ihre Duelle Iediglich in dem NRömis 
ſchen und gemeinen Sachfenrecht haben. Insbeſondere find 
die obenerwähnten, von ben WVorfchriften des A.L. R. $. 26. 
Sit. 15., $. 178. Tit. 16. und $. 131. it. 17. Ch. I. abwei⸗ 
enden Beflimmungen des Preugifchen Landrechts von 1721 
in dag, in den Fahren 1801 und 1802 publicirte Oftpreus 
Fifche Provincialrecht nicht aufgenommen, und es ift fonach 
gar.nicht denkbar, daß jene Rechtsſätze des älteren Gefeß: 
buches jemals als ein, den Worfchriften des U. L. R. des 
rogirendes Weftpreußifches Provineialrecht fanctios 
nirt werden konnten. | 

Das Landrecht von 1721 wird im Notificationd- Pas 
tent ausdrücklich als dag, im damaligen Königreich) Preus 
gen (Oftpreußen) beftehende Grundgefet bezeichnet. Ein 
ſolches war es wirklich, weil das im Jahre 1772 in der 
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gefammten Preugifchen Monarchie beftehende, aus verfchie . 
denen Duellen zu fchöpfende gemeine Recht nur in je 
nem Gefegbuch als ein gefchloffenes Rechtsſyſtem zuſam⸗ 
mengeftellt war. Wenn aber das Landrecht von 1721 in 
Bezug auf das damalige Königreich Preußen nicht als. defs 
fen Provincialrecht, fondern nur als das in diefem Landess 
theile geltende allgemeine Landes» oder Grundgefeß betrach⸗ 
tet werben konnte: fo folgt hieraus von felbft, daß eben 
dieſes Gefeßbuch auch in die, im Jahre 1772 occupirte Pros 
vinz Weſtpreußen nur in gleicher Qualität eingeführt fein 
kann, alfo nicht als ein Diefer Provinz verliehenes Pro» 
vincialrecht, fondern ald das, an die Stelle der aufge 
bobenen, bis zum Jahre 1772 beftandenen Gefege und Vers 
ordnungen tretende allgemeine Landesgeſetz. | 
Hatte nun der Complerus der, im Jahre 1772 von 
Dftpreugen auf die, als Provinz Weftpreußen neu einvers 
leibten Landestheile übertragenen Gefege und Nechtsnormen, 
nämlich das Landrecht von 1721 und die übrigen zugleich 
eingeführten Verordnungen, als folcher nicht: den Charakter 
eines MWeftpreußifchen Provincialrechts, fo wird auch eine 
einzelne, zu dieſem Complerus gehörende Beftimmung als 
eine prodincialrechtliche nur dann anzuerkennen fein, wenn 
fie dafiir nach den Vorſchriften des Publications: Patents 
vom 5. Februar 1794 zu erachten ift, und daffelbe wird 
in Beziehung auf die, für. Die Provinz Weftpreußen feit 
dem Jahre 1772 bis zur Publication des A L. R. ergan⸗ 
genen Verordnungen gelten müſſen. 

In Betreff der einzelnen im Notifications⸗Patent 
vom 28. September 1772 unter M II. bis VII. neben 
dem Landrecht von 1721 promulgirten Gefegbücher und 
Verordnungen wird die Feftftelung deffen, was hiernach 
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als Provincialrecht anzufehen iſt, in der Regel Feine Schwie⸗ 
rigfeiten haben; auch ift e8 wohl noch) nicht bezweifelt wor; 
ben, daß 3.3. allen, im Landrecht von 1721 und im Co- 
dex Fridericianus Marchicus x. enthaltenen Vorſchrif⸗ 
ten über das Gerichts: Verfahren bie A. ©. D., und der 
Schleſiſchen Hypotheken: Ordnung vom jahre 1750 die 
Allgemeine Hppothefen- Ordnung vom 20. December 1783 
. auch für MWeftpreußen fubftituirt if. Nur binfichts des 
Hauptbeftandtheild der Älteren Gefeßgebung liber dad ma⸗ 
terielle Recht, hinſichts des zweiten, dritten, vierten und 
fünften Buches des Preußifchen Landrechts von 1721, ift 
der Zweifel angeregt: ob nicht diejenigen, in dieſes Gefeß- 
buch aus dem Nömifchen und dem gemeinen Sachfenrecht 
aufgenommenen Beftlimmungen, die von den Worfchriften 
des A. 2. R. abweichen, um deswillen ald Weſtpreußi⸗ 
ſches Provincialrecht betrachtet werben, und demgemäß das 
A. L. R. von der Anwendung augfchliegen müſſen, weil. 
fie in das Landrecht von 1721 aufgenommen worden find. 
Nach dem vorher Angeführten dürfte aber für eine Un; 
terſcheidung, je nachdem die Grundfüge des Römilchen und 
gemeinen Sachfenrechts aus ihren Duellen codificirt oder 
in ihrer urfprünglichen Geftalt recipirt find, ein Haltbarer 
gefeglicher Grund nicht aufzufinden fein. Der $.I. des 
Publications: Patents vom 5. Februar 1794 kann eine folche 
Unterfcheidung nicht rechtfertigen, ſteht vielmehr derſelben 
geradezu. entgegen; denn er verordnet allgemein und unbes 
dinge, daß das U. L. R. an die Stelle der in Unfern 
(alſo fämmtlichen Preußifchen) Landen bisher aufgenom- 
men geweſenen Römiſchen, gemeinen Sachſen⸗ und auderen 
fremden fubfidiarifchen Rechte treten fol. Es ift auch nicht 
abzufehen, worauf ein Unterfchied: ob. diefe fremden Rechte 
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in ihren urfprünglichen Quellen, oder in einem aus ben 
letzteren zuſammengeſtellten Codex aufgenommen find, ſich 
ſtützen fol 10). 
Auch kann um fo weniger angenommen werden, daß 
der $. I. des Publications⸗Patents vom 5. Februar 1794 
eine Unterfcheidung der angebdeuteten Art bezweckt habe, als 
das Nömifche und gemeine Sachfenrecht in den gefammten 
Preußifchen Landen recipirt, aber nur für die beiden, dag 
Königreich Preußen bildenden Provinzen in einem befondern 
Eoder zufammengeftelt war, und es an allen Gründen zu 
der Vorausfegung fehlt, daß für Diefe beiden Provinzen dag 
Entgegengeſetzte, als für die anderen Randestheile habe ans 
geordnet werden follen, wie doch offenbar der Fall fein 
toürde, wenn ‚der angeführte $. I. nicht auf die im Lands 
recht von 1721 enthaltenen Grundfäge des gemeinen Rechts 
angewendet, und vielmehr angenommen werben ſollte, daß 
die recipirt getwefenen freinden Rechte zwar in allen Lande; 
theilen dem A. L. R. meichen, ausnahmsweiſe aber in den 
Diftricten, wo das Landrecht von 1721: noch Gültigkeit 
hat, als Provincialrecht in Kraft bleiben und dem U. L. R. 
vorangehen. Den Verdacht einer fo auffallenden Inconfe 
quenz haben die Redactoren des A. L. R. nicht verfchuldet, 
vielmehr durch die, dem $. I. des Publications - Patents ge: 
gebene allgemeine Faffung genügend befeitigt. 
Endlich iſt aber auch, abgefehen von den pofitiven Vor⸗ 


19) Vgl. die mit diefen Grundfägen übereinftinimenden Referipte 
som 10. Detober 1796 (Stengel, Beiträge Bd. V. S. 447 — 453. 
und Rabe, Sammlung Bd. IH. ©. 566—569), und vom 4. Sep⸗ 
tember 1797 (Stengel, a. a. O. S. 453-455. und Nabe, 
0.9.8. 30. IV. ©. 241. 242.) D. H. 
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fchriften des Publicationd: Patents, in der Sache felbft Fein 
Grund aufjufinden, der den aufgeftellten Unterfchied und 
die aus demfelben fich nothwendig ergebende Inconſequenz 
rechtfertigen könnte. 

Die Gründe, welche der Aufrechthaltung provincial 
rechtlicher Beftimmungen das Wort reden, und die auch ge: 
‚ wöhnlich geltend gemacht werden, find entweder reale, aus 
der Eigenthümlichkeit der provinciellen Zuftände und den Dig: 
pofitionen der betreffenden Gefege fich ergebende Rechts⸗ oder 
Billigkeitsgründe, die gemäß $. VI. des Publications: Patents 
bei der Rebaction der Provincialgefegbücher vorzugsweiſe 
berückfichtigt werben follen; oder rein hiftorifche Gründe, 
bei denen weniger der Inhalt des betreffenden Gefeges, def 
fen Zweckmäßigkeit oder Nothwendigkeit, fondern hauptſäch⸗ 
lich nur der Umftand in Betracht Fommt, daß die fragliche 
Einrichtung, Verordnung ꝛc. nun einmal feit langer Zeit 
beftanden hat, und eben durch dieſes Beftehen und durch 
eine langjährige Ausübung den Bewohnern der Provinz bes 
kannt und geläufig, vielleicht auch fchon durch die Gemohn: 
heit getoiffermaaßen zum Bedürfniß geworden iſt. Diefe 
Gründe können aber in Bezug auf das Preußische Land» 
recht von 1721 Eeine Anwendung finden, und am tvenig» 
fien in Betreff derjenigen Diſtricte der Provinz Weſtpreu⸗ 
fen, in welchen allein gegenmärtig ‚feit der Emanation des 
Dftpreußifchen Provincialrecht8 von 1801 und 1802 dag 
gedachte Geſetzbuch noch feine formelle Gültigkeit hat. Daß 
die gedachten realen Gründe, die aus der Eigenthümlich- 
feit der Provinz und ihrer Bewohner hervorgehen, auf Die 
Provinz MWeftpreußen niemald Anwendung fanden, ergiebt 
fi) aus dem, was vorher über den Inhalt und die Ent: 
ſtehung des älteren Landrechts, über die Beſtandtheile der 
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im Jahre 1772 occupirten, die Provinz Weftpreußen bil: 
denden Landestheile und über die Art der Einführung je. 
ned Gefegbuches in diefe Provinz auseinandergefett if. Zus - 
gleich erhellt hieraus, daß eben fo wenig Hiftorifche Gründe 
denkbar find, die den Bewohnern der betreffenden Diftricte 
die unbedingte Aufrechthaltung des älteren Landrechtg wün⸗ 
fchenswerth machen möchten. 

Wohl aber find andererfeitd die erheblichften Gründe 
vorhanden, die eine baldige Abfchaffung dieſes Überreſtes 
der veralteten Gefeßgebung, ſowohl für die betreffenden Eins 
wohner der Provinz, als für die Rechtsverwaltung und Die 
Rechtswiſſenſchaft im hohen Grade wünfchensmwerth machen, 
da bei dem jegigen Stande der Sache das Fortbeftchen je 
ned Geſetzbuchs für die Recht fuchenden Parteien wie für 
Die Gerichte, eine beflagenswerthe Ungewißheit des Rechts 
und Unficherheit der. Rechtspflege zur nothwendigen Folge 
haben muß. | 

In der Provinz Oftpreußen, für welche das Land: 
vecht im Jahre 1721 (eigentlich bereits im Jahre 1620) re⸗ 
digirt ward, gilt daſſelbe ſchon ſeit den Jahren 1801 und 
1802 nicht mehr; in Weſtpreußen dagegen, für welches das 
Geſetzbuch von 1721 nicht beſtimmt war, und wo daſſelbe 
erſt im Jahre 1772 eingeführt ward, ſoll es nach der ge⸗ 
genſeitigen Anſicht in ſeinem ganzen Umfange, ſo weit es 
nicht ſpäter ausdrücklich aufgehoben worden, noch jetzt An⸗ 
wendung finden. Indeß erſtreckt ſich dieſe Gültigkeit kei⸗ 
neswegs auf alle diejenigen Diſtricte, die im Jahre 1772 
die Provinz Weſtpreußen bildeten, und die jetzt den Bezirk des 
Oberlandesgerichts von Weſtpreußen zu Marienwerder und 
der beiden Regierungen zu Marienwerder und Danzig aus⸗ 
machen. Der urſprünglich zur Provinz Weſtpreußen gezogene 
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Netzdiſtrict ward nach der Reoccupation im Jahre 1815 
zum Großherzogthume Poſen geſchlagen 2°), und bildet ges 
gentwärtig größtentheild den Bezirk der Königlichen Regie: 
rung zu Bromberg. Diefer Landestheil, fo wie der größte 
Theil des Palatinats Kulm und die Stadt Thorn mit 
ihrem Gebiete Famen durch den Tilfiter Frieden im Jahre 
1807 an das vormalige Herzogehum Warfchau und unter 
die Herrichaft des Code Napolcon, welcher die Provincial 
rechte insgeſammt abfchaffte. Beide Landestheile gelangten 
zwar im Jahre 1815 wieder unter Preußifche Landeshoheit, 
und durch die Patente vom 9. November 1816 2") wurde 
auch fowohl im Kulm: Michelaufchen Kreife, als in dem 
zum Großherzogthum Poſen gefchlagenen vormaligen Net- 
diſtrict an die Stelle de8 Code Napoleon wiederum dag 
A. L. R. mit einigen provincialrechtlichen Abweichungen zum 
Geſetzbuch des Landes erhoben; bie durch die Fremdherr⸗ 
— — ſchaft 

20) Über das hier und weiterhin im Text Rückſichts der Verän⸗ 
derungen im Gebiet und in der Gefeggebung Angeführte vgl. man: 

I. Leman, Provineialrecht der Provinz Meftpreußen Bd. L 
@. XXV. XXVI. XXVIU— XXX. 

U. Deffelben biftorifch-geographifche Einleitung in die Pros 
vincialrechte Weftpreußens. Marienwerder 1830. $$. 11.13. 14. 16 — 
18. 20 — 30, 

II. Rabe, neues Hülfsbuh Bd. II. ©. 651. 652, 

D.9. 

21) Bol. I. Patent wegen Wiedereinführung des U. L. R. und 
der 4. G. D. in die mit der Provinz Weftpreußen. vereinigten Di- 
firiete, den Kulms und Michelaufchen Kreis und die Stadt Thorn 
mit ihrem Gebiete, vom 9. November 1816. 9. 2., Gefegfammlung 


. ©. 217., und 


II. Patent wegen Wiedereinführung der Preußifchen Gefege in 
das Großherzogthum Pofen, vom 9. November 1816. $. 2., Gefeg- 
fanmlung ©. 225. D. 


465 


fchaft verbrängten frühern Prodincialgeſetze blieben aber fo: 
wohl im Kulm» Michelaufchen Kreife, als in dem, im Jahre 
1818 wiederum zu Weſtpreußen gefchlagenen Eleinen Theil 
de8 vormaligen Netzdiſtricts abgefchafft. Dagegen war ſchon 
im Fahre 1782 ein Theil von Dftpreußen, der damalige 
Marienwerderſche Iandräthliche Kreis mit den beiden Haupt: 
ämtern Marienwerder und Niefenburg, zu Weftpreußen ge: 
fchlagen. Hier galt num zwar auch das Preußifche Land: 
recht, jedoch nicht mit den Beflimmungen der Weftpreußis 
ſchen Kegierungs: Inftruction vom 21: September 1773, 
fondern mit denen der Hftpreußifchen Regierungs-Inſtru⸗ 
ction vom 30. Juli 1774 22), die bei mehreren Gegenftäns 
den bedeutend abweichen. Das im Sjahre 1801 und 1802 
für Oſtpreußen publicirte Provincialrecht warb durch die 
Publications Patente vom 4. Auguft 1801 und 6. März 
1802 ausdrücdlih auch auf den zu Weſtpreußen gefchla- 
genen Marienmerderfchen Iandräthlichen Kreis ausgedehnt, 
und ſeitdem ift alfo auch in diefem Theile der Provinz 
Weſtpreußen das Preußiſche Landrecht von 1721 außer Kraft 
geſetzt. In der Stadt Danzig, welche mit ihrem Gebiete 
im Jahre 1793 zu Weftpreußen gefchlagen wurde, hat dag 
Preußiſche Landrecht niemals Gültigkeit gehabt; wohl aber 
gilt daffelbe in einem Theil des Stadtgebiets, dem foge 
nannten neuen Territorium, und demzufolge 5. B. in dem 
Danziger Hafenort Neufahrwaffer. Das Landrecht von 1721 


22) Neue und verbefferte nfiruetion für die Oſt⸗Preußiſche Re 
gierung, das Tribunal, Hof⸗Gericht, Yupillens Collegium, Confifto: 
rium, Dber-Burggräfliche Amt und Hef-Hald-Gericht und Erimi- 
nal» Collegium zu Königsberg. De dato Berlin, den 30. Juli 1774; 
N,C.C. 9. V. Th. IV. Eol: 341. u. flad: 8 LI. D. 9. 


Bd. IV. Gg 
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findet alfo gegenwärtig nur noch in folgenden Diftricte der 
Provinz Wefipreußen Anwendung: 

1. in dem Eleinen, durch dem Tilfiter Frieden nicht 
mis an das Herzogthum Warſchau abgefreten geweſenen 
Theile des vormaligen Palatinats Kulm, nämlich der Se 
fiung und Stadt Graudenz mit ihrem Weichbilde; 

2. in dem Palatinat Marienburg mit Einfchluß eini- 
ger, in adminiftrativer Hinficht zum Königsberger Negie: 
rungsbezirk gefchlagenen DOrtfchaften, und 

3. in dem Palatinate Pommerellen, mit Einfchluß eines 
Bezirks, welcher durch den Tilfiter Frieden an den Freiftaat 
Danzig abgetreten worden war, und der feit 1814 dag fo: 
genannte neue Territorium der Stadt Danzig bildet. 
| Da fich diefe provincialrcchtlichen Bezirke des Preußi⸗ 

fchen Landrechts von 1721 überall mit denjenigen Diftri- 
cten Ereugen und berübren, in denen jenes Gefeßbuch niemals 
gegolten hat, und besiehungsmeife feit den Jahren 1802 
und 1807 nicht mehr gilt, fo läßt fich leicht ermeffen, daß 


die richtige Antvendung dieſes fogenannten Provincialrechts 


fchon für den Nichter ein ſehr mühfames Studium erfor 
dert, welches überdies durch die Unverftändlichfeit der vers 
alteten Sprache und das Verworrene und Schwanfende in 
den aufgeftellten Begriffen und Vorfchriften des alten Ge 
ſetzbuches merklich erſchwert wird. Die diefem Provincial⸗ 
rechte unterworfenen Eingeſeſſenen der Provinz, meiſt Land: 


bewohner und großentheils ſolche, die nur Polniſch verſte⸗ 


hen, können von der Exiſtenz und dem Inhalte dieſes 
Geſetzbuches und von den Bedingungen ſeiner Anwendbar⸗ 
keit auch nicht die oberflächlichfte Kenntniß erhalten, viel 
weniger bei ihren Nechtsgefchäften und Proceffen gerade 
von denjenigen Vorfchriften Notiz nehmen, die aus dem 
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Kömifchen und gemeinen Sachfenrechte in dieſes ältere Ges 
feßbuch aufgenommen find, mit denen aber bie Vorſchrif⸗· 
ten des als Landesgeſetz publicirten A. L. R. nicht übers 
einſtimmen. 

Es leuchtet ein, daß bie Fortdauer eines ſolchen pro⸗ 
vinciellen Rechtszuſtandes, wie derſelbe durch die partielle 


Aufrechterhaltung des Landrechts von 1721 in Weſtpreu⸗ 


gen“ herbeigeführt worden iſt, nicht nur die auffallendſten 
Inconſequenzen und eine ſehr bedauerliche Unſicherheit des 
Rechts zur Folge haben muß, ſondern in manchen Fällen 


auch eine nicht zu rechtfertigende Ungleichheit des mate⸗ 


riellen Rechts nach ſich zieht. Für eine ſolche iſt es z. B. 
gewiß anzuſehen, daß der redliche Erwerber einer geſtohle⸗ 
nen Sache, wenn er Eingeſeſſener des Stuhmer Kreiſes iſt, 
dieſelbe, in Gemäßheit des Preußiſchen Landrechts von 1721, 


dem vindicirenden Eigenthümer unentgeldlich herausgeben 


muß, wogegen er, falls fein Domicil vieleicht nur hun: 
dert Schritte davon im Marienmwerderfchen Kreife belegen 
wäre, nach dem A. L. R. vom Vindicanten den Erſat des 
gezahlten Kaufgeldes verlangen könnte. 

Einer ſolchen Anwendung des geſchriebenen Rechtes 
— mag daſſelbe Propincial: oder gemeines Recht genannt 
werden — iſt auf alle Weiſe entgegen zu arbeiten, und die⸗ 
ſem Zwecke entſpricht es, wenn der Begriff des Provincial⸗ 
rechts im Sinne des Publications» Patents nicht als iden- 
tifch mit Zerritörialrecht, fondern in der, aus dem 6. VI. 
jenes Patents fich ergebenden materiellen Bedeutung aufge: 
faßt, und demgemäß das Preußifche Landrecht von 1721 
namentlich alsdann von feiner Anwendung ausgefchloffen 
wird, wenn deſſen, von den Vorfchriften des U L. R. ab: 
— Beſtimmungen nicht in der Eigenthümlichkeit eines 

Gg2 
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provinciellen, Weſtpreußiſchen Zuſtandes ihren ua ha: 
ben, fondern lediglich aus dem Römifchen oder Sächſiſchen 
Recht entnommen ſind. 

Die Widerlegung der vorſtehenden Gegen— 
gründe iſt größtentheils ſchon in demjenigen enthalten, 
was früher zur Motivirung des Plenar-Beſchluſſes ausge 
führe worden. Es bedarf daher nur noch folgender Der 
merfungen: 

Nicht davon ift die Nede: ob im Jahre 1772 dag 
Landrecht von 1721 ald Provincialeecht in Weftpreußen eins 
geführt worden, fondern davon, welchen Begriff im Jahre 
1794 das Publications» Patent vom 5. Februar defielben 
Jahres mit dem Ausdrucke „Provincialgefeg" verbunden 
hat. Daß aber darunter nichts anderes verftanden wor⸗ 
den, als 

Gefeße, die nicht in dem ganzen Umfange der damaligen 

Monarchie, fondern nur in einzelnen Sheilen derfelben 

Gültigkeit hatten ohne Unterfchied, welcher Duelle fie auch 

entnommen feien, und ob fie zu einem volftändigen Rechts⸗ 

ſyſteme verbunden morden oder nicht, 
ergiebt fich unzweifelhaft ſowohl aus den Worten des an⸗ 
geführten Publications« Patents, als auch insbefondere aus 
den Vorfchriften über das Verfahren bei Redaction ber 
Provincialgefegbücher. Die Frage: 

ob eine Vorfchrift materiell prowincialrechtlicher Natur 

fei, d. h. ob fie ſich auf provincielle Eigenthümlichkeiten 
gründe oder nicht? 

gehört nicht, wie die Vertheidiger der entgegengefeßten Mei⸗ 
nung behaupten, zur richterlichen Entfcheidung, fondern zur 
Provincialgeſetzgebung, bei welcher dieſe Frage mit Zuzie- 
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hung der Stände einer jeden Provinz zu beantworten ift. 
Big zur Erfcheinung des Provincialrechts bat der Richter 
dag für eine einzelne Provinz gegebene Geſetz ohne Rück 
ficht auf feinen Urfprung als ein noch gültiges Provincial⸗ 
recht anzuerkennen. Die aus einer folchen Fortdauer eini- 
ger Beflimmungen des Römiſchen und gemeinen Rechts ent: 
ftehenden Nachtheile erfchienen dem Gejeßgeber vor 1794 
gegen die Vortheile, welche eine forgfältige Prüfung aller 
und jeder in den einzelnen Provinzen beftchenden Geſetze ge 
währte, und gegen die Ungewißheit des Rechts, welche ei 
abmweichendes Verfahren herbeigeführt haben würde, nur uns 
bedeutend, zumal nad) $. IV. des Publicationds Patents die 
Bearbeitung der Provincialgefege fchon angefangen hatte, 
weshalb auch der dazu beftimmte Termin nur noch auf 
zwei Jahre verlängert ward. Daß fich die Ausarbeitung 
der Provincialgefegbücher über diefe Frift hinaus fo lange 
verzögern würde, als dies wirklich der Fall geweſen iſt, 
konnte nicht vorausgefehen werden. Das Interimiſticum 
von zwei Jahren war kurz und unfchädlich, Auch beftehet 
der Nachtheil, der aus der Verzögerung hervorgegangen ift, 
nicht ſowohl darin, daß Beftimmungen des Nömifchen und 
gemeinen Rechts, welche von denen des A. L. R. abweichen, 
noch hin und wieder zur Anwendung gebracht worden find, 
als vielmehr darin, daß es an einer vollftändigen Samms 
lung der noch gültigen Provincialgefeße fehlt, ein Mangel, 
der. durch die jegt erfchienenen Entwürfe der einzelnen Pros 
vincialrechte, fo weit e8 ohne deren gefegliche Sanction ge: 
fchehen Faun, abgeholfen worden. 

Die Klagen über die nachtheiligen Folgen, welche die 
Fortdauer der in dem Preußifchen Landrecht enthaltenen, 
aus dem Nömifchen und gemeinen Nechte entnommenen 
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Beſtimmungen in der Provinz Meftpreußen herbeiführt, 
Klagen, die jedoch nach der bisherigen Erfahrung als über: 
trisben erfcheinen, treffen lediglich die bis jetzt unterbliebene 
Emanation eines Provincialrechts für MWeftpreußen, und 
man Eönnte mit der darauf Bezug habenden Ausführung 
ſich ganz einverftanden erklären, ohne daß hieraus irgend 
etwas gegen bie Nichtigkeit ded von dem Plenum des Col; 
legiums angenommenen Grundſatzes zu folgern märe. 


— 


Sadhregifter 
des | 


Vierten Bandes der Entfeheidungen des Geheimen 
Ober» Tribunale. 


Activum. | urn 

Der Gläubiger, welcher im Wege der Ereeution durch richterliche 
Verfügung ermächtigt worden, eine Forderung des Schuldners mit 
den Rechten eines Affignatars felbft einzuklagen, und bis zum Ber 
trage Forderung einzuziehen, ift berechtigt, die, aus der ge 
richtlichen Überweifungs- Verfügung erworbenen Rechte zu cediren. 

| | 7m 24. ©. 224. 
Nach getheilter Erbfchaft kann der Schuldner an denjenigen Erben, 
welcher fich im Befige der, über eine Nachlaßforderung fprechenden 
Schuldurfunde befindet, ficher zahlen, wenn gleich von demfelben 
‘eine Eeffion oder Uberweifung Seitens der übrigen Miterben nicht 
Yoraslest WED, 7 an a mann M 33. ©. 325. 


IR ARURUN 
Allodialgläubiger, f. Agnat. 
Allodifieation, f. Agnat. 


Altentheil. 
Ein Altfiger, welcher eine anderweitige Ehe eingeht, iſt berechtigt, 
feine Ehefrau und demnächft die, mit ihr erzeugten Kinder in den 
Altenfig aufzunehmen, fofern ihm eine abgefonderte Wohnung ein- 
eräumt und zu feinem Unterhalt befondere Präftationen oder Läu— 
ereien überwiefen worden. - » » 2 2... 8936.23 
Altmark, f. Agnat. 


Altpolnifches Recht. | 
Nach altpolnifchen Rechten haben Ascendenten keinen Erbanfpruch 
auf den Nachlaß ihrer Einderlos und ohne Teſtament verftorbenen 
Deseendenten. . . . .» ee 5 N 
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Analphabet, EEE IR 
Wenn ein Vertrag, welcher zu feiner Nechtögültigkeit der fchriftlı- 
chen Abfafung bedarf, nur von dem einen Contrahenten gehörig 
unterfchrieben, von dem amdern, des Schreibens und Leſens unkun— 
digen Contrahenten dagegen blos mit Kreuzen unterzeichnet ift, und 
deshalb für den Legteren Feine verbindliche Kraft hat, fo Fann der 
Erftere fich auf dieſe mangelhafte Vollziehung des Vertrags nicht 
berufen, und von demfelben ohne weiteres nicht zurücktreten. Er 
hat nur das Recht, von dem andern Eontrahenten zu verlangen, 
Daß diefer entweder ebenfalls den Vertrag in rechtögültiger Form 
vollziche, oder fich die gänzliche Aufhebung gefallen Laffe. i 
8 23. ©. 214. 
Annahme. ; 
Ein, an die Order des Ausftellers gesogener, von einem Nichte 
wechfelfähigen arceptirter Wechfel gilt ald Anmweifung. 
- 2 23. S. 259. 
Der Aeceptant wird dem Indoſſatar aus der Annahme eines fol- 
chen Wechfels felbft dann verhaftet, wenn zur Zeit der legteren Das 
Giro noch nicht erfolgt war. > 2 2 22.88. S. 359. 
Doch muß auch in dieſem Falle der Indoffatar, wenn der Ausftels 
ler das Gefchäft in feinem Auftrage gemacht bat, fich Diejenigen 
Einwendungen gefallen laffen, welche dem Acceptanten gegen den 
Ausfteller zuſtehenn.—* 259. 
Anmweifung, f. Annahnte, 


Apotheker» Privilegium. SR: 
In denjenigen Landestheilen, welche zu dem vormaligen Königreiche 
eftphalen eine Zeit lang gehört haben, iſt die Vererblichkeit der 
Apotheker Privilegien auch da, mo fie früher beftand, fo wie die 
Pricht iur Entrichtung von Abgaben für die Ausübung folcher Pris 
vilegien aufgehoben, jens wenn diefe Abgaben als Erbzins_für die 
. Verleihung des Privilegiung vorhedungen waren. M 25. ©. 226. 
Appellations-Inſtanz. ., 
Der Einwand der Eompenfation ift in zweiter Inſtanz noch zuläſſig, 
und der Appellationsrichter über denfelben materiell zu erkennen ver: 
. pfiichtet. . ur 2%. 172 
Appellationg-Richter. 
Wenn auf eine, bei dem Gerichte zweiter Inftanz angebrachte Nich- 
tigkeitsbeſchwerde das meitere Verfahren bei demfelben Richter ver: 
anlaßt worden, fo ift dies allein Fein Grund, um die definitive Ent- 
fiheidung auszufegen und die Aeten dem Gericht erfter Inſtanz zur 
Berichtigung des Verfahrens zuzufertigen. . . 8 40. ©. 411. 
Ascendenten. RE 
Die Befugniß zur Anordnung einer Pupillar- Subftitution ftcht nur 
den Eltern, nicht den Großeltern und den entfernteren Verwandten 
in der auffteigenden geraden Linte, zu.. #2. ©. 14. 
Nach altpolnifchen Rechten haben Ascendenten Feinen Erbanfpruch 
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auf den Nachlaß, ihrer Finderlos und ohne Teſtament verftorbenen | 
MDescendentel. » x - = vo 0er 0 WS. 
Affignation, 
Der Gläubiger, welcher im Wege der Ereeution durch richterliche 
Verfügung ermächtigt worden, eine Forderung des Schuldners mit 
den Rechten eines Affignatars felbft einzuflagen, und bis zum Ber 
trage feiner Forderung einzuzichen, iſt berechtigt, die, aus ber ges 
richtlichen Ubermweifungs- Verfügung erworbenen Rechte zu ecdiren, 


3 24. ©. 224. 
©. auch Annahme. 
Behörde. 


Stadtiſche Deputationen und Commiſſionen, welche zur Verwaltung 
einzelner Gefchäftssweige des Gemeinweſens aus Mitgliedern des 
Magiſtrats und der Bürgerfchaft gebildet find, gehören zu den öf⸗ 
aan Behörden, und find daher befugt, Nichtigkeitsbeſchwer⸗ 
en ohne Zusichund eines Juſtizeommiſſarius — 
M 20. 


9. ©. 273, 

Beiſchlaf. | 
Kann eine, unter dem Verfprechen der Ehe Gefchwächte auch dann 
die Vollsiehung der Ehe oder, falld der Schwängerer diefe verweis 
gert, alle Rechte einer gefchiedenen, für den unfchuldigen Theil er 
flärten Ehefrau verlangen, wenn das Eheverfprechen mehrere Jahre 
vor erfolgter Schwängerung abgegeben morden it? # 10. © 102. 
Verliert die Gefchwächte die gedachten Anfprüche an den Schwän- 
gerer durch eine fpätere Verlobung mit einem Andern? 


Ä — | 25 10. ©. 103. 
Benefieial-Erbe. 
Vor erfolgter Theilung der Erbſchaft haften mehrere Miterben den 
Erbſchaftsgläubigern nicht ſolidarifch, ſondern blos nach Verhältniß 
ihrer Erbtheile; fie können jedoch nur gemeinſchaftlich, d. h. zuſam— 
men, nicht einzeln, belangt werden. .. 32. ©. 302. 
Es ändert hierin nichts, wenn auch die mehreren Miterben für Ers 
ben ohne Vorbehalt zu achten find, legtere mögen mit Beneficial⸗ 
Erben eoneurriren oder nid. - 2 2 22... 39. ©. 303. 
Die Erben ohne Vorbehalt haften aber für denjenigen Berrag der. 
Nachlaßſchulden, für den fie nach Verhältniß ihres Erbtheils auf: 
fommen müffen, nicht nur mit diefem Erbtheile, fondern auch über 
denfelben hinaus mit ihrem eigenen Vermögen und ihrer Perfon. 

2% 3%. ©. 303 

Berg. - 
In den Landestheilen, welche zum ehemaligen Großherzogthum Berg 
eine Zeit lang gehört haben, gebührt den Befigern der, im $. 11. 
des. Decretd vom 13. September 1811 megen der abgefchafften 
Rechte und Abgaben, erwähnten Kurmudsgüter ein Anfpruch auf das 
volle Eigenthun nach, $. 15. des Gefeges vom 21. April 1825 nım 
dann, wenn die, in jedem einzelnen Falle befonders vorzunchmende 
Prüfung ergiebt, daß ihnen bereits zur Zeit, mo das gedachte 
Deeret Gefegesfraft erhielt, ein vererbliches Befinrecht an 
dem Grundſtücke zuftand. > 2 2 2222.08. 
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Ein erbliches Befigrecht ift bei einem Kurmudsgut anzunchnten, 

wenn die Kurmud ald Nealabgabe von dem Gute — sr 

M 5. ©. 51. 

De bei Kurmudsgütern in den Gewinnbriefen fich findende Vor: 
ehalt: 

„daß der Hof nach dem Abſterben der Pächter los und ledig zur 

freien Dispoſition wieder anheim fallen und ihre Kinder oder fon- 

flige Erben Fein weiteres Recht daran haben follen, als dasjenige, 

- welches fie aufs Neue wiedergewinnen und ihnen alsdann geftat- 


tet wird,’ 

fchließt ein vererbliches Beſitzrecht an dem Grundftücke — — 

. 
Das Eigenthum eines, in dem zum ehemaligen Großherzogthun 
Berg gehörigen Theile des Fürftenthums Münfter belegenen, ſonſt 
eigenbehörigen, zur Zeit der Verfündigung des Deerets vom 12. Des 
eember 1808 von einem Mahlzähler befeffenen Colonats iſt ſchon 
mit Eintritt der Geſetzeskraft diefer Verordnung, nicht erft mit: dem 
Ablauf der fpäter beendigten Mahljahre des Mahlzählers, den Erben 
des früheren Evlonen anheingefallen. . . A %. ©. 243. 


Bergbau. 
Die Bergbauenden find verpflichtet, den Grundeigenthümern allen, 
an ihren Gryndftüden durch den Betrich des Bergbaus unmittel- 
bar-verurfachten Schaden zu erfegen. 
Diefe Verbindlichkeit wird auch alsdann nicht ausgefchloften: 

1. wenn die Anlagen, wodurch die Befchädigung herbeigeführt 
— * unter den beſchädigten Grundſtücken ſelbſt gemacht 
ind, no 
2. die Beſchädigung bei gehöriger Aufmerkſamkeit ſich vorherfe: 
hen ließ, und eben ſo wenig IR a — 

3. aus dem Schaden des Grundeigenthümers ein Vortheil für 
den Bergbauenden erwächſt.... v2... 36. ©. 354. 
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Beſitz. 
zur Gültigkeit der gänzlichen oder theilweiſen Ceſſion einer Forde— 
rung ift die Ubergabe der, über die letere fprechenden Urkunde nicht 
nothmwendig. . . FL EP 2 ° 
Wenn jedoch ein Activum, ganz oder theilweife, Mehreren cedirt 
worden, und diefe ihren Titel insgefammt von einem und demfel- 
ben Autor herleiten, fo ſchließt derjenige, welcher den Befig der 
Schuldurfunde im guten Glauben eingeräumt erhalten hat, auch 
die durch frühere Eeflionen erworbenen Anfprüche der — * 
3» 7. S. 71. 
Die Vorſchrift des $. 14. Tit. 22. TH. J. des AU. L. R., daß bei 
der Erwerbung einer Grundgerechtigkeit durch Verjährung, nachges 
wiegen fein muß, daß der Beſitzer des berechtigten Grundftückes Die 
fireitige Befugniß als ein wirkliches Recht, und nicht vermöge einer 
bloßen Vergünftigung in Beſitz genommen habe, enthält Feine Ab: 
mweichungen von den allgemeinen gefeglichen Beſtimmungen über den 
Beſitz und die Verjährung von Rechten, und findet daher auch auf 
die dreißigjährige Verjährung Anwendung. . . MM 18. ©. 169. 
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-Benollmächtigter. " 
Ein, an die Drder des Ausftellers gesogener, von einem 
Nichtwechſelfähigen acceptirter Wechfel gilt ald Anweifung. 

2% 28. ©. 259. 
Der Acceptant wird dem Indoffatar aus der Annahnte eines folchen 
Wechſels ſelbſt dann verhaftet, wenn zur Zeit der legteren das Girg 
noch nicht erfolgt wat. > 2 2 2 .. 28. SG. 2359. 
Doch muß auch in dieſem Zalle der Indoffatar, wenn der Ausſtel⸗ 
ler das Gefchäft in feinem Auftrage gemacht hat, fich diejenigen 
Einwendungen gefallen laffen, welche dem Aeceptanten gegen den 
Ausſteller zuſtehen - » 0 0 200. MB. ©. 2359. 
Die fünfjährige Srift, binnen welcher von einem Verwalter Rech: 
nungslegung zu fordern ift, widrigenfalls diefelbe für erlaffen erach- 
tet werden foll, ift ald eine Art der Verjährung durch Nichtgebrauch 
anmfehben. - - il la 2 2 2 0 25 PB. S. 34. 
Diefe Art der Verjährung durch Nichtgebrauch wird auch durch aus 
Bergerichtliches Abfordern der Rechnung unterbrochen. | 
3 35. ©. 342. 
Die Befugniß eines Machtgebers, von feinem Bevollmächtigten 
über die Ausführung des Auftrags Mechenfchaft zu fordern, unters 
liegt diefer Verjährung niht. . » » 2... M 35. ©. 343. 
Caution. 4. 
Die Befugniß, im Bietungstermine von Kaufluſtigen, deren Zah⸗ 
lungsfähigkeit nicht für genügend erachtet wird, Cautionsbeftellung 
su verlangen, bevor fie zum Mitbieten zugelaffen werden, fteht nur 
den Subhaſtations⸗Intereſſenten zu. Der Richter ift nicht befugt, 
von Amts wegen einen Kaufluftigen, welcher Feine Caution bes 
ftellt, vom Mitbieten aussufchliegen. . . . . 8 17. ©. 163. 


‚Eeffion. j 

Der Gläubiger, welcher im Wege der Ereeution durch richterliche 
Verfügung ermächtigt worden, eine Forderung des Schuldners mit 
den Nechten eines Affignatars felbft einzuflagen, und, bis zum Bes 
- trage feiner Forderung einzuziehen, iſt berechtigt, die, aus der ges 
richtlichen Uberweiſungs⸗ Verfügung erworbenen Rechte zu cediren. 
2 24. ©. 224. 
Nach getheilter Erbfchaft kann der Schuldner an denjenigen Erben, 
melcher fich im Befige der, über eine Nachlaßforderung fprechenden 
Schuldurfunde befindet, ficher zahlen, wenn gleich von demfelben 
eine Eeffion oder Überweifung Seitens der übrigen Miterben nicht 
vorgelegt wird.5 3. ©. 325. 
©. auch Befig, die beiden erſten Säge. 

Colonat. ne 
Der mahljährige Befiger eines, in den Fürftenthümern Münfter und 
Minden oder in der Graffchaft Navensberg belegenen Colonats, 
welcher entweder felbft, oder deffen vorverfiorbener Ehegatte fihon 
zur Zeit der Aufhebung des Leibeigenthums durch das Bergifche De: 
eret vom 12. December 1808 und besiehungsmweife durch das Weſt⸗ 
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phäliſche Deeret vom 23. Januar deſſelben Jahres ſich im Colo— 

natsbeſitze befunden hat, iſt nicht verpflichtet, das, beim Ablaufe 

der Mahljahre vorhandene, aus den Mitteln der Stätte erworbene 

—— zurückzulaſſen . M37. ©. 307. 
. auch Berg. 


Eompenfation. 
Der Einwand der Compenſation iſt in zweiter Inſtanz noch zuläſſig, 
und der Appellationsrichter über denſelben materiell zu erkennen ver: 
BEIBHE u. 2.0 ne ee ER EM, 
Enneurs. ud 
Ab Eoneurfe und, bei Unzulänglichkeit der Maffe, im re 
‚ chen Liquidations⸗-Proceſſe iſt auch ein hypothekariſcher Gläubiger 
befugt, die Gültigkeit eines ihm vorfichenden Hppothefenrechts an- 
RER. a a een. ar WARE ee 100 
Eonfens. | 
Wenn bei Märkifchen Lehnen in dem Hppothefenbuche Feine Ags 
naten vermerkt find, fo hat auch ein Allodialgläubiger, deffen For: 
derung ohne Conſens der Agnaten eingetragen if, bei der Concur: 
renz mit gefeglichen Lehnsfchulden auf Befriedigung aus der Sub: 
ſtanz des Lehns, nach der, durch die Zeit der Eintragung beftinmt- 
ten Ordnung Anfpruh. » » 2» 2» 22... 19 ©. 182. 
©. auch Ereditiren, den erſten Sag. 
Enurant. F 
Die Allerhöchſte Cabinetsorder vom 25. Oetober 1825, nach mel 
cher bei Fünftigen Verträgen und Rechnungen unter der Bezeich- 
nung von Grofchen, nur Silbergrofchen verftanden jein follen, bes 
zieht ſich nur auf den Fall, wenn in Verträgen die Bezeichnung: 
Groſchen, ohne nähere Angabe der Münzforte, gebraucht if. 


MA 6. ©. 63. 
aben die Parteien mündlich eontrahirt, fo muß bei entitehendem 
treit durch Beweisaufnahme ermittelt werden, über welche Art 

von Grofchen fie einig geworden. . - 2 2... 3%66©. 65. 
Credititen. 

Sp weit Militairperſonen ohne Conſens ihrer Vorgeſetzten Feine 

Darlehne aufnehmen können, dürfen ihnen auch Forderungen der 

Speiſewirthe mit rechtlicher Wirkung nicht ereditirt werden. 

NM 9. ©. 9. 
Portepeefähnriche find in Nückficht der Fähigkeit, Darlehne aufzu- 
nehmen, den Unteroffieieren gleich zu achten. . . 9. S. 9. 
Darlehnsforderungen, melche gegen eine Militairperfon felbft, auf 
den Grund nüglicher Verwendung, nicht geltend gemacht werden 
können, geben aus diefem Zundament auch gegen den Water des 
Schuldners Fein Klagerecht. Das Nämliche gilt von Forderungen 
für,ereditirte Sachen. . .... MM9. ©. 9. 


Dorfgericht. 
Ein Dorfgericht iſt zur Aufnahme eines Teſtaments hinreichend be— 
ſetzt, wenn daſſelbe, außer dem Gerichtsſchreiber, von dem Schulzen 
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und zweien vereideten Schöppen gebildet wird, obaleich bei dem 
Dorfgerichte noch mehrere Schöppen vorhanden find. 7 8. ©. 80. 
Die Vertretungsverbindlichkeit der Mitglieder eines Dorfgerichts, 
welche bei Aufnahme eines Teftaments die —— Förmlich⸗ 
keiten verabſäumen, beſchränkt ſich auf den Fall, wenn ſie unter; 
laſſen, das aufgenommene Teſtament dem Gerichtshalter ohne Zeit- 
verluſt einzuhändigen. . ee A N: 


Ehefrau. 
ke Altfiger, welcher eine anderweitige Ehe eingeht, ift berechtigt, 
eine Ehefrau und demmächft die, mit ihr erzeugten Kinder in den 
Itenfig aufzunehmen, fo fern ihm eine abgefonderte Wohnung eins 
geräumt und zu feinem Unterhalt befondere Präftationen oder Län— 
dereien überwiefen worden. - » - =... = 3. S. 23. 


Ehegatte. ı 
Im Fürftenthum Münfter ift ein, in der dort geltenden Güterge: 
meinfchaft lebender Ehegatte nicht berechtigt, den ganzen Inbe— 
griff des gemeinfchaftlichen Vermögens ohne Zuftimmung des ans 
‚dern zu veräußern. ae nr er % 16. ©. 148. 

Ehegelöbniß. 
Kann eine, unter dem Verfprechen der Ehe Gefchwächte auch dann 
die Vollzichung der Ehe oder, falls der Schwängerer dieſe vermeis 
gert, alle Rechte einer gefchiedenen, für den unfchuldigen Theil ers 
klärten Ehefrau verlangen, wenn das Eheverfprechen mehrere Jahre 
vor erfolgter Schwängerung abgegeben worden ift? ‚ne 10. ©. 102, 
Verliert die Geſchwächte die gedachten Anfprüche an den Schwän— 
gerer durch eine fpätere Verlobung mit einem Andern? 


Ä ⸗ #10. S. 103, 
Eheverfprechen, f. Ehegelöbniß. 


Eigene Order. 

Ein, an die Drder des Ausitellers gesogenet, von einem 
Nichtwechſelfähigen aeceptirter Wechfel gilt ald Anmweifung. 

1 28. ©. 259. 
Der Aeeeptant wird dem Indoſſatar aus der Annahme eines we 
chen Wechfels felbft dann verhaftet, wenn zur Zeit der letzteren das 
Giro noch nicht erfolgt war. . 2 2 2.2... 238. ©. 250. 
Doch muß auch in diefem Falle der Sndoffatar, wenn der Ausftel- 
ler das Gefchäft in feinem Auftrage gemacht hat, fich diejenigen 
Einwendungen gefallen laffen, welche dem Aeceptanten gegen den 
Ausfteller zuftehen. . u 1 Re 0 . M 2%. ©. 259. 


Eigenthumsverleih/ung. 
In den Landestheilen, welche zum ehemaligen Großherzogthum Berg 
eine Zeit lang gehört haben, gebührt den Befigern der, im $. 11. 
des Deerets vom 13. September 1811 wegen der abgefchafften 
Rechte und Abgaben, erwähnten Kurmudsgüter ein Anfpruch auf 
das volle Eigenthum nach $. 15. des Gefeges vom 21. April 1825 
nur dann, wenn die, in jedem einzelnen Falle befonders vorzuneh- 
mende Prüfung ergiebt, daß ihnen bereits zur Zeit, wo das ge: 
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dachte Deeret Geſetzeskraft erhielt, ein vererbliches Beſitz 
recht an dem Grundſtücke zuſtand.. ...%85.6©. 4. 
Ein erbliches Beſitzrecht ift bei einem Kurmudsgut anzunehmen, 
wenn die Kurmud ald Realabgabe von den Gute — — 
#9. ©. 51. 
a bei Kurmudsgütern in den Gemwinnbriefen fih findende Bor: 
ehalt: 
„daß der Hof nach dem Abfterben der Pächter los und Tedig zur 
freien Diöpofition wieder anheim fallen und ihre Kinder oder 
fonftige Erben Fein meiteres Recht daran haben ra als das: 
jenige, welches fie aufs Neue wiedergeminnen und Ihnen alsdann 


geftattet wird, 
ſchließt ein vererblicheg Befigrecht an dem Grundftücke nicht aus. 
El | 5. ©. 51. 
tern. 


Die Befugniß zur Anordnung einer Pupillar-Subftitution ſteht nur 
den Eltern, nicht den Großeltern und den entfernteren Verwandten 
in der auffteigenden geraden Linie, zu. 22. ©. 1 


Erbe. 

Hei der fideieommiffarifchen Subftitution tritt der Erbe des Sub: 
ftituten an deffen Stelle, auch wenn der Subftitut den Subſtitu⸗ 
tionsfall nicht erlebt hat... » » =» 2... 13. ©. 126, 
Nach getheilter Erbfchaft kann der Schuldner_an denjenigen Erben, 
melcher fich im Beftge der, über eine Nachlaßforderung fprechenden 
Schuldurfunde befindet, ficher zahlen, wenn gleich von demfelben 
eine Eeffion oder Überweifung Seitens der übrigen Miterben nicht 
vorgelegt wird.. M33. G. 325. 


. Erbe ohne Vorbehalt. 

Vor erfolgter Theilung der Erbfchaft haften mehrere Miterben den 
Erbfchaftsgläubigern nicht folidarifch, fondern blos nad) Verhältnig 
ihrer Erbtheile; fie können jedoch nur gemeinfwaftlich, d. h. zuſam⸗ 
‚men, nicht einzeln, belangt werden. . x . » 1% 32. ©: 302. 
Es ändert hierin nichts, wenn auch die mehreren Miterben für Er- 
ben ohne Vorbehalt zu achten find, Tegtere mögen mit Beneficial: 
Erben eoneurriren oder nicht. - » » 2 0» 2% 32. ©. 303. 
Die Erben ohne Vorbehalt haften aber für denjenigen Betrag der 
Rachlaßſchulden, für den fie nach Verhältnig ihres Erbtheils auf- 
kommen müffen, nicht nur mit dieſem Erbtheile, fondern auch über 
denfelben hinaus mit ihren eigenen Vermögen und ihrer Perfon. 

j % 32. ©. 303. 

Erbyacht. 


ch 
Die geſetzlichen Vorſchriften über die Verjährung des Rechts, Ge— 
währleiftung zu fordern, finden in dem Falle Feine Anwendung, 
wenn eine, in Erbpacht verlichene Sache zwar vollftändig dent Wer: 
frage gemäß übergeben ift, aber foäterhin durch irgend ein Ereig- 
niß einen Nachtheil erleidet, für welchen der Erbpächter von dem 
Berleiher auf den Grund des Vertrages en 
JR sl ©. 
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Erbrecht. | 
Nach — Rechten haben Ascendenten keinen Erbanſpruch 
auf den Nachlaß ihrer kinderlos und ohne Teſtament verſtorbenen 
Descendenten.. AMWb 4. G. 35. 


Erbſchaft, ſ. Erbe ohne Vorbehalt. 


Erbfchaftlicher Liquidationsproceß. 
Im Eoneurfe und, bei Unzulänglichkeit der Maffe, im erbfchaftli- 
en Kiquidations-Proceffe it auch ein bupothefarifcher Gläubiger 
befugt, die Gültigfeit eines ihm vorftehenden Hypothekenrechts an: 
zufechtenn.. 14. ©. 135, 

Erbſchaftsgläubiger, f. Erbe ohne Vorbehalt. 


Erbunterthänigfeit. a. 
Ein Grundzins, welcher vor Publication des Ediets som 9. Detos 
ber 1807 dem Gutöheren für die Aufhebung des Unterthänigkeits- 
verbandes verfprochen worden, ift nicht in Folge des gedachten 
Ediets und des Publicandums vom 8. April 1809 für aufgehoben 
zu erachten. REP EEE U 5 | M 


Er bzins. 
In denjenigen Landestheilen, welche zu dem vormaligen Königreiche 
Weſtphalen eine Zeit lang gehört haben, iſt die Vererblichkeit der 
Apotheker⸗Privilegien auch da, wo fie früher beſtand, fo mie die 
Pflicht zur Entrichtung von Abgaben für die Ausübung folcher Pri⸗ 
vilegien aufgehoben, felbft wenn diefe Abgaben als Erbzins für die 
Verleihung des Privilegiums vorbedungen waren. # 25. ©. 226. 


Ereeution. 
Det Gläubiger, welcher im Wege der Erecution durch richterliche 
Verfügung ermächtigt worden, eine- Forderung des Schuldners mit 
den Nechten eines Affignatars felbft einzuflagen, und bis zum Ber 
trage feiner Forderung einzuziehen, ift berechtigt, die, aus der ger 
richtlichen Uberweiſungs⸗ Verfügung erworbenen NM a — 
M 24. ©. 224. 


Fideicommiffarifche Subftitution, f. Erbe, den erften Gap. 


x 


irma. 

s In welcher Art ift in einer Gubferiptionslifte der Verleger zu ber 
zeichnen, damit zwiſchen ihm und den gie ein rechtsgül⸗ 
tiger Vertrag zu Stande komme? Genügt dazu — außer dem Falle 
einer Handlungsfirma — eine, mit dem Namen des Verlegers nicht 
zufammentreffende Beseihnung? . .» 2... 8 20. ©. 19. 


Forderung. _ a 
zur Gültigkeit der gänzlichen oder theilmeifen Ceffion einer Forde⸗ 
rung ift die Übergabe der, über die letztere ſprechenden Urkunde 
nicht nothwendig. - - -» oo 0 0000. M 7T. ©. 70. 
Wenn jedoch ein Activum, gang oder theilmeife, Mehreren cedirt 
worden, und diefe ihren Titel‘ insgefammt von einem und —* 
ben Autor herleiten, ſo ſchließt derjenige, welcher den Beſitz der 
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Schuldurfunde im — Glauben eingeräumt erhalten hat, auch 
die, durch frühere Geffionen erworbenen Anſprüche der übrigen aus. 


3 7. ©. 71. 
Fracht. 


Der Stromſchiffer iſt, eben ſo wie der Seeſchiffer, die Zahlung der 
nd fogleich nach Ablieferung fümmtlicher Waaren von dem im 
onnoiffensent beftimmten Empfänger derfelben zu fordern berechtigt. 
N 38. S. 398, 

Geiftlihe Obern. 
Kirchenpatrone find nicht ermächtigt, Procefie wegen des Kirchen: 
und Pfarrvermögens für fich allein zu führen, menn die Kirchen: 
vorftcher unter Zuftimmung der — Obern ihren Beitritt zu 
ee, verweigern. . . .. 315. ©. 141. 
“nr einer folchen Weigerung haben die Königlichen Provinz 
Er egierungen, vermöge des Dberauffichtsrechtes des Staats über 
das Kirchen und Pfarrvermögen, blos die Befugniß, die geiftlichen 
Dbern zur Wahrnehmung der Rechte der betheiligten Kirchenge⸗ 
meinde im ————— ® — nicht aber den Proeeß 
felbft zu führen... . . #15. ©. 141. 


Gemeines Recht. 

Beftimmungen des gemeinen Nechts, welche in ein, ald Geferbuch 
publicirtes Provincialrccht herübergenommen worden, find als Pros 
vincialgefege zu betrachten, und Eommen vor dem allgemeinen 
Landrechte zur Anwendung. 

Namentlich gilt dies von denjenigen Beſtimmungen des "geneis 
nen Nechtö, die in das RAR — vom Jahre 1721 her⸗ 
über genommen find. . . .. 3% 4. ©. 422 


Gefinde. 
Die Rechte und Pflichten der — ſind, ſoweit die 
m 177— 185. Tit. 5. Th. II. d 2. R. nicht befondere Be: 
immungen für diefelben —— ei en ber Gefinde- 
Drdnung vom 8; November 1810 nach den Vorfchriften diefer legs 
teren, nicht nach ben ss. 1— 176. des A. L. R. a. a. D. zu beur⸗ 
theilen.. - « - IL ©. 102. 


Gemwährleiftung. 
Die gefeglichen kworſchri ten über die Verjährung des Rechts, Ge⸗ 
twährleiftung zu fordern, finden in dem Falle Feine Antehdung, wenn 
eine, in Erbpacht verlichene Sache zwar nolltändig dent Vertrage 
gemäß übergeben ift, aber fpäterhin durch irgend ein Ereigniß einen 
Nachtheil erleidet, für welchen der Erbpächter von dem Verleiher 
auf den Grund des Vertrages Entſchädigung fordert. 17 31. S. 295. 


Gemwerbeb erechtigung. 

In denjenigen Landestheilen, welche zu dem vormaligen Königreiche 

Meftphalen eine Zeit lang gehört haben, ift die Vererblichkeit der 

Apothefers Privilegien auch da, wo fie früher beftand, fo wie die 

Pflicht zur Entrichtung von Abgaben für die Ausübung folcher Pri- 

vilegien aufgehoben, ‚jean wenn diefe Abgaben als Erbzins für die 

Derleihung des Privilegiums vorbedungen waren: Æ 25. ©. en 
e: 
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Gemerbefchein. — | 
Kaufleute und Handlungsgehülfen derfelben, welche im Umherreiſen 
Waarenbeftellungen fuchen, ohne fich über die Befugniß dazu durch 

. einen Gemwerbefchein pa ie su können, haben, wenn ihnen auch 
bei gehöriger Meldung der Gewerbefcheih fteuerfrei zu ertheilen mar, 
boch den vierfachen Betrag des Steuerſatzes von zwei Thalern als 
Strafe zu entrichten, und überdies ‚die Confiscation derjenigen Ges 
genftände verwirkt, die fie wegen ihres Gewerbes bei neh — 

#39 S. 


Gewinnbrief. — | 

Kurmudsgütern in den Gewinnbriefen fich findende Vor⸗ 

ehalt: | : 
‚daß der Hof nach dem Abfterben der Pächter los und Iedig zur 
freien Dispofttion wieder anheim fallen und ihre Kinder oder fon? 
ſtige Erben Fein weiteres Necht daran haben follen, als dasjenige, 
welches fie aufs Neue wiedergemwinnen und ihnen alsdann geftatz 


tet wird,’ 
ſchließt ein vererbliches Befigrecht an dem Grundftücke nicht_aus. 
8 5. ©. a 
Groſchen. u R 
Die Alterhöchfte Cabinetorder vom 25. Detober 1825, nach mel: 
cher bei Fünftigen Verträgen und Rechnungen unter der Bezeichnung 
von Grofchen, nur Gilbergrofchen verftanden „sein folten, bezicht fich 
nur auf den Fall, wenn in Verträgen die Bezeichnung: Grofchen, 
ohne nähere Angabe der Münzforte, gebraucht if. „5 6. ©. 65. 
Haben die Parteien mündlich contrahirt, fo muß bei entfichendent 
freit durch Beweisaufnahme ermittelt werden, über welche Art 
von Brofchen fie einig geworden. : = 2 . 6. S. 65 


Großeltern. 
Die Befugniß zur Anordnung einer Pupillar- Subftitution ſteht nur 
den Eltern, nicht den Großeltern und den entfernteren Verwandten 
in der aufiteigenden geraden Linie, in x 2 2.2.2. ©. 14 


Grundeigenthum. 
Die Bergbauenden find verpflichtet, den Grundeigenthümern allen, 
an ihren Grundftücken durch ben Betrieb des Bergbaus unmittel⸗ 
bar verurſachten Schaden zu erfegen, 
Diefe Verbindlichkeit twird auch alsdann nicht ausgeſchloſſen: 
1. wenn die Anlagen, wodurch die Befchädigung herbeigeführt 
- worden, nicht unter den befchädigten Grundftücken felbft gemacht 


find, noch 
2. die Beſchadigung bei gehöriger Aufterkfamkeit ſich vorherfes 
ben ließ, und eben fo wenig i 
3. aus dem Schaden des Grundeigenthümers ein Vortheil für 
den Bergbauenden erwächlt. . “a 22-2: 2% 36. ©, 354. 
Grundgerechtigkeit. | 
Die Vorſchrift des $. 14. Tit. 22. Th. J. des N. L. R., daß bei 
« der Ermerbung einer Grundgerechtigkeit durch Verjährung, nachgr 
Bd. IV, 25 | 


* 
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mieten fein muß, daß der Befiger des berechtigten Grundftückes die 
fireitige Befugniß als ein mirkliches Recht, und nicht vermöge einer 
bloßen Vergünftigung in Befig genommen habe, enthält Feine Ab: 
meichungen von den allgemeinen gefeglichen Beftimmungen über den 
Beſitz und die Verjährung von Rechten, und findet daher auch auf 
die dreißigjährige Verjährung Anwendung. . . # 18. ©. 169. 


. und des Publicandums vom 8. April 1809 für aufgehoben zu er⸗ 
—— ee a N ee 21. ©. 201. 


Gütergemeinfchaft. ae 
Im Fürftenthyum Münfter ift ein, in der dort geltenden Güterges 
meinfchaft lebender Ehegatte nicht berechtigt, den ganzen Inbe- 
griff des gemeinfchaftlichen Vermögens ohne Zuftimmung des an⸗ 
dern zu veräußern. - = 2» 2 2... oe. KK 16. ©. 148. 


Guter Glaube. 

Zur Gültigkeit der gänzlichen oder theilmeifen Ceſſion einer Forde- 
rung ift die Übergabe der, über die legtere fprechenden Urkunde nicht 
IDNERDER: = u. 5: u 00 5“ ee A 3 
Wenn jedoch ein Activum, ganz oder theilmeife, Mehreren cedirt 
worden, und diefe ihren Titel insgefammt von einem und demiel- 
ben Autor herleiten, fo fchließt derjenige, melcher den Beſitz der 
Schuldurfunde im guten Glauben eingeräumt erhalten hat, auch) 
die, durch frühere Eeffionen erworbenen Anfprüche der — — 

#7.©. 71. 


Handlungsdiener. 
Kaufleute und Handlungsgehülfen derſelben, welche im Umherreiſen 
Waarenbeſtellungen ſuchen, ohne ſich über die Befugniß dazu durch 
einen Gemerbefchein ausweiſen zu Fünnen, haben, wenn ihnen auch 
bei gehöriger Meldung der Gemwerbefchein fteuerfrei zu ertheilen mar, 
doch den vierfachen Betrag, des Steuerfages von zwei Thalern als 
Strafe zu entrichten, und überdies die Confiscation derjenigen Ger 
genftände verwirkt, die fie wegen ihres Gewerbes bei ſich führen. 
, , MÆ 39. ©. 403. 
Haufiren, f. Handlungsdiener. 


Die Rechte und Pflichten der Hausoffieianten find, ſoweit die 
i Buck nicht re Bes 


teren, nicht nach den $$. 1— 176. des A. L. R. a. a. D. zu beur- 

171 EEE EN 11. ©. 112. 
Heimfall. 

De bei Kurmubsgütern in den Gemwinnbriefen fich findende Vor⸗ 

ehait: 
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‚daß der Hof nach dem Abfterben der Pächter los und ledig zur 
freien Dispofition mieder anheim fallen und ihre Kinder oder ſon⸗ 
flige Erben Fein weiteres Recht daran haben follen, als dasje- 
nige, welches fie aufs Neue miedergewinnen und ihnen alsdann 
geſtattet wird,’ — 
ſchließt ein vererbliches Beſitzrecht an dem Grundſtücke nicht gr 
5. ©. 51. 


Heirath. | 

° Ein Altfiser, welcher eine anderweitige Ehe eingeht, iſt berechtigt, 
feine Ehefrau und demmächft die, mut ihr erzeugten Kinder in den 
Altenfig aufzunehmen, fofern ihm eine abgefonderte Wohnung eins 
geräumt und zu feinen Unterhalt befondere Präftationen oder Län— 
dereien übermwiefen worden. - a 2 2 un» 3893. ©. 23. 


Hnpothefenforderung. ’ 

Im Eoneurfe und, bei Unzulänglichfeit der Maffe, im erbfchaftli- 
en Liquidations-Proceffe ift auch ein hupothefarifcher Gläubiger 

befugt, die Gültigkeit eines ihm vorftehenden Hppothefenrechts an⸗ 
sufechten. & © 2 2 2 0 0 2 0 a 0 0. MM 14 ©.135. - 

inteftaterbfolge. 
Nach — Rechten haben Ascendenten keinen Erbanſpruch 
auf den Nachlaß ihrer kinderlos und ohne Teſtament verſtorbenen 
Descendenten. . 4. G. 


Invecta et illata. 2. 
Der Vermiether hat wegen feines Zinſes und anderer Forderungen 
aus dem Miethöverhältniffe die Rechte eines Pfandgläubigers blos 
auf diejenigen, vom Miether eingebrachten Sachen, welche diefem 
eigenthümlich gehören, nicht auf die eingeBrachten Sachen brit= 
ter Elsemibinil, « 2 a 8 MA Dil, 


Suftigeommiffarius,. a 
Städtifche Deputationen und Commiſſionen, welche zur Verwaltung 
einzelner Geſchäftszweige des Gemeinweſens aus Mitgliedern des 
Magiftrats und der Bürgerfchaft gebildet find, gehören zu den öf⸗ 
fentlichen Behörden, und find daher befugt, Nichtigkeitsbefchwer: 
den ohne Zuziehung eines Juſtizjcommiſſarius einzureichen. 
2 23, ©. 273, 
Kaufluſtiger. _, 
Die Befugnif, im Bietungstermine von Kauflufligen, deren Zah: 
Iungsfähigkeit nicht für genügend. erachtet wird, Cautlonsbeftellung 
zu verlangen, bevor fie zum Mitbieten zugelaffen werden, fteht nur 
den Subhaftations> Intereffenten zu. Der Nichter ift nicht befugt, 
von Amts wegen einen Kaufluftigen, welcher feine Caution be- 
fiellt, som Mitbieten auszufchließen . x x . 3% 17. ©. 163. 


Kaufmann, f. Handlungsbdiener. 
Kind, f. Heirath. 


Kirchenpatron. | | 
Kirchenpatrone find nicht_ ermächtigt, Proceffe megen des Kirchen⸗ 
und Pfarrvernrögens für fich allein zu führen, wenn die Kirchenvorftes 
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her, unter Zuſtimmung der geifilichen Obern, ihren Beitritt zu den- 
felben verweigern. - » 2 2 2... 0. 3 15. ©. 141. 
m Fall einer folchen Weigerung haben die Königlichen Provin- 
al-Regierungen, vermöge des Oberauffichtörechtes des Staats über 
das Kirchen» und Pfarrvermögen, blos die Befugniß, die geiftlichen 
Dbern zur Wahrnehmung der Rechte der betheiligten Kirchenge: 
meinde im Verwaltungswege zu veranlaffen, nicht aber den Proceß 
ſelbſt u führen. - © 2 2 2 0002 1 14. 
Kirchenvermögen, f. Kirchenpatron. 
Kirchenvorſteher, f. Kirchenpatron. - 


Kurmarf. — 
Wenn bei Märkiſchen Lehnen in dem Hypothekenbuche Feine Agnq⸗ 
% tem vermerkt find, fo hat auch ein Allodialgläubiger, deffen Forde- 
rung ohne Conſens der Agnaten eingetragen ift, bei der Concurrenz 
‚mit gefeglichen Lehnsſchulden auf Befriedigung aus der Gubftanz 
des Lehns, nach der, durch die Zeit der Eintragung beſtimmten Ord⸗ 
nung Anfpruch ae ae ⏑ 2 


Kurmud, ſ. Kurmudsgut. 


Kurmudsgut. | 
In den Landestheilen, welche zum ehemaligen Großherzogthum Berg 
eine Zeit lang gehört haben, gebührt den Befigern der, ım $. 11. 
des Deerets vom 13. Geptember 1811 wegen der abgefchafften 
Rechte und Abgaben, erwähnten Kurmudsgüter ein Anfpruch auf das 


ze. ergiebt, da 


Ein erbliches Befigrecht ift bei einem Kurmubdsgut anzunehmen, 
wenn die Kurmud ald-Renlabgabe von dem Gute ERrüdet — 
ae Kurmudsgütern in den Gemwinnbriefen fich findende Bor: 


e a + 
‚daß der Hof nach dem Abfterben der Pächter Ins umd ledig zur 
freien Dispofition wieder anheim fallen umd ihre Kinder oder ſon⸗ 
flige Erben Fein weiteres Recht daran haben follen, als dasjenige, 
welches fie aufs Neue mwiedergewinnen und ihnen alsdann geftat- 


tet wird,’ 
fchließt ein vererbliches Befigrecht an dem Grundftücke nicht aus. 
5. ©. 51. 


Landgut. 
Wenn über ein Landgut ein Pachtvertrag, in welchem ein jährlicher 
hachtzins von 200 Thlen. oder mehr vorbedungen ift, nicht gericht 
ich oder notariell, fondern nur fchriftlich errichtet worden, — gilt 
die Pacht auch auf Ein Jahr nur dann, wenn die Übergabe des 
verpachteten Landgutes an den Pächter erfolgt iſt. 
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Ohne diefe Übergabe Fann weder die Erfüllung auf. Ein Yahr, 
noch Entfchädigung gefordert werden... . . . 2 12. ©. 117. 


Legatar. 

Bei der fideicommiffarifchen Subſtitutivn tritt der Erbe des Sub⸗ 
fituten an deffen Stelle, auch wenn der Subftitut den Subſtitu⸗ 
tionsfall nicht erlebt hat... » x 2 2 2 0... 13. ©, 126. 


Lehn, f. Kurmark. 


Leibzucht. 
Ein Altſitzer, welcher eine anderweitige Ehe eingeht, iſt berechtigt, 
ſeine Ehefrau und demnächſt die, mit ihr erzeugten Kinder in den 
Altenſitz aufzunehmen, ſofern ihm eine abgeſonderte Wohnung ein- 
geräumt und zu feinem Unterhalt beſondere Präſtationen oder Län— 
dereien übermiefen worden. . ee er Er Be 


Liquidationsproceß, EERLMEIE NOIR, 
Im Eoneurfe und, bei Unzulänglichkeit der Maffe, im erbfchaftlichen 
Liquidations⸗-Proceſſe, ift auch ein hypothefarifcher Gläubiger befugt, 
die Gültigkeit eines ihm vorftehenden EIERN LER 

2 14.6, 1. 


135. 
Mahliähriger Wirth. 
Das Eigenthum eines, in dem zum ehemaligen Großherzogthum 
Berg gehörigen Theile des Fürftenthums Münster belegenen, fonft 
eigenbehörigert, zur Zeit der Verkündigung des Decrets vom 12. Der 
eenrber 1808 von einem Mahlzähler befeffenen Colonats ift ſchon 
mit Eintritt der Geſetzeskraft diefer Verordnung, nicht erft mit dem 
Ablauf der fpäter beendigten Mahljahre des Mahlzählers, den Er: 
ben des früheren Eolonen anheimgefallen. > . u 26. ©. 249. 
Der mahljährige Befiger eines, in den Fürftenthümern Münfter und 
Minden oder in der Graffchaft Navensberg belegenen Eolonats, wel⸗ 
cher entweder felbft, oder deffen vorverftorbener Ehegatte fehon zur Zeit ' 
der Aufhebung des Leibeigenthums durch das Bergifche Deeret vom 
12. December 1808 und beziehungsweife durch das NWeftphälifche 
Deeret vom 23. Januar deffelben Jahres fich im Colonatsbefige bes 
funden hat, ift nicht verpflichtet, das, bein Ablaufe der Mahljahre 
vorhandene, aus den Mitteln der Stätte erworbene Peeulium zus 
FÜEmNIAReN. u 20 Eee .. M 37. ©. 307. 
Mahljahre, fe Mahljähriger Wirth. Ä 
Militairperfon. 
Soweit Milttairperfonen ohne Eonfens ihrer Vorgefezten Feine Dar: 
Ichne aufnehmen Fönnen, dürfen ihnen auch Forderungen der Speife: 
wirthe mit rechtlicher Wirkung nicht ereditirt werden. we 9. ©. 9. 
Portepeefähnriche find in Nückficht der Fähigkeit, Darlehne aufzu⸗ 
nehmen, den Ynteroffieieren gleich zu achten. . . .— 9. ©. 9. 
Darlehnsforderungen, welche gegen eine Militairperfon felbft, auf 
den Grund nüglicher Verwendung, nicht geltend gemacht werden 
fönnen, geben aus diefem Fundament auch gegen den Water des 
Schuldners Fein Klagerecht. Das Nänliche gilt von Forderungen 
für ereditirte Sahen.. - © = 2 2 2 2.2..89 S. 94. 
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Minden. 
Der mahljährige Befiger eines, in den Fürftenthümern Münfter und 
Minden oder in der Grafichaft Ravensberg belegenen Colonats, 
welcher entweder ſelbſt, oder deſſen vorverftiorbener Ehegatte fchon 
zur Zeit der Aufhebung des Leibeigenthums durch das Bergifche 
Deeret vom 12. December 1803 und beziehungsmweife durch das 
Weftphälifche Deeret vom 23. Januar deffelben Jahres fih im Co— 
Ionatsbefige befunden hat, ift nicht verpflichtet, das, beim Ablaufe 
der Mahljahre vorhandene, aus den Mitteln der Stätte erworbene 
Peeulium zurückzulaſſen ı» « » 2 2.2... 37. ©. 307, 


Miterbe, 
Vor erfolgter Theilung der Erbichaft haften mehrere Miterben den 
Erbfchaftsgläubigern nicht folidarifch, fondern blos nach Verhältnis 
ihrer Erbtheile; fie Fünnen jedoch nur gemeinfchaftlich, d. h. zufams 
men, nicht einzeln, belangt werden. . . . .. .# 32. &, 302. 
Es ändert hierin nichts, wenn auch die mehreren Miterben für Er: 
ben ohne Vorbehalt zu achten find, letztere mögen mit Bencficials 
Erben concurriren oder nicht. 382. 6. 303, 
Die Erben ohne Vorbehalt haften aber für denjenigen Betrag der 
Nachlaßſchulden, für den fie nach Verhältniß ihres Erbtheils auf: 
fommen müffen, nicht nur mit diefem Erbtheile, fondern auch über 
benfelben hinaus mit ihrem eigenen Vermögen und ihrer Perſon. 

JE 32, ©, 303, 

Miünfter. 
Im Fürftenthum Münfter ift ein, in der dort geltenden Güterge: 
meinfchaft lebender Ehegatte nicht berechtigt, den ganzen Inbes 
griff des gemeinfchaftlichen Vermögens ohne Zuſtimmung des an— 
dern zu veräußern. 0 m = een. 38 16. ©, 148, 
Das Eigenthum_ eines, in dem zum ehemaligen Großherzogthum 
Berg gehörigen Theile des Fürftenthungs Münfter belegenen, fonft 
eigenbehörigen, zur Zeit der Berfündigung des Deerets vom 12. De⸗ 
eember 1808 von einem Mahlzähler befeffenen Colonats ift fchon 
mit Eintritt der Gefegeskraft diefer Verordnung, nicht erft mit dem 
Ablauf der fpäter beendigten Mahljahre des Mahlzählers, den Er— 
ben des früheren Eolonen anheimgefallen. . . 1% 26. ©. 243, 

. ©. auch Minden. 


Münsforte. 
Die Allerhöchfte Cabinetöorder vom 25. Detober 1825, nach wel- 
cher bei Fünftigen Verträgen und Rechnungen unter der Bezeich⸗ 
nung von Groſchen, nur Silbergroſchen verftanden fein ſollen, ber 
zieht fich nur auf den Fall, wenn in Merträgen die Bezeichnung : 
Brofchen, ohne nähere Angabe der Münzforte, gebraucht * * 
* 6. S. 


Haben die Parteien mündlich contrahirt, ſo muß bei entſtehendem 
treit durch Beweisaufnahme ermittelt werden, über welche Art 
von Groſchen fie einig geworden. » x 2 .. 6. S. 66. 
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Nachlaßtheilung. 
Nach getheilter Erbfchaft kann der Schuldner an denjenigen Er: 
ben, welcher fich im Beſitze der, über eine Nachlaßforderung. fpres 
chenden Schuldurfunde befindet, ficher zahlen, wenn gleich von dem⸗ 
felben eine Ceſſion oder Ubermeifung Seitens der übrigen Miterben 
nicht vorgelegt wird. . 2 2 en nn AM 833. ©, 325, 


Neumark. 
Wenn bei Märfifchen Lehnen in dem Hppothefenbuche Feine Agna> 
ten vermerkt find, fo hat auch ein Allodialgläubiger, deffen Forde⸗ 
rung ohne Conſens der Agnaten eingetragen ift, bei der Concurren; 
mit gefeglichen Lehnsfchulden auf Befriedigung aus der Subſtanz 
des Lehns, nach der, durch die Zeit der Eintragung beftimmten Ord⸗ 
nung Anſpruch.... 0 319 ©. 182, 


Nichtgebrauch, Verjährung durd) | 
Die fünfjährige Srift, binnen welcher von einem Verwalter Rech- 
nungslegung zu fordern iſt, midrigenfalld Diefelbe für erlaffen erach- 
tet werden foll, ift ald eine Art der Verjährung durch Nichtgebrauch 
ansifeben.. - oo“ 0 0 EB SG. 341. 
Diefe Art der Verjährung durch Nichtgebrauch wird auch durch aus 
fergerichtliches Abfordern der Rechnung unterbrochen, 18 35. ©. 342. 
Die Befugniß eines Machtgebers, von feinem Bevollmächtig- 
ten über die Ausführung des Auftrags Rechenfchaft zu fordern, un 
terliegt diefer Verjährung nit. x.» M 386. ©. 349. 


Nichtigkeitsbefchwerde, — 
Es bedarf in Reviſionsſachen nicht der Ausſetzung der Publication 
des Urtels bis nach erfolgter Ergänzung der mangelhaften Proceß : 
Vollmacht, wenn die Mängel von der Art find, daß fie nach Vor— 

chrift der Be die Zulaffung des Bevollmächtigten, mit 
orbehalt der nöthigen Ergänzung, nicht hindern. er 
Wegen folcher Mängel der Vollmacht kann auch eine Nichtig— 
feitsbefchmwerde als nicht gehörig angebracht: nicht zurückgewieſen 
a U N En E15. 
GStädtifche Deputationen und Commiffionen, welche zur Verwaltung 
einzelner Gefchäftsjweige des Gemeinweſens aus Mitgliedern ‚des 
Magiſtrats und der Burgerfchaft gebildet find, gehören zu den öf⸗ 
fentlichen Behörden, und find daher befugt, Nichtigkeitsbefchwer- 
den ohne Zuziehung eines Juſtizeommiſſarius einzureichen, 
| 3. MM 29. ©, 273. 
Wenn auf eine, bei dem Gerichte zweiter Inftanz angebrachte Nich- 
tigfeitöbefchwerde das weitere Verfahren bei demfelben Richter ver: 
anlaßt worden, fo if dies allein Fein Grund, un die definitive Ent: 
cheidung auszufegen und die Acten dem Gericht erfter Inftanz zur 
erichtigung des Verfahrens zuufertigen. . . 8 40. S. Ali. 


Nüslihe Verwendung. 
Darlehnöforderungen, melche gegen eine Militairperfon felbft, auf 
den Grund nüglicher Verwendung, nicht geltend gemacht werden . 
fünnen, geben aus diefem Zundament auch gegen den Water des 
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Schuldners Fein Klagerecht. Das Nämliche gilt von Forderungen 
für ereditirte Sachen. . » » = 2 2 9. G. 9. 


Drder. \ 

Ein, an die Drder des Ausftellers gezogener, von einem Nicht 
mechfelfähigen acceptirter Wechſel gilt als AUNELIDRE 

3 28. ©. 359. 
Der Aecceptant wird dem Indoſſatar aus der Annahme eines fol- 
chen Wechfels ſelbſt dann verhaftet, wenn zur Zeit der legteren das 
Giro noch nicht erfolaet war. . . . IM. S. 2359. 
Doch muß auch in dieſem alle der Andoffatar, wenn der Ausftel- 
ler das Gefchäft in feinem Auftrage gemacht hat, fich diejenigen 
Einwendungen gefallen laffen, — dem Aceeptanten gegen den 
Ausſteller zuftehen. . » » » » en. 2 2965. 259. 


Pachtvertrag. 
Menn über ein Landgut ein Pachtvertrag, in wegen ein jährlicher 
——— von 200 Thlen. oder mehr vorbedungen iſt, nicht gericht⸗ 
ich oder notarich, fondern nur fehriftlich errichtet worden, fo gilt 
die Pacht auch auf Ein Jahr nur dann, wenn die Übergabe des 
verpachteten Landautes an den Pächter erfolgt ift. 
Ohne diefe Übergabe kann weder die Erfüllung auf w Sale 
noch Entfhädigung gefordert werden, . . . . .% 12, 


eeulium. 

® Der mahljährige Befiger eines, in den Fürſtenthümern Münſter und 
Minden oder in der Grafſchaft Ravensberg belegenen Colonats, 
welcher entweder ſelbſt, oder deſſen vorverſtorbener Ehegatte ſchon 
zur Zeit der Aufhebung des Leibeigenthums durch das Bergiſche De— 
eret vom 12. December 1808 und beziehungsweiſe durch das Wefts 
phälifche Decret vom 23, Januar deffelben Jahres fih im Eolos 
natöbefige befunden hat, ift nicht verpflichter, das, beim Ablaufe 
der Mahljahre vorhandene, aus den Mitteln der Stätte erworbene 
Peculium zurückzulaſſen.. » . .» M 37, ©. 367. 


Pfandrecht. 


Der Vermiether haten wegen ge Zinfes und anderer Forderungen 

aus dem Mierhsverhältniffe die Rechte eines Pfandgläubigers I08 
auf diejenigen, som Miether eingebrachten Sachen, welche diefem 
eigenthümlich gehören, nicht auf die eingebrachten en rn 
ter Eigenthümer, a ee Gere =. 


Pfa rrvermögen. 


Kirchenpatrone find nicht ermächtigt, Proceſſe wegen des Kirchen⸗ 
und Pfarrvermögens für ſich allein zu führen, wenn die Kirchenvor⸗ 
ſteher unter Zuſtimmung der Bm Dbern ihren Beitritt zu 
denfelben verweigern. ee . .—7 18. SG. 141. 
Im DR einer folchen Weigerung haben die Königlichen Provinz 
eials Regierungen, vermöge des Dberauffichtsrechtes des Staats über 
das Kirchens und Pfarrvermögen, blos die Befugniß, die geiftlichen 
Dbern zur Wahrnehmung der Rechte der. betheiligten Kirchenge: 
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meinde im Verwaltungswege zu veranlaffen, nicht aber den Procef 
ſelbſt m füen. . - © - 2 0 2.020020. 415 S. 14. 

Portepeefähnrich. EN 
Portepeefähnriche And in Nückficht der Fähigkeit, Darlehne aufzu⸗ 
nehmen, den Unteroffisieren gleich zu achten. . . #9. ©. 


ofen. | 

’ Al: altpolnifchen Rechten haben Ageendenten Feinen Erbanſpruch 
auf den Nachlaß ihrer Finderlos und ohne Teſtament verftsrbenen 
Descendenten... 0 07 0 0. 4. 85 


Priorität. 
Wenn bei Märfifchen Lehnen in dem Hppothefenbuche Feine Agna⸗ 
ten vermerkt find, fo hat auch ein Allodialgläubiger, deffen Forde⸗ 
rung ohne Confens der Agnaten eingetragen. ift, bei der Eoneurrenz 
mit; geferlichen Lehnöfchulden auf Befriedigung aus der Gubftan; 
des Lehns, nach der, Durch die Zeit der Eintragung -beftimmten Ord⸗ 
nung Anfpruc). . i 2 0. 5 19. S. 182. 


Proceß-Legitimation, f. Pfarrvermögen. 


Proceß: Vollmacht. 

Es bedarf in Reviſionsſachen nicht der Ausfegung der Publication 
des Urtels bis nach erfolgter Ergänzung der mangelhaften Proceß⸗ 
Bollmacht, wenn die Mängel von der Art find, daß fie nach Vor: 
fchrift ver Proceß⸗Ordnung die Zulaffung des Bevollmächtigten, 
mit Vorbehalt der nöthigen Ergänzung, nicht hindern. 

Wegen folcher Mängel der Vollmacht kann auch eine Nichtig- 
Feitsbefchwerde als nicht gehörig angebracht nicht zurückgemtefen 
WERDEN, ee ee ee ei Be 


Provineialrecht. Aare 

Beftinmungen des gemeinen Rechts, welche in ein, ald Gefezbuch 

publicirted Provineialrecht herübergenommen worden, find ald Pro: 

vincialgefege zu betrachten, und Fommen vor dem allgemeinen 

Landrechte zur Anwendung. - 
Namentlich gilt dies von denjenigen Beſtimmungen des gemei- 

nen Nechts, die in das Preußifche Landrecht vom Jahre 1721 herz 

über genommen fd. » 2 0 vr 41. S. 422, 


Pupillar-Gubftitution. 
Die Befugniß zur Anordnung einer — ——— ſteht nur 
den Eltern, nicht den Großeltern und den entfernteren Verwandten 
in der auffteigenden geraden Linie, zu. . 2. ©. 14. 


Quittung _ 
Die, über die Zahlung eines Capitals ohne Vorbehalt ausgeftellte 
Quittune begründet zu Gunften des Schuldners nur die Vermu— 
thung, daß die vorbedungenen Zinfen bezahlt oder erlaffen find; 
der Nachweis des Gegentheild wird durch diefe Vermuthung nicht 
ausgeſchloſſen.... 34. ©. 380. 


Ravensberg, ſ. Peculium. 
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Real⸗Abgabe. 
Ein erbliches Beſitzrecht iſt bei einem Kurmudsgut anzunehmen, 
wenn die Kurmud als Realabgabe von dem Gute — — 


Real-Gewerbeberechtigung. — 
In denjenigen Landestheilen, welche zu dem vormaligen Königreiche 
Weſtphalen eine Zeit lang gehört haben, iſt die Vererblichkeit der 
Apotheker⸗Privilegien auch da, mo fie früher beftand, fo mie Die 
Pflicht zur Entrichtung von Abgaben für die Ausübung folcher Pri- 
vilegien aufgehoben, felbit wenn diefe Abgaben als Erbzins_für die 
Verleihung des Privilegiuns vorbedungen waren. m 25. ©. 226. 


Rechnungslegung, 
Die fünfjährige Friſt, binnen welcher von einem Verwalter Rech⸗ 
nungslegung zu ‚fordern ift, widrigenfalls diefelbe für erlaffen erach⸗ 
tet werden fol, ift als eine Art der Berjährung durch Nichtgebrauch 
GRSURDEN: u: 35. 2 504: 5 een 
Diefe Art der Verjährung durch Nichtgebrauch mird auch durch au: 
Bergerichtliches Abfordern der Rechnung ORTE. ER 
J% 35. ©. 342, 


Die Befugniß eines Machtgebers, von feinem Bevollmächtig: 
ten über die Ausführung des Auftrags Nechenfchaft zu fordern, uns 
terliegt diefer Verjährung nidt. -» » x» x. 2 3. ©. 343. 
Regreß. — 
Die Vertretungsverbindlichkeit der Mitglieder eines Dorfgerichts, 
welche bei Aufnahme eines Teſtaments die geſetzlichen Förmlichkei⸗ 
ten verabſäumen, beſchränkt ſich auf den Fall, wenn ſie unterlaſſen, 
das aufgenommene Teſtament dem Gerichtshalter ohne Zeitverluſt 
einzuhändigen 2 2 2 2 2 . 8. SG. 80. 


Reiſender Handlungsdiener. 
Kaufleute und Handlungsgehülfen derſelben, welche im Umherreiſen 
Waarenbeſtellungen ſuchen, ohne ſich über die Befugniß dazu durch 
einen Gewerbeſchein ausweiſen zu können, haben, wenn ihnen auch 
bei gehöriger Meldung der Gewerbeſchein ſteuerfrei zu ertheilen war, 
doch den vierfachen Betrag des Steuerſatzes von zwei Thalern als 
Strafe zu entrichten, und überdies die Confiscation derjenigen Ge— 
genſtände verwirkt, die ſie wegen ihres Gewerbes bei neh — 

| % 39. © 403. 


Reviſion. 
Es bedarf in Reviſionsſachen nicht der Ausſetzung der Publication 
des Urtels bis nach erfolgter Ergänzung der mangelhaften Proceß— 
Bollmacht, wenn die Mängel von der Art find, dab ſie nach Vor— 
ſchrift der Proceß-Drdnung die Zulaffung des Gevuumächtigten, 
mit Vorbehalt der nöthigen Ergänzung, nicht hindern. , — 
Wegen ſolcher Mängel der Vollmacht kann auch eine Nichtig— 
keitsbeſchwerde als nicht gehörig angebracht nicht zurückgewieſen 
Werde, a ee 
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Schade. — 
Die Bergbauenden ſind verpflichtet, den Grundeigenthümern allen, 
an ihren Grundſtücken durch den Betrieb des Bergbaus unmittel⸗ 
bar verurfachten Schaden zu erfegen. ns 
Diefe Verbindlichkeit wird auch alsdann nicht ausgefchloffen: 

1. wenn die Anlagen, modurch die Befchädigung herbeigeführt 
ee unter den befchädigten Grundftücken felbft gemacht 
ind, no A ehe 

2. die Befchädigung bei gehöriger Aufmerkfamkeit fich vorherſe⸗ 
hen ließ, und eben fo menig 

3. aus dem Schaden des Grundeigenthümers ein Vortheil für 
den Bergbauenden erwächſt... 36. ©. 354. 

Schleſien. — 
Ein Grundzins, welcher vor Publication des Ediets vom 9. Detos 
ber 1507 dem Gutsheren für die Aufhebung des Unterthänigkeits- 
verbandes verfprochen worden, ift nicht in Folge des gedachten 
Ediets und des Publicandums vom 8, April 1809 für aufgehoben 
u ahien. - » 2 en ee ee en. KH UM. S, Wi. 
Schöppen. j i — 
Ein Dorfgericht iſt zur Aufnahme eines Teſtaments hinreichend bes 
fest, wenn daffelbe, außer dem Gerichtöfchreiber, von dem Schul: 
zen und zweien vereideten Schöppen gebildet wird, obgleich bei 
dem Dorfgerichte noch mehrere Schöppen vorhanden un 
JE 8, 


Schriftliher Vertrag. — 
Wenn ein Vertrag, welcher zu ſeiner Rechtsgültigkeit der ſchriftli⸗ 
chen Abfaſſung bedarf, nur von dem einen Contrahenten gehörig uns 
terfchrieben, von dem andern, des Schreibens und Leſens unfundiz 
gen Eontrahenten dagegen blos mit Kreuzen unterzeichnet ift, und 
deshalb für den Lesteren Feine verbindliche Kraft hat, ſo Fann der 
Erftere fich auf diefe mangelhafte Vollziehung des Vertrags nicht 
berufen, und von demfelben ohne weiteres nicht zurüsktreten. Er 
hat nur das Recht, von dem andern Contrahenten zu verlangen, 
daß dieſer entweder ebenfalld den Vertrag in rechtögültiger Form 
vollziehe, oder fich die gänzliche Aufhebung gefallen laffe. 
| „ 23. ©. 214, 
Schuldurfunde, — 
Zur Gültigkeit der gänzlichen oder theilweiſen Ceſſion einer Forde⸗ 
rung iſt die UÜbergabe der, über die letztere ſprechenden Urkunde nicht 
666 
Wenn jedoch ein Activum, gang oder theilweiſe, Mehreren cedirt 
worden, und diefe ihren Titel insgefanmt von einem und demfel- 
ben Autor herleiten, fo fchließt derjenige, welcher den Befig der 
Schuldurfunde im guten Glauben eingeräumt erhalten hat, auch 
die, durch frühere Eefftionen erworbenen Anfprüche der übrigen aus. 
M 7. S. 71. 
Nach getheilter an Fann der Schuldner an. denjenigen Erben, . 
welcher fich im Beſitze der, über eine Nachlaßforderung fprechenden 
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Schuldurfunde befindet, ficher zahlen, wenn gleich von bemfelben 
eine Ceſſion oder Übermeifeng Seitens der übrigen Miterben nicht 
vorgelegt wird. . er 756: © Bu S. 325. 


Schmängerung. 
Kann eine, unter dem Derfprechen der Ehe Geſchwächte auch dann 
die Vollziehung der Ehe oder, falls der Schwängerer diefe verwei— 
gert, alle Rechte einer gefchiedenen, für den unfchuldigen Theil er: 
Flärten Ehefrau verlangen, wenn das Eheverfurechen mehrere Jahre 
vor erfolgter Schwängerung abgegeben worden ift? 1 10. G. 102. 
DVerliert die Gejchwächte die gedachten Anfprüche an den Schwän— 
gerer durch eine fpätere Verlobung mit einem Andern? 

#10. ©. 103. 
Silbergeld. 


Die Allerhöchfte Cabinetsorder vom 25. Detober 1825, nach wel; 
cher bei Fünftigen Verträgen und Rechnungen unter der Bezeichnung 
von Grofchen, nur Silbergrofchen verftanden fein follen, bezieht fic) 
nur auf den Fall, wenn in Verträgen die Bezeichnung: Grofchen, 
ohne nähere Angabe der Münsforte, gebraucht if, Je 6. ©. 65. 
aben die Parteien mündlic) contrahirt, fo muß bei entſtehendem 
treit durch Beweisaufnahme ermittelt werden, über welche Art 
von Grofchen fie einig geworden. - 2» = . M 6. S. 65. 


Solidarität. 

Vor erfolgter Theilung der Erbfchaft haften mehrere Miterben den 
Erbfchaftsgläubigern nicht folidarifch, fondern blos nach Verhältniß 
ihrer Erbeheile; fie Eönnen jedoch nur — | 2 h. eo. 
nen, nicht einzeln, belangt werden. 

Es ändert hierin nichts, wenn auch die mehreren Hiterben Sir > 
ben ohne Vorbehalt zu achten find, legtere mögen mit zum 

Erben eoneurriren oder nicht: = 2 2 2 2. 32. ©. 303. 


Speiſewirt 

Soweit eenen ohne Conſens ihrer Vorgeſetzten keine Dar⸗ 
lehne aufnehmen können, dürfen ihnen auch Forderungen der Ye 
wirthe mit rechtlicher Wirkung nicht ereditirt werden. u 9. ©. 9 


Städtifhe Commiffion. 
Städtifche Deputationen und Commiffionen, welche zur Verwal⸗ 
tung einzelner. Gefchäftszmeige des Gemeinmefens aus Mitgliedern 
des Magiftrats und der Bürgerfchaft gebildet find, gehören zu den 
öffentlichen Behörden, und find daher befugt, Nichtigkeitsbes 
ſchwerden ohne Zuziehung eines Juſtizcommiſſarius er, 
Städtifhe Deputation, f. Städtifhe Commiffion. 
Stromfchiffer. 
Der Stromſchiffer ift, eben fo wie der Seefchiffer, Die Zahlung der 
Sracht ogleich nach Ablieferung ſämmtlicher Waaren von dem im 
Connoiſſement beftimmten Empfänger derfelben zu fordern berechtigt. 


% 38. ©. 398. 
Subhafation. 
Die Befugniß, im Bietungstermine von Kauflufigen, deren Zah: 


d 
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Iungsfähigfeit nicht für genügend erachtet wird, Gautionsbeftellung 
ji verlangen, bevor fie zum Mitbieten zugelaffen werden, ſteht nur 
en Subhaftationss Intereffenten zu. Der Nichter ift nicht befugt, 
von Amts wegen einen Kaufluftigen, welcher Feine Caution de 
ftellt, vom Mitbieten aussufchliegen. » - . . 2% 17. ©, 163, 
Subferiptionslit. 0°... 

In welcher Art ift in einer Gubferiptionslifte der Werleger zu be- 
zeichnen, damit zwiſchen ihm und den GSubferibenten ein rechtsgül- 
tiger Vertrag zu Stande Eomme? Genügt dazu — außer dent Falle 
einer Handlungsfirma — eine, mit dem Namen des Verlegers nicht 
zufammentreffende Bezeichnung. - » =» 2 . 20. ©. 19. 


Subftitution. 
Die Befugniß zur Anordnung einer eg hg fteht nur 
den Eltern, nicht den Großeltern und den entfernteren Verwandten 
in der aufffeigenden geraden Linie, Hk. » 2» 2... G. 14. 
Bei der fideicommiffarifchen Subftitution tritt der Erbe des Sub⸗ 
ftituten an deffen Stelle, auch wenn der Subſtitut den Gubftitus 
tionsfall nicht eglebt bat. . « . . .» . 3% 13. ©. 126, 


Eeftament. ' 
Ein Dorfgericht ift sur Aufnahme eines Teftaments hinreichend be- 
fest, wenn daffelbe, außer dem Gerichtöfchreiber, von dem Schul 
zen und zweien vereideten Schöppen gebildet wird, obgleich bei 
dem Dorfgerichte noch mehrere Schöppen vorhanden find. 
8.6. 80, 
Die Vertretuingsverbindlichkeit der Mitglieder eines Dorfgerichts, 
welche bei Aufnahme eines Teftaments die gefeglichen Förmlichkei⸗ 
ten verabſäumen, befchränkt fi) auf den Fall, wenn fie unterlaffen 
das aufgenommene Teflament dem Gerichtöhalter ohne Zeitverlu 
einzuhändigen.  . . . 0. . . 8. S. 80. 


Transmiſſion, ſ. Subſtitution, den zweiten Satz. 


Übergabe. 

Wonn über ein Landgut ein Pachtvertrag, in welchem ein jährlicher 
Pachtzins von 200 Thlrn. oder mehr vorbedungen iſt, nicht gericht⸗ 
lich oder notariell, ſondern nur ſchriftlich errichtet worden, ſo gilt 
die Pacht auch auf Ein Jahr nur dann, wenn die Übergabe des 
verpachteten Landgutes an den Pächter erfolgt iſt. 

Ohne dieſe Übergabe kann weder die Erfüllung auf Ein Jahr, 
noch Entfchädigung gefordert werden... . « „812. ©. 117. 


Unterfchrift, ſ. Städtiſche Commiffion, 


Dater. 
Darlehnsforderungen, welche gegen eine Militairperfon felbft, auf 
den Grund nüglicher Verwendung, nicht geltend gemacht werden 
fönnen, geben aus diefem Fundament auch gegen den Water des 
Schuldners Fein Klagerecht. Das Nämliche gilt von Forderungen 
für ereditiste Sachen. . - «2 2» 9. ©. 9. 


Bäterliche Gewalt, f. Vater. 


’ 
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Veräußerung. RS Ä 
Im Fürftenthum Münfter ift ein, in der dort geltenden Güterge- 
meinfchaft lebender Ehegatte nicht berechtigt, den ganzen Inbe— 
riff des gemeinfchaftlichen Wermögens ohne Zuftinnmung des an— 
ern zu veräußern. - 2 2 2 2 .M 16. SG. 148. 


Verjährung. 
Die Vorfchrift des $. 14. Tit. 22. Th. I. des A. L. R., daß bei 
der Ermerbung einer Grundgerechtigkeit durch Verjährung, nachge- 
mwiefen fein muß, daß der Beſitzer des berechtigten Grundftückes Die 
ftreitige Befugniß als ein mirfliches Recht, und nicht vermöge einer 
bloßen Vergünftigung in Befig genommen habe, enthält Feine Ab- 
meichungen von den allgemeinen gefeglichen Beftimmungen über den 
Beſitz und die Veriährung von Nechten, und findet daher auch auf 


die dreifigjährige Verjährung Anwendung. . . 1 18. ©. 169 
Derzugszinfen find der zehnjährigen Verjährung nicht — 


0. ©. 280. 
Verjährung durch Nichtgebrauh. 
Die fünfiährige Frift, binnen welcher von einem Verwalter Rech— 
nungslegung zu fordern ift, widrigenfalls diefelbe für erlaffen erach— 
tet werden foll, it ald eine Art der Verjährung durch Nichtgebrauch 
BREDEN. 5 a a ar ar Beate A SA; 
Diefe Art der Verjährung durch Nichtgebrauch wird auch durch aus 
Sergerichtliches Abfordern der Rechnung unterbrochen. W 35. ©. 342. 
Die Befugniß eines Machtgeberd, von feinem Bevollmächtig- 
ten über die Ausführung des Auftrags Rechenfchaft zu fordern, 
unterliegt diefer Verjährung nicht. . » x» x. A 35. ©. 343, 
©. auch Verjährung den zweiten Gap. 
Verleger. SIR ni 
In welcher Art ift in einer Subferiptionslifte der Verleger zu ber 
zeichnen, Damit zwifchen ihm und den Subferibenten ein rechtsgüls 
tiger Vertrag zu Stande komme? Genügt dazu — außer dem Falle 
einer Handlungsfirma — eine, mit dem Namen des Verlegers nicht 
zufammentreffende Bezeichnung? . .» 2... 20. ©. 19. 


Dermiether. 
Der Vermiether hat megen feines Zinfed und anderer Forderungen 
aus dem Miethsverhältniffe die Rechte eines Pfandgläubigers blos 
auf diejenigen, vom Miether eingebrachten Sachen, welche diefem 
eigenthümlich gehören, nicht auf die eingebrachten Sachen drit- 
ter Eigenthüme. oc 02 2 M1. S. 1. 


Vermuthung. 
Die, über die Zahlung eines Capitals ohne Vorbehalt ausgeſtellte 
Quittung —— zu Gunſten des Schuldners nur die Vermu— 
thung, daß die worbedungenen Zinfen bezahlt oder erlaffen find; 
der Nachweis des Gegentheild wird durch diefe Vermuthung nicht 
ausgeſchloſſennn. 34. ©. 330. 
Dertrag. — 
Wenn ein Vertrag, welcher zu feiner Rechtsgültigkeit der ſchriftli⸗ 
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chen Abfaffung bedarf, nur von dem einen Contrahenten gehörig 
unterfchrieben, von dem andern, des Schreibens und Lefens unfuns 
digen Gontrahenten dagegen blos mit Kreuzen unterzeichnet ift, und 

deshalb für den Letzteren Feine verbindliche Kraft hat, fo Fann der 
Erftere fich auf diefe mangelhafte Vollziehung des Vertrags si 
berufen, und von demfelben ohne meiteres nicht zurücktreten. Er 
hat nur das Recht, von dem andern Contrahenten zu verlangen, 
daß dieſer entweder ebenfalls den Vertrag in rechtögültiger Form 
vollziehe, oder fich die gänzliche Aufhebung gefallen laffe. 


M 23. ©. 214. 
S. auch Verleger. 


Vertretung — 
Die Vertretungsverbindlichkeit der nu. eines Dorfgerichts, 


das aufgenommene Teſtament dem Gerichtshalter ohne Zeitverluft 
einzuhändigen. - » = 2 2 2 0. ee... 3886. 80. 


Verwalter, f. Verjährung durch Nichtgebraud. 
Verzugszinſen, f. Verjährung. 


Vollmacht. 

Es bedarf in Reviſionsſachen nicht der Ausſetzung der Publication 
des Urtels bis nach erfolgter Ergänzung der mangelhaften Proceß— 
Vollmacht, wenn die Mängel von der Art find, daß fie nach Vor: 
fehrift der Procef- Ordnung die Zulaffung des Bevollmächtigten, 
‚mit Vorbehalt der nöthigen Ergänzung, nicht hindern. 

Wegen folder Mängel der Vollmacht Fann auch eine Nichtig⸗ 
Feitsbefchwerde als nicht gehörig angebracht nicht zurückgemiefen 
DDR. un et. 2.25 HANS. 356. 


Borbedungene Zinfen, f. Vermuthung. 


Vorbehalt, Erben ohne | 
Bor erfolgter Theilung der Erbfchaft haften mehrere Miterben den 
Erbfchaftögläubigern nicht folidarifch, fondern blos nach Verhältniß 
ihrer Erbtheile; fie können jedoch nur gemeinfchaftlich, d. h. zuſam⸗ 
men, nicht einzeln, belangt werden. ...32. ©. 302. 
Es ändert hierin nichts, wenn auch die mehreren Miterben für Er- 
ben ohne Vorbehalt zu achten find, Iettere mögen mit Benefieial: 
Erben eoneurriren oder niht. . » . . . 3% 32. ©. 303. 
Die Erben ohne Vorbehalt haften aber für denjenigen Betrag der 
Nachlaßfchulden, für den fie nach Verhältniß ihres Erbtheils auf- 
fommen müffen, nicht nur mit diefem Erbtheile, fondern auch über 
denfelben hinaus mit ihrem eigenen Vermögen und ihrer Perfon. 

3% 32. ©. 302. 
MWechfel. 


Ein, an die Order des Ausftellers gegogener, von einem Nicht: 
mwechfelfähigen acceptirter Wechfel gilt ald Anmeifung. 
M 28. ©. 259, 


\ 
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Der Acceptant wird dem Indoſſatar aus der Annahme eines fol- 
chen Wechfels felbit dann verhaftet, wenn zur Zeit der letzteren das 
Giro noch nicht erfolgt war... » 2 2 U 2.0 38. ©. 259. 
Doch muß auch in diefem Falle,der Indoffatar, wenn der Ausftel- 
ler das Gefchäft in feinem Auftrage gemacht hat, fich diejenigen 
Einwendungen gefallen laffen, welche dem Acceptanten gegen den 
Ausfteller zufichen. . Pe 5 S. 23009. 


Weftphalen. , 
In denjenigen Landestheilen, welche zu dem vormaligen Königreiche 


Weſtphalen eine Zeit lang gehört haben, ift die Vererblichkeit der 
Apothefer- Privilegien auch da, wo fie früher beftand, fo wie die 
Pflicht zur Entrihtung von Abgaben für die Ausübung folcher Pri⸗ 
vilegien aufgehoben, felbft wenn diefe Abgaben als Erbjins für die 
Verleihung des Privilegiums vorbedungen waren. u 25. ©. 226. 


Weftpreußen. - 
Beſtimmungen des gemeinen Rechts, welche in ein, ald Geſetzbuch 
publieirtes Provincialrecht herübergenommen worden, find als Pro: 
vincialgefege zu betrachten, und Fonımen vor dem allgemeinen 
Landrechte zur Anwendung. 

Namentlich gilt dies von denjenigen Beſtimmungen des gemei- 
nen Rechts, die in das Preußische Landrecht vom Jahre 1721 her- 
über genommen fd. . » 2 2... ... 3% 4.6. 422. 


Zahlung _ en 
Die, über die Zahlung eines Capitald_ ohne Vorbehalt ausgeftellte 
Quittung begründet zu Gunften des Schuldners nur die Vermu— 
thung, daß die vorbedungenen za bezahlt oder erlaffen find; 
der Nachweis des Gegentheils wird durch diefe Vermuthung nicht 


RUSSEDIOHEN = u 0 . M 34. ©. 336, 
Zeitpacht. — ee 
Kon bei Kurmudsgütern in den Gemwinnbriefen fich findende Vor⸗ 
ehalt: 


„daß der Hof nach dem Abſterben der Pächter los und ledig zur 
freien Dispoſition wieder anheim fallen und ihre Kinder oder ſon⸗ 
ſtige Erben kein weiteres Recht daran — als dasjenige, 
welches fie aufs Neue wiedergewinnen und ihnen alsdann geſtat⸗ 


tet wird,’ 
fchlieft ein wererbliches Befigrecht an dem Grundſtücke nicht aus. 
* 5 


inſen. Ber | 
s Verzugszinſen find der zehnjährigen Verjährung nicht unterworfen. 
5 30, ©. 2%, 
S. auch Zahlung. 


Res 


— Regiſter 


über 


die im vierten — der Entſcheidungen des Gehei⸗ 
men Ober⸗Tribunals erlaͤuterten Geſetze. 


— 


Allgemeines Landrecht. 
Hunt at vom 5. Februar 4794 $ L vx 4. 
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Einzelne Gefege und Verordnungen. 


Poligei-Orbnufg der Haupt⸗ und Be it Münfter in Welt 
phalen, vom 18. Januat 1592. Cap. V. und Adjectum II. 
Nano 1607. 1601.) in Decembri Cu SV. ) #16. ©. 149. 


Aſſecuration vor die ROTOR in der En Dat 
Ci 2 Junii 1717. $.1 —* C, M. sch, UI. Abth. V Po 
El. 89. . . ... . . 3% 19 & 184. 

— Conſtitution, wie ed wegen Suceeſſion * Agnaten bey 
den Veräußerungen, Verſorgung der Wittiben, Ausſteuer der Töch⸗ 
ter und was dem anhängig, u auch mit der Kegiftratur und —* 
Land⸗ Buch, ratione derer Rittergüter in der Alten-Marck, 
nitz, Mittel⸗ und Ucker⸗Mark, auch Beeß⸗ und en = 
en zu — sub dato Berlin 1. Suni 1723. $, 6., C.C.M, 

Abth. V. 76. Col. 1 ... 319 9,6. 184. 

en für die Nitterfchafft der — — und ineor⸗ 

porirten Creyſer, wie es mit Verpfändung und Veraͤußerung der 

Adelichen Güter, als auch mit der dispositione ultimae volunta- 

tis über — Suceeſſion der Agnaten ꝛc. — ne * 
de dato Berlin, den 14. * — Ss. 1 11.,C.C. 

Ch. II. Abth. V. Ar 78. Col 137.. = 19, ©. * 

‚ Königlich Preußiſche Eigenthumsordnung des Fürſtenchum⸗ Minden 

zpd ie ee 9g —ãA November —— * ut. 

2. 4, Cap. VII. $. 1., Eap 10., Gap. X 34 

N 37. 369. 

et für das Fürftenthum und Hochſtift Münfter, vom 
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10, Mei 1770. Th. 1. Tit. 9, 55.1.2. 4 1-1, Th. II. 
Tit. 7.8.1 26 ©. 244. 
Sp. I. it. 7. 6. i. ⁊ I. it. 1. sg. 3. A, &it.2. $.2, Yes 
4 ‚Tit. 8 86.1. 2 ‚ &it.9. 55. 13, 14.15. it. 10.8.1 
h. I. ir. 1.9.3, gi a8$. 1.3, Mid. 862. 8.8, 97 
Tit. 7. SS. 7 * 6 a 
Declaration bes chiet vom 28. März 1794 wegen der in — 
ßen geltenden = und ur um 30. April 1797. $. 1 r 
N.C.C. Th % 36. Col. 1 . F 4.6.3 
— ber! le Lommiſſi on, — das Indoſſament traf. tr 
ter, auf einen beftimmten Inhaber lautender Wechfel an eigerie Or⸗ 
der, vom 17. Juni 1800, beftätigt durch das Auftiz- Minifterial- 
— vom 30. deſſelben Monats und Jahres, Neues Archiv 
I. ©. 177, * 28. S. 260, 
— Hrdnung, nach welcher die Apotheker in den & Königl. Preu⸗ 
Bifchen Landen ihr rn betreiben follen, vom 11. Oeto⸗ 
ber 1801. SS. 2—4. Th. XI. 56. Col. 555. 
MM 25. ©. 228. 
Edict vom 9. Detober 1807, betreffend den erleichterten Beſitz und 
den freien Gebrauch des Örundeigenthung, X wie die perfönlichen 
Verhältniſſe der — ss. X a mas 
von 1806 — 1810. S. 170, 1. S. % 
Ordnung für fammtliche Site der Preußiſchen a, = 
19. November 1808. $$. 13. 47. 127. 133. 169. 174. 175. 176, 
179. 180. 185., Geſetz⸗ Sammlung von 1806-1810. S. 324. 
2% 29. ©. 273. 
Publicandum vom 8. April 1809, betreffend die, durch das sub dato 
Memel, den 9. Detober 1807 ergangene Ediet erfolgte Auflöfun 
der perfönlichen Erbunterthänigkeit in —— Schleſien und 
der EIER Olat, 88. 6.7., SER Sammlung von 1806 — 1810, 
ER A .. M 21.6©. 201. 
— Geſetz vom 10. Hetober 1809. Art. 2. 6. 7. Laube, 
=: — des — —— —2 — 


— von 9, December. 1809 wegen ———— der, an 
einen gewiſſen Inhaber und wegen des öffentlichen Aufgebotes der, 
an jeden ae ausgeftellten Privat» Schuldverfchreibungen und 
Urkunden $$. 1.2., Gefeg- Sammlung von 1806 — 1810. ©. 621 

M 17.6. 20; 

Verordnung megen der, in Schlefien entitandenen — —— 
über die Dienſtleiſtungen der Bauern gegen ihre Gutsherrſcha 
vom 24. Detober AN Beier: — von 1806 — 1810, 
S. 75. . - . ,# A. ©. %0%. 


Gefinde- Ordnung für ſammtliche Provinzen der Preußiſchen Monar⸗ 
chie, vom 8. November 1810, Einleitung, SeferSa⸗ ©. 101. 


2% 11. ©: 113. 
Patent megen Einführung der Preußifchen gerege in das Großherzog⸗ 
a — vom 9. November 1816. — —85 
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Geſetz wegen glg ber Gemerbefteuer vom 30. Mai 18%. 
$. 2. 20. Lit. a., Gefeg- Sammlung S. 147. # 39. ©. 404. 
Gefer, betreffend den Verkauf ausftehender Forderungen und Cours 
I ender Schuldpapiere im Wege der — vom zei 1822, 
1—3., Geſetz⸗ Sammlung &. 178... . # 24. ©, MA. 
Regulativ über den Gewerbebetrieb im tmbejepen Er D insbefonder 
er aufiren, vom 28, April 1824. $$. 2 
30., © es: Sammlung 0 10, 0, 5% * 30. ©. 4083. 
Aukerhüchfe Eabinetsorder vom 21. April 1825 in Bezug auf die, un 
ter demfelben Dato — Geſetze über die gutsberrlich - häuers 
lichen Berhältniffe im vorm 2 Königreich Weltphalen, Großher⸗ 
josthum Berg und Sraniöf f Hanſeatiſchen oder er 
ment, gr etz⸗ Sammlung ©. 73... » . . .» % 5. ©, 51. 
Geſetz über die, den 335 % Keen Rechtöverhäftnife, und 
über die Realberechtigungen in den Landestheilen, welche vormals 
eine Zeit lang zum Königreich Weftphalen gehört haben, vom 
21. April 1825, en ©. 74., $. 4. u. flgd. 


Deſelben © ae 3m 
elben es BER ne 
* 25. ©. 229. 


Befeg über die, den Srundbeft itz betreffen enden "Rechtöverhältniffe und 
über die Realberechtigungen in den Zandestheilen, welche zu dem 
ehemaligen Großherzogthum Berg eine Zeit lang - haben, vom 
21. April 1825, Gefeg- Sammlung ©. 94, 21. 


JR 2. . 
Deffelben en . u fd. nenn. 8 37, ©. 369. 


15. 23. # 26. ©. 245. 

Allerhochſte Gabinetsdtder vom 25. Detober 1825, , Bub bei fünftigen 
Verträgen und Rechnungen, unter der Bezeichnung von —— 
nur Silbergroſchen verſtanden ſein ſollen, — an 
Allerhöchfte Cabinetsorder vom 12. Februar 1831, — — 
“der Kaufleute und Fabrikanten von der Entrichtung befonderer Ge: 
werbefteuer für die Gewerbefcheine zum Auffuchen von — 
ſtellungen und zum Waaren⸗Aufkauf, Geſetz⸗ En 5: — 

% 

Revidirte Städte: Drdnung für die un: Monarchie vom 17. Re 
1831. $. 107,, De: Samn er ; , "29, ©. 274. 
Verordnung über dad Rechtsmittel der es * und der Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde, von 14. December 1833. $. 11., Geſetz⸗Sammlung 


S. 305, 5% 2 23. ©. 274. 
—— — ; 40. ©. 412. 
Beenonung über ——— in init; Sıdın von 4. *9 1834. 
$. 15., Geſetz⸗ Sammlung ©. 35. 2 24. &. 224. 


Verordnung über den Gubhaftationgs und Kaufgelder: eiquibationd- 
Proceß vom 4. März 1834. $. 11., Geſetz⸗ N I — 
„Merhö fie Cabinetsorder vom 23. September 1835, dose des Rechts: 
serhältniffes der Eigenthümer von Stromfahrzeugen zu den Füh— 
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rern berfelben, — en Sciffsführer zu den —— Ge⸗ 
F tz⸗ Sammlung ©. 222.. 2. 22.0. ©. 398. 
Allerhöchſte eg vom 31. December 1836, — ei 
trieb im Umherziehen und das desfallfige Negulativ vom 4. Decem⸗ 
_ ber 1836 betreffend, Gefeg-Sammlung 1837 &,13. 7 39. ©. 404. 
Verordnung ea de Einführung eines gleichmäßigen Verfahrens bei der 
Inſinuation der richterlichen Erfenntniffe und bei Einlegung der 
Rechtsmittel vom 5. Mai 1838. $. 10,, Orfen Sammlung © an 
4 l 
Deelaration der Verordnung vom 14. December 1833 über vi“ Rechtes 
mittel der Reviſion und der ESG RAINER, vom 6. April 


1839, Gefeg- Sammlung ©. 126., Art. 7 M 27. ©. 256. 
M 29. ©. 274, 
Defielben Geſetzes Art. 6-10, 18, eK 40. ©, 412. 


Snftruetion vom 7. April 1839 zur Ausführung der Verordnung über 
das Rechtsmittel der Reviſion und der a vom 


14. December 1833 5 28., Gefer + Sammlung ©. 1 
N 9° ©. 274. 


# A 40. ©. 412. 


Gedruckt bei Trowitzſch und Sohn. 


Druckfehler. 


Seite A Zeile 10 v. u. lieg: ibi ſtatt sibi. 


‚, ai 
: 23 
s 117 
» 163 
» 249 
-» 270 


n 


⸗ 


8 %“ “ “ “ 


11 v. u. = Pflichttbeil ftatt Pflichtheil. 

59.9 s Gegenleiftungen flatt Gegenleiftung. 

8». u. =  qgureichenden ftatt zureichenden. 

8 v. u. s Merdel fatt Merkel. 

1v.u » 9, Detober ſtatt 8 Detober. 

9u.100.u.: dem Accept, damit daffelbe Wirkung 
erlange, das Indoffo ꝛc. ſtatt: das Ae⸗ 
cept, um Wirkung zu erlangen, dem 
Indoſſo x. 

8 v. o.⸗ auch nicht einmal ſtatt auch einmal. 

120.0. = mas flatt welcher. 

16 u. 17. v. u. lies: Rechnungslegung flatt Red: 

unngslegung. 
11 v. u. lies Weftphalen ſtatt Weſtpalen. 
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